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Schulzig in das Merkeljahr

Im O-Ton der ZDF-Sendung "Was nun?" vom 12.01.2018 um 19:30 Uhr sagte
Martin Schulz auf die Frage, ob seine Aussage noch stimme, "dass er
nicht in ein Kabinett von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) eintreten
werde: ,Frau Merkel hat auch mal sehr eindeutig gesagt, die SPD ist
auf lange Zeit nicht regierungsfähig.'" - Schulz habe nach der
Bundestagswahl gesagt: "In eine Regierung von Angela Merkel werde ich
nicht eintreten." (Quelle: dpa)

Offensichtlich von der Überraschung geritten, hat der so im Übermaß
hochgejubelte Ex-Europaparlamentarier und derzeitige SPD-Vorsitzende
Martin Schulz geradezu dramatisch vor aller Öffentlichkeit einen
mithin für einen Politiker unnötigen und ausschließlich situativ
bedingten Fast-Schwur getan.

Kann sich in diesen Zeiten denn nicht ein Mensch besser für die
Aufgabe, entgegen aller seiner vorangegangenen Behauptungen nämlich,
für den Posten gerade eines Außenministers der Bundesrepublik
Deutschland empfehlen?

Opportunität in Wort und Tat sind ohnehin jene Handwerkszeuge und
Grundtugenden, auf die ein Politiker schwerlich verzichten kann,
sollte er sich tatsächlich einmal auf den Weg in die Hauptstadt Berlin
machen. Sich nun darüber erheben zu wollen, dürfte bigott und anmaßend
sein, denn es sind keine Minderheiten, von denen er gefeiert und
gewählt wurde und im Zweifelsfalle auch wieder verstoßen wird. Folgt
nicht der Politiker hingegen dann nur noch konsequent den
ausgetretenen Pfaden und vorgeschriebenen Wegen, die ihm im Licht der
Gewohnheiten und des Vertrauten als sicher und erfolgreich erscheinen,
während die Präferenzen des Bewährten und Üblichen sich im Kalender
der Wiederholungen schlußendlich verlieren und auflösen?

Mithin gestützt von ihren politischen Vorgängern und getrieben von
ihren politischen Nachfolgern herrscht doch, aufs kürzeste formuliert,
deshalb weiter wenigstens Ruhe im Land.

Ihre Schattenblick-Redaktion


9. Februar 2018
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MESSE/631: Jury nennt Kandidaten für den Preis der Leipziger Buchmesse (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 8. Februar 2018

Die Nominierten sind.

Jury nennt Kandidaten für den Preis der Leipziger Buchmesse 



Der Countdown beginnt: In fünf Wochen, am 15. März, stehen die Gewinner des
Preises der Leipziger Buchmesse 2018 auf der Bühne in der Glashalle.
Insgesamt 16 Nominierte mit 15 Werken dürfen in den Kategorien
Belletristik, Übersetzung und Sachbuch/Essayistik auf eine der
renommiertesten Auszeichnungen im deutschsprachigen Raum hoffen. Folgende
15 preisverdächtigen Werke hat die Jury des Preises der Leipziger Buchmesse
2018 unter der Leitung von Kristina
Maidt-Zinke aus den 403 Einreichungen ausgewählt:

Nominierte in der Kategorie Belletristik




	Isabel Fargo Cole: "Die grüne Grenze" (Edition Nautilus)

	Anja Kampmann: "Wie hoch die Wasser steigen" (Carl Hanser Verlag)

	Esther Kinsky: "Hain: Geländeroman" (Suhrkamp)

	Georg Klein: "Miakro" (Rowohlt)

	Matthias Senkel: "Dunkle Zahlen" (Matthes & Seitz)



Nominierte in der Kategorie Sachbuch/Essayistik




	Martin Geck: "Beethoven. Der Schöpfer und sein Universum" (Siedler Verlag)

	Gerd Koenen: "Die Farbe Rot. Ursprünge und Geschichte des Kommunismus" (C. H. Beck)

	Andreas Reckwitz: "Die Gesellschaft der Singularitäten. Zum Strukturwandel der Moderne" (Suhrkamp)

	Bernd Roeck: "Der Morgen der Welt. Geschichte der Renaissance" (Historische Bibliothek der Gerda Henkel Stiftung, C. H. Beck)

	Karl Schlögel: "Das sowjetische Jahrhundert. Archäologie einer untergegangenen Welt" (Edition der Carl Friedrich von Siemens Stiftung, C. H. Beck)



Nominierte in der Kategorie Übersetzung




	Robin Detje: übersetzte aus dem amerikanischen Englisch "Buch der Zahlen" von Joshua Cohen (Schöffling)

	Olga Radetzkaja: übersetzte aus dem Russischen "Sentimentale Reise" von Viktor Schklowskij (Die Andere Bibliothek)

	Sabine Stöhr und Juri Durkot: übersetzten aus dem Ukrainischen "Internat" von Serhij Zhadan (Suhrkamp)

	Michael Walter: übersetzte aus dem Englischen die "Werksausgabe" in drei Bänden von Laurence Sterne (Galiani)

	Ernest Wichner: übersetzte aus dem Rumänischen "Oxenberg und Bernstein" von Catalin Mihuleac (Paul Zsolnay Verlag)



Onlineangebote zum Preis der Leipziger Buchmesse

Der Preis der Leipziger Buchmesse wird am 15. März 2018 um 16 Uhr in der
Glashalle vergeben. Die Preisverleihung kann im Livestream verfolgt werden
unter:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

Die Nominierten vorab erleben



Bereits vor Beginn der Leipziger Buchmesse freuen sich die Nominierten auf
Begegnungen mit ihren Lesern. Die fünf Kandidaten für den Preis der
Leipziger Buchmesse in der Kategorie Übersetzung stellen sich am 1. März im
Literarischen Colloqium Berlin dem Publikum vor. Bereits am 2. März folgen
die nominierten Autoren in der Kategorie Sachbuch dem Ruf des Literarischen
Colloqiums. Ebenfalls am 2. März präsentiert die Leipziger Buchmesse in
Kooperation mit MDR Kultur und Deutschlandradio in der Alten Handelsbörse
in Leipzig die fünf Belletristik-Nominierten, die am 3. März auch im
Literaturhaus Halle/Saale, am 8. März im Literaturhaus Hamburg
sowie am 13. März im Literaturhaus München zu Gast sind.


Über den Preis der Leipziger Buchmesse

Der mit insgesamt 60.000 Euro dotierte Preis der Leipziger Buchmesse ehrt
seit 2005 herausragende deutschsprachige Neuerscheinungen und Übersetzungen
in den Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und Übersetzung. Der
Freistaat Sachsen und die Stadt Leipzig unterstützen den Preis der
Leipziger Buchmesse. Partner des Preises ist das Literarische
Colloquium Berlin. Unter dem Vorsitz von Kristina Maidt-Zinke entscheiden
die Jury-Mitglieder Maike Albath, Alexander Cammann, Gregor Dotzauer,
Burkhard Müller, Jutta Person und Wiebke Porombka über die Vergabe des
Preises der Leipziger Buchmesse 2018.




Leipziger Buchmesse im Internet:

http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet:

http://www.leipziger-messe.de

Die Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

https://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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AUSSTELLUNG/4391: Bonn - "Fritz Müllers Schriftwechsel in Blumenau, Brasilien", bis 04.03.2018


idw - Pressemitteilung: Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig

Eröffnung Sonderausstellung "Fritz Müllers Schriftwechsel in Blumenau, Brasilien"



Gestern eröffnete das Zoologische Forschungsmuseum Alexander-Koenig
(ZFMK) - Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere in Bonn die
Sonderausstellung "Fritz Müllers Schriftwechsel in Blumenau,
Brasilien". Der gebürtige Thüringer wählte einen einzigartigen
Lebensweg. Nach seinem Medizinstudium wanderte er 1852 nach Blumenau
in Südbrasilien aus und war einer der ersten Siedler am bewaldeten
Flusslauf des Itajaí, Santa Catarina. Durch Korrespondenz hielt er
Kontakt mit der internationalen wissenschaftlichen Gemeinschaft.

Müller testete Darwins Theorie der natürlichen Selektion, indem er die
Vielfalt an Pflanzen und Tieren seiner Wahlheimat untersuchte und
seine Ergebnisse publizierte. Später rühmte Charles Darwin Müllers
Beobachtungsgabe und sein analytisches Verständnis.

In der Sonderausstellung werden erstmals Korrespondenzkarten von 15
Wissenschaftlern - jenseits von Darwin - an Fritz Müller aus dem
Historischen Archiv Blumenau gezeigt. Zusätzlich werden detaillierte
Informationen zu den Adressaten geboten.

Diverse Originale aus den Sammlungen des Museums Koenig illustrieren
die Ergebnisse der Veröffentlichungen Fritz Müllers. Außerdem sind
Korrespondenzkarten als Faksimiles zu sehen.

"Sehr häufig, man kann sagen, fast täglich schrieb Fritz Müller nachts
beim Licht einer Öllampe mit Federn und Tinte seinem Bruder von einem
Ende der Welt an das andere" erklärte Dr. Katharina Schmidt-Loske,
Leiterin des Biohistoricums am Museum Koenig und Kuratorin der
Ausstellung. Heute ist diese Leistung in einer Zeit der schnellen
Kommunikation über SMS und What'sApp kaum mehr vorstellbar. "Die Dauer
der Zustellung einer Karte dauerte vier Wochen, die Rückantwort noch
einmal genauso lange", erläuterte Ana Maria Moares, Bakkalaureus für
Geschichte - FURB (Blumenau SC) - Forscherin und Historikerin am
historischen Institut Blumenau SC. Moares war extra für die Eröffnung
der Ausstellung nach Bonn gereist. Der erhaltene Schriftwechsel und
seine Werke dokumentieren, wie Fritz Müller innerhalb der politischen,
philosophischen, theologischen und naturwissenschaftlichen Debatten
die damals umstrittene Evolutionstheorie stützte.

Fritz Müller ist heute am meisten durch die Beschreibung des nach ihm
benannten Phänomens der Müllerschen Mimikry im Jahre 1897 bekannt",
fährt Schmidt-Loske fort. Aus diesem Grund wird in der Ausstellung
sein Werk "Bemerkenswerthe Fälle erworbener Aehnlichkeit bei
Schmetterlingen" -Separat-Abdruck aus "Kosmos" X, 1881 - gezeigt.
Originale aus den Sammlungen des Museums Koenig illustrieren die
Ergebnisse der Veröffentlichung.

Doch lässt sich Fritz Müller nicht allein auf die wissenschaftliche
Erkenntnis der Mimikry reduzieren. Vielmehr hat er vor allem als
ausgezeichneter Beobachter im schriftlichen Kontakt mit diversen
anderen Wissenschaftlern den Erkenntnisgewinn in der Biologie
gefördert. Mehr als 400 Publikationen waren die Folge. In seinem Buch
"Für Darwin" (1864) führt Fritz Müller die damals von Haeckel als
These postulierte Rekapitulation weiterführender als Haeckel aus.
Haeckel hat als deutscher Mediziner, Zoologe, Philosoph und Freidenker
die Ideen von Charles Darwin zu einer speziellen Abstammungslehre
ausgebaut. Heute ist die Rekapitulation als Grundregel
der Biologie anerkannt. Darwins Werk "The Origin of Species" war fünf
Jahre zuvor veröffentlicht worden.

"Die Ausstellung des Biohistoricums, das ein Alleinstellungsmerkmal
des Museums Koenig darstellt, zeigt, dass diese Literatur ihren
wissenschaftlichen Stellenwert nicht verliert" erläutert Prof. Dr.
Wolfgang Wägele, Direktor des ZFMK. Von daher ist es unumgänglich,
diese entscheidenden Erkenntnisse in der Geschichte der Biologie auch
der Öffentlichkeit zu präsentieren.

Die Sonderausstellung ist ein Ergebnis der lebendigen Kooperation
zwischen dem Historischen Archiv Blumenau und dem Biohistoricum am
ZFMK. Sie ist bis zum bis 04.03.2018 im Festsaal des Museums Koenig zu
den üblichen Öffnungszeiten zu sehen. Es wird kein gesonderter
Eintritt erhoben.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution150

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig, Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere, Sabine Heine, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2350: Trier - Digitale Transformation in der Hochschulbildung, 20.02.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Trier

Digitale Transformation in der Hochschulbildung



Eine Tagung an der Universität Trier stößt eine ressortübergreifende
Diskussion und Konzepte zur Digitalisierung in der Hochschulbuldung
an.

Digitalisierung verändert die Gesellschaft und das Zusammenleben in
vielerlei Hinsicht. An den Hochschulen arbeiten Akteure und Bereiche
oft isoliert an Konzepten zum Umgang mit der Digitalisierung und
daraus resultierenden Transformationsprozessen. Eine Tagung an der
Universität Trier will nun den Dialog zwischen Hochschul-Einheiten und
Akteuren anstoßen und das Verständnis für die Belange und Konzepte des
digitalen Wandels in den Hochschulen fördern.

Bei der Tagung "Digitale Transformation in der Hochschulbildung - 
E-Learning meets Bibliothek, Rechenzentrum und Co." werden in Form von
Keynotes und einer Podiumsdiskussion Konzepte, Erfahrungen und
Diskussionsstränge der digitalen Transformation an Hochschulen
aufgezeigt. Am Nachmittag finden praxisorientierte Tracks zu den drei
Themenfeldern "Digitale Materialien & OER (Open Educational
Resources)", "Lernort Hochschule" und "Digitale Schlüsselkompetenzen"
statt.

Die Tagung wendet sich an alle, die sich für das Thema Digitalisierung
in der Hochschulbildung interessieren und den aktuellen Prozess der
Transformation reflektieren, mit Experten diskutieren oder auch
mitgestalten möchten. Angesprochen sind Interessierte aus allen
Bereichen der Universitäten und Hochschulen.

Tagung: "Digitale Transformation in der Hochschulbildung - E-Learning
meets Bibliothek, Rechenzentrum und Co."

Dienstag, 20. Februar 2018; 9.30-17.00 Uhr

Universität Trier, Campus II (Behringstraße 21), Raum K101

Die Teilnahme ist kostenfrei

Zum Programm und zur Anmeldung: www.digital-transformation-rlp.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, Peter Kuntz, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1100: Kassel - Besichtigung des Stadtarchivs am 2. März 2018


Besichtigung des Stadtarchivs am 2. März



Zu einer Besichtigung des Stadtarchivs in der Wildemannsgasse 1 lädt
das städtische Referat für Altenhilfe interessierte Seniorinnen und
Senioren ein. Der Termin findet am Freitag, 2. März, 10 Uhr, statt.
Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl wird um Anmeldung ab Freitag, 16.
Februar, beim Seniorenbeirat gebeten. Montags und freitags zwischen
9.30 Uhr und 12 Uhr unter der Telefonnummer 0561/787-5100, außerhalb
dieser Zeiten unter 0561/787-5024, oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MELDUNG/174: Koalitionsvertrag "menschenrechtlich sehr durchwachsen"


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

Kein klares Signal für Vorrang von Menschenrechten -
Koalitionsvertrag "menschenrechtlich sehr durchwachsen" - Bekenntnis
zur Förderung von Religionsfreiheit, indigenen Rechten und Kampf
gegen Straflosigkeit begrüßt



Göttingen, den 9. Februar 2018 - Als "menschenrechtlich sehr
durchwachsen" hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) den
Koalitionsvertrag von SPD und CDU bezeichnet. "Wir vermissen, dass
Menschenrechte zur Leitlinie deutscher Außenpolitik erklärt werden",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen,
"stattdessen wird deutlich signalisiert, dass Wirtschaftsinteressen
vorgehen. Das wird in Fragen von Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien
ganz deutlich. Da wird das in den Sondierungsgesprächen vereinbarte
Verbot, dem Königreich Patrouillenboote zu liefern, verwässert. Auch
fehlt es im neuen Koalitionsvertrag an einem klaren Bekenntnis zur
Schutzverantwortung für Opfer von Völkermord und Verbrechen gegen
Menschlichkeit, das in der vorherigen Vereinbarung noch enthalten
war. Große menschenrechtliche Krisen wie das Drama der Rohingya in
Burma oder der Flüchtlingskatastrophe im Südsudan werden ignoriert."

Den Plan der Koalitionspartner, die politische "Stabilisierung"
Ägyptens zu fördern, hält die GfbV für einen fatalen Irrweg. "Ägypten
ist eine Diktatur. Da gibt es nichts zu stabilisieren, wenn
Menschenrechten nur halbwegs Bedeutung beigemessen wird. Dieser
Koalitionsvertrag liest sich wie ein Bekenntnis zur Abwehr von
Flüchtlingen", kritisierte Delius. "Für Opfer verfolgter ethnischer
und religiöser Minderheiten wird es schwieriger werden, in
Deutschland Schutz zu finden."

"Positiv ist das Engagement für weltweite Glaubensfreiheit, das mit
der Ernennung eines Beauftragten für Religionsfreiheit unterstrichen
wird. Außerdem begrüßen wir es, dass Deutschland nach Jahren der
Blockade nun endlich mit der Ratifizierung der ILO-Konvention 169 die
Rechte indigener Völker stärken will", sagte der Menschenrechtler.
Erfreulich sei auch, dass der Kampf gegen Straflosigkeit gefördert
und der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) verstärkt unterstützt
werden soll. "Gerade beim Bekenntnis zur Stärkung dieses Gerichts
darf es nicht bei leeren Willensbekundungen bleiben, sondern wir
erwarten mehr Engagement Deutschlands für eine bessere Finanzierung
der Anklagebehörde des IStGH. Wenn sie in dem weltweiten Kampf gegen
Straflosigkeit punkten will, dann braucht sie mehr Kapazität, um
glaubwürdig ermitteln zu können."

Zwar wird der Anspruch auf einen nicht-ständigen Sitz Deutschlands im
Weltsicherheitsrat bekräftigt, doch der Koalitionsvertrag bietet
wenig zu den weltpolitisch bedeutsamen Themen wie der Rolle Chinas,
dem Streit um die Expansion der Volksrepublik in Ostasien und der
Bedeutung Indiens. China sei kein Garant für "Stabilität, sondern für
Friedhofsruhe", sagte Delius. "Nur mit einem Satz wird Indien
erwähnt, ohne auf die zuvor so sehr hervorgehobene Frage des Schutzes
religiöser Minderheiten einzugehen. So bleibt der Koalitionsvertrag
Stückwerk, um den Wählerinnen und Wählern zu gefallen. Aber es fehlt
an überzeugenden Konzepten und Glaubwürdigkeit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/168: 7 Gründe warum die GroKo ein sicherheitspolitischer Albtraum wird


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, 9. Februar 2018

7 Gründe warum die GroKo ein sicherheitspolitischer Albtraum wird



Der Entwurf des Koalitionsvertrags zwischen CDU/CSU und SPD offenbart eine
massive Aufrüstung und Militarisierung. Die "Deutsche Friedensgesellschaft -
 Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen" (DFG-VK) kritisiert, dass der Vertrag
Militär zum zentralen Mittel der Außen- und Sicherheitspolitik macht - die
Friedensorganisation beleuchtet dazu sieben Punkte des Koalitionsvertrags.

Rüstungsexporte: Neue Rekorde absehbar



Der Export von Kleinwaffen (Gewehre und Pistolen) ist in der letzten Großen
Koalition um 47 Prozent gestiegen, deutsche Waffenexporte an die besonders
problematischen Drittländer - also an nicht EU- oder NATO-Staaten - wurden
massiv auf über 60 Prozent ausgeweitet. Tödliche Exporte, deren dramatische
Folgen gerade deutlich beim Vorgehen der türkischen Armee gegen die Kurden
in Nordsyrien mit von Deutschland gelieferten "Leopard 2"-Kampfpanzern zu
sehen sind, werden nicht dauerhaft unterbunden. Stattdessen sollen sogar
noch Altaufträge an aktuelle Kriegsparteien wie Saudi-Arabien und weitere
Staaten, die Krieg gegen den Jemen führen, umgesetzt werden.
Rüstungsexperte und DFG-VK-Sprecher Jürgen Grässlin ist empört: "Mit diesem
Koalitionsvertrag hat die Große Koalition von CDU, CSU und SPD die Chance
verspielt, einen Richtungswechsel in der deutschen Rüstungsexportpolitik
einzuleiten." Für den Koalitionsvertrag findet er deutliche Worte: "Wird
dieser Vertrag umgesetzt, dann schreitet das Massenmorden mit deutschen
Kriegswaffen auf den Schlachtfeldern der Welt nahezu ungebremst voran." Als
Mitglied des Trägerkreises der Kampagne "Aktion Aufschrei - Stoppt den
Waffenhandel" fordert die DFG-VK ein im Grundgesetz festzuschreibendes
Verbot aller Waffenexporte.

Auslandseinsätze: Teure Kriegseinsätze ohne Ziel



Die Bundeswehr-Einsätze in Mali und Afghanistan sollen laut
Koalitionsvertrag fortgeführt werden, die Mission im Nord-Irak wird sogar
als erfolgreich betitelt - dabei steht zwar die Terror-Organisation
"Islamischer Staat" aktuell kurz vor dem Kollaps, dafür hat sich der Krieg
zwischen anderen Konfliktparteien aber intensiviert. Dazu der
DFG-VK-Bundessprecher Thomas Carl Schwoerer: "Der Krieg gegen den Terror
ist gescheitert und führt nur zu einem Fortgang der Spirale der Gewalt."
Ein nachhaltiger Frieden sei militärisch nirgendwo zu erzielen: "Zwar
wollen die Koalitionsparteien auch für zivile Konfliktlösung und
Entwicklungszusammenarbeit mehr Geld ausgeben, im Vergleich zu den
Milliarden für das Militär ist das aber nur ein Tropfen auf den heißen
Stein", so Schwoerer. Das geistlose Paradigma des militärischen Vorgehens
werde in dem Vertrag manifestiert.

Aufrüstung: Immer mehr Geld fürs Militär



Das von der NATO geforderte Militärbudget von zwei Prozent des
BruttoInlandsProdukts wollen die Koalitionäre erfüllen: "Das heißt für
Deutschland nahezu eine Verdoppelung der Militärausgaben", so
DFG-VK-Bundessprecherin Katharina Müller. Bereits heute seien die
Verteidigungsausgaben mit über 37 Milliarden Euro der zweitgrößte
Einzelposten im Bundeshaushalt: "Während im Sozialen- und im
Bildungsbereich seit Jahren gespart wird, darf sich das Militär über immer
neue Milliarden freuen und weiß gar nicht mehr wohin mit dem Geld", so
Müller. Die Steigerung des Militäretats bedeute zudem eine heimliche
Subventionierung der Rüstungsindusindustrie.

Drohnen: Ein Schritt zur Bewaffnung



Im Rahmen der "Europäischen Verteidigungsunion" möchten die Koalitionäre
die Entwicklung einer möglicherweise bewaffnungsfähigen "Euro-Drohne"
fortsetzen. Als "Übergangslösung" sollen nicht-bewaffnete Drohnen des Typs
"Heron TP" geleast werden, deren nachträgliche Bewaffnung nur "nach
ausführlicher völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethischer
Würdigung" des Einsatzes dieses umstrittenen Waffensystems durch den
Bundestag bewilligt werden darf. "Durch eine Verfügbarkeit von
Killerdrohnen wäre die Hemmschwelle zum Töten und damit in Konflikte
einzutreten gesenkt", erklärt dazu Elsa Rassbach, Vertreterin der AG
Kampfdrohnen in der DFG-VK: "Eine Beschaffung von bewaffnungsfähigen Heron
TP Drohnen vor der erforderlichen grundsätzlichen Prüfung durch den
Bundestag wäre unsinnig und verschwenderisch." Sie fügt hinzu, dass die
nochmals im Koalitionsvertrag von 2018 bestätigte "kategorische" Ablehnung
von völkerrechtswidrigen Drohnen-Tötungen "konsequent zur sofortigen
Beendigung und zur juristischen Verfolgung jeder Beihilfe dabei im
deutschen Hoheitsgebiet führen muss. Fluchtursachen bekämpfen heißt
Drohnenkrieg bekämpfen", so Rassbach.

Rekrutierung: Weiter Minderjährige an Waffen



2017 hat die Bundeswehr 2.128 Minderjährige an der Waffe ausgebildet. Die
Zahl der 17-Jährigen bei der Bundeswehr hat sich damit ab 2011 mehr als
verdreifacht - mittlerweile sind etwa zehn Prozent der jährlichen neuen
Soldatinnen und Soldaten minderjährig. Obwohl sich die
SPD-Bundestagsfraktion in einem Positionspapier im Juni 2017 für das
"Straight 18"-Ziel - also die ausschließliche Ausbildung Volljähriger an
Waffen bei der Bundeswehr - ausgesprochen hat, fehlt das Thema im
Koalitionsvertrag komplett. Dazu Michael Schulze von Glaßer, der politische
Geschäftsführer der DFG-VK: "Bereits 2014 haben die Vereinten Nationen von
der Bundesregierung eine Änderung der Rekrutierungspraxis und ein Ende der
auf Kinder und Jugendliche abzielenden Armee-Werbung gefordert - die
Koalitionäre ignorieren das Thema einfach und treten damit die Kinderrechte
und die internationalen Standards mit Füßen." Als Teil des "Deutschen
Bündnis Kindersoldaten" hat die DFG-VK im vergangenen Jahr über 30.000
Protest-Unterschriften für "unter 18 nie" an Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen übergeben.

Atomwaffen: Floskeln statt Atomwaffenverbot



Als "enttäuschend" bezeichnet Roland Blach, Landesgeschäftsführer der
DFG-VK Baden-Württemberg, die Formulierungen zum Thema
"Massenvernichtungswaffen" im Entwurf des Koalitionsvertrags: "Die Passagen
sind ein Inbegriff von Mutlosigkeit und absolut rückwärtsgewandt", so
Blach, der die Kampagne "Büchel ist überall - atomwaffenfrei jetzt"
betreut. In dem Papier sei mit keinem Wort der im vergangenen Jahr bei der
Vereinten Nationen beschlossene Atomwaffen-Verbotsvertrag genannt: "CDU,
CSU und SPD weigern sich weiterhin den Vertrag zu unterzeichnen und auch
der Abzug der letzten US-Atomwaffen aus dem rheinland-pfälzischen Büchel
wurde auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben." Statt offen Kritik an der
neuen Atompolitik des US-Präsidenten Donald Trump zu äußern schieben die
Koalitionäre Russland den schwarzen Peter zu: "So wird dem Wettrüsten Tür
und Tor geöffnet", bemängelt Blach. Auch wenn andere Staaten weiter an
Atomwaffen festhalten würde, könnte Deutschland den wichtigen Schritt gehen
und sich für eine atomwaffenfreie Welt aussprechen und einsetzen.

PESCO: Auf dem Weg zur EU-Armee



Mit den schönen Worten "Friedenssicherung, Entspannung und zivile
Krisenprävention" wird im Koalitionsvertrag der Auf- und Ausbau des
EU-Militärbündnisses PESCO (Permanent Structured Cooperation) beschrieben.
Dabei stehe das neue Bündnis für etwas ganz Anderes: "Die Armeen in der EU
werden vereinheitlicht um europäische Interessen in Zukunft auch weltweit
mit Waffengewalt durchsetzen zu können", erklärt Ralf Buchterkirchen,
DFG-VK-Bundessprecher, zum entsprechenden Abschnitt des Koalitionsvertrags.
Es gehe darum die Streitkräfte in der EU zu einer "Weltpolizei" nach
Vorbild der US-Armee umzubauen: "Und zu was das führt kann man im Nahen-
und Mittleren-Osten sehen, der immer wieder durch ausländische
Militärinterventionen destabilisiert wird", so Buchterkirchen.

Insgesamt zeigt sich die DFG-VK ob des neuen Koalitionsvertrags besorgt:
Eine friedlichere Welt wird es mit dieser Bundesregierung nicht geben -
ganz im Gegenteil.

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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ATTAC/1882: Apple gegen Attac - Steuertrickser will Kritiker mundtot machen


Attac Deutschland - Presseankündigung

Paris/Frankfurt am Main, 9. Februar 2018

Apple gegen Attac: Steuertrickser will Kritiker mundtot machen

Prozess beginnt Montag in Paris / Konzern schuldet Allgemeinheit 13
Milliarden



Kundgebung:

Montag, 12. Februar, 12.15 Uhr

Place Louis Lépine (gegenüber dem TGI), Paris

Prozess:

Montag, 12. Februar, 13.30 Uhr

Tribunal de Grande Instance (TGI),

4 Boulevard du Palais, Paris

Statt endlich angemessen Steuern zu zahlen, zieht Apple gegen Attac vor
Gericht. Am Montag beginnt in Frankreich ein Prozess, mit dem der
Steuertrickser-Konzern sich seine Kritiker vom Leib halten will. In
einem Eilverfahren vor dem Pariser Landgericht (Tribunal de Grande
Instance) will Apple ein dreijähriges Hausverbot für Attac-Aktive in
Frankreich durchsetzen. Bei Zuwiderhandlung soll Attac Frankreich
150.000 Euro bezahlen.

Dazu sagt Dominique Plihon, Sprecher von Attac Frankreich: "Diese Klage
zielt darauf ab, Attac mundtot zu machen und uns daran zu hindern,
Apples Steuertricks öffentlich anzuprangern. Unsere Aktionen, bei denen
wir offen unsere Gesichter zeigen, sind gewaltfrei und laufen ohne
jegliche Sachbeschädigung ab. Dennoch wirft uns der Konzern
wahrheitswidrig ?Vandalismus? und ?Verletzung der Sicherheit? vor, um
weitere Aufsehen erregende Aktionen zu verhindern."

Mit der Forderung "Apple paye tes impôts!" (Apple, bezahl deine Steuern)
besetzten Attac-Aktive am 2. Dezember symbolisch einen Apple-Store an
der Oper in Paris. Die Globalisierungskritikerinnen und -kritiker
bemalten die Schaufenster mit abwaschbarer Farbe, tanzten Polonaise zur
Musik einer Blaskapelle und hielten Plakate hoch. Einige ketteten sich
im Ladeninneren an ein Geländer und hängten ein Banner auf mit der
Ankündigung "On arrêtera quand Apple paiera!" (Wir werden aufhören, wenn
Apple bezahlt). Weder kamen Menschen zu Schaden, noch gab es
Sachbeschädigungen.

Attac fordert europaweite Gesamtkonzernsteuer



Die Aktion war Teil einer europaweiten Kampagne, mit der sich Attac sich
gegen Steuertricks multinationaler Konzerne und für eine
Gesamtkonzernsteuer engagiert. Im Zentrum der Aktivitäten stehen
Digitalunternehmen wie Apple, Amazon und SAP.

In Folge eines geheimen Deals mit der irischen Regierung hat Apple von
2003 bis 2014 13 Milliarden Euro zu wenig Steuern bezahlt. 2016 forderte
die EU-Kommission Irland auf, das Geld von Apple zurückzufordern. Doch
Irland und Apple sperren sich gegen diese Entscheidung. Um Sanktionen zu
vermeiden, hat die irische Regierung lediglich angekündigt, die 13
Milliarden auf ein Treuhandkonto einzutreiben, bis über ihren
Widerspruch entschieden ist.

Attac fordert Mindeststeuersätze und eine Gesamtkonzernsteuer in der EU.
Bei dieser müssen transnationale Unternehmen eine einheitliche Bilanz
vorlegen, so dass die Gewinne den Staaten zugeordnet und entsprechend
besteuert werden können. Eine starke EU-weite Gesamtkonzernsteuer würde
Steuertricks à la Apple durch Gewinnverschiebung in Steueroasen wie
Irland effektiv verhindern.



Attac-Kampagne "Steuertricks stoppen - Gesamtkonzernsteuer jetzt":

www.attac.de/steuertricks

 * 
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STANDPUNKT/237: Jean Ziegler in Frankfurt - Der Weg entsteht im Gehen (medico international)


medico international - 7. Februar 2018

Jean Ziegler in Frankfurt

Der Weg entsteht im Gehen

Von Katja Maurer



Die medico Veranstaltungen mit Jean Ziegler offenbarten seine Haltung
und Welterfahrung. Das war ein lehrreiches Stück politischer und linker
Geschichte.

Der Schweizer Soziologe Jean Ziegler ist eine lebende Ikone der
globalisierungskritischen Bewegung. Mit ihm eine Veranstaltung zu machen
ist per se eine Garantie für ein volles Haus. Medico international ist
schon lange freundschaftlich mit Jean Ziegler verbunden. Aber erst jetzt,
anlässlich des 50jährigen Jubiläums von medico international klappte es im
Verbund mit der Politik-Professorin Uta Ruppert von der Frankfurter
Universität und dem entwicklungspolitischen Netzwerk Hessens.

Das Casino der Universität Frankfurt platzte mit über 500 Besucher_innen
aus allen Nähten. Viele kamen nicht mehr hinein. Und wer vorher dachte,
Jean Ziegler kenne ich schon zu genüge, der hat dann doch etwas verpasst.
Denn Ziegler spaziert wie ein Seiltänzer mit schlafwandlerischer Sicherheit
auf dem "schmalen Grat der Hoffnung", wie sein jüngstes Buch heißt. Er
stürzt nicht ab in revolutionär-pathetischen Kitsch, nur um billigen
Applaus aus dem Publikum zu bekommen, und er betet die Lage auch nicht
gesund, nur um politische Handlungsfähigkeit zu beweisen. Das ist in der
heutigen politischen Kultur durchaus eine Seltenheit. Hinzu kommt natürlich
Weltoffenheit, Witz und Selbstironie. Vielleicht muss man dafür aus der
Schweiz stammen, schon der Dialekt macht die eigene Provinzialität bewusst.
Die UNO liegt am Boden

Im Gespräch mit medico-Geschäftsführer Thomas Gebauer offenbarte sich aber
vor allen Dingen Zieglers Haltung und Welterfahrung und das war ein
lehrreiches Stück politischer und linker Geschichte. Angefangen bei den gar
nicht linken Churchill und Roosevelt. Ziegler erinnerte an eine Begegnung
beider im Jahr 1941, bei der die Idee der UNO geboren wurde. Beide
Politiker, geprägt vom Kampf gegen den deutschen Faschismus, wollten eine
Weltorganisation schaffen, die Menschenrechtsverletzungen, wie die
Nazideutschlands künftig verhindern oder zumindest rechtzeitig einschreiten
könnten. Ziegler verwies darauf, dass die beiden sich um die Frage des
Vetorechts stritten. Während Roosevelt in Zieglers Darstellung überzeugt
von 'Ein Staat - Eine Stimme' gewesen sei, habe Churchill mit Verweis
darauf, dass die Nazis demokratisch gewählt wurden, für einen
Sicherheitsrat und Vetorecht plädiert. Damals eine verständliche
Einschränkung.

Heute jedoch sei der Sicherheitsrat und das Veto-Recht der Grund, warum
"die UNO am Boden liegt". Die Krise im Jemen - hier ist Ziegler Teil einer
UNO-Sonderkommission -, der syrische Krieg mit seinen internationalen
Akteuren und viele andere Konfliktherde, die heute den Weltfrieden
bedrohten, bräuchten dringend die UNO in der ursprünglich von Roosevelt und
Churchill angedachten Rolle. Das aber gehe nur ohne Vetorecht. Ziegler, der
seit Jahren für die UNO in verschiedenen Rollen tätig ist, erinnerte an
einen recht ausgearbeiteten Plan des ehemaligen UNO-Generalsekretärs Kofi
Annan, der die Abschaffung des Vetorechts bereits vorsah. Der müsse heute
wieder aus der Schublade geholt werden. Falls wir wieder einen 
SPD-Außenminister bekommen, wäre es doch eine gute Aufgabe, sich für die
Abschaffung des Veto-Rechts einzusetzen, statt selber Großmachtstatus im
Sicherheitsrat zu reklamieren wie vor Jahren der damalige Außenminister
Steinmeier.

Die planetarische Zivilgesellschaft



Gegen die mörderische Struktur, von der Ziegler in all seinen Büchern nicht
müde wird zu sprechen, könne nur ein neues Subjekt - die "planetarische
Zivilgesellschaft" durchbrochen werden. Dazu müsse man die menschliche
Identität gegen den neoliberalen Panzer freilegen. Diese bestehe in dem
Satz: "Die Unmenschlichkeit zerstört die Menschlichkeit in mir." Solche
Zitate beherrscht Jean Ziegler aus dem ff und sie kommen immer zum
richtigen Zeitpunkt. Hier noch ein paar davon. Der Linken fehle heutzutage
der Zorn. Dann zitiert er Sartre, mit dem er befreundet war. Um die
Menschen zu lieben, habe der gesagt, müsse man das sehr hassen, was sie
unterdrückt. Der Existenzialist in Ziegler sagt auch: Mein Leben hat einen
Sinn. Den, den ich ihm gebe.

Auf Thomas Gebauers Frage, wie er es geschafft habe beim Marsch durch die
Institutionen trotzdem bei der ihm eignen Art der Radikalität zu bleiben,
antwortete Ziegler: Sein privilegiertes Leben als Schweizer Staatsbürger
verdanke sich reinem Zufall. Der Zufall hätte ihn auch zu einem Vater eines
hungernden Kindes in Somalia werden lassen können. Wenn also nichts unsere
Privilegien legitimiert, dann sind wir der Milliarde verpflichtet, die in
der kannibalischen Weltordnung den Platz "the bottom being" einnehmen, also
niemals eine Chance auf menschenwürdiges Leben haben werden. Ziegler
zitierte dazu den Papst, der darauf verwiesen habe, dass diese Weltordnung
eine neue Kategorie Mensch geschaffen habe: die Überflüssigen.

Und zum Abschluss noch eine Ziegler'sche Anekdote aus dem Ende des
spanischen Bürgerkriegs, die auch die Gratwanderung Hoffnung noch einmal
aufleben ließ. Der spanische Dichter Antonio Machado sei mit den letzten
republikanischen Truppen zu Fuß nach Frankreich geflohen. Auf dem
beschwerlichen Weg dorthin, habe er eine fröhliche Melodie gepfiffen. Seine
Gefährten fragten ihn, wie er angesichts dieser verheerenden Niederlage so
fröhlich sein könne. Machado soll geantwortet haben, dass ihm gerade ein
Gedicht eingefallen sei: Caminante no hay camino/ se hace el camino al
andar/ golpe a golpe/ verso a verso. Eines seiner berühmtesten: Wanderer,
es gibt keinen Weg. Er entsteht erst im Gehen. Hieb für Hieb und Gedicht
für Gedicht.

Jean Ziegler war am 5. und 6. Februar 2018 zu Gast in Frankfurt bei
Veranstaltungen im Mal Seh'n Kino und der Goethe-Universität anlässlich 50
Jahre medico.

 * 
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STELLUNGNAHME/116: Online-Durchsuchung und Trojanereinsatz durch hessischen Verfassungsschutz gefährden Bürger (GI)


Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) - Pressemitteilung vom 9. Februar
2018

Online-Durchsuchung und Trojanereinsatz durch hessischen
Verfassungsschutz gefährden Bürger



Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) lehnt in ihrer Stellungnahme
die Gesetzesvorlage der Hessischen Landesregierung zur Neuausrichtung des
Verfassungsschutzes ab.

Bonn/Berlin, 09. Februar 2018 - Nach einer Gesetzesvorlage der
schwarz-grünen Landesregierung in Hessen soll es dem Landesamt für
Verfassungsschutz zukünftig ermöglicht werden, verdeckten Zugriff mittels
Trojanern auf Computer, Tablets, Mobiltelefone und andere
Informationstechnische Systeme von Personen zu erlangen. Die Gesellschaft
für Informatik e.V. (GI) lehnt in ihrer Stellungnahme zur sogenannten
Online-Durchsuchung und Quellen und Telekommunikationsüberwachung
(Quellen-TKÜ) die Gesetzesvorlage der Hessischen Landesregierung zur
Neuausrichtung des Verfassungsschutzes ab.

Prof. Dr. Hannes Federrath, Präsident der Gesellschaft für Informatik e.V.
und IT-Sicherheitsexperte, der im Rahmen einer Anhörung des
Innenausschusses Stellung zu dem Gesetzentwurf bezog: "Diese geplante
Befugniserweiterung berührt nicht nur die Grundrechte der betroffenen
Personen, sondern auch die Sicherheit informationstechnischer Systeme und
somit die Fundamente der digitalen Gesellschaft. Der Staat darf unbekannte
Sicherheitslücken in informationstechnischen Systemen nicht ausnutzen. Im
Gegenteil: Bei Kenntnisnahme solcher Sicherheitslücken müssen Behörden
verpflichtet werden, diese unverzüglich an den Softwarehersteller zu melden
und kontrolliert zu veröffentlichen. Hat der Staat Kenntnis von
Sicherheitslücken und meldet er sie nicht den Softwareherstellern, leistet
er der Schutzlosigkeit von Bürgern und Unternehmen Vorschub." 

Beschaffung von Sicherheitslücken schadet den Bürgern und schwächt
Vertrauen in Informationstechnik

Neben Trojanern, einem Typ von Schadsoftware, der von Nutzern
beispielsweise durch das Anklicken eines E-Mail-Anhangs selbst ausgeführt
wird, bieten vor allem der Öffentlichkeit noch unbekannte Sicherheitslücken
in bereits installierter Software einen Angriffspunkt für die behördliche
Ausspähung. Der staatliche Ankauf von solchen, den Software-Herstellern
unbekannten, Sicherheitslücken auf geheimen Märkten nutzt vor allem
Cyberkriminellen. Zusätzlich verringert er die Motivation von Hackern,
Sicherheitslücken in einer verantwortungsvollen Weise den 
Software-Herstellern zu melden und nach ihrem Schließen zu veröffentlichen.

"Die zunehmende Durchdringung verschiedenster Arbeits- und
Wirtschaftsbereiche mit informationstechnischen Systemen bietet enorme
Chancen für mehr Wohlstand und Beschäftigung. Bürger und Verbraucher müssen
Vertrauen diese Systeme haben. Staatstrojaner - in diesem Fall des Landes
Hessen - sind schwer zu beherrschen, können in fremden Händen mehr Schaden
anrichten als sie Nutzen haben und unterwandern die Vertrauenswürdigkeit.
Auch und besonders kritische Infrastrukturen (KRITIS) können so angreifbar
werden", so GI-Präsident Federrath.



Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste Fachgesellschaft
für Informatik im deutschsprachigen Raum und vertritt seit 1969 die
Interessen der Informatikerinnen und Informatiker in Wissenschaft,
Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und Politik. Mit 14
Fachbereichen, über 30 aktiven Regionalgruppen und unzähligen Fachgruppen
ist die GI Plattform und Sprachrohr für alle Disziplinen in der Informatik.
Weitere Informationen finden Sie unter www.gi.de.


Die Vollständige Stellungnahme der Gesellschaft für Informatik e.V.
finden Sie unter: 

https://gi.de/themen/beitrag/gesetzentwurf-der-fraktionen-der-cdu-und-buendnis-90die-gruenen-fuer-ein-gesetz-zur-neuausrichtung-des/

 * 
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STELLUNGNAHME/115: Sachverständigenauskunft zum Trojanereinsatz durch den hessischen Verfassungsschutz (FIfF)


Das Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung
(FIfF) e. V.

Pressemitteilung 08.02.2018

FIfF-Sachverständigenauskunft zum Trojanereinsatz durch den hessischen
Verfassungsschutz - FIfF lehnt Hessentrojaner ab



Am heutigen Donnerstag (8.2.2018) findet eine öffentliche mündliche
Anhörung des hessischen Innenausschusses zum Gesetzentwurf der Fraktionen
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz zur Neuausrichtung des
Verfassungsschutzes in Hessen (HVSG) statt. Weil dem hessischen
Verfassungsschutz innerhalb dieser Gesetzesnovelle auch der Einsatz von
Trojanern in Form von verdeckter Quellen-TKÜ und geheimer 
Online-Durchsuchung erlaubt werden soll, ist das FIfF als Sachverständiger
eingeladen worden. Wir empfehlen dringend, die Quellen-TKÜ und die
heimliche Online-Durchsuchung ersatzlos zu streichen.

Einleitung



Geheimdienste, also staatliche Behörden, die wesentlich auf verdeckte
Maßnahmen, Tarnoperationen, "Vertrauensleute" oder verdeckte
MitarbeiterInnen setzen, sind inhärent auf Intransparenz angelegt und
angewiesen, da Heimlichkeit das primäre Mittel ist, die ihnen übertragenen
Aufgaben auszufüllen. Ermächtigungen derartiger
Dienste müssen folglich besonders kritisch analysiert werden, da einmal
freigegebene Maßnahmen und ermöglichte Methoden meist nur nach Skandalen
erneut zur breiten Diskussion gestellt werden (können).

Auch wenn sich die Aufgabenbereiche von Polizeien und Geheimdiensten
mittlerweile gefährlich überlappen, sind dennoch die Berichts- und
Transparenzpflichten von polizeilichen Behörden - im Gegensatz zu verdeckt
tätigen Organisationen - zumindest grundsätzlich auf Offenheit angelegt.
Wegen dieses gewichtigen Unterschieds gehen die rechtfertigenden Referenzen
des Gesetzentwurfs bezüglich der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
zum BKA-Gesetz natürlich prinzipiell fehl. Ein Geheimdienst ist keine
Polizei und eine Polizei ist kein Geheimdienst.

Der aktuelle Vorstoß, Geheimdiensten wie dem Verfassungsschutz die
Ermächtigung zu geben, informationstechnische Systeme zu infiltrieren, ist
in einen stetigen, sehr beunruhigenden Trend einzuordnen: der schrittweise
Ausbau von informationstechnischen Offensivfähigkeiten der Behörden im
Sicherheitsbereich. Der Bundesnachrichtendienst (BND) hat mit seiner
300-Million-Euro-teuren "Strategische Initiative Technik" die Fähigkeiten
bekommen, technische Systeme verdeckt und offen angreifen können[0]. Aber
auch die Bundeswehr wurde durch die "Strategische Leitlinie
Cyber-Verteidigung" aufgerüstet, die explizit - anders als der Name
impliziert - auch "offensive Cyber-Fähigkeiten" als "Wirkmittel"
vorsieht.[1]

Es werden also viele hundert Millionen Euro in geheime
IT-Angriffsstrategien investiert; doch beispielsweise für das "Nationale
Referenzprojekt zur IT-Sicherheit in Industrie 4.0"[2] - die digitale
Absicherung der Zukunft der deutschen Industrie - gibt es nur eine
Finanzierung von 33 Millionen Euro; ein klares Missverhältnis. Wir
halten diese primäre Offensivausrichtung für die schlechteste aller
Digitalisierungsstrategien.

Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität unserer Infrastruktur


Wenn wir von einer vernetzten Gesellschaft mit "Cloud", "Industrie 4.0",
"Internet of Things" und "smarten" Infrastrukturen sprechen wollen, so muss
immer auch die damit einhergehende gegenseitige Abhängigkeit und
Verwundbarkeit mitgedacht werden. Wird also ein Hersteller oder
Softwareprodukt durch bestimmte Maßnahmen und Regelungen geschützt, werden
parallel dazu auch die anderswo eingesetzten Systeme, NutzerInnen und
Nutzungsarten mitgeschützt. Im Gegenzug bedeutet dies jedoch auch, dass
Schädigungen oder Schwächungen von bestimmten Softwarekomponenten
gleichermaßen auch alle anderen Einsatzweisen schwächt und unsicherer
macht. Aus diesem Grunde war es beispielsweise möglich, dass die
Schadsoftware "Wannacry" sowohl private Laptops als auch ganze
Krankenhaus-, Eisenbahn- und Providersysteme lahmlegen konnte.[3]

Nun nutzen alle Formen staatlichen Hackings wie etwa die verdeckte 
Quellen-TKÜ oder die geheime Online- Durchsuchung - bekannte oder unbekannte -
Sicherheitslücken. Doch woher kommen diese und was hat die Nutzung für
Auswirkungen auf die allgemeine (IT-)Sicherheit?

Analyse der Kollateralschäden



Üblicherweise sind gerade staatliche Akteure im Sicherheitsbereich
finanziell gut ausgestattet und können Sicherheitslücken am weltweiten
Schwarzmarkt erwerben. Doch dadurch werden diese Unsicherheits-Märkte ganz
wesentlich erzeugt, vergrößert und fatalerweise sogar demokratisch
legitimiert. Gefundene Lücken werden nun zunehmend nicht mehr an Hersteller
gemeldet, sondern auf den Märkten an die Meistbietenden versteigert. In
der Folge wird die gesamte IT-Infrastruktur unsicherer, da die Lücken
natürlich auch Kriminellen, nicht befreundete und auch "befreundeten"
Staaten offenstehen.

Üblicherweise verkaufen diese Sicherheitslücken-Händler ihre toxische Ware
auch nicht nur an demokratische Staaten, wie man an der aktuell vom
Bundeskriminalamt (BKA) beauftragten[4] deutsche Firma Gamma/FinFisher
sehen kann. Deren Software FinSpy wurde damals auch von bahrainischen
Behörden genutzt, um DissidentInnen zu verfolgen und den Arabischen
Frühling niederzuschlagen.[5] Weitere Kunden der Firma sind Behörden in
Diktaturen wie Dubai oder Katar.[6] Dabei werden auch diese Firmen immer
wieder gehackt und dann deren Software, Sicherheitslücken und interne
Dokumente veröffentlicht.[7]

Das ist der aktuelle katastrophale Zustand der weltweiten IT-Sicherheit.
Und deutsche Behörden wollen nun weiter mithelfen, diesen Status quo zu
noch weiter zu verschlechtern. Wir halten das wir für inakzeptabel. Das
wohl bekannteste Beispiel für den Irrweg, Lücken zu behalten, war
sicherlich der oben schon erwähnte Erpresserwurm "Wannacry". Er
infiltrierte weltweit zehntausende Systeme und nutzte dafür
Sicherheitslücken, die der US-Geheimdienst NSA seit Jahren für eine
spätere Verwendung aufgehoben hatte - und das trotz diesbezüglicher,
interner Risikoabwägungsmechanismen.[8]

In der wohlwollenden Interpretation unterstützen deutsche Behörden mit
Steuergeldern also schäbige Geschäftsmodelle. In der
besorgniserregenderen Deutung finanzieren deutsche Behörden Firmen, die
direkt oder indirekt an der Verfolgung von DissidentInnen und
MenschenrechtsverteidigerInnen in Diktaturen beteiligt sind. Unsere
Freunde von Amnesty International können schon jetzt vom bitteren "Erfolg"
dieser Strategie berichten.[9]

Kurzum, wenn es tatsächlich um Sicherheit gehen soll, so muss die Suche
nach Sicherheitslücken strukturiert, koordiniert und konsequent angegangen
werden, ohne Ausnahme. Die globalisiert-vernetzte Informationsgesellschaft
bedeutet mittlerweile eben auch: Es gibt keine öffentliche Sicherheit
mehr ohne IT-Sicherheit.

Wieder Terrorismus als Begründung



Im Gesetzesentwurf gibt es mehrere konkrete Erwähnungen des NSU- und
internationalen Terrorismus als Begründung. Der Terror soll nun noch
entschlossener bekämpft werden, auch durch staatliches Hacking. Drei
Beispiele aus der aktuellen Terror-Debatte seien hier einmal kurz
kommentiert:


	Gerade im skandalösen Fall des NSU und seiner (Nicht-)Aufklärung waren fehlende QKTÜ/OD-Fähigkeiten sicherlich das kleinste Problem im ganzen Debakel.[10]

	Im Fall der rechtsextremen "Oldschool Society" (OSS), weitläufig bekannt durch den strittigen Telegram-Zugriff durch das BKA, waren die so erlangten Informationen vor dem Münchner Oberlandesgericht für die Verurteilung letztlich gar nicht verwendet worden.[11]

	Der weltweit berühmte Fall um die San-Bernadino-Bomber und ihr verschlüsseltes iPhone machte zwar gute Schlagzeilen für Apple, basierte jedoch auf einem Password-Reset-Fehler der Ermittler, der dann erst den extrem teuren Hack nötig machte. Das Öffnen des iPhones brachte im Übrigen gar keine nützlichen Informationen hervor.[12]



Insgesamt sehen wir die Begründung der neuen IT-Befugnisse in Bezug auf die
im Entwurf benannten terroristischen Ereignisse also höchst kritisch. Auch
wenn der Zweck Terrorismusbekämpfung die volle Unterstützung verdient,
schießen die technischen Infiltrationsbefugnisse doch über das Ziel hinaus.
Gerade bei den im Entwurf genannten Ereignissen lohnt es sich, detailliert
zu durchdenken, inwiefern eine QTKÜ/OD jeweils hilfreich und zwingend
notwendig gewesen wäre. Denn in einigen Fällen waren die Täter schon vorher
bekannt und etwa der Anschlag am Breitscheidplatz in Berlin wurde offenbar
sogar mit Involvierung von V-Leuten durchgeführt.[13] Gleiches gilt für
den NSU-Fall um Andreas Temme.

Kurzzusammenfassung unserer Position zum vorliegenden Gesetzentwurf


• Speziell die Paragraphen § (Quellen-TKÜ) und § 8
(Online-Durchsuchung) beziehen sich auf eine technische Ermächtigung, mit
der ein informationstechnisches System infiltriert werden kann. Welche
Daten letztendlich ausgeleitet werden - Kommunikation oder nicht -, ist
technisch nicht automatisiert unterscheidbar und dementsprechend auch nicht
sinnvoll einzuhegen. Quellen-TKÜ und OD müssen daher die gleichen
Eingriffshürden und Berichtspflichten haben.

• Des weiteren gibt es technisch begründet wesentliche Zweifel an
einer vertrauenswürdigen Protokollierbarkeit der Aktivitäten und Funde
einer Quellen-TKÜ/OD auf einem infiltrierten Zielsystem. Die technischen
Grundvoraussetzungen für verlässliches Logging und Signierung sind auf
einem fremden System nicht gegeben. Eine detaillierte Dokumentation jedes
Zugriffs, mindestens in Form von kompletter Quellcodevorlage und -
Auditierung, ist ebenso nötig wie die rechtliche Eingrenzung auf bestimmte
Zielsystemarten.

• Die heimliche Installation einer Quellen-TKÜ/OD-Software verlangt
die Nutzung von Sicherheitslücken. Die dadurch entstehenden Anreize für
Dritte, Sicherheitslücken nicht mehr zu melden, sondern zu verkaufen
oder derartige Dienste anzubieten, schadet der allgemeinen IT-Sicherheit
weltweit. Das greift langfristig die Grundlagen der vernetzten Gesellschaft
an und korrodiert die digitale Infrastruktur. Zusätzlich vertreiben
diese Dritten die gleichen Sicherheitslücken üblicherweise auch an
Diktaturen weltweit, die damit ihre BürgerInnen kontrollieren,
DissidentInnen sowie MenschenrechtsverteidigerInnen ausspähen und
verfolgen. Um auf eine sichere und menschenfreundliche IT-Landschaft
hinzuwirken, dürfen keine Sicherheitslücken verwendet, gehandelt oder
zurückgehalten werden - insbesondere keine bislang unbekannten Lücken.

• Die These eines "Blindwerdens von Behörden" durch
Kryptographienutzung ("Going dark") lässt sich nicht erhärten, physische
Interaktionen von Kriminellen und allgemeine Effekte der Digitalisierung
bieten nach wie vor hinreichende Ansatzpunkte für eine effektive
Gefahrenabwehr.

• Der Verfassungsschutz ist ein Geheimdienst und per Definition
ungleich intransparenter und schwerer demokratisch zu kontrollieren als
etwa Polizeien. Derartig eingriffstiefe und folgenschwere Ermächtigungen
wie &sec; 6 und § 8 dürfen ihm demnach grundsätzlich nicht erteilt
werden.

In der Konsequenz raten wir nachdrücklich dazu, die Paragraphen § 6
(Quellen-TKÜ) und § 8 (Online-Durchsuchung) ersatzlos zu streichen.


Material


	FIfF-Sachverständigenauskunft (PDF, 19 Seiten)

	Gesetzentwurf zum Hessischen Verfassungsschutzgesetz, Drucksache 19/5412 (PDF, 57 Seiten)
 http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/2/05412.pdf

	Webseite der öffentlichen Anhörung im Innenausschuss
 https://hessischer-landtag.de/node/2490

	Webseite des kritischen Projekts "Hessentrojaner" (wir sind Unterstützer) 
 https://www.hessentrojaner.de

	Abendveranstaltung bzw. Morgenkundgebung am 7.2. bzw. 8.2.2018
 https://www.hessentrojaner.de/aufruf/

	FIfF-Pressemitteilung zum Trojanereinsatz laut Strafprozessordnung (StPO)
 https://www.fiff.de/presse/pressemitteilungen/entfesselter-trojaner-grosse-koalition-verhoehnt-it-sicherheit-und-demokratie




Das Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung (FIfF) e. V. ist ein deutschlandweiter Zusammenschluss von
Menschen, die sich kritisch mit Auswirkungen des Einsatzes der Informatik
und Informationstechnik auf die Gesellschaft auseinandersetzen.
Unsere Mitglieder arbeiten überwiegend in informatiknahen Berufen, vom 
IT-Systemelektroniker bis hin zur Professorin für Theoretische
Informatik. Das FIfF wirkt in vielen technischen und nichttechnischen
Bereichen der Gesellschaft auf einen gesellschaftlich refektierten Einsatz
von informationstechnischen Systemen zum Wohle der Gesellschaft hin. Zu
unseren Aufgaben zählen wir Öfentlichkeitsarbeit, sowie Beratung und
das Erarbeiten fachlicher Studien. Zudem gibt das FIfF vierteljährlich die
"FifF-Kommunikation - Zeitschrift für Informatik und Gesellschaft"
heraus und arbeitet mit anderen Friedens- sowie Bürgerrechtsorganisationen
zusammen.


Quellen und Verweise

[0] https://netzpolitik.org/2015/strategische-initiative-technik-wir-enthuellen-wie-der-bnd-fuer-300-millionen-euro-seine-technik-aufruesten-will/

[1] http://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundeswehr-ursula-von-der-leyen-ruestet-an-der-cyber-front-auf-a-1042985.html

[2] https://www.dfki.de/web/forschung/projekte?pid=945

[3] https://www.heise.de/newsticker/meldung/WannaCry-Angriff-mit-Ransomware-legt-weltweit-Zehntausende-Rechner-lahm-3713235.html

[4] https://netzpolitik.org/2017/geheimes-dokument-das-bka-will-schon-dieses-jahr-messenger-apps-wie-whatsapp-hacken/

[5] https://netzpolitik.org/2014/gamma-finfisher-ueberwachungstechnologie-made-in-germany-gegen-arabischen-fruehling-in-bahrain-eingesetzt/

[6] https://netzpolitik.org/2012/gamma-finfisher-neue-analyse-des-staatstrojaners-deutet-auf-weitere-kunden-hin/

[7] https://netzpolitik.org/2014/gamma-finfisher-gehackt-werbe-videos-von-exploits-und-quelltext-von-finfly-web-veroeffentlicht/

[8] https://www.wired.com/story/vulnerability-equity-process-charter-transparency-concerns/

[9] https://www.amnesty.org/en/get-involved/take-action/free-ahmed-mansoor/

[10] https://www.blaetter.de/archiv/jahrgaenge/2018/januar/von-aufklaerung-keine-spur-20-jahre-nsu-komplex

[11] https://netzpolitik.org/2016/bundeskriminalamt-knackt-telegram-accounts/

[12] https://www.washingtonpost.com/world/national-security/comey-defends-fbis-purchase-of-iphone-hacking-tool/2016/05/11/ce7eae54-1616-11e6-924d-838753295f9a_story.html

[13] https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2017/10/amri-von-v-mann-angestachelt-anschlag-berlin-breitscheidplatz.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Februar 2018

FIfF e.V.

Goetheplatz 4, 28203 Bremen

Telefon 0421 33659255, Telefax 0421 33659256

E-Mail: fiff@fiff.de

Internet: www.fiff.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/114: Kampfdrohnen - Erst anschaffen, dann ethische und rechtliche Fragen prüfen? (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Kampfdrohnen: Erst anschaffen, dann ethische und rechtliche Fragen
prüfen? 

Koalitionsvertrag



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW kritisiert die Vorfestlegung auf
die Anschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen im Entwurf des
Koalitionsvertrags. Die Prüfung der völkerrechtlichen,
verfassungsrechtlichen und ethischen Fragen zu Anschaffung, Entwicklung und
Einsatz von Kampfdrohnen soll erst später erfolgen. Heron-TP-Kampfdrohnen
der Firma Israel Aerospace Industries (IAI) sollen laut dem
Koalitionsvertrag als "Übergangslösung" geleast werden bis zur
Fertigstellung einer Euro-Drohne "im Rahmen der europäischen
Verteidigungsunion." Ob die Euro-Drohne bewaffnungsfähig werden soll, ist
im Koalitionsvertrag nicht festgelegt.

Zu begrüßen ist, dass der Koalitionsvertrag gegenüber dem Sondierungspapier
einige Verbesserungen enthält, so etwa die Ablehnung "völkerrechtswidriger
Tötungen, ... auch durch Drohnen." Die IPPNW fordert die neue
Bundesregierung auf, die lange versprochene sorgfältige Prüfung dieses
umstrittenen Waffensystems in Zusammenarbeit mit deutschen und
internationalen Whistleblowern, Opfern, WissenschaftlerInnen,
Drohnenpersonal aus verschiedenen Ländern, JuristInnen, ÄrztInnen, NGOs und
UNO zeitnah durchzuführen.

Ein Vertrag für das Leasing von sieben Heron-TP-Kampfdrohnen wurde bereits
in der 18. Legislaturperiode ausgehandelt. Im Juni 2017 hatte die
SPD-Fraktion die Unterzeichnung des Kampfdrohnen-Leasingvertrags jedoch
entschieden abgelehnt. Der damalige verteidigungspolitische Sprecher der
SPD, Rainer Arnold, erklärte in einer Pressemitteilung der
SPD-Bundestagsfraktion vom 27. Juni 2017, dass die Fraktion den Vertrag
nicht unterzeichnen würde, weil die "gesonderte Herstellung der
Bewaffnungsfähigkeit" ein Teil des Vertrags sei. Die im Vertrag enthaltenen
technischen und Sicherheitsdetails unterlagen dem israelischen
Staatsgeheimnis und sollten dem Bundestag nie vorgelegt werden. "In keinem
unserer derzeit 17 Auslandseinsätze ist der Einsatz von Kampfdrohnen
legitimiert", sagte Arnold damals. "Er ist auch zum Schutz unserer
Soldatinnen und Soldaten nicht notwendig."

Laut dem neuen Koalitionsvertrag wird der Deutsche Bundestag über eine
Beschaffung von Bewaffnung erst "nach ausführlicher völkerrechtlicher,
verfassungsrechtlicher und ethischer Würdigung gesondert entscheiden.
Hierzu wird die Bundesregierung eine gesonderte Vorlage erstellen und dem
Bundestag zuleiten. Vor einer zukünftigen Beschaffung von
bewaffnungsfertigen Drohnen sind die konzeptionellen Grundlagen für deren
Einsatz zu schaffen."

Die ärztliche Friedensorganisation fordert, dass die neue Bundesregierung
sich auf der Grundlage des neuen Koalitionsvertrags für eine europäische
Sicherheitsarchitektur ohne waffenfähige Drohnen und stattdessen für
dringend notwendige internationale Rüstungskontrolle dieses gefährlichen
Waffensystems einsetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/214: Kassel - Sicherheitstraining für Seniorinnen am 28. Februar und 7. März


Sicherheitstraining für Seniorinnen



Ein spezielles Sicherheitstraining für Seniorinnen findet am Mittwoch,
28. Februar, und Mittwoch, 7. März, jeweils ab 14.30 Uhr, im
Philipp-Scheidemann-Haus, Holländische Straße 74, im Rahmen des
städtischen Seniorenprogramms und in Kooperation mit dem Mädchenhaus
Kassel 1992 e.V., statt.

Die Veranstaltung richtet sich insbesondere an Seniorinnen, die in der
Vergangenheit an einem Sicherheitstraining teilgenommen haben.
Gemeinsam werden die Techniken wiederholt sowie Tipps und Tricks
ausgetauscht.

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei. Anmeldung ab
Montag, 5. Februar, beim Seniorenbeirat unter den Telefonnummern
7 87-51 00 (montags und freitags von 9.30 bis 12 Uhr), 7 87-50 24
(vormittags) oder 7 87-50 71.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Januar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8182: Und morgen, den 10. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.02.2018 bis zum 11.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8182 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Nebelkalt und grau und trübe

und aus Jean-Lucs Haus, da hört

man 's, als ob er schnarchen übe,

was doch keine Fliege stört.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AGRAR/1693: EU-Agrarförderung einfacher und effektiver gestalten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

EU-Agrarförderung einfacher und effektiver gestalten

Stellungnahme des Deutschen Bauernverbandes zur Mitteilung der
EU-Kommission vom November 2017



Der Deutsche Bauernverband (DBV) tritt dafür ein, die
EU-Agrarförderung nach 2020 einfacher und effektiver zu gestalten.
Grundvoraussetzung für das Erreichen der vielfältigen Ziele der
Gemeinsamen Agrarpolitik ist mindestens ein identisches Budget wie in
der aktuellen Periode. Der DBV fordert, das neue "Umsetzungsmodell" so
zu gestalten, dass keine neuen Verzerrungen in der Förderung zwischen
den Mitgliedstaaten eintreten. Um eine wirkliche Vereinfachung zu
erreichen, sei ein Kurswechsel im Antrags- und Kontrollsystem dringend
erforderlich. Wenn die EU künftig nur wesentliche agrarpolitische
Ziele vorgibt und die Umsetzung stärker in die Verantwortung der
Mitgliedstaaten geht, müssen die Kontrollsysteme national auf ein
unabdingbares Maß beschränkt und zugleich die Möglichkeiten der
Digitalisierung und Satellitentechnik genutzt werden, fordert der DBV.
Aus Sicht des DBV bestehe mit dem "Umsetzungsmodell" die Chance für an
regionale Standortbedingungen und Situationen angepasste
Fördermaßnahmen. Dies könne deren Effektivität im Vergleich zum
heutigen Greening weiter steigern. Agrarumwelt- und Klimaleistungen
sollen für die Landwirte wirtschaftlich attraktiv gestaltet sein,
erwartet der DBV.

Der DBV fordert zudem, die Risikoeigenvorsorge der
landwirtschaftlichen Betriebe zu stärken. Dazu gehöre, die
Flächenzahlungen möglichst ungeschmälert zu erhalten. Investitionen
und Innovationen sollten weiter gefördert werden. Neben der Reform der
EU-Agrarförderung wird die EU-Kommission aufgefordert, wie angekündigt
noch im Frühjahr 2018 Vorschläge zur Stärkung der Landwirte in der
Lebensmittelkette vorzulegen.


Stellungnahme des Deutschen Bauernverbandes:

http://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=712024

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/090: Ökonomische Auswirkungen des demographischen Wandels (idw)


Institut für Demographie - 08.02.2018

Ökonomische Auswirkungen des demographischen Wandels



Welche Auswirkungen haben demographische Änderungen auf staatliche
Transfersysteme? Wie kann man diese Systeme an eine alternde Bevölkerung
anpassen? Im EU-Projekt AGENTA (Ageing Europe: An application of National
Transfer Accounts for explaining and projecting trends in public finances)
wurden die ökonomischen Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf
Wirtschaftsentwicklung und intergenerationelle Transfers untersucht.

Nationale Transferkonten - Die Verknüpfung der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung mit demographischen Daten:

Für 25 europäische Länder wurden sogenannte Nationale Transferkonten (NTA
- National Transfer Accounts) erstellt. Der Datensatz enthält detaillierte
Information zum Einkommen nach Alter und Geschlecht, zu öffentlichen und
privaten Transfers zwischen Altersgruppen und Geschlechtern, sowie zu
alters- und geschlechts-spezifischem Konsum und Sparen. Auf die Daten kann
über www.wittgensteincentre.org/ntadata zugegriffen werden.

Anpassung öffentlicher Transfers an eine alternde Bevölkerung - Strategien
im Ländervergleich:

Der Vergleich über Europäische Länder zeigt, dass der Bevölkerungsalterung
und dem Druck auf öffentliche Transfersysteme durch eine Änderung der
ökonomischen Aktivität über den Lebensverlauf entgegengewirkt werden kann,
indem man die ökonomische Abhängigkeit im Alter verringert und das
Potential der Erwerbsbevölkerung Beiträge zu leisten, erhöht. Ansätze sind
ein höheres Pensionsantrittsalter, die Reduktion der öffentlichen
Transferleistungen und ein Ausbau der privaten Vorsorge, die Erhöhung der
Erwerbstätigkeit von Frauen und eine Reduktion der Arbeitslosigkeit.

Demographie und Wirtschaftsentwicklung:

In Simulationen unter der Verwendung von NTA Daten und eines ökonomischen
Gleichgewichtsmodells wurde der Zusammenhang zwischen Einkommenswachstum
und Demographie in der Vergangenheit untersucht. Die Resultate zeigen,
dass Änderungen in der Alters- und Bildungsstruktur ca. ein Viertel des
Wirtschaftswachstums seit dem Jahr 1870 erklären. In den nächsten
Jahrzehnten werden Änderungen in der Altersstruktur einen geringen
negativen Effekt auf das durchschnittliche Einkommen haben. Eine Erhöhung
des Pensionsalters über das Alter von 65 hinaus würde helfen die Belastung
der Erwerbsbevölkerung durch das staatliche Transfersystem maßgeblich zu
verringern.

Indikatoren:

Basierend auf den NTA Daten wurden mehrere Indikatoren berechnet, welche
bestimmte Aspekte der Generationenökonomie abbilden und es ermöglichen,
ökonomische Auswirkungen der Bevölkerungsalterung abzuschätzen. Dazu
gehört der "Human Capital Investment Gap", welcher für eine bestimmte
Generation die erwarteten staatlichen Transferleistungen im Alter mit den
Beiträgen von deren Kindern zum staatlichen Transfersystem vergleicht und
für die im Jahr 1950 geborene Generation berechnet wurde. Unter den
altersspezifischen Transfers im Basisjahr 2010 würden in keinem
europäischen Land die Steuern und Beiträge der jungen Generation die
staatlichen Transferleistungen an deren Elterngeneration finanzieren.
Länderunterschiede werden hauptsächlich durch die Höhe der Beiträge und
Höhe der Leistungen im Verhältnis zu den Arbeitseinkommen erklärt. Eine
Verlängerung des Erwerbslebens der jungen Generation bis 70 würde die
Lücke zwischen den bezogenen Leistungen der im Jahr 1950 geborenen
Generation und den Beiträgen der jungen Generation verringern, aber in den
meisten Ländern nicht vollständig schließen.



Das FP7 Collaborative Project AGENTA umfasst 9 Partnerinstitutionen aus
Frankreich, Großbritannien, Österreich, Polen, Schweden, Slowenien,
Spanien und Ungarn und wurde vom Institut für Demographie (VID - Vienna
Institute of Demography) der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ÖAW) koordiniert.

Weitere Informationen unter:

http://www.agenta-project.eu/en/index.htm

http://www.wittgensteincentre.org/ntadata

https://www.oeaw.ac.at/vid/

http://www.wittgensteincentre.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2009

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Demographie, Dr. Inga Freund, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KONZERT/300: Hamburg - Mozart und die magische Perücke, Laeiszhalle 24.03.2018


Hamburger Laeiszhalle, großer Saal, 24.03.2018, 15 Uhr

MOZART UND DIE MAGISCHE PERÜCKE

Ein fröhlicher musikalischer Nachmittag rund um Wolfgang Amadeus Mozart 

für Kinder ab 6 Jahren und deren Familien



Kinder, könnt ihr euch vorstellen, statt vormittags in die Schule zu
gehen und nachmittags Hausaufgaben zu machen, zusammen mit Papa und
der großen Schwester in einer ruckelnden Pferdekutsche jahrelang durch
ganz Europa zu reisen? Eine derart ungewöhnliche Kindheit hat man,
wenn man - wie Wolfgang Amadeus Mozart vor etwa 250 Jahren - als
Wunderkind geboren wird. In einem fröhlichen und abwechslungsreichen
Familienkonzert erzählt die Hamburger Camerata mit dem Dirigenten und
Moderator Andreas Peer Kähler die ungewöhnliche Lebensgeschichte von
Wolfgang Amadeus Mozart - wobei die »magische Perücke« eine große
Rolle spielt!

Es spielt die Hamburger Camerata

Moderation und Leitung: Andreas Peer Kähler

Ebenfalls mit dabei: Kinderstreichorchester "Saitenspiel" unter der
Leitung von Marianne Petersen; Rhythmikensembles der Staatlichen
Jugendmusikschule Hamburg

Solistin: Lir Vaginsky (14Jahre), Violine

Laeiszhalle, großer Saal, Johannes-Brahms-Platz, 20355 Hamburg

Samstag, 24. März 2018, 15 Uhr

Eintrittspreise von 9 Euro bis 17 Euro zzgl. Vorverkaufsgebühr, Eltern
zahlen Kinderpreise

Tickets: 040 / 45 33 26 (Konzertkasse Gerdes) oder 01806 570070
(Eventim)

(0,20 /Anruf inkl. MwSt aus den Festnetzen, max. 0,60 /Anruf inkl.
MwSt aus den Mobilfunknetzen)

oder info@konzertkassegerdes.de oder

https://www.elbphilharmonie.de/de/programm/mozart-und-die-magische-
perucke/9448

sowie bei allen bekannten Vorverkaufsstellen.

 * 

Quelle:

Hamburger Camerata

Domstraße 15, 20095 Hamburg

Pressebüro Anja Michalke

Tel: 040 / 89 72 70 03, Fax: 040 / 89 72 70 04

E-Mail: presse@hamburgercamerata.com

Internet: www.hamburgercamerata.com
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AUSSTELLUNG/9375: Hamburger Kunsthalle - "Honey, I rearranged the collection", 16.02.-13.01.2019


HONEY, I REARRANGED THE COLLECTION

#3 Bouncing in the Corner

Die Vermessung des Raums

16. Februar 2018 bis 13. Januar 2019

Eröffnung: Donnerstag, 15. Februar 2018, um 19 Uhr



Bouncing in the Corner. Die Vermessung des Raums ist der dritte und
letzte Teil der Ausstellungsserie HONEY, I REARRANGED THE COLLECTION,
die mit Magie der Dinge. Von der Tücke des Objekts (2016) begann und
mit Help Me Hurt Me. Zwischen Fürsorge und Grausamkeit (2017)
fortgeführt wurde. Diese, über eine Laufzeit von drei Jahren angelegte
Schau setzt sich in drei Akten mit grundlegenden Erfahrungs- und
Erlebnisbereichen auseinander: Der Beziehung des Menschen zum Ding,
zum Mitmenschen und zum Raum. Es ist eine Einladung an die
Besucher_innen, die Sammlung für Gegenwartskunst an der Hamburger
Kunsthalle in seiner Bandbreite und seinen Facetten neu zu entdecken.

Bouncing in the Corner zeigt die Werke von rund 25 internationalen
Künstler_innen, die sich mit dem Raum auseinandersetzen: Wie nehmen
wir Raum wahr? Welche Rolle spielen dabei unsere Handlungen,
Erfahrungen, Erinnerungen und Vorstellungen? Wie verorten wir uns,
welchen Platz nehmen wir ein? Wie manifestieren sich
gesellschaftspolitische (Macht-) Strukturen im Raum? Im Kontext dieser
Fragen werden wichtige Werke aus der Sammlung und erstmalig bisher
noch nicht gezeigte Neuzugänge präsentiert. Darunter sind Arbeiten von
Nevin Alada (*1972), Hreinn FriÐfinnsson (*1943), Jan Köchermann
(*1967) und Sara Sizer (*1967).

Unsere Vorstellungen vom Raum haben sich im letzten Jahrhundert - von
Einsteins Relativitätstheorie über den so genannten spatial turn der
Kultur- und Sozialwissenschaften - entscheidend gewandelt. Raum wird
nicht länger als leeres, dreidimensionales Gebilde verstanden. Raum
entsteht in Relation zum menschlichen Körper, seiner Bewegung und
seiner Wahrnehmung. Handlungen, Konstellationen und Situationen
bestimmen die soziale Dimension des Raums. Zugleich sind Räume von
jeher politisch determiniert: Sie unterliegen Prozessen der
Gestaltung, Eroberung und Kontrolle. Die Skulpturen, Objekte,
Installationen, Filme und Fotografien der Ausstellung lassen erahnen,
wie vielfältig unsere Vorstellungen vom Raum sind. Architekturmodelle,
physikalische Vermessungen, mentale Übungen, introspektive
Erkundungen, gesellschaftspolitische Manifeste, verborgene Orte - sie
alle erzählen von dem Raum beziehungsweise den Räumen, in denen wir
leben.

Die Ausstellung zeigt Werke von Nevin Alada, Christian Boltanski,
Stanley Brouwn, Hreinn FriÐfinnsson, Isa Genzken, Mona Hatoum, Rebecca
Horn, Jan Köchermann, Gordon Matta-Clark, Michaela Melián, Olaf
Metzel, Bruce Nauman, Dennis Oppenheim, Manfred Pernice, Sigmar Polke,
Gerhard Richter, Gregor Schneider, Thomas Schütte, Sara Sizer, Monika
Sosnowska, Annette Streyl, Rosemarie Trockel und Jane & Louise Wilson.

Kuratorin: Dr. Brigitte Kölle

Hinweis zum Eröffnungsabend am 15. Februar 2018 von 19 bis 21 Uhr:
Während der Eröffnung wird das »mental exercise« Untitled (Performance
Proposal for Leverkusen) von Bruce Nauman aus dem Jahr 1969, mit
Autorisierung des Künstlers, aufgeführt. Ausführende Performer:
Benita-Immanuel Grosser, Y8 Kunstraum + Yoga

 * 
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Die Verteidigungsausgaben Spaniens werden laut Verteidigungsministerin
Maria Dolores de Cospedal bis 2024 verdoppelt. Das erklärte die Ministerin
vor dem Verteidigungsausschuss des Parlaments. Der Verteidigungshaushalt
werde von 0,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (8,7 Milliarden Euro auf
1,53 Prozent des BIP (18,47 Milliarden Euro) steigen.

Um die Opposition gegen Krieg und die Empörung über eine Erhöhung der
Militärausgaben unter Kontrolle zu halten, lehnte es Cospedal ab, den Brief
an die Nato zu veröffentlichen, in dem sie die Erhöhungen näher erläuterte.
Sie begründete diese Weigerung damit, dass Teile des Inhalts der
Geheimhaltung unterlägen.

Der Geheimhaltung unterliegt auch die wirkliche Höhe der Militärausgaben.
Der pazifistischen Organisation Centre Delàs d'Estudis per la Pau zufolge
gibt es seine ganze Reihe von Ausgaben, die mit dem Militär in Zusammenhang
stehen, die nicht im Verteidigungshaushalt aufgeführt werden. Wenn die
Sozialversicherungsausgaben, die Rentenzahlungen und Versicherungsbeiträge
des Militärs, von Auslandsmissionen, staatlichen Zuschüssen für
militärische Forschungen und die Budgets der Guardia Civil und Natobeiträge
hinzugezählt würden, dann betrüge der Verteidigungshaushalt in Wirklichkeit
ca. 18,9 Milliarden Euro. 2024 würde er dann unglaubliche 28 Milliarden
Euro betragen, erklärte das Centre.

Die Erhöhung der spanischen Verteidigungsausgaben geht auf die Übereinkunft
auf dem Nato-Gipfel im vergangenen Mai zurück. Die Trump-Regierung hatte
auf alle Nato-Mitglieder enormen Druck ausgeübt, ihre Verteidigungsausgaben
bis 2024 auf zwei Prozent des BIP anzuheben.

Cospedal gab zu, dass die Anhebung auf 1,53 Prozent das Ziel der Nato
verfehle, betonte aber, dass sie die Voraussetzung für ein Erreichen des
Ziels in späteren Jahren schaffe und außerdem auf dem gleichen Niveau wie
die Ziele anderer europäischer Länder liege.

Die Liste geplanter Anschaffungen militärischer Hardware gibt einen
Eindruck von dem Ausmaß der Modernisierung und Aufrüstung des Militärs.
Angeschafft werden sollen 348 gepanzerte Piranha 5 Infanterie Transporter
für den Einsatz im Nahkampf, fünf F-110 Fregatten, vier S-80 U-Boote, drei
Tankflugzeuge, 23 NH-90 Hubschrauber, eine unbemannte Reaper-Kampfdrohne
und ein neues Ausbildungsflugzeug. Außerdem wird die Armee ein neues
Leitsystem anschaffen und ein Programm zur Renovierung der Kasernen
auflegen. 17 Chinook-Hubschrauber sollen modernisiert werden, und Spanien
wird einen Beitrag zur Ersetzung des F-18 Kampfflugzeugs leisten.

Cospedal bestätigte, dass die militärischen Ausgaben für Spaniens Teilnahme
an 17 Militärmissionen in aller Welt letztes Jahr 835 Millionen Euro
betrugen. Spanien wird sich an der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit
(PESCO) der Europäischen Union beteiligen und die Leitstelle der
EU-Missionen führen. PESCO wurde im vergangenen November von 23 der 28 
EU-Mitgliedsländer beschlossen, um gemeinsame Verteidigungskapazitäten zu
entwickeln und militärische EU-Operationen durchzuführen.

Spaniens Engagement für PESCO spiegelt den Versuch der herrschenden Elite
in Spanien und in Europa wider, ihre wirtschaftlichen und militärischen
Positionen gegenüber tatsächlichen und potenziellen Konkurrenten in einer
vom Brexit und der "America First"-Politik der Trump-Regierung bedrohten
Situation zu verteidigen.

Die spanische Regierung möchte es sich weder mit der EU, noch mit den USA
verderben. Daher setzt sie momentan auf beides, sowohl auf das von
Deutschland dominierte EU-Militärprojekt PESCO, als auch auf die Nato, in
der die USA den Ton angeben. Aber auf lange Sicht sind beide nicht
kompatibel. Dieser Spagat kommt in einem Regierungsbeschluss zum Ausdruck,
der demnächst im Parlament debattiert werden soll. In dem Text der
Resolution geht es um Verbesserungen der europäisch-amerikanischen
Beziehungen, und gleichzeitig wird betont, dass die Europäer mehr denn je
Verantwortung für ihre eigene Sicherheit übernehmen müssen.

Das Anwachsen des spanischen Militarismus ist die Reaktion der herrschenden
Klasse auf zunehmende soziale Ungleichheit, auf die Verschärfung der
Wirtschaftskrise und die wachsenden Konflikte zwischen den Großmächten.
Damit unterscheidet sich Spanien nicht vom Rest der Welt. Das Ziel ist,
sich vor allem im Konflikt mit Russland und China neue Einflusssphären,
Märkte und Rohstoffe zu sichern, und soziale Spannungen nach außen
abzulenken. Das wurde an der neuen Nationalen Sicherheitsstrategie der USA
deutlich.

Das größte Hindernis für die herrschende Klasse Spaniens ist die
traditionelle Feindschaft der Bevölkerung gegen das Militär. Das wurde
kürzlich wieder deutlich, als eine Debatte über die Wiedereinführung der
Wehrpflicht nach dem Beispiel des französischen Präsidenten Macron
losgetreten wurde. Alle großen Tageszeitungen beklagten ausführlich die
Ablehnung einer solchen Maßnahme in der Bevölkerung.

Der pro-militaristische Wissenschaftler Félix Arteaga vom Real Instituto
Elcano beschwerte sich in El Mundo: "Die Einführung der Wehrpflicht
vorzuschlagen, würde hier einem politischen Selbstmord gleichkommen.
Erstens, weil es keinerlei militärische Notwendigkeit dafür gibt, und
zweitens, weil die spanische Gesellschaft die Konzeption der Verpflichtung
[zum Militär] nicht wertschätzt. Es gibt keine Mentalität und Kultur der
nationalen Identität und natürlich ist niemand überzeugt davon, dass man
sein Leben für die Verteidigung des Landes hingeben sollte."

Insoweit die spanische herrschende Elite in der Lage ist, ihre
militärischen Ambitionen zu verfolgen, kann sie dies vor allem auf Grund
der Rolle von Podemos. Die pseudolinke Partei hat zu diesen Entwicklungen
entweder geschwiegen oder sie sogar offen unterstützt. Im vergangenen Monat
deckte Podemos die Ausweitung der spanischen Intervention in Mali, wo
EU-Länder seit nunmehr fünf Jahren militärisch im Einsatz sind. 2012 hatten
dschihadistische Gruppen den Norden des Landes überrannt und zehntausende
zu Flüchtlingen gemacht. Tausende versuchten, das Mittelmeer auf dem Weg
nach Europa zu erreichen, viele von ihnen sind ertrunken.

Am 24. Januar trat Cospedal vor dem Verteidigungsausschuss auf, um sich
verspätet die Vollmacht für die Übernahme der Leitung der Mission erteilen
zu lassen und die Genehmigung für die Entsendung von mehr Soldaten
genehmigen zu lassen. Sie erklärte dem Ausschuss, dass ein verstärktes
Eingreifen im Rahmen der EU-Intervention "wesentlich" sei, und dass
Nordafrika für Spanien "von strategischer Bedeutung" sei.

Juan Antonio Delgado, der Sprecher von Podemos für militärische
Angelegenheiten, beklagte, dass Cospedal das "Gesetz gebrochen" habe, als
sie Truppen ohne vorherige parlamentarische Genehmigung entsandt habe. Er
sei "vor drei Monaten in Mali" gewesen und habe bei der Gelegenheit
erfahren, dass Spanien die Leitung der Operation übernehmen werde. Dann
fragte er Cospedal: "War es in der Zwischenzeit nicht möglich, die
Bewilligung zu beantragen?"

Es drängt sich die offensichtliche Frage auf, warum nicht Delgado selbst
die Sache weiter verfolgt hat. Als es zur Abstimmung im Ausschuss kam,
enthielt er sich lediglich der Stimme.

Noch deutlicher war Podemos Generalsekretär Pablo Iglesias, der Cospedal in
der Frage des Todes des Piloten eines Kampfflugzeugs im vergangenen Oktober
von rechts angriff. "Patriotismus bedeutet, die Rechte unserer
Armeeangehörigen zu verteidigen", erklärte er. Es sei "eine Schande, dass
in diesem Land einige den Mund voll nehmen, wenn sie über die Heimat reden
und die Rechte der Beschäftigten nicht respektieren, die uns alle schützen
und deren Leben nicht in Gefahr gebracht werden darf."

Solche Äußerungen beweisen, dass Podemos eine pro-militaristische Partei
ist, die sich als verlässliche politische Plattform für den spanischen
Militarismus anbietet. Seit ihrer Gründung hat Podemos Gruppen in der Armee
aufgebaut und sich zum Sprecher ihrer Interessen gemacht. 
Ex-Verteidigungsminister Julio Rodriguez Fernandez hat als Kandidat von
Podemos bei den jüngsten Parlamentswahlen kandidiert und ist der
Generalsekretär von Podemos in der Hauptstadt Madrid, wo er auch im
nächsten Jahr der führende Kandidat der Partei sein wird.
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Nachdem IG Metall und Arbeitgeber in der Nacht zum Dienstag für den
Pilotbezirk Baden-Württemberg Reallohnverluste und Mehrarbeit [1]
vereinbarten, wird der Abschluss in Betrieben im ganzen Land diskutiert.
Auch wenn die Gewerkschaft sehr bemüht ist, das Ergebnis zu verklären, ist
die Wut und Empörung unter Arbeitern enorm.

"Seit gestern gibt es heftige und hitzige Diskussionen unter Kollegen über
den Tarifabschluss", erklärt Marijan vor dem Mercedes Werk in Mettingen.
"Alle rechnen, was sie mehr bekommen würden, aber es ist unmöglich, die
Mathematik zu verstehen, die man uns erklärt." Er kenne niemanden, der mit
dem Abschluss zufrieden sei. "Alle sind über diese Almosen sauer, 100 Euro
für drei Monate."

Marijan rechnet vor, dass die Arbeiter für sechs Prozent mit einer Laufzeit
von 12 Monaten gestreikt hätten. "Jetzt werden wir nicht einmal gefragt, ob
wir damit einverstanden sind, dass wir 4,3 Prozent für eine Laufzeit von 27
Monaten erhalten, also nicht einmal Drittel davon." Die mögliche
Reduzierung auf 28 Stunden sei für einige vielleicht gut, aber man erhalte
keinen Lohnausgleich.

Bashkim, der ebenfalls im Mettinger Werk arbeitet und vor 40 Jahren aus dem
ehemaligen Jugoslawien nach Deutschland gekommen war, fragt sich, wie die
4,3 Prozent zustande kamen. "Die Arbeitgeber hatten doch schon mehr
angeboten und die IG Metall hat sich geweigert, das zu akzeptieren. Wir
streikten für drei Tage und dann haben sie den Streik beendet und 4,3%
akzeptiert. Es gibt viel Unruhe im Werk, aber du musst den Mund halten,
sonst bekommst du Probleme", sagt Bashkim.

Auch bei Siemens in Duisburg sind Arbeiter wütend über den Abschluss. André
wirft ebenfalls die Frage auf, dass der jetzige Abschluss noch unter dem
letzten Angebot der Unternehmen liegt. "Scheint so, als hätte sich die IG
Metall mit den Berliner Parteien der Großen Koalition abgesprochen. Jetzt
haben sie zwei Jahre Ruhe."

Als besonders übel empfinden Arbeiter, dass die Gewerkschaft ihnen mit der
langen Laufzeit zwei Jahre Streikverbot verordnet hat. Denn viele
Großkonzerne wie Siemens, ThyssenKrupp und Opel planen umfassende
Massenentlassungen, gegen die sich die Arbeiter mit Streiks zur Wehr setzen
wollen.

Ginge es nach Jörg, hätte die IG Metall ganz anders streiken müssen.
Anstatt die zahlreichen Warnstreiks zu organisieren, hätte man richtig
streiken müssen. "Die ganzen Wischi-Waschi-Arbeitskämpfe der letzten Jahre
waren doch für'n Arsch. Und der jetzige Abschluss ist auch nicht besser",
sagte er wütend.

Ähnlich reagieren die Kollegen am Siemens-Standort in Berlin, der
unmittelbar von der Schließung bedroht ist. Dort sagt ein Konstrukteur:
"Das Ergebnis ist ein Witz. Es wurde ja auch nicht richtig gestreikt. Der
Streik wurde ja nicht ausgeweitet. Ich bin selbst Mitglied in der
Gewerkschaft, aber ich halte nicht mehr soviel davon. Siemens hat ja jetzt
bei dem Streik nicht mitgemacht, weil hier ja Entlassungen geplant sind. Es
haben nur wenige bei den Warnstreiks mitgemacht. Ein Mehrtägiger Streik,
der auch die Erhaltung der Arbeitsplätze einschließt, das wäre natürlich
super gewesen."

Die Verteidigung der Arbeitsplätze ist auch bei Opel in Rüsselsheim
zentrales Thema, wo bereits hunderte Leiharbeiter entlassen wurden. Der
knapp 30-jährige Robert wird zusammen mit 250 anderen Leiharbeitern am
heutigen Freitag entlassen. Er hat jahrelang qualifizierte Arbeit am Band
geleistet, aber zwei Wochen die Kündigung erhalten. In der kurzen Zeit
konnte er keine neue Stelle finden und ist somit direkt von
Arbeitslosigkeit bedroht.

Die Solidarität mit den von Entlassungen bedrohten Leiharbeitern ist
überall sehr groß. Ein fest angestellter Kollege bei Opel beklagte lebhaft,
dass gerade wieder einer aus seiner Gruppe am nächsten Wochenende entlassen
wird. "Unter diesen Kollegen spielen sich teilweise richtige Dramen ab",
sagt er. "Die Leiharbeiter werden doch wie Sklaven behandelt", meint ein
Kollege von Siemens-Duisburg.

Während die Wut über den Abschluss allgegenwärtig ist, sprechen einige
Arbeiter auch über die Große Koalition. Marijan von Mercedes ist der
Überzeugung, dass CDU und SPD mit den Interessen der breiten Bevölkerung
nichts zu tun haben. "Zum Beispiel Mindestlohn. Den haben sie festgesetzt,
aber ich kenne Leiharbeits-Kollegen, die weniger als acht Euro in der
Stunde verdienen."

"Früher hat die SPD noch etwas gesagt und dann sind auch Dinge passiert",
meint ein Betriebsschlosser am Berliner BMW-Werk. "Heute wird immer nur
gelabert, aber das Geld fließt in die eigene Tasche oder die falschen
Kanäle."

Ein Leiharbeiter vom gleichen Werk vergleicht den IG Metall-Abschluss mit
der Großen Koalition: "Die haben das gleiche Theater wie bei den
Koalitionsverhandlungen abgezogen. Der Typ, der erst einen auf Opposition
gemacht hat wird jetzt Außenminister, das sagt doch alles, oder?"


Anmerkung:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/02/07/stre-f07.html
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graswurzelrevolution Nr. 426, Februar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Neoliberal und rassistisch

Die rechtsautoritären Pläne der österreichischen Regierung

von Anja Svobodovna



Das Ergebnis der 26. Nationalratswahl am 15. Oktober 2017 in
Österreich ist aus emanzipatorischer und antirassistischer Sicht eine
Katastrophe (vgl. GWR 423, S. 2). Die rechtskonservative ÖVP hatte im
Wahlkampf Positionen der extrem rechten FPÖ übernommen und bekam 31,5%
der abgegebenen Stimmen. Die rechtsnationalistische FPÖ bekam 26% und
hat nun mit der ÖVP eine Regierung gebildet. Das 183-seitige
Regierungsprogramm der Rechtskoalition unter Kanzler Kurz beleuchtet
für die GWR Anja Svobodovna. (GWR-Red.)


Rechtsextreme Rhetorik à la Innenminister Kickl, der behauptet,
dass "diejenigen, die in ein Asylverfahren eintreten, auch
entsprechend konzentriert an einem Ort zu halten"(1) seien, ist
bereits in den ersten Wochen eine Konstante in der neu angelobten
ÖVP/FPÖ-Regierungskoalition in Österreich. Das seit Mitte Dezember
2017 veröffentlichte Regierungsprogramm(2) zeigt die ideologische
Basis der Politik, auf welcher solche Rhetorik gedeiht. Es gibt einen
ersten Ausblick auf die zu erwartende Realisierung in den nächsten
Jahren.

In den mit leeren Schlagwörtern betitelten Kapiteln 'Staat und
Europa', 'Ordnung und Sicherheit', 'Zukunft und Gesellschaft',
'Fairness und Gerechtigkeit' und 'Standort und Nachhaltigkeit'
präsentiert die Regierung ihren Schritt-für-Schritt-Plan hin zu ihrem
rechtsautoritären Staat.

So diffus diese Bereiche auch klingen mögen, die Inhalte sind
klassisch eine Mischung aus neoliberal-kapitalistischem und
rechts-autoritärem Lehrbuch.

Dieser Artikel versucht, einen detaillierteren Überblick über das
herrschende Grundprinzip zu verschaffen: Steuersenkungen für Konzerne
auf Kosten von Sozialausgaben, legitimiert durch rassistische Hetze
und begleitet von Repression.

Der neoliberale Kern...

"Wir fördern Leistungswillen und die Bereitschaft zum
unternehmerischen Risiko."

Die wichtigsten Komponenten des wirtschaftspolitischen Programms sind
ein klares Bekenntnis zur EU, zu transnationalen Handelsabkommen
(inkl. CETA und TTIP) und Maßnahmen zur sogenannten Steigerung der
wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit in den Bereichen Steuer-,
Bau- und Mietrecht. Das bedeutet konkret einerseits Steuersenkungen
für Unternehmen durch die Reduktion der Abgaben- und
Körperschaftssteuer, andererseits 'Marktkonformität' von Mietpreisen,
welche auf Lasten besonders von sozial schwächeren Mieter*innen gehen.

Die Änderungen bezüglich Wohnen beinhalten unter anderem:

Der Zugang zu geförderten Gemeindewohnungen wird erschwert: Eine
durchgängig fünfjährige Meldung ist für den Antrag erforderlich, was
die Situation besonders für Neuzugezogene erschwert. Bei einmaligem
Verlust der Wohnung droht der Verlust des Rechts auf einen erneuten
Antrag. Zudem soll die Anhebung des Mietzinses möglich sein, wenn nach
regelmäßiger Evaluierung von Förderungswürdigkeit im sozialen Wohnbau
festgestellt wird, dass bestimmten Kriterien nicht mehr entsprochen
wird.

'Anpassungen der Mieten an Marktpreise', auch in Vierteln, in denen
die Mietpreiserhöhungen bis jetzt nicht erlaubt waren. 'Marktkonforme
Mietzinsbildung' bei Neubauten und Generalsanierungen.

Familienmitglieder können Mietverträge zu ähnlichen Konditionen nach
dem Tod des Mieters oder der Mieterin nur noch unter beschränkten
Konditionen übernehmen. Diese sogenannte Bekämpfung des "Mietadels"
erlaubt somit Mietpreiserhöhungen z.B. bei einem Sterbefall.
Förderungen für Eigentumswohnungen und somit für jene, die sich
Eigentumswohnungen leisten können.

Kürzere Mietverträge als drei Jahre sollen möglich werden.
Der starke Zusammenhang zu den Wahlkampfspenden von Großindustriellen,
insbesondere von Immobiliengesellschaften, ist unübersehbar.
Forderungen der Industriellenvereinigung an die Regierungsparteien
wurden teilweise wortwörtlich in das Regierungsprogramm
übernommen.(3)

Unter dem Verweis auf 'Freiheit' wird der Begriff der Freiheit als
'Freiheit zu einem selbstbestimmten Leben' durch eine Freiheit als
'Marktfreiheit' ersetzt. Motto: "Wir sind Weltmeister im Regulieren
und im Einschränken von Freiheit und Selbstverantwortung."

Das neoliberale Argument, gespeist von den klassischen Verweisen auf
ein proklamiertes Ausufern von "Sozialschmarotzertum", führt zu den im
Folgenden beschriebenen Kürzungen des Sozial- und Gesundheitssystems.

...finanziert durch Kürzungen im Sozialbereich

"Wir schützen unseren Sozialstaat vor Missbrauch"

Die wichtigsten Einschnitte verteilen sich über die Bereiche Arbeit,
Gesundheit und Bildung. Sie beinhalten massive Kürzungen von
Sozialleistungen und die Beschneidung von Rechten. Der Argumentation
der Regierung nach sollen diese Kürzungen durch Steuerverbesserungen,
z.B. Senkung der Einkommenssteuer, ausgeglichen werden. Jedoch kommen
diese Steuerverbesserungen nicht allen Menschen zugute, welche von den
Kürzungen betroffen sind. Von Armut Betroffene und Personen mit
prekärem, legalem Status sind disproportional von den
Verschlechterungen betroffen.

Im Folgenden liste ich die wichtigsten Teilaspekte auf.

Im Bereich Arbeit und Mindestsicherung sind folgende Änderungen
geplant:

Einführung des Zwölfstundentags / der Sechzigstundenwoche. Die
geplanten Änderungen sind erstmal auf freiwilliger Basis
geplant.

Arbeitslosengeld NEU und Mindestsicherung: Die Notstandshilfe, welche
bisher nach dem Arbeitslosengeld griff und Menschen nicht auf die
niedrigere Mindestsicherung absinken ließ, wird mit der
Mindestsicherung zusammengelegt, welche zugleich gekürzt wird. Nach
dem Verlust des Arbeitslosengeldes (nach einem Jahr) muss auf die
Mindestsicherung umgestiegen werden. Um diese beziehen zu können,
müssen zudem alle Vermögen bis auf 4000 Euro aufgebraucht sein. Das
gesamte Haushaltseinkommen darf inklusive der Mindestsicherung 1500
Euro nicht überschreiten (ungeachtet der Anzahl der Kinder).

Zudem sind Verschärfungen für Richtlinien darüber, welche Arbeit bei
Arbeitslosigkeit angenommen werden muss, geplant. Bei mangelnder
Teilnahme an Kursen des Arbeitsmarktservice soll eine Person
verpflichtet werden können, gemeinnützige Arbeit zu leisten, um die
Mindestsicherung nicht zu verlieren.(4)

Streichung der Aktion 20.000: Der staatliche Mechanismus zur Schaffung
von gemeinnützig wertvollen Arbeitsplätzen, welche an über 50-Jährige
mit Schwierigkeiten Arbeit zu finden, gegeben werden, wird gestrichen.
Diese Änderung wurde bereits endgültig beschlossen.

In den Bereichen Gesundheit/Bildung/Familie/Soziales sind die
wichtigsten Punkte des Programms:

"Bekämpfung von Sozialmissbrauch" auch im Bereich Gesundheit, z.B.
durch Präventionen von E-Card-Missbrauch.

"Medizinische und soziale Beratung vor geplanten
Schwangerschaftsabbrüchen" wird angestrebt, was einen massiven
Rückschritt des Rechts auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper
von Frauen darstellt.

Stopp des von der letzten Regierung für 2018 geplanten
Nichtraucher*innengesetzes.

Wiedereinführung von Studiengebühren (welche nachträglich steuerlich
absetzbar sind, sofern Personen regulärer Arbeit innerhalb Österreichs
nachgehen sollten).

Massive Beschneidung der Rechte der Österreichischen
Hochschüler*innenschaft (ÖH): Änderungen sollen nur noch Beratung und
Interessensvertretung von Studierenden, statt wie bisher politische
Arbeit und breite Interessensvertretung ermöglichen.

Wiedereinführung von Ziffernnoten in Volksschulen.

Stärkerer Fokus auf "Wertevermittlung" in Kindergärten, fokussiert auf
"islamische Kindergärten", welche "in letzter Konsequenz bei
Nichterfüllung" der vorgegebenen Werte geschlossen werden
sollen.(5)

Kürzung von Familienbeihilfe für nicht in Österreich lebende
Kinder.

Erneut wurde argumentiert, dass der neu vorgeschlagene "Familienbonus"
die Kürzungen ausgleichen soll. Dieser kommt jedoch hauptsächlich
besserverdienenden Familien zu Gute und bringt kaum Zuschüsse für
ärmere Familien.

...legitimiert mit Rassismus

"Wir wollen unsere Heimat Österreich als lebenswertes Land mit all
seinen kulturellen Vorzügen bewahren."

Quer durch alle Kapitel des Regierungsprogramms ziehen sich die
Begriffe Migration, Sicherheit, Terrorismus wie ein roter Faden, mit
dem die oben angeführten Änderungen als notwendig dargestellt werden.
Zusätzlich zu der Verfestigung des rassistischen Feindbildes, sind
auch viele konkrete Änderungen im Asyl- und Migrationsbereich geplant,
welche Grundrechte von Personen im und nach dem Asylverfahren
grundlegend zertrümmern:

Bei Asylantragstellung Abnahme von Bargeld (für die "Deckung der
Grundversorgungskosten") und Handy ("zur Erhebung der Reiseroute und
bei Unklarheit von Identität"). Während des Asylverfahrens nur noch
Sachleistungen statt bisherigem 40 Euro-Taschengeld.

Durch die Einführung der Mindestsicherung Light (greift, wenn nicht
fünf der letzen sechs Jahre in Österreich verbracht wurden), erhalten
anerkannte Geflüchtete nur noch 365 Euro im Monat.

Da das Haushaltseinkommen inklusive der Mindestsicherung 1500 Euro
nicht überschreiten darf, um diese beanspruchen zu können, sind
besonders Familien mit vielen Kindern betroffen.

Die Unterkunft während des Asylverfahrens in Privatunterkünften soll
verboten werden. Stattdessen soll die eingangs zitierte
"konzentrierte" Unterbringung z.B. in Kasernen mit Ausgangssperre und
Lagern in weniger besiedelten Gebieten wie z.B. am Stadtrand, als
potentielle Optionen präsentiert werden.(6)

Gemeinnützige Arbeit für Personen im Asylverfahren soll verboten
werden, da keine "integrationsfördernden Maßnahmen" gesetzt werden
sollen.

Die Konsequenzen für Personen im Asylverfahren sind dramatisch, die
Vorschläge sind entwürdigend. Die Teilnahme an sozialem Leben wird de
facto verunmöglicht.

...und mit Repressionskonsequenzen für alle

"Wir werden wachsam sein, um gegen potenzielle Gefährder
einschreiten zu können"

Die rassistische Argumentationslinie findet sich auch im letzten
fundamentalen Teil der vorgeschlagenen Neuerungen.

Durch die Beschwörung von terroristischer Gefahr wird die Beschneidung
von Datenschutz und stärkere Überwachung durch z.B. höheren
Datenaustausch legitimiert.

Einige der im Regierungsprogramm genannten oder angedeuteten
Punkte sind:

Der Ausbau elektronischer Überwachung (durch z.B.
Gesichtsfelderkennun),

Bundestrojaner zum Auslesen von Smartphones, Chats etc.

"Individualisierungspflicht" von IP-Adressen und Speicherung von Daten
vereinfacht,

Digitale Überprüfung von Personen, die einen Asylantrag stellen,
Ausbau von Befugnissen zur Datenübermittlung zwischen Behörden.

Zudem ist es besorgniserregend, dass alle Ressorts mit Kompetenzen zur
Überwachung von FPÖ nominierten Minister*innen geleitet werden und
somit auch Bundesheer, Polizei und Bundeskriminalamt, sowie
Verfassungsschutz und alle Geheimdienste unter dem Kommando einer
extrem rechten Partei stehen.(7)

Die EU und die Funktion von Rassismus

Die Liste an Plänen im Regierungsprogramm ist lang. Entsprechende
Beschlüsse werden bereits gefällt oder zumindest medial vorbereitet.
Selbst wenn einige der geplanten Änderungen in Konflikt mit (noch)
geltenden Gesetzen und Richtlinien stehen, scheint das ihrer
Verwendung keinen Abbruch zu tun.

Von liberaler Seite oft genannt sind internationale und EU-weite
Abkommen zu Asyl- und Flüchtlingspolitik, welche eine rechtsextreme
Migrationspolitik mit einem Bekenntnis zur EU und europäischen Werten
unvereinbar machen sollen.

Das Regierungsprogramm ist ein gutes Beispiel für den Falschschluss
hinter solchen Annahmen.

Die neoliberalen Regierungspläne zusammen mit dem Bekenntnis zu einer
richtige[n], ihrem Grundgedanken entsprechende[n]" EU, erinnern auf
unbewusst pointierte Weise an den Kern und das Wesen der EU.
Geschaffen als gemeinsamer Wirtschaftsraum wird sie immer zuallererst
ein Projekt der Förderung europäischer ökonomischer Interessen auf
Kosten marginalisierter Regionen bleiben.

Dadurch und in der Gewissheit, dass die EU-weite Migrationspolitik
ebenfalls eine der Ausgrenzung und Internierung ist, kann sich das
Bekenntnis zur EU nahtlos in das rechte Regierungsprogramm
einfügen.

Wenn die Regierungspläne in der Grundlogik 'Steuersenkungen für
Konzerne auf Kosten von Sozialausgaben, legitimiert durch rassistische
Hetze und begleitet von Repression' analysiert werden, erhalten auch
Aussagen wie jene des Innenminister Kickls zu "Konzentration" eine
zusätzliche Bedeutung.

Neben der faschistischen tritt auch die tagespolitisch strategische
Bedeutung von rassistischer Hetze deutlich hervor.

Strategisch, weil Aufmerksamkeit von viel kritisierten Änderungen zum
Beispiel im Bereich Mindestsicherung durch polarisierende Themen wie
Migration abgelenkt werden kann.

Strategisch, weil sich aufbauende Kritik aus den Reihen von
FPÖ-Wähler*innen durch denselben Mechanismus von der Ausrufung von
Bedrohungsszenarien und hart durchgreifenden vermeintlichen Lösungen
beschwichtigen lässt. Strategisch, weil Rassismus die hegemonial weiße
Nation mithilfe eines migrantischen Feindbildes vereint.


Anmerkungen:

(1) https://derstandard.at/2000072175894/Asylwerber-konzentriert-halten-Was-bewegt-FPOe-Politiker-zu-diesen-Aussagen

(2) Das Regierungsprogramm ist im Volltext hier verfügbar:

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/documents/131008/569203/Regierungsprogramm_2017%E2%80%932022.pdf/b2fe3f65-5a04-47b6-913d-2fe512ff4ce6

(3) Klare Überlappungen (inkl. wortwörtliche Zitate) zwischen
Regierungsprogramm und dem Forderungskatalog der
Industriellenvereinigung an die Regierung können unter folgenden Links
nachgelesen werden: 

https://www.die95prozent.at/aufgedeckt-regierungsprogramm-von-bonzen-und-immobilienhaien-abgeschrieben/

http://urbanizm.net/4890664/wie-sich-die-immobilienwirtschaft-das-regierungsprogramm-eingebracht-hat/

(4) Ausführlichere Artikel zu den geplanten Änderungen an der
Mindestsicherung: 

https://mosaik-blog.at/schwarz-blau-regierungsprogramm-gemeinheiten-mieten-mindestsicherung-abtreibung-zwangsarbeit/

http://reflektive.at/regierungsprogramm/mindestsicherung-viel-laerm-um-peanuts

(5) Ausführlicher zu Kindergärten:

http://reflektive.at/regierungsprogramm/elementare-luecken-in-der-elementarpaedagogik/#more-239

(6) https://derstandard.at/2000071489594/Strache-will-Asylwerber-in-Wien-in-Kasernen-unterbringen

https://derstandard.at/2000070661775/Gudenus-will-Asyl-Massenquartiere-am-Stadtrand-von-Wien

(7) Detaillierter Artikel zu den Änderungen im Bereich IT und
Datenschutz: 

https://mobil.derstandard.at/2000070494894-2000070496531/regierungsprogramm-oevp-fpoe-kurz-strache-ueberwachung


 WEITERE INFOS
 
Zum Weiterlesen über die aktuelle politische Situation in Österreich:

https://mosaik-blog.at

Zeitschrift und Plattform für Blogger*innen, welche aus
unterschiedlichen sozialen Perspektiven aktuelle politische
Geschehnisse reflektieren.

http://www.anschlaege.at

Kritisches Magazin mit weiter Bandbreite an feministischen Artikeln zu
unterschiedlichen, unter anderem tagespolitischen Themen.

http://reflektive.at

Blog ehemaliger grüner Parlamentsabgeordneter, welcher gut
recherchierte Informationen aus (parteipolitisch) grüner Perspektive
darstellt.
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Zwanzig Jahre "RotFuchs"

Diese Ausgabe des "RotFuchs" trägt die Nummer 240, d. h., er erscheint
seit 20 Jahren. Das ist in der Weltgeschichte eine kurze Zeitspanne,
für ein Organ dieser Art eine lange Wegstrecke. Die Gründe, diese
Zeitschrift ins Leben zu rufen, haben sich nicht geändert, neue, sie
weiter zu stärken, sind hinzugekommen. Seit dem Ende der Sowjetunion
und der sozialistischen Länder Europas war die Weltkriegsgefahr noch
nie so hoch wie heute, wieder einmal versucht der Imperialismus mit
Hilfe einer nationalistischen und faschistischen Massenbewegung die
Unzufriedenheit in der Bevölkerung zu kanalisieren, die
Arbeiterbewegung zu spalten und zu lähmen. Nicht ohne Erfolg. Um so
wichtiger ist es festzuhalten, daß der "RotFuchs" heute die am
weitesten verbreitete marxistische Monatsschrift in deutscher Sprache
ist.

Klaus Steiniger, der den "RotFuchs" gründete und ihn bis zu seinem Tod
am 9. April 2016 als Chefredakteur leitete, beschrieb vor zehn Jahren
im Heft Nummer 120 die Ziele, die Gründer, Autoren und Leser von
Anfang an leiteten: Wir wollten eine Zeitschrift, "die dem
gegnerischen Angriff die Stirn bieten, Positives aus der DDR bewahren
und in die Zukunft weisen sollte". Und weiter: "Wir traten für eine
Legierung aus ost- und westdeutschen Kampferfahrungen ein,
bezeichneten die DDR ungeachtet ihrer Defizite als die größte
Errungenschaft der Arbeiterbewegung, nannten die zur 'Wende' verklärte
Konterrevolution beim wahren Namen und setzten uns für die
Zusammenführung von Kommunisten und Sozialisten mit und ohne
Parteibuch auf marxistischer Basis ein."

Diese Grundidee hat sich nicht geändert. Der Beschluß, unabhängig von
Parteien zu arbeiten und für die Herausgabe des "RotFuchs" einen
Förderverein zu gründen, hat sich bewährt. Der Verein ist heute mit
seinen Regionalgruppen eine politische Bildungszentrale eigener,
marxistischer Art - in nicht wenigen Orten die einzige Organisation,
die regelmäßig Menschen unterschiedlicher linker Auffassungen zur
Diskussion zusammenführt. Die Leserschar, die bei einer Auflage von
etwa 11.000 Exemplaren nach Zehntausenden zählt, ist noch bunter
gemischt als vor zehn Jahren. Klaus Steiniger beschrieb sie damals so:
"Sie besteht vor allem aus der Sache treu gebliebenen Anhängern der
Linkspartei, jetzt Parteilosen, Genossen der DKP und der KPD, in
Gewerkschaften, Frauen- und Jugendverbänden Aktiven, früheren
Mitgliedern aller DDR-Blockparteien, linken Christen und
Sozialdemokraten auf der Linie Oskar Lafontaines."

Die Zahl der Artikel- und Leserbriefautoren, die von der ehrenamtlich
arbeitenden Redaktion betreut werden, geht in die Tausende.

Seit langem wird der "RotFuchs" Monat für Monat nach der Freigabe
durch unseren "Chef vom Dienst" verläßlich und in bester Qualität von
der Druckerei "Bunter Hund" hergestellt. Die Berge von Exemplaren
jeder Ausgabe werden von etwa 40 Genossinnen und Genossen verpackt,
etikettiert und in den Vertrieb gebracht; die Post geht in weit über
20 Länder.

Allen, die am Entstehen des "RotFuchs", an seinem Wachstum sowie
seinem kontinuierlichen Erscheinen Anteil hatten und haben, sei
hiermit herzlich gedankt - vor allem aber auch den Tausenden Spendern,
die seit Beginn durch ihre Zuwendungen und Beiträge die materielle
Basis der Herausgabe sichern.

Das Jahr 2018 wird nach allem, was vorhergesehen werden kann, weitere
Belastungsproben für den Weltfrieden, für alle fortschrittlich
eingestellten Menschen bringen. Die Situation ähnelt der vor 35
Jahren, als der Bundestag in Bonn entgegen millionenfachen Protesten
am 22. November 1983 der Stationierung von US-Mittelstreckenraketen
vom Typ "Pershing" und von Marschflugkörpern zustimmte. Noch im
Dezember 1983 wurde das Teufelszeug in den Hunsrück gebracht. 2018
wiederholt sich die Situation - nun vor dem Hintergrund der
technischen Revolution im Militärwesen: Im polnischen Redzikowo bei
Slupsk geht eine Basis der gegen Rußland gerichteten
US-"Raketenabwehr" in Dienst. Anders als damals gibt es aber
gegenwärtig keinerlei Verhandlungen über Regeln für die Handhabung der
heutigen Waffentechnik. Damals hielt die DDR-Führung an der
Fortsetzung von Gesprächen, an einer "Politik der Vernunft" fest -
entgegen aller Kritik auch von Verbündeten.

Für eine solche Politik tritt auch der "RotFuchs" weiterhin ein - als
Stimme gegen Lüge und Ausbeuterei, chauvinistischen Größenwahn und
imperialistischen Krieg.

Redaktion und Vorstand des "RotFuchs"-Fördervereins

 * 

Unterschriftenaktion für den Frieden

Abrüsten statt aufrüsten!

Mit einem dringenden Appell haben sich am 6. November 2017 vier
Gewerkschaftsvorsitzende, ein Nobelpreisträger, führende Vertreter der
Friedens- und Umweltbewegung, bekannte Künstler, kritische
Wissenschaftler sowie Engagierte aus den Bewegungen für Nachhaltigkeit
und eine gerechte Welt an die Öffentlichkeit gewandt. In den
Jamaika-Sondierungen waren sich nahezu alle Parteien einig, die
Rüstungsausgaben deutlich zu erhöhen. Dem entgegen stellt sich jetzt
ein Bündnis aus Künstlern, Politikern und Aktivisten. Unter dem Motto
"Abrüsten statt aufrüsten!" machen sie darauf aufmerksam: Es drohen
ein neuer kalter Krieg und massiver Sozialabbau.

Sollte die neue Bundesregierung aus Union, FDP und Grünen bestehen,
werden die Rüstungsausgaben in Deutschland nahezu verdoppelt. Da sind
sich Experten und Beobachter übereinstimmend sicher.

US-Präsident Donald Trump hatte Deutschland wiederholt aufgefordert,
mehr Geld für Rüstung auszugeben. Dem widersprechen die Unterzeichner
des Aufrufs. "Auch sicherheitspolitisch bringt eine Debatte nichts,
die zusätzlich Unsummen für die militärische Aufrüstung fordert. Statt
dessen brauchen wir mehr Mittel für Konfliktprävention als Hauptziel
der Außen- und Entwicklungspolitik. Militär löst keine Probleme.
Schluß damit! Eine andere Politik muß her", heißt es in dem Aufruf.

Der ehemalige PDL-Bundestagsabgeordnete Wolfgang Gehrcke hat den
Aufruf unterzeichnet, um öffentlich Stimmung gegen eine weitere
Aufrüstung zu machen. Von jährlich 37 Milliarden Euro könnten die
deutschen Ausgaben auf 70 Milliarden im Jahr steigen. Eine "Spirale
des Irrsinns", ist sich Gehrcke sicher: "Das ist unglaublich.
Deutschland würde dann mehr Geld für Rüstung ausgeben als Rußland.
Aber vergleichen Sie mal die Größe und die weltweite Verantwortung der
beiden Länder!" Solch eine Aufrüstung hat es in Deutschland in den
vergangenen 30 Jahren nicht gegeben. Der Friedensaktivist Reiner Braun
unterstützt ebenfalls die Kampagne. Bei der geplanten Aufrüstung gehe
es um eine Weichenstellung zu einem dramatischen Sozialabbau, zu einer
ungeheuren Militarisierung und zu einer verstärkten
Konfrontationspolitik gen Osten.

Das sieht Wolfgang Gehrcke ebenso. Für ihn ist ein gutes Verhältnis zu
Rußland die Kernfrage der deutschen Außenpolitik. Wer eine
Außenpolitik der Vernunft wolle, der müsse eine Kooperation mit
Rußland eingehen, so Gehrcke: "Es gab einmal einen Vorschlag des
russischen Präsidenten Dmitri Medwedew, eine europäische
Abrüstungsinitiative in Gang zu setzen. Das hat der Westen damals
versäumt oder nicht ernst genommen. Das liegt aber immer noch auf dem
Tisch."

Im Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten!" heißt es, man müsse abrüsten und
verhandeln - auch mit Rußland. Damit wollen die Unterzeichner helfen,
"einen neuen kalten Krieg abzuwenden". Doch wie groß ist die Gefahr
tatsächlich? Reiner Braun erklärt, um diesen Satz hätte es im Vorfeld
Diskussionen gegeben: "Die Diskussion war: Haben wir eigentlich schon
einen kalten Krieg, oder stehen wir noch kurz davor? Wir sind auf
jeden Fall ganz nah dran an einer Konfrontation mit Rußland, die an
die schlimmsten Zeiten des kalten Krieges erinnert."

Dies macht er auch daran fest, daß erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg
wieder deutsche Truppen 250 Kilometer von St. Petersburg entfernt
stationiert sind. Das müsse laut dem Experten zwangsweise dazu führen,
daß das Verhältnis zu Rußland weiter abkühle und Moskau Gegenmaßnahmen
ergreife.

Die FDP hatte sich im Wahlkampf ursprünglich für eine Entspannung der
Beziehungen zu Rußland eingesetzt. Auch Teile der CSU waren für eine
Abschaffung der Sanktionen gegen das Land.

Braun sieht in den Sondierungsgesprächen keine Anhaltspunkte, die auf
eine mögliche Abrüstung hinweisen würden. Im Gegenteil: "Drei von den
vier Parteien haben in ihrem Wahlprogramm die klare Aussage, daß sie
die zwei Prozent an Rüstungsausgaben unterstützen: CDU, CSU und FDP.
Die Grünen drücken sich da etwas vornehmer aus, sie sagen: Wir sind
gegen die zwei Prozent. Das heißt, sie wären auch mit 1,8 oder 1,9
Prozent zufrieden." Wahlprogramme sprächen dafür, daß Deutschland es
in der kommenden Legislaturperiode mit einer "Aufrüstungs-, Kriegs-
und Konfrontationskoalition" zu tun bekomme.

Deshalb solle der Appell "Abrüsten statt aufrüsten!" den Boden
bereiten, das Thema Abrüstung wieder auf die Tagesordnung zu setzen.
Abrüstungskritiker argumentieren dagegen, die veränderte
internationale Sicherheitslage und die Verantwortung Deutschlands in
der Welt würden Mehrausgaben für das Militär rechtfertigen. Der Aufruf
"Abrüsten statt aufrüsten!" hat mittlerweile über 15.000
Unterschriften gesammelt. Abrüsten sei das Gebot der Stunde, so die
Unterzeichner.

Unter den Erstunterzeichnern sind Franz Alt, Schriftsteller; Dieter
Maschine Birr (Ex Puhdys) | Prof. Dr. Peter Brandt, Historiker,
Initiative Neue Entspannungspolitik JETZT! | Frank Bsirske,
Vorsitzender von ver.di | Christine Buchholz, MdB Die Linke | Marco
Bülow, MdB SPD | Annelie Buntenbach, Mitglied des Geschäftsführenden
Bundesvorstandes des DGB | Daniela Dahn, Schriftstellerin Prof. Dr.
Ulrich Gottstein, IPPNW-Gründungs- und Ehrenvorstandsmitglied | Jürgen
Grässlin, Bundessprecher der DFG-VK | Prof. Dr. Frigga Haug,
Soziologin | Philipp Ingenleuf, Netzwerk Friedenskooperative | Toni
Krahl, Musiker (CITY) | Anna Loos, Schauspielerin, Sängerin (Silly) |
Wolfgang Niedecken, Musiker, Sänger (BAP), Maler, Autor | Prof. Dr.
Norman Paech, Völkerrechtler | Anne Rieger, Bundesausschuß
Friedensratschlag | Michaela Rosenberger, Vorsitzende der Gewerkschaft
Nahrung, Genuß, Gaststätten (NGG) | Prof. Dr. Gesine Schwan,
Vorsitzende der SPD-Grundwertekommission | Prof. Dr. Johano Strasser,
ehem. Präsident des deutschen PEN | Marlis Tepe, Vorsitzende der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) | Willi van Ooyen,
Bundesausschuß Friedensratschlag | Peter Wahl, Wissenschaftlicher
Beirat von ATTAC | Konstantin Wecker, Musiker, Komponist | Heidemarie
Wieczorek Zeul, Bundesministerin a. D. | Burkhard Zimmermann,
Initiative Neue Entspannungspolitik JETZT!
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Die Friedensbewegung war wieder auf der Straße

NEIN zu Atomwaffen und JA zur Abrüstung

Mit Aktionen in mehr als 30 Städten, darunter einer Menschenkette von
der US- zur nordkoreanischen Botschaft in Berlin, mit Demonstrationen
u. a. in Frankfurt/Main, Nürnberg, Tübingen und weiteren vielfältigen
Aktivitäten wandten sich Organisationen und Initiativen aus der
Friedensbewegung am 18. November 2017 an die Öffentlichkeit und
verlangten von den politisch Verantwortlichen:

- Kriege beenden!

- Abrüstung für globale Gerechtigkeit!

- Entspannungspolitik jetzt!

- Atomwaffen abschaffen!

Bunt, vielfältig und auch laut unterstrichen die Beteiligten die
zentralen Forderungen aus der Friedensbewegung, die auf einer
Aktionskonferenz im Oktober gemeinsam vereinbart worden waren.

"Im Mittelpunkt der doch überraschend vielen Aktionen stand die
Ablehnung aller Atomwaffen", so Willi van Ooyen. "Dies ist angesichts
der immens teuren und destabilisierenden Modernisierung auch der
US-Atomwaffen in Deutschland mehr als notwendig. Unsere Forderungen an
die neue Regierungskoalition bleiben: Auch Deutschland muß dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitreten, und die US-Atomwaffen müssen
umgehend aus Büchel abgezogen werden."

Bei vielen Aktionen wurden Unterschriften unter den Aufruf "Abrüsten
statt aufrüsten!" gesammelt. Die nach kurzer Zeit erreichten mehr als
15.000 Unterschriften sind ein hoffnungsvolles Zeichen des Protests
gegen die ungehemmte Aufrüstungspolitik der NATO und der EU. Die
bisher bekannt gewordenen Pläne deuten auf eine ungehemmte Fortsetzung
dieses Kurses der Militarisierung auch in unserem Lande. "30
Milliarden Euro mehr für die Rüstung sind Tausende weniger
Kindergartenplätze und modernisierte Schulen. Nur eine breite
gesellschaftliche Bewegung kann den Druck für eine Veränderung hin zu
realer Abrüstung erzeugen", so Reiner Braun.

Der bundesweite Aktionstag der Friedensbewegung war ein
hoffnungsvoller Beginn für weitere Aktionen gegen Atomwaffen und Krieg
und für die Alternativen: Abrüstung und zivile Lösung von Konflikten.

Die Organisatoren der Aktionen zeigten sich durch jüngste Ereignisse
ermutigt. So die ins Bewußtsein zurückgekehrte Atomkriegsgefahr und
die deutlicher werdenden Alternativen dagegen weltweit und bei uns.
Aber auch die beeindruckende Unterstützung der Initiative gegen eine
weitere Erhöhung der Rüstungsausgaben quer durch Parteien, Kirchen,
Verbände und anderen Formationen der Gesellschaft.

"Wir stellen uns den wachsenden Erfordernissen einer friedlichen,
sozial gerechten und globalisierten Welt."

 * 

Gespräch mit Stanislaw Retinskij (KP der DVR)

Der Sekretär der Kommunistischen Partei der Donezker Volksrepublik
(KP der DVR), Stanislaw Retinskij, besuchte auf Einladung der DKP und
der Initiative "Alternative Presseschau" vom 20. bis zum 24. Oktober
2017 die BRD. Er nahm an der Konferenz von DKP, "RotFuchs" und SDAJ
zum 100jährigen Jubiläum der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution
in Berlin teil. Kurz vor seinem Abflug nach Moskau gab er uns ein
Interview, das wir hier auszugsweise veröffentlichen.

Genosse Retinskj, was erwarteten Sie von Ihrer Reise nach
Deutschland? 

Außer meiner Teilnahme an der Konferenz zur Oktoberrevolution waren
zwei Treffen mit DKP-Mitgliedern in Berlin und Hannover geplant, auf
denen ich als Augenzeuge und Teilnehmer der Ereignisse im Donbass über
die Lage der arbeitenden Menschen und die Rolle der Kommunisten in
diesen Prozessen informieren wollte. In Berlin kam nach Beendigung des
Treffens eine Frau zu mir und sagte, daß sie erst nach dieser
Veranstaltung ihre Meinung zur DVR und LVR klar bestimmen könne.

In Hannover sagte ein Mann, der völlig zufällig auf der Straße einen
Flyer für die bevorstehende Veranstaltung in die Hand bekam, daß er
nun bereit sei, in jeglicher Form zu helfen. Es ist gut, daß mein
Auftritt geholfen hat, Klarheit in eine Reihe von Fragen zu bringen.

Können Sie noch einmal etwas zur aktuellen Situation im Donbass und
speziell zur militärischen Lage sagen?

Ich lebe mit meiner Familie in einem frontnahen Bezirk von Donezk, der
unmittelbar an den Flughafen grenzt. Im Januar/Februar 2015 gab es
dort erbitterte Kämpfe, als die Schlacht um den Flughafen stattfand.
Unweit von unserem Hochhaus detonierten ständig Geschosse. Nach
Beendigung der Operation um Debalzewo und der Unterzeichnung der
jetzigen Minsker Vereinbarungen haben sich die Beschüsse merklich
verringert, besonders in diesem Bezirk. Dennoch setzen sich die zähen
Kampfhandlungen fort.

Vor kurzem sollte ich eine Reportage im frontnahen Kominternowo, das
im Süden liegt, vorbereiten. Während der Zeit meiner Arbeit dort waren
von ukrainischer Seite aus ständig Maschinengewehrsalven zu hören.
Insgesamt kann man die gegenwärtige Situation im Donbass
charakterisieren als "kein Krieg - kein Frieden".

Wie steht es im Moment mit der Versorgung mit Waren des täglichen
Bedarfs aus? Gibt es humanitäre Hilfe?

Gegenwärtig gibt es in den Geschäften ausreichend Lebensmittel.
Natürlich wurde ein bedeutender Teil davon in Rußland erzeugt. Doch
eine große Auswahl der Waren wird in der Donezker Volksrepublik selbst
hergestellt. Ungeachtet der Kampfhandlungen arbeiten die Betriebe der
Leichtindustrie stabil. In der DVR wurde die Produktion von Milch-,
Fleisch- und Backwaren wieder aufgenommen.

Die Preise in der DVR unterscheiden sich praktisch nicht von den
Preisen in der Ukraine.

Humanitäre Hilfe vom russischen Katastrophenschutzministerium kommt
seit August 2014 regelmäßig in den Donbass. Die Besonderheit besteht
darin, daß sie in erster Linie zwischen den Ministerien und Behörden
aufgeteilt wird. Ein großer Teil ist für den Wiederaufbau der
zerstörten Infrastruktur, für die Schulspeisung der Kinder und
Medikamente für die Krankenhäuser.

Die Notwendigkeit humanitärer Hilfe wird bestehenbleiben, solange sich
die Kampfhandlungen fortsetzen. Hilfe erhalten auch einfache Einwohner
der Republik. Was die humanitären Konvois der KPRF betrifft, so kommen
auch sie seit Beginn der Kampfhandlungen in die Republik. Die KPRF
übernahm die Aufgabe, den Sicherheitskräften der DVR, in denen es
viele Anhänger von uns gibt, dem Ersten Militärhospital, dem
Dramatischen Theater und der Krupskaja-Bibliothek zu helfen. Außerdem
übernahmen die russischen Kommunisten die Patenschaft für einige
soziale Objekte im Telmanowo-Bezirk, bauten eine Schule und ein
Krankenhaus wieder auf. Auf Bitte der Donezker Kommunisten leistet die
KPRF auch gezielt Bedürftigen Hilfe: den Veteranen, Invaliden,
kinderreichen Familien. Allerdings sind wir seit Oktober 2016 nicht
mehr an der Verteilung der humanitären Hilfe der KPRF beteiligt, weil
dies jetzt in den Händen des Katastrophenschutzministeriums der DVR
liegt.

Medikamente stehen ausreichend zur Verfügung, es gibt Soziale
Apotheken. Außerdem gibt es eine Reihe von Programmen zur
medizinischen Versorgung der Bevölkerung, beispielsweise bei der
kostenlosen Durchführung von Operationen.

Wie entwickelt sich die Industrie in der Republik? Wie hoch ist der
Anteil staatlicher Betriebe und Betriebe unter äußerer Leitung? Wohin
exportiert die Republik?

Wenn behauptet wird, daß der Donbass die Betriebe, die im Laufe der
Kampfhandlungen zerstört wurden, hätte erhalten können, wenn er im
Bestand der Ukraine geblieben wäre, ist das nicht wahr. In
Wirklichkeit haben diejenigen, die 2014 in Kiew an die Macht kamen,
begonnen, zielstrebig den ukrainischen Markt für eine Übernahme durch
ausländisches Kapital bereit zu machen. Ein Beleg dafür sind die
heutigen Kohlelieferungen aus den USA in die Ukraine.

Nur die Trennung von der Ukraine erlaubt es der DVR und der LVR, ihr
industrielles Potential wenigstens teilweise zu erhalten. Allein im
Verlauf dieses Jahres wurden die Charzysker Drahtseilfabrik und die
Jusowskij-Metallfabrik wieder in Betrieb genommen, es wurden
Stromleitungen im Nowoasowskij-Bezirk gebaut, es werden neue Stollen
in den Bergwerken in Tores eröffnet.

Die Bergwerke, die die Kohle für die Energie fördern, befanden und
befinden sich in staatlichem Eigentum. Bis zum Krieg waren praktisch
alle anderen Unternehmen im Besitz der Oligarchen. Bis zur Einführung
der totalen Blockade des Donbass durch die ukrainische Seite befanden
sie sich noch in Privateigentum. Jetzt wurden sie unter äußere
staatliche Leitung gestellt, und die Steuern zahlen sie nicht in den
Haushalt der Ukraine, sondern in den der DVR.

Vor kurzem wurde gemeldet, daß eine Partie der Donbasser Kohle nach
Polen geliefert wurde. Dies zeigt, daß die Unternehmen der DVR und der
LVR, wenn auch in kleinen Mengen, dennoch ihre Erzeugnisse verkaufen.
So erklärte unlängst der stellvertretende Minister für Ökonomie der
Russischen Föderation Sergej Nasarow, daß Kohle im Umfang von einer
Million Tonnen im Monat über russisches Territorium auf den
internationalen Markt geliefert wird. Rußland exportiert sie nochmals
über seine Seehäfen in Drittländer.

Welche Hauptaufgaben muß die KP der DVR gegenwärtig lösen? Wie
organisieren Sie die theoretische Arbeit innerhalb der Partei?

Gegenwärtig sind in der Partei etwa 1000 Menschen. Ein großer Teil der
Mitglieder war früher in der KPU oder der KPdSU. Doch es kommen auch
viele neue hinzu. Das Problem besteht darin, daß es entweder Ältere
sind, die sich bei uns organisieren, oder ganz junge. Menschen
mittleren Alters sind weniger vertreten.

Wir legen unser Hauptaugenmerk auf die Erziehung der jungen
Generation. Dabei gibt es deutliche Erfolge, was die Arbeit der
Pionier- und Komsomolorganisation in Makejewka belegt.

Einige Mitglieder der KP dienten und dienen in der Armee der DVR. Aber
die Schwierigkeiten bei unserem Wirken unter den Militärangehörigen
sind dieselben wie mit der zivilen Bevölkerung.

Es reicht nicht, einen Menschen in die Partei aufzunehmen, das
wichtigste ist, ihn auch zu behalten. Dafür muß die innerparteiliche
Arbeit erheblich umstrukturiert werden. Die Anhebung des theoretischen
Niveaus unserer Parteimitglieder ist meines Erachtens eine vorrangige
Aufgabe. Wenn die Arbeiterbewegung in der Defensive ist, muß ein
Hauptaugenmerk auf das Theoriestudium gelegt werden, damit in der Zeit
der Offensive die Partei über die zur Führung fähigen Kader verfügt.

Mit welchen nationalen und internationalen Kräften arbeiten Sie
zusammen?

Die Kommunisten haben viel zur Schaffung der Republik beigetragen.
Derzeit ist ein erheblicher Teil unserer Arbeit auf deren
internationale Anerkennung gerichtet. Dies zu erreichen ist möglich,
unter anderem dank der Herstellung von internationalen
Parteiverbindungen. Die DKP ist eine der ersten kommunistischen
Parteien, mit der wir zweiseitige Kontakte hergestellt haben. Außerdem
gibt es Kontakte mit Kommunisten Italiens, Kubas und Lateinamerikas,
Spaniens, der KDVR, Großbritanniens, Schwedens und selbstverständlich
zu Rußland und den GUS-Staaten. Die KPRF unterstützt uns aktiv bei
unseren Bemühungen. Mitglieder der KP der DVR haben die Möglichkeit,
eine Schulung im Zentrum für politische Bildung des ZK der KP der
Russischen Föderation zu besuchen, Praktika in kommunistischen Medien
zu absolvieren, an Parteiveranstaltungen teilzunehmen. Kontakte
existieren nicht nur zwischen den Parteiführungen, sondern auch
zwischen regionalen Parteikomitees. Es existiert eine Zusammenarbeit
zwischen den Jugendorganisationen. Dank der KPRF wurde unsere Partei
Beobachter in der "Union der Kommunistischen Parteien" (SKP-KPSS).

Interview und Übersetzung: Renate Koppe und Swetlana Ebert;
redaktionell bearbeitet und gekürzt
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19. Treffen Kommunistischer und Arbeiterparteien

Zum 19. Mal seit 1999 trafen sich die Kommunistischen und
Arbeiterparteien zu ihrer jährlichen Zusammenkunft. Sie fand am 2. und
3. November in St. Petersburg statt. Die Rückkehr zum bis 1914
gebräuchlichen Namen hat die Heldenstadt nicht vollständig
nachvollzogen. Denn immer noch ist Lenin, nach dem die Stadt bis 1991
benannt war, präsent. Und zum 100. Jahrestag der Oktoberrevolution
hatte die KP der Russischen Föderation (KPRF) die Bruderparteien der
Welt nicht zufällig dorthin eingeladen, wo mit dem Schuß des Kreuzers
"Aurora" das Signal für den Aufstand der Bolschewiki - und den Sturm
auf das Winterpalais - gegeben wurde.

An diese und andere Orte der Revolution führte das von der KPRF
organisierte Rahmenprogramm, das anschließend in Moskau fortgesetzt
wurde: Besuche des Kreml, des Lenin-Mausoleums, der Gräber an der
Kremlmauer und die Parade auf dem Roten Platz.

Die Bedeutung der Revolution begriffen nicht nur die Völker der Welt,
sondern auch die imperialistischen Mächte, deren vierzehn
Interventionsarmeen bis 1922 an der Umkehrung der Ereignisse
scheiterten. Gennadi Sjuganow, der Vorsitzende der KP der Russischen
Föderation, unterstrich in seiner Rede, welche Impulse die Sowjetunion
für Menschen in aller Welt gab und was sie für die Entwicklung
Rußlands von einer rückständigen Agrarnation zur zweitstärksten
Wirtschaftsmacht der Welt brachte. In den Köpfen der ehemaligen
Sowjetbürger sind neben diesem unvergleichlichen Aufschwung, der in
zwanzig Jahren eine Versiebzigfachung der Wirtschaftskraft bedeutete,
natürlich auch die Eroberung des Kosmos sowie der soziale Fortschritt,
der die Gleichstellung von Frau und Mann ebenso erreichte wie Bildung
für alle Menschen.

103 Kommunistische und Arbeiterparteien aus 78 Ländern nahmen an der
Konferenz mit dem Titel "100. Jahrestag der Großen Sozialistischen
Oktoberrevolution - Ideale der kommunistischen Bewegung, Stärkung des
Kampfes gegen imperialistische Kriege, für Frieden und Sozialismus"
teil. Der Präsident der Russischen Föderation, Wladimir Putin,
richtete einen Gruß an die Konferenz.

Wie schon in den letzten Jahren bleiben die Kommunistischen Parteien
in einigen Fragen der Strategie unterschiedlicher Meinung. Das
betrifft die Haltung zu den Staaten, die sich auf dem Weg zum
Sozialismus befinden, aber auch die Frage der Übergänge zum
Sozialismus. Unter den Parteien, die eine skeptische Haltung bezüglich
der Umwege der VR China oder der SR Vietnam über einen nachholenden,
parallel verlaufenden privaten Entwicklungsstrang neben der Hauptlinie
des Staatseigentums haben, gibt es solche, die ihre Ablehnung dieses
Wegs mit einer grundsätzlichen Ablehnung jeder Art von
Entwicklungsstadien auf dem Weg zur Revolution verbinden und diese
Strategie meist noch mit einem Anspruch auf Gültigkeit unabhängig von
lokalen Bedingungen versehen. Die DKP geht für Deutschland von einer
antimonopolistischen Strategie aus, die sich an den Bedingungen eines
hochindustrialisierten Landes im staatsmonopolistischen Kapitalismus
orientiert.

Entsprechend war der Beitrag der KP Chinas, die mit dem Vizeminister
der Internationalen Abteilung, Guo Yezhou, vertreten war, von
Interesse. Er beschrieb die Beschlüsse des 19. Parteitags, die den
"Sozialismus chinesischer Prägung" unterstrichen sowie den
Hauptwiderspruch in der Gesellschaft heute als den zwischen den
Bedürfnissen der Menschen und einer inadäquaten Produktionsentwicklung
betonten. Genosse Guo verdeutlichte eine Zwei-Schritte-Strategie beim
weiteren Aufbau des Sozialismus bis 2035 und dann bis 2049.

Viele Parteien bezogen sich auf die Auswirkungen der Oktoberrevolution
in ihren Ländern; manche davon sind durch die folgenden
Entkolonialisierungen überhaupt erst entstanden. Shah Alam von der KP
Bangladeshs beschrieb die Entstehung einer revolutionären Bewegung
nach dem Oktober sowie die Unterstützung der UdSSR für das 1971
gegründete Land.

Tran Dac Loi von der KP Vietnams nannte den Untergang der Sowjetunion
wegen objektiver Fehler innerhalb einer Rechtsabweichung für
begründbar und als unvermeidlich. Marian Baby von der KP Indiens (M)
erinnerte daran, daß die bestehenden demokratischen Rechte in den
kapitalistischen Staaten nur dank der Oktoberrevolution möglich
geworden waren. José Ramón Balaguer (KP Kubas) nannte die
Oktoberrevolution als Bedingung für den Sieg der Kubanischen
Revolution. Für die DKP beschrieb ihr Vorsitzender Patrik Köbele die
Situation nach den Bundestagswahlen. Die Wut mancher Menschen richte
sich gegen die Geflüchteten und nicht gegen die, welche von den
verschiedenen Formen der Spaltung der Ausgebeuteten profitieren. Auch
erwähnte er, auf welcher Grundlage die DKP die Zusammenarbeit der
kommunistischen Parteien betreibt.

Sowohl die KP Chinas als auch die PdA Koreas und die Ungarische
Arbeiterpartei wurden in die "Working Group", welche die jährlichen
Treffen vorbereitet, aufgenommen. Das 20. Treffen der Kommunistischen
und Arbeiterparteien wird in diesem Jahr von der KP Griechenlands
ausgerichtet. Wie im Vorjahr in Hanoi gelang es, eine gemeinsame
Resolution zu verabschieden. Es gelte dem Antikommunismus und
Antisowjetismus ebenso wie der Verfolgung von Kommunisten und ihrer
Parteien Widerstand entgegenzusetzen. Wissenschaftliche Beratungen zum
Sturz des Sozialismus und Ausarbeitungen zu den Werken Lenins,
speziell anläßlich des hundertsten Jahrestags von "Staat und
Revolution", werden vorgeschlagen, und zu Marx' 200. Geburtstag soll
die Bedeutung des Vordenkers vor allem an die jüngere Generation
vermittelt werden. Gemeinsame Anstrengungen zur Verteidigung
demokratischer Rechte werden unter Nutzung des Jahrestags des Sieges
von Stalingrad am 2. Februar angemahnt.

Die Kommunistischen und Arbeiterparteien solidarisieren sich mit dem
Recht Palästinas auf einen unabhängigen Staat sowie mit den Völkern,
die unter Besetzung und Intervention leiden; ferner fordern sie
gemeinsam mit der überwältigenden Mehrheit der in der UNO vertretenen
Staaten das Ende der Blockade Kubas. Für den Friedenskampf werden eine
antiimperialistische Front gegen die Aggressionen des Imperialismus
vorgeschlagen sowie gemeinsame Aktionen gegen Atomwaffen und
ausländische Militärbasen. Konflikte müßten mit den Prinzipien des
internationalen Rechts gelöst werden, so auch auf der koreanischen
Halbinsel.

In Moskau fand auf Einladung der KPRF am 6. November noch eine
Konferenz von Linksparteien statt. Letzter Redner war ein Parteiloser,
dem vor 27 Jahren der Staat abhanden kam, dem er einige Wochen
vorstand und der vierzig Jahre lang "der beste Freund der UdSSR" war:
Egon Krenz. Der ehemalige DDR-Staatsratsvorsitzende stellte sich als
"Kommunist ohne Parteibuch" vor. Was die große Leistung der Roten
Armee für die europäischen Völker bedeutete, faßte er in dem Satz
zusammen: "Der Frieden nach 1945 kam nur aufgrund der Existenz der
UdSSR!"

Gestützt auf Günter Pohl (UZ)
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Report aus Sotschi von den 19. Weltfestspielen

Auch früher schon war ich bei bedeutenden Ereignissen dabei, erkannte
diese aber oft erst viel später als prägend für mein Leben. Bei den
19. Weltfestspielen der Jugend und Studenten in Sotschi war ich mir
gleich ihrer großen Wirkung bewußt - nicht nur als eine Art
Wiedersehen mit der Jugend, sondern auch durch das beglückende Gefühl,
inmitten Tausender von Jugendlichen einem neuartigen und
weltumfassenden Ereignis beigewohnt zu haben.

Seitdem ich Rentner bin, studiere ich die Festivalbewegung tiefgründig
und halte Vorträge zu diesem Thema. Als der Weltbund der
Demokratischen Jugend (WBDJ) im Juni 2016 beschloß, daß die nächsten
Weltfestspiele in Sotschi stattfinden werden, gab es weltweit in den
Mitgliederorganisationen des WBDJ Zweifel an der Richtigkeit dieser
Entscheidung. In Deutschland erklärte etwa die FDJ, daß "wir die
Geschichte des Weltbundes, unsere Ziele und uns selbst verraten ...,
wenn wir Hand in Hand gehen mit der Konterrevolution, die die
Oktoberrevolution zum Bürgerkrieg erklärt und Lenin zum Verbrecher".
Die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) hingegen begründete
ihre Teilnahme am Festival so: "Wir wollen in Sotschi mit anderen
fortschrittlichen Jugendlichen diskutieren. Eine antiimperialistische
Ausrichtung wollen wir auch gegen die russische Regierung
durchsetzen."

Der WBDJ hatte im Vorfeld seine Losung für die 19. Weltfestspiele
verkündet: "Für Frieden, Solidarität und soziale Gerechtigkeit! Wir
kämpfen gegen den Imperialismus! Unsere Vergangenheit in Ehren
haltend, gestalten wir die Zukunft!" Auf dem Diskussionsprogramm des
Weltbundes standen die Würdigung des 100. Jahrestags der
Oktoberrevolution, des entscheidenden Beitrags der Sowjetunion zum
Sieg über den Faschismus und ihrer großen Unterstützung der
antikolonialen Befreiungsbewegung in der Welt. Ebenso sollten in
Sotschi der 70. Jahrestag der ersten Weltfestspiele in Prag und der
50. Todestag von Che Guevara gewürdigt werden. Auch eine Würdigung der
herausragenden revolutionären Führer Fidel Castro und Mohamed
Abdelaziz, die beide 2016 gestorben waren, war geplant.

Die Konzeption des russischen nationalen Vorbereitungskomitees setzte
völlig andere Schwerpunkte (siehe RF Nr. 237, S. 27). Wladimir Putin
wurde im August gegenüber TASS sehr deutlich: keine Ideologisierung,
keine Politisierung beim Festival. Konflikte kündigten sich an.

Ich wollte trotzdem dabeisein und mitfeiern. Aber wie anstellen?
Offiziell teilnehmen konnte man nur bis zum Alter von 35 Jahren. Von
der Festivaldirektion in Moskau kam der Hinweis, daß man sich als
Volontär bewerben könne, als einer der vielen Helfer, ohne die ein
solches Großereignis nicht möglich ist. Und ich hatte Glück! Mit der
Urkunde eines "Silbernen Volontärs" reiste ich am 9. Oktober in
Sotschi an. Unterkunft, Verpflegung, Einkleidung waren erstklassig und
kostenlos. Eingesetzt wurde ich an einem Informationsstand, der
gleichzeitig Fundbüro war, jeden Tag acht Stunden. In der freien Zeit
besuchte ich die Festivalschauplätze.

Es gab etwa 500 Veranstaltungen an jedem Tag in den Bereichen Sport,
Kultur, Wissenschaft, Industrie, Bildung und politische Diskussionen -
viele davon im Medien-Center, andere in den Olympiahallen oder im
Freigelände des Olympiaparks.

Sotschi war unglaublich vielfältig ausgerichtet, bunt, optimistisch,
russisch. Da steckten so viele Themen, soviel Organisationsaufwand und
soviel Geld drin. Daraus haben die Organisatoren etwas auf die Beine
gestellt, mit dem sie ihre Ankündigung wahr machten - ein
unvergeßliches Fest mit interessanten Inhalten zu gestalten, das der
Zukunft zugewandt ist, auf neuem Niveau und in neuer Qualität - als
ein gewichtiger Beitrag für Vertrauen und gegenseitiges Verstehen, die
von der Jugend in die Welt getragen werden.

Dann war aber doch unübersehbar auch der ursprüngliche Festivalgedanke
- etwa beim Demonstrationszug von etwa 1000 linken Jugendlichen aus
aller Welt quer durch den Olympiapark am 16.10., täglich die
Info-Stände der Jugendorganisationen in der "Roten Zone" des
Medien-Centers und nicht zuletzt in den Diskussionsforen. Trotzdem gab
es Unzufriedenheit bei den Linken aus vielen Ländern.

Äußerst kritische Teilnehmer verteilten am 20.10. ein Flugblatt. Darin
stand unter anderem: "Wie sehen heute die Weltfestspiele aus? Sie
haben ihre edlen Ziele verloren. Anstatt ein Treffen für Diskussionen
darüber zu sein, wie der Kapitalismus beendet oder wie diesem
Widerstand entgegengebracht werden kann, wurden die Weltfestspiele zu
einem Event, das von Kapitalisten und Unterdrückern angeführt wird.
Zum ersten Mal sponsern große Banken Bildungsveranstaltungen;
organisieren Rüstungskonzerne und multinationale Unternehmen
Veranstaltungen, um die Jugend von morgen in die Irre zu führen;
nehmen faschistische Organisationen offen an den Weltfestspielen teil
und verbreiten ihre gefährliche Ideologie." Sie wiesen auch auf eine
Reihe von staatlichen Einschränkungen für linke Gruppierungen hin und
auf Auseinandersetzungen um deren Symbole.

In seiner Rede während der Abschlußzeremonie in der Nacht vom 21. zum
22. Oktober dankte der WBDJ-Präsident Nicolas Papadimitriou den
Organisatoren für die Durchführung der Weltfestspiele, an denen 30.000
Menschen aus 188 Ländern teilgenommen hatten. Er erinnerte noch einmal
daran, daß das Festival dem 100. Jahrestag der Großen Sozialistischen
Oktoberrevolution gewidmet war, und würdigte die großen historischen
Leistungen des sowjetischen Volkes. Auf die Konflikte der vergangenen
Tage hinweisend, bezeichnete er die Weltfestspiele als eine besondere
Herausforderung für den WBDJ. Die Veranstaltung sei insgesamt
erfolgreich gewesen, denn entscheidend sei die Botschaft, die von
Sotschi ausgeht: die Einheit der Jugend im Kampf gegen den
Imperialismus. Es gelte ständig darum zu ringen, den
antiimperialistischen, antikolonialistischen und antifaschistischen
Charakter der Festivalbewegung zu bewahren.

Zustimmen kann ich auch Wladimir Putin, der am letzten Tag der
Weltfestspiele von Sotschi den Teilnehmern zurief: "Ich weiß, ein
Stück Eures Herzens bleibt hier. Rußland wird für immer in Eurem
Herzen sein."

Ich bekomme einen Anruf - Valerij Bolenuk, der mir in Sotschi erzählt
hatte, wie er 1957 beim 6. Festival in Moskau Tamara Bunke
kennengelernt und viel mit ihr getanzt hatte, will mir etwas sagen.
"Habe ich Dir schon von meiner Begegnung mit der berühmten
Opernsängerin Tamara Sorokina bei den 5. Weltfestspielen in Warschau
erzählt? Sie lebt heute in Moskau. Du kommst doch zu meinem 85.
Geburtstag im Februar?!"

Da ist so viel in unserer Geschichte, das wir bewahren und an diese
jungen Leute, unter denen ich war, weitergeben müssen. Mögen sie
verinnerlichen, daß Frieden, Solidarität und soziale Gerechtigkeit die
wichtigsten menschlichen Werte sind! Möge die Jugend immer den Willen
und die Kraft zum Widerstand gegen die Gefährdung dieser Werte haben!

Uwe Durak, Greifswald

 * 

1949: Bei den Weltfestspielen in Budapest

Eure Serie über die Weltfestspiele der Jugend und Studenten hat auch
bei mir viele schöne Erinnerungen geweckt.

Ich hatte das Glück, 1949 mit einer Delegation der FDJ-Hochschulgruppe
"Geschwister Scholl" von der Universität Leipzig (damals hieß sie noch
nicht Karl-Marx-Universität) an den dritten Weltfestspielen in
Budapest teilzunehmen. Besonders lebhaft in Erinnerung geblieben ist
mir die Eröffnungsveranstaltung. Wir und andere Delegationen hatten
vor dem Stadion Aufstellung genommen. Neben uns wartete die Delegation
der VR Polen. Die jungen Polinnen und Polen musterten uns
interessiert. Hatten Sie doch seit dem nur wenige Jahre
zurückliegenden Krieg noch keine Deutschen wieder gesehen. Und das
letzte Mal waren es auch junge Männer, aber in feldgrauer Uniform. Und
dieses Mal nun sahen sie eine Jugend im Blau der FDJ.

Auch wir musterten unsere Nachbarn. Wie würden sie sich uns gegenüber
verhalten? Sicher hatte der eine oder andere unter der deutschen
Besatzung zu leiden gehabt; viele hatten wahrscheinlich auch
Angehörige zu beklagen. Wir wußten, daß im 2. Weltkrieg sechs
Millionen Polen umgekommen waren.

Aber keine feindlichen Blicke trafen uns, eher eine unvoreingenommene
Neugier. Wie wird sie sein, die neue deutsche Jugend? Es dauerte eine
Weile und dann wurden die ersten Worte gewechselt. Wo kommt ihr her,
aus welcher Stadt seid ihr? Ich kam ins Gespräch mit einem etwa
gleichaltrigen Mädchen namens Magdalena. Sie kam aus Oswiecim, aus
Auschwitz! Das ganze Ausmaß der faschistischen Verbrechen in diesem
Vernichtungslager war mir damals noch nicht bewußt. Aber es war doch
ein eigenartiges Gefühl, einem Menschen gegenüberzustehen, der an
diesem grauenvollen Ort gewohnt hat und dort aufgewachsen ist.

Schließlich war es soweit, der Einmarsch ins Stadion begann. Es
ertönte Marschmusik, und es wurden internationale Kampf- und
Arbeiterlieder gesungen, von denen ich manche noch nie gehört hatte.
Aber es gab auch welche, die ich mitsingen konnte: "Bandiera rossa"
oder "Drum höher und höher und höher ..."

Auf der Tribüne hatte die ungarische Partei- und Staatsführung Platz
genommen. Und immer wieder brausten Sprechchöre durch das Stadion.
Auch unsere Delegation wurde mit Jubel empfangen. Wir waren im Kreise
der Weltjugend aufgenommen.

Die Tage in Budapest vergingen wie im Fluge. Viele Stunden verbrachte
ich mit Magdalena. Wir eilten von Bühne zu Bühne, um so viel wie
möglich von der vielfältigen Kultur der einzelnen Delegationen
aufzunehmen. Und wir schlossen Freundschaften mit vielen jungen
Menschen aus der ganzen Welt, mit denen wir noch lange im Briefwechsel
standen.

Besonders in Erinnerung geblieben ist mir auch Lea aus Israel, die ich
mit ihren zwei Freundinnen in der Straßenbahn kennenlernte. Aufgrund
ihrer bunten Tracht hätte ich die drei eher für Mädchen aus Finnland
oder einer Sowjetrepublik gehalten. Lustig fand ich auch, daß es den
dreien in Budapest kühl vorkam, während es für uns und noch mehr für
Nordeuropäer doch recht heiß war.

Alles in allem: Budapest war ein überwältigendes Erlebnis, von dem ich
noch lange gezehrt habe. Und nur wenige Wochen später, am 7. Oktober
1949, hatte ich das Glück, anläßlich der Gründung der DDR in Berlin zu
sein. Und hier konnte ich - die späteren strengen
Sicherheitsvorschriften gab es noch nicht - auf die Tribüne gehen und
aus nächster Nähe Porträtfotos von Wilhelm Pieck, Otto Grotewohl,
Walter Ulbricht und Max Reimann aufnehmen - Fotodokumente von der
Gründung der Republik.

Prof. Dr. Fritz Enderlein, Potsdam

 * 

1951: Treffen der Weltjugend in Berlin/DDR
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Whistleblower-Preis 2017 verliehen 

Die 1959 u.a. von Prof. Carl-Friedrich von Weizsäcker und Prof. Otto
Hahn gegründete "Vereinigung Deutscher Wissenschaftler" (VDW) vergibt
zusammen mit der Deutschen Sektion der "International Association of
Lawyers against Nuclear Arms" (IALANA) seit 1999 zweijährlich den
"Whistleblower-Preis", der mit der Verleihung einer Urkunde und einem
Preisgeld sowie der nachfolgenden Publikation eines
Dokumentations-Bandes verbunden ist.

2017 erfolgte die Preisverleihung zum zehnten Male. Der Preis wurde am
1. Dezember vergeben an den Dipl.-Volkswirt Martin Porwoll und
an die Pharm.-Techn. Assistentin Maria-Elisabeth Klein für ihre
im Herbst 2016 erfolgten Verdachtsenthüllungen über die in der "Alten
Apotheke" in Bottrop jahrelang praktizierte illegale Panscherei mit
Anti-Krebsmitteln (Zytostatika) und über die dadurch bewirkte
Schädigung mehrerer tausend schwer- und oft todkranker Krebspatienten
in fünf oder sechs Bundesländern sowie an den früheren Chefredakteur
der türkischen Zeitung "Cumhüriyet" Dr. Can Dündar (z. Zt. im
Exil in Berlin) für seine Ende Mai 2015 und danach unter schwierigsten
Repressionsbedingungen in der Türkei erfolgten Enthüllungen über ein
illegales "Staatsgeheimnis" des autoritären Erdogan-Regimes;
Gegenstand war die Anfang 2014 unter Verstoß gegen geltendes
Völkerrecht unternommene Lieferung von Waffen und militärischer
Ausrüstung nach Syrien an terroristische Dschihadisten durch den
Geheimdienst des NATO-Mitgliedsstaates Türkei.

Mit dem Whistleblower-Preis drücken wir unsere ganz besondere
Wertschätzung für ein Verhalten aus, das am Gemeinwohl orientiert,
primär von gemeinnützigen Motiven und von Gemeinsinn geprägt ist und
das in einer für unser Zusammenleben bedeutsamen Frage ein großes Maß
an Zivilcourage dadurch offenbart hat, daß unter Inkaufnahme
gravierender beruflicher und persönlicher Nachteile illegales Handeln
sowie schwerwiegende Gefahren und Risiken für Gesundheit und Leben,
für das friedliche Zusammenleben der Menschheit oder für andere
wichtige Gemeingüter enthüllt worden sind.

Der Whistleblower-Preis soll eine Form des Zuspruchs, der Anerkennung,
der Ermutigung und der Solidarität zum Ausdruck bringen, die
Bürgerinnen und Bürger mit großer Zivilcourage brauchen, wenn sie die
zahlreichen Belastungen und Schwierigkeiten im privaten und
beruflichen Umfeld sowie die Anfeindungen und Zumutungen im
öffentlichen Raum nicht nur auf sich nehmen, sondern auch aushalten
und ohne dauerhafte Beschädigung durchstehen wollen.

Mit der Preisverleihung geht es ferner darum, eine möglichst breite
gesellschaftliche Diskussion darüber anstoßen und befördern zu helfen,
wie wichtig Whistleblower sind. Ihre Kenntnisse als Insider und ihre
uneigennützige mutige Bereitschaft, Alarm zu schlagen, stellen häufig
die einzige Möglichkeit dar, z.B. in staatlichen Bürokratien, im
Gesundheitswesen, in der Wirtschaft, in Forschungs- und
Entwicklungsabteilungen, aber auch in den internationalen Beziehungen
grobe Mißstände und Fehlentwicklungen aufzudecken und möglichst zu
korrigieren.

Schließlich wollen wir deutlich machen: Whistleblower müssen besser
geschützt werden - rechtlich, aber auch durch eine entsprechende
Infrastruktur vor allem in den Betrieben, im Gesundheits- und
Pflegebereich, in Forschungseinrichtungen, in Verwaltungen sowie bei
Polizei und Militär.

In der Begründung der Jury für die Preisvergabe an die diesjährigen
Preisträger heißt es unter anderem:

"Die Preisträger Martin Porwoll und Maria-Elisabeth Klein haben
aufgrund ihres Insider-Wissens mit ihrem Whistleblowing wesentlich
dazu beigetragen, daß die zuständige Staatsanwaltschaft dem Verdacht
schwerer Straftaten eines Cyto-Apothekers, die strukturell nur schwer
aufzudecken sind, überhaupt nachgehen und aufgrund ihrer umfangreichen
Ermittlungen Anklage gegen ihn vor einem unabhängigen Strafgericht
erheben konnte. Ferner haben beide Whistleblower damit einen wichtigen
Beitrag zur Verhinderung künftiger weiterer Zytostatika-Panschereien
mit schwersten Lebens- und Gesundheitsgefahren für eine unbekannte
Vielzahl schwerkranker Krebspatienten geleistet. Ihr Whistleblowing
ist zugleich ein wichtiger Beitrag zur Aufdeckung von strukturellen
Mißständen in einem besonders kostenintensiven Bereich unseres
Gesundheitswesens mit einem Jahresumsatz von ca. 4 Milliarden Euro,
der sich auf ca. 50 Hersteller- und Vertriebsunternehmen; ca. 1200
Onkologen und ca. 250 Zytostatika-Apotheken verteilt: Durch das
Whistleblowing wurde eine skandalöse defizitäre Kontrollpraxis der
staatlichen Aufsichtsbehörden offenbar; hier ist ein großes Umsteuern
erforderlich.

Der Preisträger Dr. Can Dündar hat sich mit seinem Verhalten nicht nur
als verantwortungsbewußter kritischer Journalist und Chefredakteur,
sondern auch als couragierter Whistleblower erwiesen. Er war nicht nur
"Medium" für seinen Informanten. Sein mutiges und unerschrockenes
Vorgehen unter den extremen Repressionsbedingungen des Erdogan-Regimes
war grundlegend für das Öffentlichmachen und Verbreiten der auf dem
ihm zugespielten Video-Stick enthaltenen Informationen ... Sein
aktives Handeln war letztlich entscheidend dafür, daß die brisanten
Informationen nicht länger vom autoritären Erdogan-Regime unterdrückt
werden konnten, sondern an die Öffentlichkeit gelangten und weltweit
im Hinblick auf notwendige Konsequenzen diskutiert werden konnten."

Berlin, den 28. Oktober 2017

Prof. Dr. Hartmut Graßl und Maria Reinisch (VDW)

RA Otto Jäckel und Lucas Wirl (IALANA)

 * 


Festveranstaltung in Havanna zum 100. Jahrestag der Oktoberrevolution


Eines der wichtigsten Ereignisse des 20. Jahrhunderts

An der politisch-kulturellen Gala, mit der am 7. November vergangenen
Jahres der 100. Jahrestag der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution
begangen wurde, nahm auch Präsident Raúl Castro teil.

Zu Beginn der Gala interpretierte der Pianist Frank Fernández das Werk
"Neshnost" (Zärtlichkeit) von Alexandra Pachmutowa, und der
Schauspieler Julio César Ramírez rezitierte das Poem "Wladimir
Iljitsch Lenin" von Majakowski. Tanzschüler der Nationalen Kunstschule
interpretierten, begleitet vom Nationalen Symphonieorchester, das
"Fortgeschrittene Ballett".

Der zweite Sekretär des Zentralkomitees der Partei und Vizepräsident
des Staats- und des Ministerrats, José Ramón Machado Ventura, sagte in
seiner Ansprache, daß die Oktoberrevolution eines der bedeutsamsten
Ereignisse des 20. Jahrhunderts sei. Mit ihr habe eine neue Ära für
die Menschheit begonnen. "Es gibt jetzt eine Tendenz, die Bedeutung
der Revolution zu verringern, die zur Gründung des ersten
sozialistischen Staates der Welt geführt und einen Weg der Hoffnung
geöffnet hat, indem sie eine neue soziale Ordnung einführte, die
beweisen würde, daß eine Welt ohne Ausbeuter und Ausgebeutete möglich
ist", fügte er hinzu.

Auf den Führer der Bolschewiki, Wladimir Iljitsch Lenin, eingehend,
betonte er seine Führungskraft, seine Fähigkeit, einen Moment der
Krise des Imperialismus auszunutzen. "Lenin war ein wirklich
außergewöhnlicher Mann, der fähig war, die ganze Tiefe und Essenz der
marxistischen Theorie zu interpretieren. Er hatte das größte
Verständnis für die Armen, die Arbeiter; er war sich dessen bewußt,
daß die Ergreifung der politischen Macht der einzige Weg war, sie zu
ihrer Emanzipation zu führen", sagte Machado Ventura.

Einhundert Jahre später ist es nicht möglich, den immensen Beitrag und
das Vermächtnis der Sozialistischen Oktoberrevolution zu verleugnen.
Sie ermöglichte weitere große soziale Revolutionen des 20.
Jahrhunderts, die sich wenige Jahre nach dem Sieg gegen den Faschismus
ereigneten, wie zum Beispiel die kubanische Revolution. Ventura
erwähnte den Einfluß dieses großen Ereignisses auf Prozesse wie die
Entkolonialisierung, den Beginn der politisch-wirtschaftlichen
Strukturierung eines neuen Systems, des Sozialismus, und die
drastische Veränderung der globalen Machtverhältnisse.

"Die Grundsätze der Gleichheit, Solidarität, Internationalität,
sozialen Gerechtigkeit, des Rechts der Völker auf Selbstbestimmung,
Unabhängigkeit und Souveränität waren die Grundlage der
Oktoberrevolution und sie sind auch weiterhin unsere", schloß er.

An der Veranstaltung nahmen auch Mitglieder des Politbüros der
Kommunistischen Partei Kubas, der Botschafter der Russischen
Föderation in Havanna Michail L. Kamynin und Vertreter des in Kuba
akkreditierten diplomatischen Corps sowie Vertreter der Revolutionären
Streitkräfte, des Innenministeriums und der Jugend- und
Massenorganisationen teil.

In Moskau legte eine kubanische Delegation Blumen am Grab des
unbekannten Soldaten sowie am Lenin-Mausoleum nieder. "In der Welt,
die wir wollen, und die es geben wird, müssen wir an diese Zeit der
Revolution erinnern", sagte José Ramón Balaguer, Mitglied des
Sekretariats des ZK der Kommunistischen Partei Kubas (PCC) und Leiter
seiner Abteilung für internationale Beziehungen, auf der Konferenz
Kommunistischer und Arbeiterparteien in St. Petersburg.

(Siehe auch obigen Bericht: 19. Treffen Kommunistischer und
Arbeiterparteien)

Gestützt auf "Granma"

 * 

Tamara Bunke (Tania la guerrillera) zum 80.

In der Zeit von 1952 bis 1954 hatte ich guten Kontakt zur Familie
Bunke, die nach siebzehn Jahre dauernder Emigration in Argentinien in
den Osten Deutschlands gekommen war. 1935 flüchteten der Berliner
kommunistische Lehrer Erich Bunke und seine aus Rußland/Ukraine
stammende jüdische Frau Nadja mit ihrem wenige Monate jungen Sohn Olaf
wegen der rassistischen und politischen Verfolgung durch die deutschen
Faschisten nach Lateinamerika.

An der EOS "Clara Zetkin" in Eisenhüttenstadt (damals Stalinstadt)
wurde Erich Bunke mein Lehrer, Olaf Bunke mein Klassenkamerad und
Freund. So kam ich auch zu Besuchen zu der Familie Bunke in der Straße
der Jugend 44 in Eisenhüttenstadt. Dort lernte ich die lebhafte Nadja
Bunke und die Musik und Sport liebende Tochter "ita Tamarita", Tamara
Bunke, kennen. Diese Familie beeindruckte mich sehr wegen ihrer
kulturellen Bildung und politischen Einstellung, ihrer
Sprachkenntnisse (Deutsch, Spanisch, Russisch, Englisch), ihrer
Aufgeschlossenheit und Freundlichkeit.

Später wurde mir klar, daß ich dieser kommunistischen Familie in hohem
Maße meine politische Einstellung verdanke. Erich und Nadja Bunke
betrachte ich als meine politischen "Eltern".

Im ersten DDR-Zeitzeugenbuch der unabhängigen Autorengemeinschaft "So
habe ich das erlebt" (Spurensicherung - Zeitzeugen zum 17. Juni 1953)
habe ich 1999 meine Erlebnisse mit Tamara Bunke bei den damaligen
konterrevolutionären Ereignissen aufgeschrieben. Bereits als
Sechzehnjährige hat Tamara sich aktiv für den Sozialismus und gegen
den Imperialismus eingesetzt.

Tamara war eine herausragende Persönlichkeit. An ihr scheiden sich die
Geister. Kommunisten, Sozialisten aller Länder achten sie und nennen
sie in engem Zusammenhang mit Che Guevara. Beide wurden in Argentinien
geboren und haben ihr Leben für die Befreiung der Menschheit von
Ausbeutung und Unterdrückung gegeben. Die Lakaien der kapitalistischen
Banken und Monopole betrachten sie als Feindin und versuchen
ununterbrochen, sie zu verleumden und ihr Andenken in den Schmutz zu
treten. Aber die Wahrheit ist stärker und wird triumphieren. In Kuba
und auf dem Hochland von Bolivien geben Frauen bis heute ihren
neugeborenen Töchtern den Namen Tania. Sie bezeugen, daß Tanias Wirken
nicht vergessen ist. Tamara hatte viele Freundinnen und Freunde.

Eine von ihnen, Elisabeth Oietze, hat am 19. November 2017 im Berliner
Café Sybille einen Teil ihres Freundeskreises versammelt, um anläßlich
ihres 80. Geburtstags der am 31. August 1967 getöteten legendären
Genossin zu gedenken. Viele Freunde kamen aus Deutschland, aus Kuba
und aus Argentinien. Besonders gefielen die von argentinischen
Musikern mit klarer Stimme und Gitarre vorgetragenen
lateinamerikanischen Lieder, zum Beispiel "Hombre llama fuego". Das
wäre ganz nach dem "Geschmack" von Tamarita gewesen, die solche Lieder
liebte.

Elisabeth Dietze ehrte mit Medaille und Urkunde kubanische und
deutsche Freunde, die ihr bei ihrer langjährigen, unermüdlichen Arbeit
zur Wahrung der Erinnerung an Tamara aktiv und uneigennützig geholfen
haben. Schließlich sahen wir uns gemeinsam den 1992 entstandenen
Dokumentarfilm von Heidi Specogna über Tamara Bunke an, in dem uns
diese, ihre Eltern, Che und viele Kämpfer für die Befreiung
Lateinamerikas begegneten.

Horst Jäkel, Potsdam

 * 

El Salvador: Lebendiges Andenken an Oscar Romero
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Die Westerplatte - Mahnung für Polen und die Welt

Am 3. Oktober vergangenen Jahres weilten 38 Touristen einer
ostdeutschen Reisegruppe an der Mündung der Wisla, einem historisch
bedeutsamen Ort in Polen. Ruinen eines ehemaligen Bunkers, die Gräber
von 13 polnischen Soldaten und ein 1966 errichtetes Denkmal erinnerten
sie an den Geschichtsunterricht in DDR-Schulen. Dort hat man ihnen
wahrheitsgemäß vermittelt, daß hier am 1. September 1939 der
verheerende zweite Weltkrieg begonnen wurde.

Was war geschehen? Das als deutsches Schulschiff dienende Linienschiff
"Schleswig-Holstein" hatte sich Tage vorher als harmloser Besucher des
Hafens der "Freien Stadt Danzig" offiziell selbst "eingeladen". Es
hatte allerdings schwere Schiffsgeschütze und eine
Marinestoßtrupp-Kompanie an Bord. Um 4.45 Uhr erhielt ihr Kapitän den
Befehl Hitlers, Polen militärisch anzugreifen. Das war der Beginn des
2. Weltkriegs.

Die auf der Westerplatte zum Schutz des Hafens stationierte Einheit
der polnischen Armee widersetzte sich zwar tapfer dem heimtückischen
Überfall durch die deutschen Faschisten, war aber der Übermacht der
auf der "Schleswig-Holstein" eingeschleusten Waffen und Soldaten des
deutschen Angreifers unterlegen.

Ein ursprünglich ziviler Hochseedampfer hatte für das faschistische
Deutschland das "Tor" nach Osten ohne großen Widerstand
"freigeschossen". Zunächst wurde Polen und seine "Freie Stadt Danzig"
Opfer des brutalen Überfalls Hitler-Deutschlands. Aber das war nur der
Anfang einer Schreckenszeit für ganz Europa und die Welt. Was danach
folgte, ist der politisch und historisch interessierten Menschheit
bekannt: Überfall auf die Sowjetunion; Stalingrad und die Wende im 2.
Weltkrieg; Befreiungsfeldzug der Roten Armee bis an die Elbe; die
Niederlage des faschistischen Deutschlands; die Teilung des deutschen
Territoriums in Besatzungszonen und die Spaltung
Nachkriegs-Deutschlands durch die Gründung der BRD und der darauf
folgenden der DDR.

Just zu der Zeit, als die Touristengruppe auf der Westerplatte weilte,
wurde in der Bundesrepublik der "Tag der Einheit" bejubelt. Den
Reiseteilnehmern allerdings gingen andere Gedanken durch den Kopf: Was
bedeutet der 3. Oktober für die Westerplatte, für Polen, dessen
östliche Nachbarn, Europa und die ganze, sich nach Frieden sehnende
Welt? Steht nicht zu befürchten, daß sich die von der Westerplatte
ausgehende Geschichte wiederholt? Die nationalistische, wenn nicht
neofaschistische AfD hatte sich als drittstärkste politische Kraft in
den Bundestag katapultieren lassen. Diese Tatsache erinnert an die
Situation in der "Weimarer Republik" vor der Machtübertragung an
Hitler und die NSDAP. Befindet sich Deutschland auf dem Weg von 1933
und 1939?

Eine "Schleswig-Holstein" braucht es nicht mehr. Die in Polen
Herrschenden haben sich das "Trojanische Pferd" in Gestalt der NATO
selbst in ihr Land geholt und tun alles, um eine antirussische
Stimmung zu schüren. Damit leisten sie ihren "Bündnisbeitrag" zur
Forcierung der Kriegsgefahr.

Für die Reisegruppe war es unerträglich zu hören, wie ihr polnischer
Reisebegleiter fortwährend die deutsch-polnische und
russisch-polnische Geschichte auf den Kopf stellte. Der Gipfel seiner
Geschichtsfälschungen war die Behauptung, die "Bolschewisten" hätten
nach dem Sieg der Oktoberrevolution in Rußland ganz Europa
"unterjochen" wollen. Schule, Kirche und Medien haben bei ihren
Bemühungen, der Bevölkerung die Wahrheit über das Jahr 1917
vorzuenthalten, offensichtlich ganze Arbeit geleistet. Die siegreichen
"Bolschewisten" hatten nicht den "Feldzug" gegen Europa begonnen.
Dagegen unterstützte die europäische Reaktion all jene Kräfte, die das
junge Sowjetrußland im Inneren und von außen erdrosseln wollten. Und
Polen war mit seinen Regierungstruppen dabei.

Der deutsche Überfall am 1. September 1939 auf die Westerplatte galt
auch nicht vorrangig dem polnischen Korridor, der mit dem Versailler
Vertrag nach dem 1. Weltkrieg dem polnischen Staat zugesprochen und
dem deutschen Reich entzogen worden war. Die Westerplatte war der
Startschuß für den von Hitler geplanten Überfall auf die Sowjetunion.
Der Plan "Barbarossa" war am 1. September 1939 von Hitler, seinem
Generalstab und der dahinter stehende deutschen Rüstungsindustrie von
Krupp und Konsorten bereits konzipiert. Es bedurfte nur noch einer
Lunte, das Kriegsfeuer zu entfachen. Und diese "Lunte" wurde die
Westerplatte.

Der polnische Reisebegleiter war eigentlich ein kluger Kopf, der die
Gruppe kenntnisreich und engagiert durch Nordostpolen führte. In
historisch und politisch entscheidenden Fragen aber vertrat er wie so
viele ausschließlich von Antikommunismus und Russophobie geprägte
Ansichten. Für ihn war die Westerplatte lediglich ein touristisches
"Highlight" in seiner "Guide-Konzeption". Daß sie jedoch in erster
Linie Mahnung für Polen und die ganze Menschheit sein müßte, schien
ihm nicht bewußt zu sein.

Manfred Wild, Berlin

 * 

Zur gegenwärtigen Situation in Polen

Polen wurde nach der Zerstörung des europäischen sozialistischen
Lagers 1989/91 schnell zur Halbkolonie der westlichen Staaten. Man
unterwarf sich vor allem der Weltbank, dem Internationalen
Währungsfonds, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
beziehungsweise der späteren Europäischen Union und ganz besonders
dessen Zentralbank. Im politischen Kontext ist Polen ein Vasall der
EU, vor allem der Bundesrepublik, während man militärisch vor allem
den Vereinigten Staaten und dem von diesen gelenkten Nordatlantikpakt
(NATO) untertan ist. Allen polnischen Regierungen seit 1989, ob vom
Solidarnosc-Lager oder von den Linken beeinflußt, haben die
Machtergreifung des Kapitals unterstützt und somit die
Errungenschaften des Sozialismus liquidiert.

Die Generallinie ihrer Wirtschaftspolitik war die Privatisierung eines
riesigen Teils des Volksvermögens, das in Volkspolen nur unten großen
Anstrengungen und Opfern der Werktätigen erschaffen werden konnte. Und
das alles zu symbolischen Preisen. Dadurch konnte sich eine
"Lumpenbourgeoisie" entwickeln, welche vor allem auf die
Zusammenarbeit mit dem ausländischen Kapital angewiesen war. Diese kam
dadurch in die komfortable Lage, jegliche mögliche Konkurrenz durch
Aufkauf zu geringen Preisen der Liquidierung zuzuführen.

Die Regierungen seit 1989 unterstützten sämtliche imperialistischen
und neokolonialen Kriege der Vereinigten Staaten und der NATO. Ob in
Irak, Afghanistan, Libyen oder auch in Afrika. Überallhin wurden
Waffen oder auch Truppenkontingente aus Polen entsandt. Dies alles
lief der Intention der neuen Verfassung als auch der fortschrittlichen
Tradition des polnischen Freiheitskampfes ("Für unsere und eure
Freiheit") zuwider. Im März 1999 trat Polen in die NATO ein, einzig
die Regierung und das Parlament entschieden über diese bedeutende
Frage. Zu einer Volksbefragung konnten sich die neuen Herrscher nicht
durchringen. Geschah dies alles doch weitestgehend zeitnah zur
Bombardierung Belgrads und der darauf folgenden endgültigen
Zerstückelung Restjugoslawiens.

Der Beitritt Polens in die NATO erfolgte vor allem auf Druck der USA,
welche von den reaktionärsten Kreisen Polens begierig unterstützt
wurden - stellt die Mitgliedschaft in der NATO für sie doch eine Art
Lebensversicherung zur Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft auch in
Krisenzeiten dar.

Des weiteren festigte man damit auch den bereits seit Beginn der 90er
Jahre eingeschlagenen antirussischen Konfrontations- und
Provokationskurs. Dies alles vollzog sich im Rahmen der allmählichen
Entfachung eines Prozesses, der zu einem weiteren nicht nur kalten
Krieg führen sollte und dabei weite Teile der ehemals sozialistischen
Staaten Europas in die NATO drängte.

Es ist mittlerweile offensichtlich, daß das Ziel dieser Politik auch
schon damals die Schwächung, Umkreisung und Zerteilung der Russischen
Föderation (und darüber hinaus der Volksrepublik China) war. Unter den
in die NATO eingetretenen Staaten ist Polen aufgrund seiner
geopolitischen Lage und Bedeutung in der Region eines der wichtigsten
Länder für diese Zwecke. Es ist gewissermaßen das Zentrum der
östlichen Flanke der NATO. Infolgedessen wurde die polnische Armee de
facto zu einer Polizei- und Sondereinsatzgruppe der Vereinigten
Staaten und der NATO im Osten Europas umgerüstet.

Doch diese Umrüstung verschlingt Unsummen von Geld. Gegenwärtig sind
es 2 Prozent des BIP, in naher Zukunft sollen es sogar 3 Prozent
werden. Das offizielle Jahresbudget der polnischen Armee beträgt
gegenwärtig 35 Milliarden Zloty (etwas weniger als 9 Milliarden Euro).
Geplant ist, mindestens 200 Milliarden Zloty in den nächsten Jahren zu
investieren, um diese Armee "zukunftsfähig" zu machen. Dagegen fehlen
permanent die Gelder im Gesundheits- und Bildungswesen, in der
öffentlichen Sicherheit, ja in allen Bereichen des öffentlichen
Lebens, was immer häufiger zu Massenstreiks von Arbeitern, sogar
Lehrern, Ärzten oder Krankenschwestern führt, die im Kampf gegen die
Begrenzung der bürgerlichen und sozialen Rechte zusammenstehen.

Polen wurde in den letzten Jahren Übungplatz für fremde Armeen,
insbesondere der amerikanischen und der NATO-Staaten. Jedes Jahr im
Sommer finden an der polnischen Ostgrenze und im Ostseegebiet große
militärische Übungen unter der Tarnbezeichnung "Wir verteidigen uns
vor dem Ostfeind" statt, so das NATO-Manöver im Frühjahr und Sommer
2016, bei dem die neueste Technik erstmals unter konkreten
Übungsbedingungen eingesetzt wurde. Polen und das Baltikum waren der
Schauplatz für eine mit etwa 30.000 NATO-Soldaten inszenierte
Provokation der Russischen Föderation, bekanntgeworden unter der
Bezeichnung "Anaconda-16". Ähnliches demonstrierte man auch in diesem
Jahr.

Diese Aggressionspolitik stellt eine Bedrohung des Friedens nicht nur
an der Ostflanke der NATO dar, sie schadet den gutnachbarlichen
Beziehungen zwischen Polen und Rußland. Es ist das Szenario zur
Einkreisung der Russischen Föderation wie auch der Volksrepublik China
durch den westeuropäischen Imperialismus und die USA.

Der NATO-Gipfel in Warschau beschloß, auch in Polen und im Baltikum
dauerhaft amerikanische, kanadische, deutsche und britische Basen und
Streitkräfte zu stationieren. In Redzikowo am Slupsk entstand die neue
amerikanische Antiraketen-Basis, was eklatant gegen die
Rüstungsbegrenzungsverträge im Grenzbereich Polen - Rußland verstößt.
Nicht übersehen werden darf, daß seit zwanzig Jahren in Szczecin das
Nordöstliche Korps der NATO stationiert ist, welches von den
polnischen, dänischen und deutschen Streitkräfte getragen wird.

Das ist nichts anderes als die Vorbereitung eines Krieges und der
permanenten Provokation gegen unseren östlichen Nachbarn.

Prof. Dr. Zbigniew Wiktor

 * 

CIA tarnte Viren als Kaspersky-Programme

Der amerikanische Auslandsgeheimdienst Central Intelligence Agency
(CIA) hat einen Code entwickelt, um seine eigenen Viren so zu tarnen,
daß diese wie Produkte anderer Firmen und Organisationen aussehen wie
etwa solche der russischen IT-Firma "Kaspersky Lab", schreibt die
Investigativ- und Enthüllungsplattform WikiLeaks. Nach Angaben der
Plattform trug das Hacking-Instrument die Bezeichnung Hive. Seine
Aufgabe soll darin bestanden haben, die CIA-Viren und
Hacking-Programme effektiv zu tarnen. Selbst wenn diese beispielsweise
durch Antivirenprogramme aufflogen, konnten sie nicht als CIA-Produkte
identifiziert werden.

Laut WikiLeaks erlaubt es Hive, Virenprogramme unter verschiedenen
öffentlich zugänglichen Domänen anzeigen zu lassen, so daß dies
zunächst keinen Verdacht erweckt.

Später würden Informationen, die durch die CIA-Programme ergattert
worden seien, allerdings weiter an die Datenbanken des Geheimdienstes
weitergeleitet.

Dabei sollen die Authentifizierungszertifikate der CIA Codes, die von
anderen Organisationen und Unternehmen genutzt werden, imitieren.
Unter anderem meldet WikiLeaks drei Fälle, wo das CIA-Instrument
eindeutig Zertifikate der Kaspersky Lab imitiert hatte. WikiLeaks
hatte zuvor ein neues Projekt unter dem Namen Vault 8 gestartet. Die
Veröffentlichungen der Plattform beinhalten unter anderem den
Quellcode der CIA sowie die Analyse der Programme des
US-Geheimdienstes.

Einige dieser Programme wurden bereits früher auch in dem
Vorgängerprojekt, dem Vault 7, erwähnt. Vault 7 wurde am 7. März
gestartet. In seinem Rahmen wurden mehr als 8700 geheime CIA-Dokumente
aus einem Hochsicherheits-Netzwerk veröffentlicht. Die Unterlagen
enthielten einen Überblick über das geheime Hacking-Arsenal der CIA,
welches das gezielte Ausnutzen von Schwachstellen in Systemen
(sogenannte Zero-Day-Exploits) ermöglichte. Das US-Ministerium für
"Heimatschutz" (United States Department of Homeland Security - DHS)
hatte am 13. September mitgeteilt, daß alle Staatsbehörden der USA
sich innerhalb von drei Monaten darauf vorbereiten sollen,
Software-Produkte der russischen Cybersicherheitsfirma Kaspersky Lab
aus ihrer Nutzung zu entfernen. Begründet wurde die Entscheidung mit
dem Verdacht, daß der Software-Hersteller eine Bedrohung für die
nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten darstelle.

Das Unternehmen wies die Anschuldigungen als "haltlos" zurück und
forderte Beweise für die angebliche Unterstützung der russischen
Regierung bei der Suche nach amerikanischen Geheimdokumenten.

Gestützt auf "Sputnik news"
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Anmerkungen zu einem aktuellen Streit

Die SPD als Opposition?

Das für die SPD katastrophale Wahlergebnis veranlaßte die
Parteioberen, unmittelbar nach der Stimmauszählung anzukündigen, sie
werde im neuen Bundestag die Rolle der Opposition übernehmen. In
dieser Rolle hat sie Erfahrung und der Bourgeoisie dabei bereits
unschätzbare Dienste geleistet. Der politische Schwenk der
Sozialdemokratie sollte im Lichte historischer Erfahrungen geprüft
werden. Wo könnten wir besser beginnen als mit Kurt Schumachers erster
Rede im Bundestag am 21. September 1949 zum Thema "Das Wesen der
Opposition".

Am Vortag hielt Konrad Adenauer, der mit einer Stimme (seiner eigenen)
Mehrheit Bundeskanzler geworden war, seine erste Regierungserklärung,
worauf Schumacher antwortete: "Nun, wir sind die Opposition, und was
Opposition ist, darüber hat sich eine unglaublich naive Diskussion in
der deutschen Öffentlichkeit erhoben. (...) Die vorbehaltlose
Überbewertung der Regierungsfunktion und die ebenso vorbehaltlose
Unterbewertung der Oppositionsfunktion stammt aus dem Obrigkeitsstaat,
und die Begriffe des Obrigkeitsstaates scheinen noch in vielen Köpfen
auch in diesem Haus sehr lebendig zu sein. (...)

Eine Opposition ist nicht dann staatserhaltend, wenn sie eine
wohlwollende Beurteilung durch die Bundesregierung oder durch ihre
Parteien findet. Wir haben eine in Sachen Besitzverteidigung sehr
unsentimentale Regierung, und es wird die Aufgabe der Opposition sein,
bei der Interessenvertretung der arbeitenden Bevölkerung ebenso
unsentimental zu sein. Der Egoismus liebt es, an die
Gemeinschaftsgefühle zu appellieren.

Die Regierung und die Opposition werden ihre Qualität durch ihre
Leistungen bestimmen. Aber, werte Abgeordnete, der Grundsatz gilt für
die Opposition, daß die Bundesregierung sich die Mehrheiten für ihre
Gesetze aus den Reihen der Regierungsparteien zu schaffen hat. Man
kann also als Opposition nicht die Ersatzpartei für die Regierung sein
und die Verantwortung für etwas übernehmen, wofür die Verantwortung zu
übernehmen sich manche Regierungsparteien gegebenenfalls scheuen
werden.

Die Opposition ist ein Bestandteil des Staatslebens und nicht eine
zweitrangige Hilfsstellung für die Regierung. Die Opposition ist die
Begrenzung der Regierungsmacht und die Verhütung der Totalherrschaft.
Ihre Eindeutigkeit zwingt alle Parteien, die der Opposition wie die
der Regierung, ihr innerstes Wesen an ihren Taten zu offenbaren. (...)
Aber ebenso richtig ist, daß die Opposition sich nicht in der bloßen
Verneinung der Regierungsvorschläge erschöpfen kann.

Das Wesen der Opposition ist der permanente Versuch, an konkreten
Tatbeständen mit konkreten Vorschlägen der Regierung und ihren
Parteien den positiven Gestaltungswillen der Opposition
aufzuzwingen. (...)

Wir haben heute einen Staat, den wir Sozialdemokraten als einen Staat
der überwiegenden sozialen Restauration ansehen. Wir haben einen
Staat, von dem wir befürchten, daß seine Führung (...) gar zu leicht
in Versuchung kommt, die Volksmassen als Objekte zu behandeln.
Demgegenüber haben wir unseren positiven sozialdemokratischen
Gestaltungswillen auf allen Gebieten der Politik zu setzen. (...)

Wir sind nicht die bloße Negationserscheinung dieser Regierung. Wir
sind etwas Selbständiges. So wollen wir unsere Opposition führen, mit
dem Ziel, für die Politik der sozialistischen Demokratie einmal in
diesem Hause die parlamentarische Mehrheit zu finden."

Die Rede Kurt Schumachers von 1949 provoziert Fragen:


	Galten seine Erkenntnisse nur für die SPD in der spezifischen Situation von 1949, oder haben sie generelle und aktuelle Bedeutung?

	Wie ist die SPD in den Jahren der Adenauer-Regierung den Empfehlungen Schumachers gefolgt?

	Welche Erfahrungen der letzten Jahre führen dazu, daß der SPD (nicht nur durch die eigene Führung) wieder die Rolle der Opposition zugewiesen wird?



Für die fünfziger Jahre läßt sich feststellen, daß Sozialdemokraten
(vor allem in den Gewerkschaften) im Kampf gegen die Remilitarisierung
und die atomare Aufrüstung der Bundeswehr wie auch bei vielen sozialen
Auseinandersetzungen eine aktive Rolle gespielt haben. Das hinderte
die Politiker um Schumacher nicht, die Regierung an Antikommunismus
und DDR-Feindlichkeit noch zu übertreffen, wie die Geschichte des
"Ostbüros" beweist. Mit dem Godesberger Programm von 1959 wurde die
SPD, die bis dahin gelegentlich noch die Fahne des "demokratischen
Sozialismus" geschwenkt hatte, unverhüllt Teil des imperialistischen
Machtsystems. Die "Ära" Brandt vollzog den Schulterschluß mit Kennedys
"peaceful change". Die von Brandt/Bahr praktizierte Strategie des
"Wandels durch Annäherung" war keine Oppositionspolitik, sondern die
für die Bourgeoisie effektivere Variante des Kampfes gegen die DDR.
Angesichts der Gefahr, daß der "Ost-West-Konflikt" zu einer atomaren
Auseinandersetzung eskalierte, war die Entspannung zugleich eine
Notwendigkeit für beide Seiten.

Ob und inwieweit die Politik der SPD 1989/90 Hilfsdienste für die
Konterrevolution geleistet hat, bedarf einer umfassenden Analyse. Zu
unterstreichen ist, daß die namhaftesten Sozialdemokraten Manfred
Stolpe, Markus Meckel und Wolfgang Thierse objektiv Sterbehilfe beim
Ende der DDR leisteten.

Es sei die Frage erlaubt: Hätten Kohl und seine Auftraggeber so
rücksichtslos in der DDR vorgehen können, wenn die SPD Opposition und
Widerspruch gewagt hätte?

Die Kurzsichtigkeit der SPD läßt sich auch an den zwei Programmen
prüfen, die sich die Sozialdemokratie seit 1989 gegeben hat. Das
(West-)Berliner "Grundsatzprogramm" ist am 20. Dezember 1989
angenommen worden. Über die in Deutschland entstandene Situation wurde
nichts gesagt. Die Delegierten erklärten zum Ziel: "Wir wollen eine
Weltgesellschaft, die durch eine neue Form des Wirtschaftens das Leben
von Mensch und Natur auf unserem Planeten dauerhaft bewahrt ... Es ist
eine historische Grunderfahrung, daß Reparaturen am Kapitalismus nicht
genügen. Eine neue Ordnung von Gesellschaft und Wirtschaft ist nötig."

Im Programm von 1989 sind (im Abschnitt III) zustimmend die
wichtigsten Erkenntnisse des "Dialogpapiers" SED-SPD vom August 1987
enthalten. In dem 56seitigen "Grundsatzprogramm" von 1989 gibt es
keinen Satz, in dem die Politik der DDR kritisiert wurde. Es dürfte
kaum einen besseren Beweis für das Versagen der SPD nach 1990 geben
als den Vergleich des Programmtextes mit der politischen Praxis jener
Jahre.

Am 28. Oktober 2007 ersetzte die Sozialdemokratie das Berliner durch
das Hamburger Programm. Dieses Programm ist (noch) gültig. In ihm gibt
es schöne Sätze: "Die internationale Politik der deutschen
Sozialdemokratie dient dem Ziel, Konflikte zu verhindern und Frieden
zu schaffen ... Die Menschheit kann zum ersten Mal in ihrer Geschichte
die existentiellen Probleme nur noch gemeinsam lösen. Umfassende
Sicherheit läßt sich nur gemeinsam erreichen."

Wer genau hinschaut, sieht - ähnlich wie im Berliner Programm -, daß
es sich um Sätze aus dem Dialog-Papier SED-SPD handelt. Die SPD
verkündete 2007: "Die SPD steht dafür, daß Zusammenarbeit das
Schlüsselwort des Jahrhunderts wird." "Zusammenarbeit" - mit wem und
mit welchem Ziel?

Mit den Grünen, um beim Krieg gegen Jugoslawien 1999 den
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg wieder zur deutschen "Gewohnheit"
zu machen? Hätte das die CDU 1999 auch geschafft?

Es blieb nicht beim Krieg gegen Jugoslawien unter SPD-Kanzler Gerhard
Schröder. In der Koalition unter Angela Merkel wächst die Zahl der
Einsätze der Bundeswehr "out of area" auf fast zwanzig - von
Afghanistan bis Mali. Die Sozialdemokratie forderte im Hamburger
Programm: "Wir treten ein für den Abzug sämtlicher Atomsprengköpfe,
die auf deutschem Boden lagern." Diese Forderung schaffte es auch in
den Koalitionsvertrag mit der CDU. Was ist aus der Forderung geworden?

Sollte hier die SPD nicht als Opposition ansetzen?

Prof. Dr. Horst Schneider
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Über eine SPD, die ihre Chance auch diesmal nicht nützen wird

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Wissenschaftliche Weltanschauung

Über Lenins Broschüre "Die große Initiative" Sendung des
Deutschlandsenders vom 11. April 1974

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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150 Jahre "Das Kapital"

Otto Carl Meissner, der Karl-Marx-Verleger

Vor 150 Jahren wurde "Das Kapital", Erster Band, ausgeliefert von der
Buchdruckerei Otto Wigand in Leipzig, die das Werk im Auftrag des
Verlages Otto Meissner gesetzt und gedruckt hatte. Otto Carl Meissner
(28.7.1819 in Quedlinburg/Harz bis 4.6.1902 in Hamburg) war 1842 nach
Hamburg gekommen, weil der Verleger Julius Campe (1792-1867) nach dem
Großen Brand von Hamburg wieder drucken durfte. Der Musikalienhändler
Wilhelm Heinrichshofen in Magdeburg schickte zur Entlastung beim
Buchhandel seinen Lehrling und Mitarbeiter Meissner, der mit 22 Jahren
nach Hamburg kam und im Buchladen Gänsemarkt 60 (heute Jungfernstieg)
arbeitete. Ab 1845 stand er in der "weltbekannten
Oppositionsbuchhandlung" Schauenburgerstraße 59 direkt neben der Börse
und schaute über den noch nicht bebauten Platz für das neue Rathaus
Hamburgs auf die Kleine Alster.

Bei "Hoffmann & Campe" wurde revolutionäre und sozialistische
Literatur aller Richtungen verlegt, auch der "Telegraph" für
Deutschland, dem Marx und Engels aus Paris und Brüssel Artikel
zusandten. Im Sommer 1848 gründete Otto Meissner mit Georg Schirges
(1811-1879), Mitglied des "Bundes der Gerechten" und des "Bundes der
Kommunisten", seit 1844 Seele des fast 1000köpfigen "Bildungsvereins
für Arbeiter in Hamburg" und Chefredakteur des "Telegraph" den Verlag
"Meissner & Schirges". Als Schirges nach Frankfurt ging,
Gewerbekongresse und die daraus hervorgehende "Arbeiterverbrüderung"
organisierte, eröffnete Otto Meissner eine Buchhandlung in der Kleinen
Johannisstraße 2, wo er auch mit seiner Frau wohnte. 1857, als er in
seinem Verlag die bedeutende sozialistische Wochenzeitung "Das
Jahrhundert" verlegte, zog er nach St. Georg, erst in die
Kirchenstraße 6 (1899 wurde die Kirchenstraße in Rautenbergstraße
umbenannt), 1859 dann in die Lange Reihe 80.

Das Jahr 1859 war für Otto Meissner der Durchbruch zu politischer
Bedeutsamkeit in Hamburg. Als Mitorganisator und Propagandist des
Schillerfestzuges in Hamburg, als am 13. November 1859 mehr als 10.000
Festzugsteilnehmer von 200.000 Hamburgern unter schwarzrotgoldenen
Fahnen für Presse- und Gedankenfreiheit und eine republikanische
Staatsverfassung durch die Stadt zogen, kam er in Kontakt mit vielen
republikanischen Reformern. 1860 gründete er den "Hamburg-Altonaer
Buchhändler-Verein", war am neuen Architektenverein beteiligt und
gewann reformorientierte und sozialistische Autoren für seinen Verlag.
Sie wollten u.a. die Schulbildung verändern, Stadtentwicklung
systematisch und sozial vorantreiben, eine demokratischere Verfassung
für die Republik Hamburg durchsetzen, die bisher durch das
Besitzwahlrecht nur von einer kleinen Minderheit politisch bestimmt
worden war, und das Hamburger Bürgermilitär von 1814 verteidigen, das
im Gegensatz zum stehenden Heer Preußens nicht von adligen Offizieren
befehligt wurde, die Bauernsöhne in den Krieg und gegen die eigene
Bevölkerung führen konnten, sondern Offiziere aus den eigenen Reihen
bestimmte.

Wegen des geschäftlichen Erfolgs konnte Meissner 1861 in St. Georg ein
eigenes Haus in der Gurlittstraße 13 kaufen, in dem er bis zu seinem
Tod 1902 wohnte. Mit einem Teilhaber bezogen Verlag und Buchhandlung
1865 größere Geschäftsräume in der Bergstraße 26, wo Karl Marx ihn bei
seinen drei Besuchen antraf. Stärker in die Hamburger Gesellschaft
integriert konnte man nicht sein als Otto Meissner, als er "Das
Kapital" herausgab. Zur Wanderversammlung der Architekten in Hamburg
1868 veröffentlichte Meissner "Hamburg. Historisch-Topographische
Mittheilungen", in dem auch eine Verlagsanzeige für "Das Kapital"
zwischen Schriften von Feuerbach und Proudhon erschien. "Hamburg und
seine Bauten", die Nachfolgerin dieser Schrift, kam 1890 ebenfalls im
Verlag Otto Meissner heraus.

Die "Rathausbaumeister" unter Martin Haller wollten ein Rathaus für
Hamburg, in dem sich Senat und Bürgerschaft auch räumlich
gleichberechtigt gegenüberstanden, und Otto Meissner war von 1871 bis
1876 für diese Gruppe Mitglied der Hamburgischen Bürgerschaft. Allein
dreimal hätte Otto Meissner Karl Marx fragen können, was er von diesen
Rathausplänen im Stile der Neo-Renaissance hielte: 1867, als Karl Marx
nach Hamburg kam, um das Manuskript des "Kapitals" abzuliefern, 1869,
als er auf der Rückkehr von einer Kur seine Schrift "Der 18. Brumaire
des Louis Bonaparte" erhielt, die sein Verleger als erstes in Europa
veröffentlicht hatte, und 1874, als er die zweite Auf lage des Ersten
Bandes des "Kapitals" mitnehmen konnte.

1889 konnte Otto Meissner ein Grundstück in der Hermannstraße 44
erwerben, auf dem bis zur Zerstörung 1943 das Buchhaus Otto Meissner
stand. Erst 1897 wurde das Hamburger Rathaus eingeweiht, allerdings in
einem sich industrialisierenden Deutschen Reich, das durch Kriege als
Vereinigung von Monarchien entstanden war. Die Hamburger Bürger
begannen schon da ihre republikanischen Jugendträume von
Pressefreiheit und Demokratie zu vergessen, angesichts des
Aufschwungs, den Hamburg als der Überseehafen des Deutschen Reiches
erlebte, und auch angesichts der Tatsache, daß hier im September 1867
die gründlichste und kritischste Analyse dieses Prozesses erschienen
ist - "Das Kapital" von Karl Marx.

Jürgen Bönig, Hamburg
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Das Ende der Antihitlerkoalition und wachsende Kriegsgefahren

Die Bilanz des Jahres 1947

Die Wochen vor dem Jahreswechsel 1947/48 markierten eine tiefgehende
Zäsur in der Geschichte des 20. Jahrhunderts und in den
internationalen Beziehungen. Welche Ursachen lagen dieser Entwicklung
zugrunde?

Bereits nach der Befreiung vom deutschen Faschismus hatte es erste
Anzeichen einer aggressiver werdenden Haltung von seiten der
US-Regierung gegenüber der UdSSR gegeben. Nicht nur hinter
verschlossenen Türen, sondern immer häufiger in öffentlichen
Verlautbarungen wurden in Washington gegenüber dem
Weltkriegs-Alliierten Töne angeschlagen, die nur als feindselig
interpretiert werden konnten. Einige Kostproben: Am 23. Oktober 1945
erklärte Präsident Harry S. Truman vor dem Kongreß, es "müßten die
Vereinigten Staaten ihre Überlegenheit in der Luft, auf dem Lande und
zur See aufrechterhalten" (Keesings Archiv der Gegenwart, XV. Jg.,
1945, S. 493 C). Am 12. November 1945 beschließt das
Repräsentantenhaus der USA, eine etwaige Finanzhilfe für die UdSSR
unter anderem an folgende Bedingungen zu knüpfen: regelmäßige
Übermittlung der Produktionsstatistiken an die USA, ständige
Informationen über Ausmaß und Art der Rüstungsproduktion sowie
Überflugrechte für US-amerikanische Flugzeuge.

Am 5. Dezember 1945 wird im gleichen Parlament beschlossen, die Stärke
der U.S. Navy auf mehr als das Doppelte ihres Vorkriegsstandes zu
erhöhen. Vor allem: Seit November 1945 wurden insgeheim von den
Stabschefs der Streitkräfte Atomkriegspläne, die sich gegen die UdSSR
richteten, ausgearbeitet. Der britische Botschafter in Washington Lord
Halifax teilte am 10. März 1946 seinem Außenminister Ernest Bevin in
einem Telegramm mit: "Hartgesottene Konservative im Kriegs- und
Marineministerium sprechen von der Unvermeidlichkeit einer Machtprobe
('showdown') mit der Sowjetunion und deuten an, daß sie besser jetzt
als später stattfinden sollte." (Documents on British Policy Overseas,
Series I, Vol. IV, London 1987, S. 153)

Zeitgleich wurden in Londoner Regierungskreisen, allerdings hinter
verschlossenen Türen, die Stimmen lauter, die der Sowjetunion
Weltherrschaftspläne, ja die Planung eines gegen Westeuropa
gerichteten Angriffskriegs unterstellten. Nachdem am 5. März 1946 der
britische Kriegspremier Winston S. Churchill in Fulton/Missouri seine
"Eiserne Vorhangs"-Rede gehalten und die Schaffung einer politischen
und militärischen Allianz der "englischsprachigen Völker"
vorgeschlagen sowie Truman am 12. März 1947 vor dem Kongreß die
"Eindämmung" des sowjetischen Einflusses überall auf der Welt
angekündigt hatte, standen die Zeichen auf Sturm.

Allerdings stellte sich die Lage für den US-Imperialismus in Europa
als außerordentlich kompliziert dar: In Frankreich und Italien
amtierten Kommunisten als Minister in den nationalen Regierungen. So
waren zum Beispiel in Frankreich der Wirtschaftsminister, der
Arbeitsminister und der für die Rüstungsindustrie verantwortliche
Minister Mitglieder der FKP. 1945/46 erfolgte unter anderem die
Verstaatlichung der vier größten Privatbanken und von insgesamt 42
Versicherungsgesellschaften. Bei den Parlamentswahlen im November 1946
konnte die Kommunistische Partei mit 28,2 Prozent der Wählerstimmen
ein herausragendes Ergebnis erzielen. In Großbritannien waren von der
seit Juli 1945 regierenden Labour Party, sehr zum Mißfallen der USA,
wichtige Industriezweige verstaatlicht bzw. ihre Verstaatlichung
vorbereitet worden (u. a. Zivilluftfahrt, Kohlenbergbau,
Transportwesen, Stromversorger, Eisen- und Stahlindustrie). Allerdings
fehlten dem Land ausreichend Devisen für den Import von dringend
benötigten Lebensmitteln und Rohstoffen. Deshalb wurden im Juni 1946
Brot und Mehl rationiert, die in Kriegszeiten frei verkäuflich waren.
Wegen der Kohleknappheit mußte ab dem 10. Februar 1946 der Strom
stundenweise, auch für die Industriebetriebe, abgeschaltet werden. Um
Abhilfe zu schaffen, konnten nur die USA mit den notwendigen
Dollarkrediten in die Bresche springen, um einen drohenden Kollaps der
britischen Volkswirtschaft zu verhindern.

Und die Lage in den Besatzungszonen Westdeutschlands? Größere Teile
der Bevölkerung litten an Hunger und unter der ungenügenden Versorgung
mit Brennmaterialien. Zum Leidwesen der von General Lucius D. Clay
geführten US-amerikanischen Militärregierung wurde die Forderung nach
einer Verstaatlichung der Schlüsselindustrien und des Bergbaus nicht
nur bei den Arbeitern und ihren Gewerkschaften immer populärer. Am 1.
Dezember 1946 votierten fast 63 Prozent der Abstimmenden in Hessen
(US-Besatzungszone) bei einer Volksabstimmung für die Aufnahme eines
Artikels in die Landesverfassung, der eine Verstaatlichung von in
privatem Eigentum befindlichen Industriebetrieben und -branchen
ermöglichte. Was konnte der US-Imperialismus angesichts dieser
Zustände, die seinen Vorstellungen von einem "USA-kompatiblen"
Nachkriegseuropa zuwiderliefen, unternehmen, um seine Interessen
wirksam durchzusetzen?

Die Antworten lauteten:

Erstens die Gewährung von vielen Milliarden Dollars an die
Staaten Westeuropas, mit denen vorzugsweise Rohstoffe, Nahrungsmittel
und Industriewaren in den USA eingekauft werden mußten. In Gestalt des
"Marshallplans", benannt nach dem Außenminister General George C.
Marshall, wurde dieser Gedanke seit dem Sommer 1947 zur Realität. Die
Truman-Administration erwartete als Gegenleistung die Bereitschaft der
von den Marshallplan-Milliarden profitierenden Länder, sich den
politischen Zielen des US-Imperialismus unterzuordnen. Mit den Worten
des französischen Premierministers Paul Ramadier (Januar bis November
1947) vom 20. Mai 1947: "Mit jedem Kredit, den wir bekommen, verlieren
wir ein wenig von unserer Unabhängigkeit." (Armin Wertz: Die
Weltbeherrscher. Militärische und geheimdienstliche Operationen der
USA, Frankfurt a.M. 2017, S. 105)

Zweitens wurden sogenannte verdeckte Aktionen durchgeführt mit
dem Ziel, den Einfluß der Kommunisten und anderer Linkskräfte,
besonders in Frankreich und Italien, zurückzudrängen und die
antikommunistischen Kräfte finanziell massiv zu unterstützen. Für
diese Zwecke wurden die Geldtöpfe der 1947 gegründeten CIA auch von
Großkonzernen mit Millionen Dollar gefüllt. Sogar Gelder aus dem
Marshallplan wurden zweckentfremdet. Dabei ging es nicht nur um
Wahlkampfhilfen für antikommunistische Parteien, sondern auch um die
Initiierung von gewalttätigen Aktionen gegen kommunistische
Veranstaltungen und Parteibüros, für die kriminelle Existenzen
angeworben und bezahlt wurden. In Italien wurde mit großem medialem
Aufwand die Furcht vor einer von Kommunisten geführten Regierung der
"Gottlosen" angestachelt. Hier waren es vor allem der Vatikan und der
katholische Klerus sowie die bürgerlichen Medien, die - finanziert und
gesteuert von den Agenten der CIA - ein wahres Trommelfeuer des
Antikommunismus entfachten.

Drittens sollten in Deutschland mit der Vereinigung von
US-amerikanischer und britischer Zone zur Bizone vollendete Tatsachen
hinsichtlich der möglichst raschen Konstituierung eines westdeutschen
Separatstaates geschaffen werden, der in der Perspektive
remilitarisiert und als unverzichtbares Mitglied in ein
antisowjetisches Bündnis, den "Atlantikpakt", integriert werden
sollte. Zunächst ging es darum, sein großes industrielles Potential
zugunsten des Imperialismus nutzbar zu machen.

Wie reagierte die Sowjetunion auf diese Handlungen der USA? In Moskau
bestand ungeachtet aller feindlichen Aussagen und Handlungen die
ehrliche Bereitschaft, die gute Zusammenarbeit mit den USA auch nach
dem Kriegsende fortzusetzen. Doch die Truman-Administration, die nach
dem Tode von Präsident Franklin D. Roosevelt am 12. April 1945 den
politischen Kurs im Weißen Haus bestimmte, war der Repräsentant
aggressiver und unversöhnlich antisowjetischer Kreise der
US-Monopolbourgeoisie, die mit dem Atombombenmonopol in der Hinterhand
ein "amerikanisches Jahrhundert" proklamierten. Ihr strategischer
Alliierter Großbritannien sollte fortan lediglich die Rolle eines
"Juniorpartners" spielen. Der UdSSR sprach man das Recht ab, ihre
Sicherheitsinteressen selbst zu formulieren. Eine Teilhabe an der
Kontrolle der Meerenge zwischen Mittelmeer und Schwarzem Meer
(Dardanellen) oder die Möglichkeit, an der Förderung der Erdölreserven
des Nahen und Mittleren Ostens zu partizipieren? - "völlig undenkbar",
ein Ausdruck des "sowjetischen Imperialismus", so schallte es von
Washington nach Moskau. Daß sich die Erdölförderung in jenen Regionen
in exklusiver Weise durch US-amerikanische, britische und französische
Mineralölgesellschaften vollzog, daß der Panama- und der Suez-Kanal
unter der alleinigen Kontrolle der USA bzw. Großbritanniens standen
und dort zahlreiche Militärstützpunkte beider Länder existierten?

In einem weltweit vielbeachteten Interview mit dem US-amerikanischen
Politiker Harold Stassen, der als Gouverneur des Bundesstaates
Minnesota amtiert hatte, formulierte Josef Stalin am 4. Mai 1947 die
folgenden bedenkenswerten Sätze. Auf die Frage Stassens, ob die
Sowjetunion mit ihrem Kollektivstaat und die Vereinigten Staaten mit
ihrer freien Wirtschaft in Harmonie zusammenleben könnten, antworte
Stalin: "Selbstverständlich ist das möglich! Der Unterschied zwischen
den beiden Nationen ist nicht so bedeutend, daß er einer
Zusammenarbeit im Wege stehen würde. (...) Wenn wir aber damit
anfangen, uns gegenseitig als Monopolisten und Totalitaristen zu
beschimpfen, dann wird dies kaum zur Zusammenarbeit führen. Wir müssen
mit der historischen Tatsache beginnen, daß es zwei Systeme gibt, die
von den betreffenden Völkern gutgeheißen werden. Nur auf dieser Basis
ist eine Zusammenarbeit möglich." (Keesings Archiv der Gegenwart,
XVII. Jg., 1947, S. 1084 G) Doch die herrschenden Kreise in Washington
waren für derartige, von Realismus geprägte Aussagen mittlerweile
nicht mehr ansprechbar. Das verdeutlichte die Situation in
Deutschland.

Am 11. Juli 1947 empfing der US-amerikanische Militärgouverneur in
Deutschland überaus wichtige Post aus Washington. Die
Generalstabschefs der Streitkräfte übersandten General Clay ihre
Direktive JCS-1779, die einen wesentlichen Wandel in der
Besatzungspolitik beinhaltete. Kurz darauf präzisierte das
Außenministerium diese Weisungen. Worum ging es dabei?

Während in der im April 1945 in Kraft getretenen Direktive JCS-1067
ausdrücklich auf die Beseitigung des Faschismus Bezug genommen und in
diesem Zusammenhang die Bestrafung der Kriegsverbrecher, die
Eliminierung der Nazi-Ideologie und des deutschen Militarismus
gefordert worden war, zugleich die Transformation der Volkswirtschaft
auf die Bedingungen einer Friedenswirtschaft sowie die konsequente
Demilitarisierung im Mittelpunkt standen, atmete die Direktive
JCS-1779 den Ungeist des eskalierenden kalten Krieges. Sie
kodifizierte und legitimierte die bereits seit einiger Zeit von der
US-Militärregierung praktizierte Okkupationspolitik, die den
Beschlüssen von Potsdam nicht mehr entsprach. Um nur einige Beispiele
zu nennen: Schon im Mai 1946 beendeten die US-Autoritäten die
vereinbarten Reparationslieferungen bzw. Demontagen aus ihrer
Besatzungszone in die UdSSR.

Ein "Industrieplan", der auf eine Restituierung kapitalistischer
Verhältnisse in der Bizone orientierte und die Güterproduktion auf das
Vorkriegsniveau ansteigen lassen sollte, wurde am 29. August 1947 in
Kraft gesetzt.

Die Entnazifizierung geriet immer mehr ins Stocken und wurde
schließlich zur Nebensache. Mit den Worten des Historikers und
ehemaligen Mitarbeiters der US-Militärregierung John H. Backer: "Der
Kampf um ein starkes Westdeutschland als Bollwerk gegen den
Kommunismus war für Clay jetzt in den Vordergrund getreten und hatte
das Ringen um die Einheit Deutschlands abgelöst." (John H. Backer: Die
deutschen Jahre des Generals Clay. Der Weg zur Bundesrepublik
1945-1949, München 1983, S. 234) Um es deutlich zu formulieren: Die
Politik des US-Imperialismus in Deutschland war primär von dem
Bestreben charakterisiert, die Bizone, die ab dem 1. Januar 1949 um
die französische Zone zur "Trizone" erweitert wurde, als
unverzichtbaren Baustein in ihre antisowjetische Strategie zu
integrieren und dabei in möglichst schneller Frist einen abhängigen
Separatstaat zu schaffen, dessen ökonomisches Potential von
entscheidender Bedeutung im kalten Krieg werden sollte.

Daß in Washington eine Remilitarisierung und die Aufstellung einer
Hunderttausende Soldaten zählenden Armee, kommandiert von Generälen
der Nazi-Wehrmacht, perspektivisch ins Kalkül gezogen wurde, kam
hinzu. Ein Plan, der allerdings für die Bevölkerung vor allem in
Großbritannien und Frankreich, aber auch in der jungen BRD, zunächst
auf Ablehnung stieß und erst in einem weiter anzustachelnden Klima
eines militanten Antikommunismus und Antisowjetismus Realität werden
konnte.

Die Bilanz des Jahres 1947 war somit ernüchternd: Die
Antihitlerkoalition, die sich als handlungsfähig im Kampf gegen den
Faschismus erwiesen hatte, war endgültig auf dem Altar der
politischen, militärstrategischen und ökonomischen Interessen des
US-Imperialismus geopfert worden. In Deutschland galt für Washington
das (Konrad Adenauer zugeschriebene) Motto: "Lieber das halbe
Deutschland ganz als das ganze Deutschland halb!" In den kommenden
Jahren wuchs die Gefahr eines atomar geführten Weltkriegs, dessen
Ausgangspunkt bzw. erstes Opfer das Territorium der beiden deutschen
Staaten und die hier lebenden Menschen gewesen wären.

Die Entwicklungen des Jahres 1947 sollten für alle eine Lehre und eine
Warnung darstellen, denen die Bewahrung des Friedens am Herzen liegt.

Dr. Reiner Zilkenat

 * 

Atomwaffen endlich international ächten!

Anläßlich der Verleihung des Friedensnobelpreises an die
Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) erklärte
die deutsche Sektion der "Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges" (IPPNW) am 10.12.2017 in einer Pressemitteilung:

"Diese Auszeichnung kommt genau im richtigen Moment und ermutigt uns,
Widerstand zu leisten und Atomwaffen sofort zu ächten", sagt Sascha
Hach aus dem Vorstand von ICAN Deutschland. "Das internationale
Atomwaffenverbot ist das Gegengewicht zu Donald Trump und Kim Jong-un.
Es muß daher von möglichst vielen Staaten unterstützt werden. Auch
Deutschland muß endlich unterzeichnen. Es ist eine Schande, daß die
Bundesregierung diesen wegweisenden UN-Vertrag boykottiert und sich an
die fatale Nuklearallianz mit den USA klammert. Sie muß sich - auch im
Sicherheitsinteresse Deutschlands - endlich von der Abschreckung und
der gefährlichen Eskalationspolitik Trumps lösen und die Atomwaffen
aus Deutschland abziehen. Nur so kann sie glaubwürdig und wirksam für
Abrüstung und Deeskalation eintreten."

Im Juli dieses Jahres haben 122 Staaten bei den Vereinten Nationen
einen Vertrag zum Verbot aller Atomwaffen beschlossen. ICAN kämpft
seit der Gründung vor etwa zehn Jahren für ein solches Abkommen und
wird für diese Bemühungen nun mit dem Friedensnobelpreis geehrt. Seit
dem 20. September 2017 liegt der Vertrag in New York zur
Unterzeichnung aus, 56 Länder haben bereits unterschrieben. Die
Atommächte sowie alle NATO-Staaten boykottieren dieses Abkommen
bislang.

"Durch die Existenz von Atomwaffen droht uns jeden Tag eine humanitäre
Katastrophe. Selbst ein regionaler Atomkrieg würde die gesamte
Menschheit massiv betreffen", sagt Dr. med. Alex Rosen, Vorsitzender
der deutschen Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges (IPPNW), die ICAN mitgegründet haben und 1985 selbst den
Friedensnobelpreis erhielten. "Daher ist nicht nur der Einsatz dieser
Massenvernichtungswaffen absolut inakzeptabel, sondern auch die
Androhung ihres Einsatzes, ihre Stationierung und ihr Besitz. Die
große Mehrheit der Staatengemeinschaft hat dies nun anerkannt und mit
einem völkerrechtlich bindenden Verbotsvertrag reagiert."

Auch die deutsche Bevölkerung möchte die Ächtung dieser grausamen
Waffen und den Beitritt Deutschlands zum Verbotsvertrag. Das zeigen
repräsentative Umfragen. Xanthe Hall von ICAN Deutschland sagt:
"Offiziell bekennt sich die Bundesregierung zu einer Welt ohne
Atomwaffen. Doch wenn es konkret wird - beim Beitritt zum
Verbotsvertrag und beim Abzug der Bomben aus Deutschland - knickt sie
vor dem Druck der US-Regierung ein und versteckt sich hinter der
NATO-Mitgliedschaft. Wir wollen diese gefährliche Doppelmoral beenden.
Der Friedensnobelpreis hilft uns, für diesen dringenden Politikwechsel
endlich die öffentliche Aufmerksamkeit zu bekommen, die das Thema
verdient."

In Büchel (Rheinland-Pfalz) sind etwa 20 US-Atombomben stationiert,
die in den kommenden Jahren modernisiert werden sollen. Damit steckt
Deutschland mitten in der weltweiten nuklearen Aufrüstungsspirale.
Bundeswehrsoldaten üben regelmäßig den Einsatz dieser Waffen. All dies
wäre unter dem Vertrag verboten.

 * 

Eine Hommage an Manfred Schmitz

Es wäre für mich ein Segen gewesen, so einen Musikpädagogen in der
Familie gehabt zu haben, als ich sieben war, unter dem Stutzflügel der
Firma Blüthner saß, meine um acht Jahre ältere Schwester ärgerte, weil
ich "falsch" rief an Stellen fehlerhaft gegriffener Akkorde und ihren
Fuß vom Pianopedal wegschubste, was den Mißklang unüberhörbar machte.

Trotzdem blieb in unserer Wohnung die verschlankte Ausgabe eines
Konzertflügels der Schwester vorbehalten, während mir eine Violine
zugestanden wurde und mich später immerhin ein Akkordeon mit achtzig
Bässen trösten sollte. Daß mir diese Instrumente kriegsbedingt
abhanden kamen, wird wohl auf ewig zur Begründung herhalten müssen,
weshalb aus mir weder ein Gilbert Bècaud noch ein Udo Jürgens werden
konnte. Beide waren erstklassige Pianisten.

Als ich Manfred Schmitz in Weimar an der Hochschule für Musik
kennenlernte, war ich bereits zweiundvierzig, erfolgreicher
Pfeifkomponist und Gesangsinterpret mit einer Menge melodischer Ideen
im Kopf, denen ich metrisch korrekt Worte hinzufügen konnte, die eine
lustige Geschichte ergaben, aber letztlich eines versierten
Komponisten und Arrangeurs bedurften, um daraus eine spielbare
Musiknummer zu machen.

Meine Verpflichtung, auf freischaffender Basis ein Jahr lang in Weimar
lehrend tätig zu sein, hatte ich dem Orchesterleiter, Komponisten und
Arrangeur Alo Koll zu verdanken, der vielen Erfolgstexten von mir das
musikalisch krönende Klanggebilde verliehen hatte, und im Alter Chef
des neugegründeten Hochschulbereichs Tanz- und Unterhaltungsmusik in
Weimar geworden war. So gab auch ich mir Mühe, den Studentinnen und
Studenten der Gesangsklasse Unterhaltungskunst Bühnenpräsenz
beizubringen. "Ausdrucks- und Bewegungslehre" nannte ich das Fach. Und
so war es auch Alo Koll, der mich auf den glücklichen Umstand hinwies,
in Schmitz einen erstklassigen Unterstützer gefunden zu haben.

Der im Jahr 1939 in Erfurt geborene Manfred Schmitz, Sohn eines des
Geige-, Orgel- und Klavierspiels kundigen Dorfschullehrers, fand in
seinem Vater den ersten Förderer und war immer noch Kind, als er an
der Fachgrundschule Sondershausen zum Klavierunterricht eine
gründliche Ausbildung in Musiktheorie erhielt und bereits all diese
Vorzüge mitbrachte, als er sich an der Franz-Liszt-Hochschule in
Weimar bewarb und dort von einer erstklassigen Vervollkommnung seines
Klavierspiels profitierte, ihm auch Kammermusik beigebracht wurde und
die Kunst, Sängerinnen und Sänger einfühlsam zu begleiten. Mit seinem
Leitspruch "Lernen heißt für mich: machen!", fanden wir uns mit meinem
"Learning by doing" schnell zusammen. Es war noch im Jahr meiner
Anwesenheit, als die Hochschule in Weimar das "Internationale
Musikseminar" ins Leben rief, Gisela May die Chansonklasse übernahm
und ihr zur Seite ein junger Oberassistent gestellt wurde.

"Oberassistent mag ja gut klingen", dürfte die künstlerisch verwöhnte
Brecht-Kurt-Weill-Hanns-Eisler-Paul-Hindemith-und-Paul-Dessau-
Interpretin Gisela May gedacht haben und gezittert vor diesem ihr
unbekannten Schmitz, dem sie als Klavierbegleiter ausgeliefert sein
würde über die Dauer nervenaufreibender Zusammenarbeit mit nicht
minder nervlich aufreibenden Nachwuchsinterpretinnen und -interpreten.

Wie gut, daß es noch die Briefe gibt, die Gisela May an Manfred
Schmitz geschrieben hat, besonders diesen einen, den sie in der Nacht
vom 29. auf den 30. Oktober 1969 verfaßte, auf einem Blatt des
Interhotels Halle. Da hatte Gisela May die erste Runde des in den
Semesterferien abgehaltenen Internationalen Musikseminars 69 schon
glücklich hinter sich, wußte demnach bereits, was sie an Manfred
Schmitz hatte. Wußte allerdings noch nicht alles, wie aus dem
Schreiben hervorgeht:

Lieber Manfred Schmitz!

Daß Sie gut sind, habe ich gewußt, aber daß Sie so glänzend sind, habe
ich nicht gewußt. Zufällig schaltete ich auf meiner Fahrt nach Halle
mein Autoradio ein und hörte Klavierjazz und bin hingerissen und
denke: Na ja, Errol Garner oder so einer, toll! Und dann traute ich
meinen Ohren nicht: Ihre unverkennbar thüringisch eingefärbte Stimme
wurde hörbar, und es folgte ein Interview mit Ihnen und Ihrer Truppe
­...

An dieser Stelle zeigt sich im Schriftbild Frau Mays nächtliche
Müdigkeit, es folgen sieben Worte, die ich nicht lesen kann, worauf es
dann so weitergeht:

... mit einer kaum glaubhaften Bescheidenheit über Ihre Arbeit
sprechen. Ich muß ein Band haben mit Stücken von Ihnen solo und mit
Band. Damit hatte Gisela May einen Umschnitt gemeint und mit der
zweiten Bezeichnung "Band" den Kontrabassisten Gerhard Stollberg und
Eberhard Neumeyer am Schlagzeug.

Sie müssen eine Schallplatte produzieren. Ich werde alles tun,
damit das zustandekommt. Ich bin ein "Schmitz-Fan" geworden und
verlange, meinen Hunger zu stillen!! Spätestens am 25.11.
[hier wieder Unleserliches] von Ihnen gespielt.

Ihre Gisela May

Demnach muß Manfred Schmitz bereits Ende der sechziger Jahre begonnen
haben, sich unter der Bezeichnung "Manfred-Schmitz-Trio" einen Namen
zu machen. Dies mir gegenüber nie erwähnt zu haben, bestätigt die von
Gisela May erwähnte Bescheidenheit des Tastenzauberers, wie ich ihn
nannte, allerdings auch mein Elfenbeinturm-Dasein jener Jahre, die ich
unter "Selbstbezogenheit eines Freischaffenden" einzuordnen bitte.
Denn für mich gab es außer den monetär mageren Theaterjahren niemals
die Verläßlichkeit eines sicheren Monatsgehalts, was mich nötigte, mit
eigenen Texten und umsetzbaren Ideen stets im Interessenkreis von
Rundfunk, Schallplatte, Fernsehen und der Konzert- und
Gastspieldirektionenen der einzelnen Bezirke zu bleiben.

So war mir in Weimar rechtzeitig vor Wintereinbruch ein Text
eingefallen, den ich Manfred Schmitz zu lesen gab. Ich textete damals
noch unter Verwendung von Pseudonymen. Unter dem Namen Hans Dampf
hatte ich begonnen und war über Franz Felder bis zu Axel Colberg
gelangt, aufzufinden in den Registern der DDR-Musikverlage und
verankert in den Abrechnungsblättern der AWA (Anstalt zur Wahrung der
Aufführungs-und Vervielfältigungsrechte auf dem Gebiete der Musik), wo
in DDR-Zeiten auch Manfred Schmitz zu finden. Auf dem Titelblatt einer
Bearbeitung für Akkordeon und Klavier des Harth-Musik-Verlags
Leipzig-Berlin aus dem Jahr 1970 ist zu lesen: "Der Winter ist da!
Walzerlied. Worte: Axel Colberg. Musik: Manfred Schmitz". Und dank der
verantwortlich korrekten Führung des Nachlasses durch Sigrid Schmitz,
der Ehefrau des Komponisten, fand sich noch ein zweiter Text von mir,
dessen Vertonungsnotierung bereits den großartig unverkennbaren
Manfred-Schmitz-Stil erkennen läßt. Hätte mein Text mehr hergegeben,
wäre aus diesem Titel vielleicht auch eine Schallplattenaufnahme
geworden. So blieb es nur bei dem Winterlied, gesungen von Dagmar
Frederic und Siegfried Uhlenbrock, das beinahe eine Wiederbelebung
erfahren hätte, als die "Super-illu" auf die Idee gekommen war, ihren
Lesern zur Weihnacht eine Treue-CD beizulegen, darunter auch jene mit
der Manfred-Schmitz-Melodie, die unglücklicherweise mit dieser
Textzeile beginnt: Schaut aus dem Fenster und freut euch, es ist
soweit, Schneeflocken fallen und drehen sich wirbelnd im Kreise.
Väterchen Frost sitzt am Samowar, lächelt und schickt seine Grüße an
uns mit dem Wind auf die Reise ...

Samowar und Väterchen Frost - zwei Reizworte zuviel, obschon ich
eidesstattlich hätte versichern können, daß Putin bis zur allerletzten
Note nicht vorkommt in diesem Lied und Manfred und ich glühende
Verehrer von Ella Fitzgerald, George Gershwin und Leonard Bernstein
bereits in DDR-Zeiten waren - es wäre, glaube ich, dennoch nutzlos
geblieben. Zu keiner Zeit nutzlos hingegen war das zu allen Zeiten
breitgefächerte Tun dieses einmaligen Pianisten, den ich immer als
Beispiel anführte, wenn es um die Schwierigkeiten ging, als Musiker,
egal ob beispielsweise in New York oder Hollywood, unter hundert
erstklassigen Bewerbern aufzufallen, daß Manfred Schmitz unangefochten
jedesmal unter den Besten an der Spitze der Allerbesten gestanden
hätte.

Zur Vertonung wußte er sich klug der Texte berühmter Autoren
anzunehmen: Heinrich Heine, Kurt Tucholsky, Erich Kästner, Ringelnatz,
Peter Hacks und Brecht natürlich, wenn Gisela May auf der Bühne stand.

Und selbstverständlich ging an mir nicht die Kenntnis vorbei, daß
Gisela May nur noch Manfred Schmitz auf ihren Auslandstourneen
dabeihaben wollte, was mich für beide freute. Entgangen waren mir
allerdings seine ersten Rundfunkerfolge, seine fruchtbare, bis in die
Gegenwart wirkende Tätigkeit als Lehrbuchautor. Sein dreibändiges Werk
"Jazz-Parnass" besticht bis heute, entstand in jenen zehn Jahren, die
mich, immer noch freischaffend, an meine Textarbeiten für die
Fernsehreihe "Mit Lutz und Liebe" banden sowie an die Tourneereisen
mit eigenen Programmen, weshalb wir uns leider aus den Augen verloren.

Ich hatte bereits 1970 meine Hochschultätigkeit in Weimar aufgegeben,
als ich erfuhr, daß es im Bereich Bühnenausbildung für werdende
Opernsängerinnen und -sänger eine Zusammenarbeit mit dem Theater in
Weimar gibt, weshalb ich Alo Koll empfahl, seine Gesangsstudentinnen
und -studenten dort hospitieren zu lassen. Manfred Schmitz verließ
Weimar im Jahr 1984. Die Hochschule ließ ihn ziehen. Ich hätte ihn zum
Professor ernannt und zum Doktor honoris causa erhoben. Allein
aufgrund der von ihm erarbeiteten musikalischen Unterrichtsliteratur
wäre dies eine verdiente Würdigung gewesen. Auch hinsichtlich der
kurzweiligen Lehrhefte für Kinder, abrufbar über den AMA-Verlag in
Brühl: "Erste Klavierstücke für Florian" und "Ständchen mit sechs
Händchen".

So gab es reichlich nachzuholen für mich, nachzulesen und zu erfahren:
In DDR-Zeiten hatte das Manfred-Schmitz-Trio - obwohl künstlerisch im
musikalischen Spitzenbereich - den Status einer Amateurgruppe, weil
alle drei hauptberuflich anderweitig gebunden waren. Gerhard
Stollberg, der Mann am Baß, der auch einen Violinpart hätte übernehmen
können, ist Diplomingenieur und Architekt. Und Eberhard Neumeyer,
Schlagzeug, ebenso wie Schmitz Absolvent der
Franz-Liszt-Musikhochschule, war als Musikerzieher und Chorleiter an
der Goethe-Oberschule im Weimar verblieben. Beide Herren
hauptberuflich bestimmt schon im Ruhestand, doch musikalisch wohl noch
geistig frisch, galten wie Schmitz als Vorzeigebeweise künstlerischen
Volksschaffens in der DDR, was dann auch entsprechend gewürdigt wurde.
So gab es Silber und Gold bei den Arbeiterfestspielen, Silber und Gold
für Künstlerisches Volksschaffen, und das Goldene Diplom des
kommunistischen Jugendverbandes der Volksrepublik Ungarn für die
Leistung beim Amateur-Jazzfestival 1969. Gewiß mehr als diese
Leistungsprädikate galten den Musikern die über hundert
Rundfunkaufnahmen, die vorwiegend dem kompositorischen Wirken Manfred
Schmitz' zuzuordnen sind. Darunter Chansons und allein im Jahr 1970
drei Fernsehsendungen, in denen das Manfred-Schmitz-Trio dominierte.
Und wenn Gisela May befragt wurde, weshalb sie ausgerechnet diesem
Trio den Vorzug gab, gibt es eine Antwort von ihr, die ich einem
Zeitungsbeitrag vom 4. Januar 1971 entnahm, den Bernhard Hönig verfaßt
hatte: "Die Begegnung mit Manfred Schmitz und seinem Trio ist für mich
in mehrfacher Hinsicht ein Gewinn: Manfred ist ein hochbegabter junger
Mann - als Pianist wie auch als Komponist.

Neue Chansons - welche Diseuse brauchte sie nicht? Und neu sind seine
Chansons auch in stilistischer Hinsicht: Mit ihrer interessanten,
abwechslungsreichen Rhythmik und Harmonik verraten sie, daß ihr
Komponist vom Jazz kommt. Und das Trio - bei allen dreien empfand ich
es als ungemein wohltuend, daß sie Amateure sind: Sie nehmen ihre
Musik ernst, leisten dabei Erstaunliches, aber sie kennen eben nicht
nur die Musik! Und: Musik bleibt für sie immer Freude, wird nie saure
Pflicht!" Ja, das hat was! Auch wenn sich diese von Gisela May
gegebene Amateurbestätigung nicht nur im Zuge gegenwärtiger
Empfindlichkeit wie eine staatsnahe Beigabe zum "Bitterfelder Weg"
anhören mag, steckt im letzten Satz ein Kern, der auch mich umtreibt:
Pflicht zur Freude werden zu lassen.

Daß Manfred Schmitz nicht mehr unter uns weilt, aber dennoch
allgegenwärtig ist mit jener Kunstform, die erst beginnt, wenn das
Wort aufhört zu wirken, und bei hohem kompositorischem Können zu
dieser unglaublichen Entfaltung gelangen kann, die Herz und Seele
erreicht, bleibt mir, als "wende"bedingtem Spätentwickler auf dem
Gebiet der Literatur, nur noch nachzudenken übrig, womit ich Manfred
Schmitz überraschen und gleichzeitig hätte eine Freude machen können,
säße er noch unter uns. Ich kenne sein stilles Schmunzeln, erinnere
mich aber auch seines Hinweises, bitte daran zu denken, daß ein in
metrischer Regelmäßigkeit dahinklapperndes Gedicht dem Entstehen einer
lebendigen Melodie erschwerend im Wege stehen kann.

Aus diesem Grund wäre nur zu erbitten gewesen, dem folgenden
Reimkonstrukt einen rhythmischen, aber gleichzeitig auch harmonisch
wohligen Klangteppich unterzulegen. Behutsam im Klang,
sternenstaubgebettet, erinnernd, woher wir kamen und wohin wir gehen.
Dem Wunsch der Fernsehmacher, anläßlich meines neunzigsten Geburtstags
im Jahr 2017, wäre Manfred Schmitz gern gefolgt. Einen öffentlichen
Hymnus auf sein Wirken hätte ihm nicht behagt. Es hätte ihn verlegen
gemacht. Daß ich so etwas durchzustehen eher gebaut sei, wäre sein
lächelnder Gedanke gewesen. Manfred Schmitz liebte wohlgesetzte Worte.
Er war verwöhnt und liebte Schlußpointen. Also hatte ich mir Mühe
gegeben. Die Klavierperlen, von ihm eingegespielt, werden zu
beschaffen sein.

Die Zeit der kurzen Jahre hat begonnen.

Fest steht schon heute, wer gewinnen wird.

Was war, ist zur Erinnerung geronnen.

Es wärmt das Herz, sich kurz darin zu sonnen.

Wer seufzend mehr erwartet hat, der irrt.

Ich hab gesungen, hab getanzt, geschrieben,

Hab mich vor Ehebindung nie gescheut.

Mein Publikum war mir stets treu geblieben.

Es war ein Geben, Nehmen, auch im Lieben.

Ich blieb im Land und hab es nie bereut.

Nun bin ich neunzig, was mich schon sehr wundert.

Nicht immer hab ich meiner Pflicht genügt.

Es könnte sein, daß demnächst nichts mehr zundert,

Sagte mein Doktor, der wird morgen hundert.

Da kann ich nur noch hoffen, daß er lügt.

Lutz Jahoda

 * 

Solange Leben in mir ist
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Versuchte Verunglimpfung eines Aufrechten

Antifaschismus in der alten Bundesrepublik wird immer auch mit dem
Namen Emil Carlebach verbunden sein. Der 1914 in Frankfurt am Main
Geborene fand schon früh den Weg zum Kommunistischen Jugendverband und
wurde 1932 Mitglied der KPD.

Die Nazis verurteilten ihn zweimal zu einer Gefängnisstrafe, zunächst
wegen Flugblattverteilung und dann im Januar 1934 wegen angeblichen
Hochverrats zu drei Jahren Freiheitsentzug. Danach kam Emil Carlebach
keineswegs frei, sondern wurde im April 1937 in das
Konzentrationslager Dachau verbracht und von dort im September des
Folgejahres in das KZ Buchenwald. Als Blockältester des sogenannten
Judenblocks setzte er sich für seine Kameraden ein und konnte
verhindern, daß jüdische Häftlinge der beabsichtigten Deportation und
anschließenden Vergasung kurz vor Befreiung des Lagers entgehen
konnten. Nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus kehrte er in seine
hessische Heimat zurück und erhielt dort von den Amerikanern die
Lizenz zur Herausgabe der "Frankfurter Rundschau". Auf Grund des
bereits kurze Zeit später einsetzenden Antikommunismus im Rahmen des
beginnenden kalten Krieges wird er bereits 1947 wieder aus dieser
Funktion entfernt. Parallel hatte Emil sich bleibende Verdienste als
Mitbegründer der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes erworben.

Nach dem Verbot der KPD durch das Bundesverfassungsgericht im Jahr
1956 mußte Emil Carlebach in die DDR emigrieren, da ihm
Strafverfolgung wegen der Tätigkeit für die Partei in der BRD drohte.
Erst im Jahr 1969 konnte er dorthin zurückkehren, als
Strafrechtsänderungen umgesetzt worden waren. In den Folgejahren bis
zu seinem Tod im Jahr 2001 engagierte er sich intensiv für die VVN-BdA
und die DKP. Mehrere Bücher von ihm, die sich dem Thema Antifaschismus
widmeten, erschienen in jenen Jahren. Darunter auch das Buch über das
Konzentrationslager Buchenwald, dessen Lagergemeinschaft
Buchenwald-Dora er angehörte. Carlebach genoß großes Ansehen und
Anerkennung für seinen Kampf gegen Faschismus und Krieg. Ich hatte
Gelegenheit, mit ihm in Weimar über sein Leben zu sprechen. Das wird
mir immer in Erinnerung bleiben.

Mitte des Jahres 1948 erschien in "Harper's Magazine" ein Artikel, in
dem Emil Carlebach für seinen Einsatz in Buchenwald gewürdigt wurde.
Das rief einen ebenfalls für kurze Zeit in diesem KZ Inhaftierten, der
nach der Befreiung in die USA ausgewandert war, auf den Plan. Er sah
sich veranlaßt, einen Gegenartikel zu schreiben, in dem er Carlebach
verleumdete, er habe "irgendwann" einen türkischen Juden, dessen Name
ihm nicht bekannt sei, brutal wegen einer Disziplinwidrigkeit
geschlagen, und dieser sei dann einige Zeit später daran verstorben.
Bereits damals war Emil Carlebach mit einem Leserbrief dieser
ungeheuerlichen Behauptung entgegengetreten, und die Angelegenheit
erschien damit als geklärt und beendet.

Knapp 30 Jahre später wurde die Sache durch den in der BRD lebenden
Altnazi Erwin Schönborn, der sich als "Führer" des "Kampfbundes
Deutscher Soldaten" bezeichnete, wieder aufgewärmt. Er zeigte ihn
kurzerhand wegen Mordes an. So kam es zur Einleitung eines
Ermittlungsverfahrens gegen den damaligen Vizepräsidenten des
Internationalen Buchenwald-Komitees. Nun wandte sich Emil Carlebach,
der zu dieser Zeit auch Chefredakteur der antifaschistischen
Wochenzeitung "Die Tat" war, im Juli 1977 an Rechtsanwalt Prof. Dr.
Kaul und bat um Rechtsbeistand. Beide kannten sich schon aus der
finstersten Zeit des Faschismus, als sie zusammen 1937 im Block 6 des
KZ Dachau dem Naziterror ausgesetzt waren. Später begegneten sie sich
in Karlsruhe wieder anläßlich des Verbotsverfahrens gegen die KPD und
dann auch 1971 vor dem Flensburger Landgericht, wo es um die
Beschlagnahme einiger Tausend Exemplare des Entwurfs eines neuen
Parteiprogramms ging. So war es geradezu selbstverständlich, daß F.K.
Kaul die Verteidigung Carlebachs übernahm und sich am 2. August 1977
bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main meldete. Dabei ging es
darum, die ungeheuerlichen Vorwürfe so schnell wie möglich
zurückzuweisen und deren Unrichtigkeit deutlich zu machen. Auf Grund
des nachhaltigen Wirkens von Prof. Kaul kam es am 3. Oktober 1977 bei
dem zuständigen Oberstaatsanwalt in Frankfurt/Main zu einer förmlichen
Beschuldigtenvernehmung Carlebachs im Beisein von Kaul. Carlebach
legte zunächst seinen persönlichen Werdegang ab 1933 bis zur Gegenwart
dar. Zur Sache selbst schilderte er den Inhalt des im "Harper's
Magazine" erschienenen Artikels aus dem Jahr 1948 und den späterhin
dazu veröffentlichten Leserbrief, in dem kriminelle Vorwürfe gegen ihn
erhoben wurden. Auch seine Erwiderung hierauf, mit der er die
Anschuldigungen nachhaltig als erlogen zurückwies, erschien in dem
Magazin. Gegenüber dem nunmehrigen Anzeigeerstatter Schönborn hatte
Carlebach bereits im Januar 1975 klargestellt, daß die Anwürfe
jeglicher Grundlage entbehren. Schönborn wollte daraufhin die
Beschuldigungen auch nicht wieder erheben. Entgegen dieser Zusicherung
hat er späterhin dann doch Strafanzeige gegen Emil Carlebach
erstattet. Dies, obgleich Carlebach darauf verweisen konnte, daß er
das Vertrauen vieler tausend Häftlinge hatte, welches auch nach der
Zerschlagung des Nazismus stets erhalten blieb und dafür sorgte, daß
er dem Präsidium des VVN-BdA und der Redaktion der antifaschistischen
Wochenzeitung "Die Tat" angehörte. Die Gründe der Beschuldigung
dienten ausschließlich dem Zweck, einen politischen Gegner moralisch
zu diffamieren und sein Ansehen zu beschädigen.

Die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main kam nunmehr nicht umhin, das
Ermittlungsverfahren gemäß § 170 Abs. 2 StPO einzustellen, was
nichts anderes bedeutete, als daß sich ein Straftatverdacht nicht
bestätigt hatte. Das führte zur Konsequenz, daß Prof. Kaul im Auftrag
Carlebachs Strafanzeige gegen Schönborn wegen bewußt falscher
Anschuldigung erstattete. Der Neonazi Schönborn hatte sich in jener
Zeit auch erdreistet zu bestreiten, daß jüdische Menschen,
insbesondere im KZ Auschwitz, durch Gas ermordet wurden. Er setzte
sogar eine Belohnung von 10.000 DM für denjenigen aus, der ihm den
Nachweis für einen einzigen Fall einer solchen Tötung jüdischer
Menschen durch Gas liefere. Auf diese Weise wurde er zu einem der
Hauptträger bei der Verbreitung der sogenannten Auschwitzlüge.
Schönborn unterließ nichts, um den Faschismus zu bagatellisieren und
den Massenmord an jüdischen Mitmenschen schlichtweg in Abrede zu
stellen.

Geschichtsverfälschung beginnt im Kopf und ist stets geprägt vom Geist
der Unverbesserlichen. "Eh' sie verschwinden ..., werden sie gemerkt
haben, daß ihnen das alles nichts mehr nützt." (Bertolt Brecht)

RA Ralph Dobrawa


Bücher von Emil Carlebach

- Moskau mit westdeutschen Augen gesehen. KPD, Düsseldorf 1954

- Von Brüning zu Hitler. Das Geheimnis faschistischer Machtergreifung.
Röderberg-Verlag, Frankfurt a. M. 1971

- Reise in den Bolschewismus. Verlag Marxistische Blätter, Frankfurt
a. M. 1981

- (Zusammen mit Fritz Noll) Die Meldung als Waffe. Verlag Marxistische
Blätter, Frankfurt a. M. 1982

- Hitler war kein Betriebsunfall. Hinter den Kulissen der Weimarer
Republik: Die programmierte Diktatur. Röderberg-Verlag, Frankfurt a.
M. 1982

- Buchenwald, ein Konzentrationslager. Bericht der ehemaligen
KZ-Häftlinge ... Dietz-Verlag, Berlin 1988

- Am Anfang stand ein Doppelmord. Pahl-Rugenstein-Verlag, Köln 1988

- Tote auf Urlaub. Kommunist in Deutschland. Dachau und Buchenwald
1937-1945. Pahl-Rugenstein-Verlag Nachf., Bonn 1995
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Die Garnisonskriche - ein Ort der Unfreiheitsgeschichte
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Erinnerung an "Vater Zille"

Vor 160 Jahren, am 10. Januar 1858, wurde Heinrich Zille geboren, der
Zeichner, der auch "Vater der Straße" oder einfach "Vater Zille"
genannt wurde. Das dunkle Berlin war seine Welt. Hier lebten die
Menschen, die er liebte - zusammengepfercht in hohen Mietskasernen mit
schmalen, ungelüfteten Treppen. Elende Zufluchtsorte in nassen Kellern
und über stinkenden Ställen, ohne Luft und Sonne. Und alle, auch die
Dirnen und Zuhälter, die Kuppelmütter und Ganoven, die
Schaubudenfiguren und die Budiker, waren seine "Kinder der Straße".
Hier prägte er das bittere Wort, daß man einen Menschen mit einer
Wohnung genauso erschlagen könne wie mit einer Axt.

Immer und immer wieder hat Heinrich Zille seine Vorwürfe den für die
Zustände jener Zeit Verantwortlichen entgegengeschleudert. Nichts hat
er auf seinen Bildern fortgelassen, nichts um des Effektes willen
hinzugefügt. So wie das Leben sich ihm darbot, hat er es in seinem
Skizzenbuch festgehalten. Er hat ehrlich und rücksichtslos gegen sich
und andere Stellung genommen für eine Welt, die ihm wert und vertraut
gewesen ist.

Heinrich Zilles künstlerische Aussagen sind Dokumente aus seiner Zeit.
Zille stellt den Hinterhof dar, die Straße, das Wohnungselend. Aus
seinen Arbeiten glaubt man die feuchte Kellerluft oder den
rauchgeschwängerten Kaschemmendunst zu spüren. Die Gesichter der
Menschen aus seinem "Milljöh" sind gekennzeichnet von Sorge und Armut.
Kinder haben oft das Antlitz von Greisen.

Dem arbeitenden Volk, das nichts besitzt und nichts bekommt, ein wenig
zu helfen, das sah der Meister als seine selbstgestellte Aufgabe. Er
sagte: "Immer habe ich mit den kleinen Leuten gelebt, die für mich die
Großen waren - das Volk, die Armen, die den Besitz und die
Wohlhabenheit einiger müssen erhalten und vermehren und die sich
selbst mit Brosamen sollen abfinden. Ich versuchte, mit Bild und Wort
die Vergessenen zu bannen."

K. D.

 * 

Conrad Blenkle, der Mann mit den vielen Namen

Genosse Blenkle wurde am 28. Dezember 1901 in Berlin geboren und vor
75 Jahren, am 20. Januar 1943, in Berlin-Plötzensee hingerichtet.

Der Sohn eines Schlossers besuchte von 1908 bis 1916 die Volksschule
und war nach einer Lehre bis 1922 Bäckergeselle. Blenkle trat Anfang
1919 der KPD und der Freien Sozialistischen Jugend Deutschlands (FSJ)
und im Januar 1920 den freien Gewerkschaften bei. Seit 1920 war er 2.
Vorsitzender der FSJ bzw. der Kommunistischen Jugend Deutschlands
(KJD) in Berlin-Neukölln bzw. in Berlin-Süd. 1921 wurde er Mitglied
der Bezirksleitung Berlin-Brandenburg der KJD und war von Ende 1922
bis Herbst 1923 deren Vorsitzender. Seit Sommer 1923 Mitglied des ZK
der KJD, wählte ihn der 8. Reichskongreß (27. April und 10.-12. Mai
1924) zum Vorsitzenden der Zentrale der KJD. Er nahm 1924 bzw. 1928 am
IV. und V. Kongreß der Kommunistischen Jugendinternationale (KJI) in
Moskau teil und gehörte 1924 bis 1935 dem Exekutivkomitee der KJI an.
Als Jugendvertreter war Conrad Blenkle auf dem V. und VI. Weltkongreß
der Kommunistischen Internationale (KI) anwesend. Er nahm als
Delegierter am 10. und 11. Parteitag sowie an der ersten
Parteikonferenz der KPD teil. 1925 bis 1929 gehörte er dem ZK der KPD
und seit 1925 dessen Politbüro an. Er bekämpfte die sektiererischen
Auffassungen der Ultralinken und trat für die Durchsetzung einer
leninistischen Massenpolitik in der KPD ein. Der 9. Verbandskongreß
des Kommunistischen Jugendverbandes. Deutschlands (15./16. Okt. 1925)
in Halle (Saale) wählte Blenkle zum Vorsitzenden des Zentralkomitees.
Er bezeichnete in seinem Referat die Schaffung von Betriebszellen als
vorrangige Aufgabe des Jugendverbands.

Auf dem Reichskongreß der Werktätigen in Berlin (3.-5. Dezember 1926)
wurde Blenkle in den Reichsausschuß der Werktätigen gewählt. 1928 bis
1930 gehörte er dem Reichstag an. Er setzte sich auch dort für die
Interessen der gesamten Jugend ein. Genosse Blenkle wandte sich gegen
die Mißstände in den Berufsschulen und in der Lehrlingsausbildung und
rief die deutsche Jugend zum Kampf gegen Militarismus und Faschismus
auf. Der VI. Weltkongreß der KI wählte ihn in das Exekutivkomitee.
Ende 1928 schied er aus der Jugendarbeit aus. Seit April 1929 war er
Politischer Sekretär des Unterbezirks Berlin-Neukölln der KPD. Seit
Ende 1929 arbeitete Blenkle in Essen und Düsseldorf; er wurde
Politischer Sekretär des Unterbezirks Krefeld der KPD. Das
Reichsgericht in Leipzig verurteilte ihn im Februar 1932 zu eineinhalb
Jahren Festung. Bis Ende Dezember 1932 war er in der
Festungshaftanstalt Groß-Strehlitz eingekerkert.

Nach Errichtung der faschistischen Diktatur arbeitete er von Januar
bis April 1933 illegal als Instrukteur in Oberschlesien. Von Sommer
1933 bis Februar 1934 war er in der illegalen Bezirksleitung
Berlin-Brandenburg der KPD für Agitation und Propaganda verantwortlich
und gab den Presse- und Informationsdienst heraus. Im Frühjahr 1934
ging Conrad Blenkle auf Beschluß der Parteiführung nach Saarbrücken
und im Sommer nach Amsterdam. Er wirkte als Mitglied der Leitung der
Organisation der KPD in den Niederlanden. Seit Anfang 1936
organisierte er im Auftrag des ZK der KPD von Amsterdam aus den
antifaschistischen Kampf im Bezirk Nordwest der KPD. Wiederholt fuhr
er illegal nach Bremen, wo er vor allem die kommunistischen
Organisationen der Werften unterstützte. Im Januar 1937 setzte die
Parteiführung Genossen Blenkle als Leiter der Abschnittsleitung Süd
des ZK der KPD ein.

Ende 1937 wurde er aus der Schweiz ausgewiesen. Er begab sich nach
Dänemark, wo er in der Abschnittsleitung Nord des Zentralkomitees der
KPD vor allem für die Anleitung der Parteiorganisationen in Lübeck,
Stettin und Danzig sowie der kommunistischen Emigranten in den
skandinavischen Ländern verantwortlich war. Am 16. Dezember 1941
verhaftete die dänische Polizei Blenkle und lieferte ihn der Gestapo
aus. Er wurde nach Hamburg in das Untersuchungsgefängnis Fuhlsbüttel,
dann nach Berlin-Moabit übergeführt. Der "Volksgerichtshof"
verurteilte Blenkle am 25. November 1942 zum Tode.

E. Fölster


Buchtips:

- Heinz Kruschel: Der Mann mit den vielen Namen. Roman um Conrad
Blenkle. Neues Leben, Berlin 1975, 300 S.

- Heinz Kruschel: Sein letzter Tag. Neues Leben, Berlin 1981, 30 S.
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GEDANKEN ZUR ZEIT

Können Literaten die Gesellschaft verändern?

Wo es um das Erreichen menschlicher Denk- und Verhaltensänderungen
geht - etwa nach dem Motto: "Wie bringe ich mein Kind dazu zu tun, was
ich will?" - ist neben Pädagogik, Seelsorge und Psychotherapie
(Verhaltenstherapie, Konditionierung und Dekonditionierung,
Moralpredigt usf.) als Mittel zum Zweck immer auch Literatur gefragt,
die das jeweils politisch Gewünschte durch Belehrung und emotionale
Erschütterung bewirken oder auch durch Ausschaltung des Denkens
mittels geeigneter Liedtexte Hohlräume bereitstellen soll, die sich
sodann willig und kritiklos mit ideologischem Schund füllen lassen.

Ganz im Gegensatz hierzu, nämlich im Geist humanistischer Aufklärung,
kann Sprache aber auch kritisches Bewußtsein und damit die
Bereitschaft wecken, hohe Werte wie Frieden und soziale Gerechtigkeit
oder die Idee einer ausbeutungs- und unterdrückungsfreien Gesellschaft
zu realisieren.

Veränderung - hier spätestens, hoffe ich, wird es deutlich - ist ein
schillernder Begriff, Wert und Unwert zugleich, Bekehrung oder
Verführung, je nachdem, was jeweils auf dem Spiel steht, wessen und
welchen Interessen sie dient, welche Opfer sie fordert und wer
schließlich die Zeche zahlt oder die "Kollateralschäden" erleidet. Der
Wert aller Veränderung ist nicht weniger fragwürdig als der der
Bewahrung; beide Werte, Nomos und Antinomos, sind von Fall zu Fall
dialektisch zu erörtern und jeweils sorgfältig gegeneinander
abzuwägen. So dies in allen Konflikt- und Zweifeisfällen geschähe,
würde so mancher soziale Unfug unterbleiben, könnte manches Glück
bewahrt und manches Leid vermieden werden.

Bleibt - nach Klärung dieser eigentlich selbstverständlichen, aber im
Eifer der Gefechte immer wieder übersehenen Voraussetzung - die mir
und meinen schreibenden Kollegen immer wieder gestellte Frage, ob und,
wenn überhaupt, in welchem Umfang speziell die Literaten das
politische Geschehen beeinflussen und die Welt nicht nur
interpretieren, sondern auch verändern können.

Das ist eine semester- und lebenfüllende Frage, die ich, weniger
vollmundig, als sie gestellt ist, mit aller Behutsamkeit und mit allen
notwendigen Einschränkungen wie folgt beantworten möchte: Literatur in
ihrer Gesamtheit kann neben allen anderen sozialen Kräften dazu
beitragen, in der Gesellschaft ein geistiges Klima zu erzeugen, das
für positive Veränderungen (man denke an die Durchsetzung der
Menschenrechte) günstig ist. Die Französische Revolution mit ihrem
Ertrag an Liberté, Egalité und Fraternité wurde ideologisch
vorbereitet von Rousseau und den Enzyklopädisten (so wie es, im
negativen Sinn, später auch literarische Wegbereiter des Faschismus
gab). Veränderungen entstehen im Kopf, einem Körperteil, den man zum
Denken benutzen kann ... "Manche Autoren", meinte Schopenhauer,
"denken beim Schreiben." Manche Leser, meine ich, denken beim Lesen.
Und manche Menschen, nachdem sie beim Lesen gedacht haben, lassen sich
beim Handeln, in ihrem Tun und Lassen, von vernünftigen und klugen
Überlegungen leiten. Jedenfalls - die Möglichkeit hierzu ist nicht
völlig von der Hand zu weisen.

Auf diesen Umstand gründet sich die Hoffnung der Literaten.

Theodor Weißenborn

 * 

Marxisten und Christen gegen Krieg und Ausbeutung

Nach dem Abschluß meiner B-Dissertation, in der ich mich
schwerpunktmäßig mit der Analyse und Kritik der bürgerlichen
Friedensforschung beschäftigt hatte, erkannte ich, daß für einen
erfolgreichen Friedenskampf vordringlich die Einheit von Marxisten und
Christen organisiert werden muß. Dafür bestehen günstige
Voraussetzungen: Die Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland gehört
einer der beiden christlichen Religionsgemeinschaften an. In der DDR
hat die evangelische Kirche ihre Loyalität gegenüber der Formel
"Kirche im Sozialismus" erklärt. Aber nur ein Teil von ihnen waren
Streiter für den Sozialismus.

Die Bibel bietet mit ihrem humanistischen Kern und der gegen
Sklaverei, Ausbeutung und Unterdrückung gerichteten Grundtendenz eine
Basis mit der vom Marxismus vertretenen Position, daß der Mensch das
höchste Wesen für den Menschen sei. Es gilt der kategorische
Imperativ, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen dem Menschen seine
Menschlichkeit vorenthalten wird. Marx und Engels haben um diese
Gemeinsamkeit gewußt. In der Befreiungstheologie Südamerikas
demonstrieren Marxisten und Christen ihre Gemeinsamkeit gegen Armut,
Unterdrückung und Ausbeutung.

Mit diesem Wissen suchte ich Kontakt zu Christen - zuerst an der
Theologischen Fakultät der Humboldt-Universität und in der
Christlichen Friedenskonferenz - und initiierte einen Arbeitskreis,
den Dialog zwischen Marxisten und Christen. Bei der Suche nach
sachkundigen Partnern traf ich auch mit Dick Boer zusammen, mit dem
mich seitdem eine jahrzehntelange Freundschaft verbindet. Dick Boer -
Christ und Kommunist - hat in seinem jüngst erschienenen Buch Antwort
auf zwei Fragen gesucht: Wo liegen die Ursachen unserer Niederlage?
Was kann und muß geschehen, damit die Kräfte wieder erstarken, die dem
unmenschlichen System des zunächst siegreichen Imperialismus wieder
entgegentreten können?

Ich stimme dem Autor zu, wenn er schreibt: "Hier gilt es nüchtern zu
bedenken, daß der real existierende Sozialismus eine Weltmacht bildet,
aber daß auch der real existierende Kapitalismus in seiner
imperialistischen Gestalt eine solche Weltmacht ist und entscheidend
die Möglichkeiten des Sozialismus eingrenzt: ökonomisch, politisch und
nicht zuletzt ideologisch."

Dem norwegischen Friedensforscher Johann Galtung verdanke ich die
Einsicht, daß es für den Sozialismus existenzbedrohend ist, sich der
aggressiven Aufrüstung des Imperialismus mit dem Versuch
entgegenzustellen, den Rüstungswettlauf anzunehmen. Rüstungsproduktion
im Imperialismus erhöht den Profit und stärkt damit das
Gesellschaftssystem. Rüstungsproduktion im Sozialismus geht auf Kosten
der Sozialprogramme und schwächt daher das Gesellschaftssystem!

Im Wettstreit der Systeme war der "real existierende Sozialismus dem
Vergleich mit dem ... immer noch weiter entwickelten Kapitalismus
wehrlos ausgeliefert ... Diesen Wettstreit mußte er verlieren - und er
verlor ihn auch." Den Führungen der kommunistischen Parteien in den
sozialistischen Ländern gelang es nicht, auf die neuen Bedingungen des
weltweiten Klassenkampfes adäquat zu reagieren. Dick Boer schreibt,
daß in den 80er Jahren "das sozialistische Projekt immer mehr zur
Routine wurde. Der Staat und seine Funktionäre machten den Eindruck,
nicht mehr an die Sache zu glauben. Es schien ihnen gleichgültig zu
sein, was die Leute dachten, solange sie sich nicht eindeutig als
Gegner artikulierten. Die gewaltigen Probleme, die jeder sah -
Konsumtion auf Kosten der technologischen Erneuerung, die damit
verbundene Umweltzerstörung, die wachsende Abhängigkeit vom
kapitalistischen Weltmarkt und Bankwesen, die sinkende Arbeitsmoral
usw. -, wurden durch Schönfärberei vertuscht, statt diskutiert." Aber,
so Dick Boer, "wir sind in der gemeinsamen Niederlage auch in der
gemeinsamen Not, einen Ausweg zu finden. Das Ziel ist (noch) nicht zu
beschreiben, wohl aber die Aspekte: zu schweigen, wo alle reden, zu
reden, wo alle schweigen, und zu schreien: Was ist, kann nicht wahr
sein!"

Dazu gilt es, die christliche Gemeinde, welche die Bibel mehrheitlich
als eine Gemeinde der Sklaven, Ausgebeuteten und Entrechteten
beschreibt, so zu entwickeln, daß sie gemeinsam mit Kommunisten und
anderen progressiven Kräften gegen Krieg, Ausbeutung und Unterdrückung
wirken will und kann.

Dr. sc. Fritz Welsch, Berlin


Dick Boer: Theopolitische Existenz - von gestern für heute.
Argument-Verlag, Berlin 2017. 384 S., 27 €, ISBN
978-3-86754-108-4
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Unheilige Allianz im Luther-Jahr

Zum 500jährigen Reformations-Jubiläum 2017 investierten Staat und
Evangelische Kirche zu etwa gleichen Teilen 22 Millionen Euro in eine
seit 2007 vorgeplante gewaltige Werbekampagne. Aufmerksamkeit verdient
dies nicht nur aus theologischer Perspektive: Religion ist nicht nur
eine verkehrte Widerspiegelung der Natur, sondern auch sozialer,
praktisch-historischer Verhältnisse der jeweiligen Gesellschaft im
menschlichen Bewußtsein. In welchem Zustand befindet sich die EKD nach
dieser spektakulären "Glaubensoffensive"? Etwas weniger als die Hälfte
der noch ca. 53 Millionen Mitglieder beider Großkirchen sind
evangelisch, vorwiegend im Westen. Viele besuchen Gottesdienste nur
noch zu Weihnachten und bei Familienfeiern. Es herrscht Mangel an
Geistlichen, Kirchen werden geschlossen, abgerissen oder verkauft. Und
das, obwohl in der BRD jeder Bürger von der Kita über
Religionsunterricht in den Schulen und das Wirken kirchlicher
Einrichtungen in der Daseinsvorsorge, mittels staatlicher Förderung
und Privilegien religiös beeinflußt wird. Einerseits mindert die
anhaltende Säkularisierung der Lebensführung und persönlicher
Wertvorstellungen den Einfluß kirchlicher Lehren auf das Bewußtsein
der Bevölkerung. Andererseits braucht der krisengeschüttelte Staat
kirchliche Weihen als Stabilitätsfaktor und
propagandistisch-moralischen Rückhalt für seine neoliberale,
militaristische und demokratiefeindliche Politik. Der Unterschied zum
33. Dresdner Kirchentag mit seiner fortschrittlichen Aufbruchstimmung
zeigte sich 2017 auf dem 36. Berliner Kirchentag und beim Festakt in
Wittenberg: Ein vorrangiges Streben nach Substanzerhaltung mit
verstärkter Anlehnung an die Staatsmacht bestimmt nicht nur den Kurs
der Amtskirche, sondern beschränkt zunehmend auch die
Handlungsoptionen früher gesellschaftspolitisch engagiert auftretender
Kreise.

"Luther-Botschafterin" Margot Käßmann, die 2010 noch mit dem Satz
"Nichts ist gut in Afghanistan" wie auch mit Sozialforderungen
menschenfeindliche Politik verdammt hatte, tönte jetzt im Angesicht
Merkels, de Maizières, Schäubles und von der Leyens, die "große
Resonanz" sei "ein Mutmacher" für die Kirche. Die müsse sich in einer
zunehmend säkular und multireligiös werdenden Gesellschaft nicht
wegdrücken oder in private Nischen abschieben lassen. Sie müsse "Wege
suchen, wie sie auch künftig Menschen mit ihrer Sehnsucht nach Halt
und Lebenssinn ansprechen kann". "Es ist ja kein Gesetz, daß man immer
kleiner wird", kommentierte eine Superintendentin. Das Luther-Jahr sei
auch ein "Experimentierfeld für neue frischere und zeitgemäßere
Formate, die auch kirchenferne Bürger ansprechen". So veranstaltete
die EKD, gesponsert von Bund, Ländern, Kommunen und den Medien,
gefolgt vom geschäftstüchtigen Schwarm folkloristischer
Trittbrettfahrer, einen Event-Marathon bildender, musischer,
unterhaltsamer, esoterisch-meditativer Konsum- oder Mitmach-Aktionen,
aber auch innovativer Ideen für eine "bunte bessere Welt".

In den hermetisch abgeriegelten Festgottesdiensten, zu denen auch
AfD-Funktionäre und Militärs geladen waren, priesen schamlose
Machtpolitiker die "christlich-abendländischen Werte". Angela Merkel
interpretierte Luthers Thesenanschlag recht eigenwillig: "Wer die
Vielfalt bejaht, muß Meinungsvielfalt und Toleranz üben, das ist die
historische Erfahrung." Das sei "die Seele Europas und das
Grundprinzip jeder offenen Gesellschaft".

Der EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm übergab dem
Bundespräsidenten ein Kreuz als "Versprechen der Christen, für Friede,
Versöhnung und Gerechtigkeit einzutreten". Diese unheilige Allianz
sichert dem Staat ethische Legitimität und erhält der Kirche, wie ein
Zeitungsschreiber es formulierte, "als "geistig-moralische Wurzel in
Europas Demokratien" die komfortable Verankerung im kapitalistischen
Gesellschaftssystem.

Am Rande gab es aber auch einen kritischen Gottesdienst, von Kathrin
Oxen und Friedrich Schorlemmer: "Gegen faule Kompromisse! Luther
wollte die Macht der Argumente, nicht die Argumente der Macht." Der
dominante Starkult und die Idealisierung des Kirchengründers
erdrückten allerdings solche dünn gesäten Mahnungen. Daß die Deutschen
Evangelischen Kirchen bis 1919 dem landesherrschaftlichen
Kirchenregiment unterlagen und danach mittels verfassungsrechtlicher
"Religionsfürsorge", Kirchensteuer und Staatsleistungen an die
finanzielle Leine genommen wurden, ist jedoch aus Luthers eigener
Strategie abzuleiten: Seine Entscheidung für die kurfürstliche
Schutzmacht und deren Instrumentalisierung des Protestantismus für
eigene politische Zwecke, sicherte seinem Werk bleibenden Erfolg und
rettete ihn vor dem Scheiterhaufen. Beständige Loyalität gegenüber der
Obrigkeit wurde sein Gebot. Dafür stellte er sich selbst gegen seine
fortschrittlichen Glaubensmitstreiter der frühbürgerlichen Revolution
wie Thomas Müntzer. Die berechtigten Interessen der geschundenen
Bevölkerungsmehrheit der Bauern und kleinen Handwerker widersprachen
Luthers und der Fürsten "gottgewollter Ordnung" ebenso wie alle
"Aufrührer", "Zigeuner", Juden, Muslime oder "Hexen".

Luthers "Freiheit eines Christenmenschen" galt für eine persönliche
"Verantwortung gegenüber Gott". Glaubensfragen kanalisierte er alsbald
mit seinen Katechismen und liturgischen Vorgaben in eine
staatstragende bürgerliche Sittlichkeit. Mit ihrem tradierten
opportunistischen Untertanengeist ließen sich die lutherischen
Amtskirchen stets leicht für Kriegshetze, Nationalismus, Rassismus,
den Hitler-Faschismus oder die imperialistische NATO-Politik
mißbrauchen. Gerade deshalb müssen wir unsere Verbindungen zu religiös
motivierten humanistischen und fortschrittlichen Kräften stärken und
diese als Bündnispartner gegen rechts gewinnen.

Jobst-Heinrich Müller
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Buchtips

- Bruno Mahlow: Ein Hoch auf die Russen und die Revolution

Die Oktoberrevolution ist 100 und Bruno Mahlow 80. Beide erblickten in
Rußland das Licht der Welt. Beide Jahrestage sind Anlaß, einen Blick
in die Geschichte zu werfen. Bruno Mahlow tut dies fortgesetzt. Er
spricht auf Kundgebungen, reflektiert in Zeitschriften, meldet sich
auf Zusammenkünften zu Wort. In diesem Band enthalten sind Beiträge
aus den letzten fünf Jahren.

Im Zentrum seines politischen Denkens stehen Rußland und das
Verhältnis der Welt zu diesem Land und den Völkern, die dort leben.
Ihn stört die Russophobie, die seit 1917 umgeht. Diese Ablehnung
bewegt sich in Wellen. Gegenwärtig ist die Russenfeindlichkeit im
Westen wieder einmal besonders groß. Bruno Mahlow, Mitglied des
Ältestenrats der Partei Die Linke und "RotFuchs"-Lesern seit langem
als streitbarer und kenntnisreicher Autor bekannt, wirbt um
Verständnis und versucht Brücken zu bauen.

Verlag am Park, Berlin 2017, 186 S., 14,99 €


- Domenico Lossurdo: Der Klassenkampf oder Die Wiederkehr des
Verdrängten?

Eine politische und philosophische Geschichte

Klassenkampf ist nicht nur der Konflikt zwischen Lohnarbeit und
Kapital. Wenn Marx von Irland spricht, zu seiner Zeit eine Kolonie
Großbritanniens, merkt er an, daß hier die "soziale Frage" als
"nationale Frage" auftritt. Und nach Engels fällt "die erste
Klassenunterdrückung mit der des weiblichen Geschlechts durch das
männliche" zusammen. Es geht also um drei große Klassenkämpfe, dazu
bestimmt, die Arbeitsteilung sowie die Ausbeutungs- und
Unterdrückungsverhältnisse - auf internationaler Ebene, in einem
einzelnen Land, innerhalb einer Familie - radikal in Frage zu stellen.
Zur Erklärung der kolossalen Umwälzungen im Übergang zum 21.
Jahrhundert erweist sich nach Losurdo die Theorie des Klassenkampfs
als schlüssiger denn je.

PapyRossa-Verlag, Köln 2017, Neue Kleine Bibliothek, 424 S., 24,90
€
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Verdienstvoller Dienst hinter Gittern

Die Tageszeitung "neues deutschland" vom 15.11.2017 teilte ihren
Lesern in Berlin und Brandenburg mit, daß das "Menschenrechtszentrum"
(MRZ) in Cottbus am 10.12. eine neue Dauerausstellung mit der
Dokumentation "Haft - Zwang - Arbeit im Zuchthaus Cottbus 1933-1989
[!]" eröffnen wird. Natürlich mit "Zeugen"interviews ... Diese
Ausstellung verdeutliche den "Unterschied zur Arbeitspflicht in den
beiden deutschen Diktaturen", ließ die MRZ-Geschäftsführerin wissen.
Auch die ständige Wiederholung der Gleichsetzung der DDR mit dem
faschistischen Deutschland macht diese nicht zutreffender. Der
sozialistische deutsche Staat soll delegitimiert werden - so der
Regierungsauftrag.

Dem muß widersprochen werden! Das war offenbar auch die Motivation zum
Verfassen einer weiteren Autobiographie eines DDR-Zeitzeugen, die im
November erschienen ist. Dieter Winderlich, Generalmajor a. D. und
letzter Chef der Volkspolizei, beschreibt in unterhaltendem Stil sein
Leben und seine berufliche Entwicklung bis hin zum letzten Abschnitt
des Buches "Nach der DDR - Demütigungen und Enttäuschungen".

Hinter Gittern (mit "Wieder hinter Gittern - die besten Jahre meines
Berufslebens" ist ein Abschnitt des Buches überschrieben) beginnt
Winderlichs Diensttätigkeit, vom Strafvollzug bis nach oben in die
Führungshierarchie des Ministeriums des Innern (MdI) der DDR. Dieser
Entwicklungsweg ist immer wieder eingebettet in sein ganz persönliches
Leben. Das macht seine Schilderungen sehr persönlich, glaubhaft und
stets nachvollziehbar - einmal für den Kreis der Leser, die ein
ähnliches Leben in der DDR lebten, zum anderen aber auch für
diejenigen, die Antworten auf Diffamierungen suchen, wie sie von
Ausstellungen wie der eingangs erwähnten immer wieder verbreitet
werden. Verständlicherweise war vieles rund um den Strafvollzug in der
DDR seinerzeit nicht bekannt, um so hilfreicher diese Bucherscheinung
für alle Interessierten.

Doch zurück zu Dieter Winderlichs Dienstbeginn "hinter Gittern".
Besonders anschaulich beschrieben ist zweierlei: die nützliche Arbeit
im Strafvollzug zum einen und die gesellschaftliche Verantwortung für
die "Resozialisierung" der straffällig Gewordenen nach der
Strafverbüßung zum anderen.

In beiden Bereichen war die DDR der BRD weit voraus! Seine ersten
Schritte im Strafvollzug tat Winderlich im Jugendhaus Dessau (seit
1968 wurden Gefängnisse, in denen Jugendliche einsaßen, so
bezeichnet). All denjenigen, welche die "Zwangsarbeit im DDR-Knast"
anprangern, seien diese Darstellungen besonders empfohlen. Nützliche
körperliche Arbeit war das Kernstück der Erziehung im Strafvollzug der
DDR. Bei den Jugendlichen war außerdem noch ein eventueller
Schulabschluß und eine Berufsausbildung einbezogen. Mit dem Aufbau des
Jugendhauses in Wriezen und seiner Leitung sah Winderlich sich neuen,
größeren Anforderungen gegenüber.

Und hier mache ich aufmerksam auf all das, was Winderlich im
Zusammenhang mit dem 1968 erlassenen Strafvollzugs- und
Wiedereingliederungsgesetz (SVWG) beschreibt. Ein absolut deutsches
Novum, das die Persönlichkeit des einzelnen achtet und ihm einen
Neustart sowohl im beruflichen als auch im gesellschaftlichen Leben
ermöglichen sollte - keineswegs unumstritten in der Bevölkerung, in
einigen staatlichen Institutionen gleichfalls, doch zutiefst human und
eben nur im sozialistischen deutschen Staat möglich gewesen.

Durchgängig schildert Winderlich Beobachtungen und Erlebnisse in
seiner direkten Diensttätigkeit und in seiner gesellschaftlichen und
Öffentlichkeitsarbeit, die er damals schon kritisch hinterfragte, ohne
daß dadurch sein konkreter Arbeitsgegenstand oder seine Verantwortung
gegenüber der Gesellschaft in Frage gestellt worden wäre.

Mit dem Verweis auf den letzten Buchabschnitt schließt sich auch der
Kreis zu der anfangs erwähnten Zeitungsmeldung. Seine Altersbezüge für
die Zeit seiner Tätigkeit als Stellvertreter des Ministers und als
Chef der Volkspolizei wurden mit dem "Rentenüberleitungsgesetz" vom
25. Juli 1991 drastisch auf ein Prozent des Durchschnittsverdiensts
gekürzt. Man muß fragen, woher dieser "Rechtsstaat" sich das Recht
nimmt, einen solchen Eingriff ins Rentenrecht vorzunehmen. Den
Staatsbeamten des faschistischen Deutschen Reiches widerfuhr
seinerzeit Vergleichbares nicht, ganz im Gegenteil: Sie fanden sich in
hohen und höchsten Funktionen der Alt-BRD wieder, letztlich auch mit
satten Altersbezügen. Dieser gravierende Unterschied sollte zu denken
geben!

Helmut Holfert, Berlin



Dieter Winderlich: Vom Strafvollzug zum letzten Chef der
Volkspolizei. 

edition berolina, Berlin 2017, 400 S., 19,99 €
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt - und für uns - war.



Joan Jara-Turner

Tanzpädagogin, Witwe des chilenischen Volkssängers Victor Jara

Jedesmal, wenn ich in die DDR komme, bin ich beeindruckt von der
Haltung, die so großzügig, so kämpferisch ist. Man spürt die
Solidarität vom ersten Augenblick an, bei allen Bürgern. Bei den
Jugendlichen zum Beispiel und bei den älteren Bürgern, die den
Faschismus am eigenen Leib kennengelernt haben. Man fühlt sich unter
Brüdern, als gemeinsame Kämpfer. Wir wissen von all den Aktionen hier,
auch von den kleinen, die oft einen bedeutenden Beitrag für die
Gesamtheit leisten.

Hier habe ich viele Freunde Victors getroffen und konnte feststellen,
daß die Solidarität mit dem Volk Chiles genauso fest ist wie in den
Tagen kurz vor dem Putsch. Mit der Zeit habe ich gelernt, Victor noch
mehr zu lieben. Täglich sehe und höre ich, daß er weiterlebt in den
Herzen vieler Menschen auf der Erde ...

Zum erstenmal seit fünf Jahren bietet sich mir hier, beim
Internationalen Sommerkurs an der Dresdner Palucca-Schule, wieder
Gelegenheit, mit jungen Tänzern zu arbeiten, Kontakte mit Fachkollegen
aufzunehmen und selbst Neues zu lernen. Für mich ist es immer wieder
interessant, die Entwicklung in Ihrem Land - vor allem im kulturellen
Bereich - zu verfolgen. Gerade auf meinem Gebiet, dem modernen Tanz,
gibt es in Ihrer Nationalkultur große Traditionen.

Meine politischen Aufgaben - ich bin Vorsitzende des "Britischen
Komitees für Menschenrechte in Chile" - lassen mir kaum Zeit, in
meinem Beruf zu arbeiten. Deshalb bin ich besonders froh, bei diesem
international anerkannten Dresdner Kurs unterrichten zu dürfen. Die
Atmosphäre hier, die Ernsthaftigkeit und Aufgeschlossenheit der
Teilnehmer für meine Arbeit stimulieren mich. Sie helfen mir aber
auch, über die mir vom chilenischen Faschismus aufgezwungene Pause in
der Tätigkeit als Tanzpädagogin leichter hinwegzukommen. Denn ich will
unbedingt wieder mit meinem Beruf nach Chile zurückkehren.


Prof. Albert J. Rasker

Theologe, Niederlande (1906-1990)

Während der ganzen 30jährigen Periode ihres Bestehens habe ich viele
Beziehungen zur Deutschen Demokratischen Republik gehabt, ihre
ökonomischen und kulturellen Entwicklungen einigermaßen kennengelernt
und mich im besonderen interessiert für das Leben der Christen und
Kirchen in diesem ersten sozialistischen deutschen Staat. Es hat mich
besonders beeindruckt, daß viele Theologen und Kirchenglieder sich
bewußt sind, zu stehen in der Nachfolge der Bekennenden Kirche, ihrer
"Barmer Thesen" von 1934, und des in Stuttgart von der EKD
ausgesprochenen Schuldbekenntnisses nach dem Kriege.

Die DDR ist der erste deutsche Staat, der aus Revolution entstanden
ist und sich selbst als Friedensstaat versteht. Daß es vielen Bürgern
und Kirchengliedern schwerfiel, sich damit abzufinden, war historisch
bedingt und menschlich begreiflich. Daß dennoch das sozialistische
Experiment durchgeführt wurde und im Herzen Europas große Erfolge
gezeitigt hat, verdient Aufmerksamkeit und Anerkennung. Dieses
sozialistische Experiment verlangt von Christen und Kirchen, zu leben
in einer radikal säkularisierten Gesellschaft. Viele Privilegien und
Ansprüche, die in der langen Periode des "christlichen Europas" für
selbstverständlich gehalten werden konnten, sind aufgehoben, viele
dadurch bedingte Lebensnormen und gesellschaftliche Bräuche in Verfall
geraten. Damit ist nicht gesagt, daß christliche Existenz nicht mehr
möglich sei; wohl wird sie auf den Kern der Sache zurückgeworfen oder
konzentriert. Es kann eine Klärung der Verhältnisse bedeuten,
diejenigen, die es so verstehen, können auf dem Wege der Kirche in der
modernen Welt eine Vorhut bilden.

Daß ich viele von denen, die in dieser Vorhut gehen, kennengelernt
habe, und einige von ihnen zu meinen guten Freunden rechnen darf, ist
mir eine Freude und ein Gewinn geworden. Es gibt sie nicht nur in der
DDR. Von ihnen habe ich - in der DDR und in anderen sozialistischen
Staaten - gelernt, einzusehen, wie vieles im Sozialismus in
Übereinstimmung ist mit zentralen Einsichten und Werten des Alten und
des Neuen Testaments. Der Kommunismus hat, wie Josef Hromádka und
viele andere oft gesagt haben, in seinem wesentlichen Anliegen, sei es
in atheistischer Gestalt, mehr Übereinstimmung mit dem Evangelium als
manches, was im "real existierenden Christentum" für
selbstverständlich gegolten hat.

Darum ist es bemerkenswert, daß in der DDR eine echte Begegnung
zwischen Christen und Marxisten sich als möglich erwiesen hat, ein
echter Dialog in praktischem Sichverstehen, einander Wertschätzen und
Zusammenarbeiten. Eine wichtige Etappe dazu wurde 1961 die gemeinsame
Erklärung des Ersten Sekretärs der SED und Staatschefs Walter Ulbricht
mit Professor Emil Fuchs, und neuerdings, 17 Jahre später, die
Begegnung des heutigen Generalsekretärs und Staatschefs Erich Honecker
mit Bischof Albrecht Schönherr als Vertreter der Kirchenleitungen.
Viel Wichtiges, damit Zusammenhängendes hat auf dem langen Wege
zwischen diesen beiden Begegnungen stattgefunden - auf der Ebene der
Partei, auf kirchlicher Ebene, auf dem Gebiet der Friedensarbeit, in
der Bemühung um theologisch-politische Besinnung und Praxis.

Weil ich derartige Begegnungen manchmal habe miterleben dürfen, bin
ich dankbar für viele Freundschaften, die ich in der DDR gefunden
habe. Ich wünsche der Regierung und den Kirchen Ihres Landes alles
Gute, wirklich alles Gute auch für die kommenden Jahre, in der
Hoffnung, daß unsere, durch menschliche Torheit und Bosheit vielfach
gefährdete und bedrohte Welt noch Bestand haben wird und daß wir
gemeinsam dazu beitragen mögen.

 * 

Zur 9. Mitgliederversammlung des Fördervereins

Am 18. November fand die 9. Mitgliederversammlung des
"RotFuchs"-Fördervereins statt. Die Anwesenden gedachten des im April
2016 verstorbenen Gründers und langjährigen Chefredakteurs des
"RotFuchs", Dr. Klaus Steiniger. Es wurde eine positive Bilanz der
Entwicklung des Vereins sowie der Zeitschrift in den vergangenen zwei
Jahren gezogen. Die Versammlung nahm nach sachlicher Diskussion den
Bericht des Vereinsvorstandes an und wählte einen neuen 18köpfigen
Vorstand. Zum Vorsitzenden wurde erneut Dr. Arnold Schölzel gewählt,
zum stellvertretenden Vorsitzenden Wolfgang Dockhorn. Der Vorstand
berief die RF-Redaktion mit Wolfgang Metzger als verantwortlichem
Redakteur sowie Bruni Steiniger und Arnold Schölzel. In seinem
Rechenschaftsbericht sagte der Vorsitzende u. a.:

Als wir vor zwei Jahren in diesem Saal zu unserer
Mitgliederversammlung zusammenkamen, konnte Klaus Steiniger noch
einige Stunden an ihr teilnehmen. Seine Krankheit schwächte ihn stark,
aber er ließ es sich nicht nehmen, uns seinen Dank und Respekt zu
bezeugen. Am 9. April 2016, etwa ein halbes Jahr nach unserer
Mitgliederversammlung, ist er in Berlin gestorben.

Ich bitte Euch, daß wir seiner und vieler anderer Mitstreiter im
"RotFuchs"-Förderverein, die in den vergangenen zwei Jahren von uns
gegangen sind, gedenken und uns dafür von den Plätzen erheben.

Der "RotFuchs" hat mit Klaus nicht nur seinen Begründer, sondern auch
einen hervorragenden Publizisten und politischen Organisator der
deutschen und der internationalen Arbeiterbewegung verloren. Er war
oft dabeigewesen, wenn sich die Welt bewegte oder sogar veränderte,
Klassenkämpfe sich zuspitzten und das in historischen Ereignissen
sichtbar wurde. Seine Missionen zum Prozeß gegen Angela Davis und ins
revolutionäre Portugal waren dabei für ihn die wichtigsten. Er war mit
allen Fasern ein Internationalist, und die Frage, ob jemand ein mit
dem Marxismus-Leninismus eng verbundener Internationalist ist, war für
ihn entscheidendes Kriterium, um den Betreffenden als Kommunisten oder
Sozialisten zu bezeichnen. Auch Parteien bewertete er nicht nach deren
Etikett, sondern danach, wie sie sich in dieser Frage verhielten -
solidarisch, kameradschaftlich, im Sinne der internationalen
kommunistischen und Arbeiterbewegung oder nicht. Diese Haltung war ihm
in der DDR in Fleisch und Blut übergegangen; Internationalismus und
Internationalisten wie er gehören zu dem besten, was uns die DDR
hinterlassen hat.

In diesem Sinn gründete und entwickelte Klaus den "RotFuchs" - als
Forum von Kommunisten und Sozialisten in Deutschland, ihn aber stets
als Teil einer weltweiten Bewegung begreifend. Die feste Basis dieser
größten marxistischen Monatszeitschrift Deutschlands waren für ihn
Antifaschismus und der sozialistische Aufbau in der DDR, die das beste
war, was die deutsche Arbeiterbewegung bisher hervorgebracht hat, wie
er oft geschrieben hat.

Die Befreiung vom Faschismus durch die Sowjetunion war die
Voraussetzung für die Gründung der DDR. Das hat Klaus nie vergessen.
Die DDR war ein Kind der deutschen Arbeiterbewegung und des
Internationalismus. Sie erhielt im Kampf gegen einen übermächtigen
Feind die Unterstützung der Kommunisten, der Sozialisten und
Friedenskämpfer sozialistischer und kapitalistischer Länder, und gab
im selben Geist vieles zurück. Sie half beim Aufbau in der von den
US-Aggressoren furchtbar zerstörten Koreanischen Volksdemokratischen
Republik, sie unterstützte den Kampf um Befreiung von kolonialer
Unterdrückung in Algerien, Libyen, Palästina, auf dem afrikanischen,
asiatischen und lateinamerikanischen Kontinent, sie unterstützte nach
Kräften die kubanische Revolution, half dem ANC in seinem Kampf gegen
das Apartheidregime, sie half dem vietnamesischen Volk, das ein
US-General in die Steinzeit zurückbomben wollte, entsandte Helfer nach
Afghanistan und in den Nahen Osten. Die Liste ist höchst
unvollständig, und Ihr kennt sie alle.

In diesem Geist der Völkerverständigung, des Friedens und der Achtung
von Menschen aller Hautfarben und Herkunft wuchsen Millionen Menschen
in der DDR in größter Selbstverständlichkeit auf. Jeder, der in der
DDR gelebt hat, aber auch viele in der alten BRD haben die ersten
Takte des Klavierkonzertes Nummer eins von Tschaikowsky im Ohr, mit
denen in den Wochen bis zum Jahresende die Solidaritätskonzerte des
Deutschlandsenders bzw. von Stimme der DDR eingeleitet wurden: "Dem
Frieden die Freiheit". Ungezählt sind die Initiativen in Schulen, bei
den Pionieren und in der FDJ, in der SED, den anderen Parteien und in
den Gewerkschaften, unter Handwerkern und kleinen Gewerbetreibenden,
den bewaffneten Organen und anderen Einrichtungen, die konkrete Hilfe
leisteten - von Albert Schweitzers Hospital bis zu Millionen Rosen für
Angela, vom Fernsprechamt in Hanoi bis zu 20 Fischkuttern für
vietnamesische Fischer in den 50er Jahren. Ich nenne das alles
deswegen, weil wir gerade dies, die Solidarität als Teil des
DDR-Alltags, als gelebten Internationalismus, als Teil des Kampfes um
Frieden lebendig halten müssen.

Und wegen der Situation, in der wir den "RotFuchs" herausbringen und
in seinem Förderverein arbeiten. Die Konterrevolution von 1989/90 war
mit einem ideologischen Generalangriff auf diese Ideale verbunden. Die
vergangenen zwei Jahre haben ihm einen neuen Schub gegen alle
humanistischen, dem Frieden, der Demokratie und dem Sozialismus
verpflichteten Menschen gegeben. Sie brachten einen neuen Tiefpunkt an
Entsolidarisierung in diese Gesellschaft, wie das selbst unter
imperialistischen Verhältnissen ungewöhnlich ist. Entsolidarisierung
herrscht stets in dieser Gesellschaft der Konkurrenz, in der jeder
seines Nächsten Feind sein soll. Das ist ihr Fundament. Im Moment aber
ist von oben verordnete Entsolidarisierung wieder einmal zu einem der
wichtigsten Instrumente im Klassenkampf von oben geworden,
international wie national: Alt gegen jung, Ost gegen West, Nation
gegen Nation. Das berührt uns unmittelbar, das bekommen wir auch im
"RotFuchs" zu spüren. Dort, wo Ausgrenzung von Mitstreitern verlangt
wird, wo nicht das Kapital und seine politischen Organisationen der
Hauptfeind sind, sondern andere Linke, wo nicht das Gespräch über
Meinungsunterschiede gesucht wird, sondern nur schnelle Urteile
gefällt werden, geschieht das vor diesem Hintergrund. Wir erleben in
diesen Tagen Spaltungstendenzen in der DKP, ernste
Auflösungserscheinungen in der SDAJ, die Auseinandersetzungen in der
Linkspartei um Posten und Mandate, die häufig von Schlammschlachten in
den Medien begleitet werden. Das alles bedeutet: Wir haben neue,
schlechtere, gegen Grundsätze unserer marxistisch-leninistischen
Überzeugung gerichtete Rahmenbedingungen, die sich auf unsere Arbeit
in den Regionalgruppen und in der Redaktion der Zeitschrift auswirken
und sie erschweren. Es ist unwahrscheinlich, daß sich in nächster Zeit
unser Umfeld zu unseren Gunsten verändert, eher müssen wir vom
Gegenteil ausgehen. Um so mehr sind wir dazu aufgerufen, den
"RotFuchs" und die Regionalgruppen seines Fördervereins nicht nur zu
erhalten, sondern zu stärken, unsere Kontakte ständig zu erweitern,
ohne an den marxistisch-leninistischen Grundlagen unserer Arbeit etwas
zu ändern.

 * 

Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Liebes altgewordnes Jahr

nun hast du eisgraues Haar

ich nehme wie einen eignen

deinen Abschied wahr

das Jahr ist um

die Tage sind vergeben

es war das blanke Leben

ich will auf jeden Tag das Glas erheben

liebes nun vergangnes Jahr

wir waren in Gefahr

den Kummer und alle Ängste

zahlt das Herz in bar

ich will nur friedliche Feuer

für das neue Jahr

Nun tragen wir die Zahl 2018 in unseren Kalender ein. In ihm steht
noch wenig. Nur, wovon wir jetzt schon wissen, daß es zu sein hat,
trotz allem sein wird oder hoffentlich noch einmal, wie sonst immer,
jede Nüchternheit aufeinander folgender Tage unterbrechen könnte. Das
noch unbekannte Jahr wird uns wahrscheinlich wieder über Gebühr
anstrengen. In die schönen Momente werden sich graue Augenblicke
drängeln, auch überfordernde Pflichten, ebenso wie langweilende
Wiederholungen. Das sind übertriebene Ansprüche an unsere vernünftigen
Vorsätze. Auch an unsere Erfahrungen, die für solche "Gewohnheiten"
längst nur noch ein mattes Gefühl aufbringen können: Das merken wir
immer dann, wenn wir uns gegen endlich gefaßte Beschlüsse wieder
einmal zum rechtzeitigen Erscheinen breitschlagen lassen!

Das neue Jahr wird von uns auch verlangen, was wir jetzt noch nicht
können, vielleicht niemals können werden. Wie schön, daß uns oft
unerwartete Erlebnisse einholen, manchmal sogar, während wir glauben,
uns zu langweilen. Vier Jahreszeiten sind ein Geschenk im voraus. Es
wird ein Frühjahr sein: Da zeigt uns der Winter seine Art von
Loslassen, Baum und Strauch ihr Wiedererwachen. Mittendrin begehen wir
Feiertage, die mit dem Sterben und Leben von Jesu zu tun haben und
also mit einer hohen Moral.

Es ist noch weithin bis zum Ende des Jahres, wo wir die schönste
Legende der Welt besingen: die von Mama und Papa im kalten Stall und
warmem Stroh, von gläubigen Hirten und demütigen Königen.

Lange vorher flitzt uns der Hase durchs Gemüt - mit all dem, was er
dem Märchen nach können soll, und was er dagegen wirklich schafft.
Eier legen kann er nicht. Das haben die Menschen dem Hasen vor langer
Zeit untergeschoben. Aber er ist naseweis, hat seine Schläue, ein
Tröpfchen Lebenserfahrung, und er gewinnt. Jedenfalls den wichtigen
Wettlauf.

Die Natur gibt uns immer wieder eine Chance, für alle Wetter, für das
ganze Jahr. Wir sehen, wie wenig sich für immer verabschiedet hat, und
wie alles Duftende, Blühende, sich Verzweigende wiederkehrt.

Pfingsten war für uns einmal die hohe Zeit der Friedensbewegung,
darüber gibt es Lieder, Anekdoten und bunte, eigene Erinnerungen. Die
werden bleiben, denn der kleine Aufwand, am Feiertag aus dem Haus zu
gehen, auf nicht immer bequemen Wegen, ausbrechend aus dem Alltag
einen Sammelpunkt zu erreichen und schließlich laufend, singend oder
zuhörend von einem verabredeten Ort aus sich zu äußern - gegen den
Krieg und für den Frieden -, das hatte seine eigene Würde und
Wichtigkeit.

Dieses Thema hat in unseren Gedanken und unseren Herzen damals seinen
wichtigen Platz behalten. Wir kennen den Krieg und wollen ihn in
keiner Form je wieder in unser Leben lassen. Deswegen haben wir dazu
beigetragen, daß sich die erlebte Kenntnis über ihn nicht abkühlen
konnte, und wenn man uns vorgeworfen hat, daß wir ständig über dieses
Thema reden, dann war das richtig, denn es war nicht nur unser Thema,
sondern blieb auch unsere Gefährdung.

Aber komm, laß uns mit dünnerer Kleidung rausgehen und sehen, was
alles bis hierher friedlich überlebt hat, und uns also die Hoffnung
weiten kann.

Sommer? Da kriegen auch die Großstädter flinkere Beine. Für die
Erdbeeren auf dem Feld oder die Kirschen, die prallroten oder die
süßeren schwarzen, begeben wir uns schon mal näher heran an die Beete,
Bäume und Buden an den Straßenrändern. Ehe wir in die Früchte beißen,
seien wir für einen Moment übermütig und schicken ein kleines
Dankgebet an Sonne, Mond und Sterne.

Vergiß nicht den Eintrag für jenen Geburtstag, jenen einen, den du
unter keinen Umständen vergessen willst - was dir dann doch wieder
passieren könnte, falls dich nicht jemand im letzten Moment erinnert
oder dir plötzlich einfällt, wie heilig dir diese Traditionen sind,
die du selber in dein Leben genagelt hast. Nimm andere Termine weniger
ernst. Behalt nur solche, die in dein Leben gehören, weil sie dich
tragen, wie du sie trägst. Solche Anlässe für Erinnern und Drandenken
verändern sich im Laufe eines Lebens, sie wachsen dir völlig natürlich
als ein Teil von dir näher, oder sie gehen irgendwann ohne Winken aus
dem Kreis um dich herum hinaus. Dann hat es auch seine Richtigkeit.

Gib deinem Kalender genügend freie Plätze für Unerwartetes.

Es gibt jenes Versprechen noch, nette Leute irgendwo weit weg zu
besuchen, dort vielleicht sogar zu übernachten, ihnen alles zu
erzählen und alles hören zu wollen. Aber wenn der Tag nahe scheint,
und wenn es in deinem Zimmer so schön dunkel ist, dann fällt dir ein,
wie oft ihr euch schon alles gesagt habt, wie leider dort nie auf den
Tisch kommt, was du eigentlich gern essen würdest, und daß du dort so
schlecht ein- und gar nicht ausschlafen kannst. Beides ist die ganze
Wahrheit: Da hat es etwas gegeben, was Nähe ermöglichte oder erzwang,
was aber seinen Platz in deinem Leben nicht behauptete. Es hat sich
anderes ergeben, das hat alte Plätze geräumt und neue Verabredungen
nötig und möglich gemacht. Das leichte Schuldbewußtsein, das dich bei
verblassenden Erinnerungen befällt, kannst du ertragen oder
wegschieben. Es atmet sich im Leben von selber aus. Glaube nicht, daß
du der große Aufhalter oder Kaputtmacher bist. Die anderen haben auch
gelebt, sich vielleicht nicht bewußt abgekehrt, aber eben doch
verändert durch Weiterleben. Dein schlechtes Gewissen mag der einzige
Nagel an der Wand sein, auf den überhaupt noch jemand seinen Mantel
hängt.

Das andere, das ganz andere, kennst du, weißt du, begehrst es. Wenn du
da Entfernungen zurücklegst, dir ein Geschenk ausdenkst, dich auf
Wiederbegegnung und neue Nähe freust, dann gerät alles zur
Leichtigkeit: Es sind die Gesten, die wie von selber wiederkehren, es
ist das Gefühl von Dank für Gewesenes, das ihr teilt, um aufmerksam
neue Anlässe und neue gemeinsame Erinnerungen zu schaffen - etwas, das
man unbedingt noch erleben möchte.

Zeit für Händedruck, Umarmung und Liebe trag dir ein. Gib das neue
Jahr frei für Erleben, Sehen und Sammeln. Ich wünsche dir, daß es an
seinem Ende einen Grund gibt, dir selber zu danken.

Alles kehrt wieder

im Garten der Flieder

die Rosen am Tor

alles kehrt wieder

bricht keimend hervor

alles kehrt wieder

ob Wasser

ob Schnee

an Himmeln

auf Ästen

dreiblättriger Klee

alles kehrt wieder

in Träumen

Bild und Gedicht

trennende Worte

bittrer Verzicht

alles kehrt wieder

Tanz oder Lieder

am Morgen das Licht

alles kehrt wieder

nie mehr mein junges Gesicht

Geh achtsam um mit dem Tag! Dreihundertfünfundsechzigmal ist er alles,
was man aus dem Leben machen kann. Deine Chance fängt jeden Morgen neu
an.

 * 

LESERBRIEFE

Die NATO hat ihre Grenzen von der Oder bis kurz vor St. Petersburg und
Kaliningrad geschoben und spricht von russischer Aggression, frei nach
dem Chefideologen Brzezinski, der ein Urvater ideologischer
antirussischer Diversion war. Aus westlicher Sicht ist legitim, was
immer von den USA ideologisch, ökonomisch und militärisch vorgegeben
wird.

Ein sehr wichtiger Akt sind die Kombination ökonomisch-finanzieller
Boykotts sowie Aktivitäten unter falscher Flagge vor allem durch NGOs,
wie wir es in Venezuela sehen. Kuba, Rußland und Iran sind betroffen.


Besonders der ökonomische Boykott gegenüber Rußland durch die EU - auf
Anordnung der USA - ist ein Beispiel für die begrenzte Souveränität
der EU gegenüber den USA. Hierbei sei auch an die Präsenz der
US-Truppen samt der Atomsprengkörper verwiesen. Im Würgegriff ist zur
Zeit Venezuela, wo die progressiven Kräfte verteufelt werden und die
reaktionäre Kräfte sogar noch mit dem Sacharow-Preis belohnt werden.
Die USA haben mit ihrem Irak- und Afghanistan-Krieg erreicht, daß
Millionen Flüchtlinge aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Die Türkei
bekämpft die Kurden in Türkisch-Kurdistan, während in
Irakisch-Kurdistan die Kurden vom Westen unterstützt werden. Ihr Ruf
nach Freiheit wird nicht akzeptiert. Die mit dem Westen eng
verbundenen Staaten Saudi-Arabien und Katar sind die aktivsten
Unterstützer des IS.

Angst ist ein Hauptlenkungsmittel, womit man die Menschen manipuliert,
die sich nicht mit dem Grundwissen eines Karl Marx ausgerüstet haben,
um zu erkennen, daß Profitstreben das ureigenste Ziel dieser
Gesellschaftsordnung ist. Der Krieg ist untrennbar damit verbunden,
wobei die psychologische Manipulation ein wesentlicher Bestandteil
ist.

Udo Hammelsbeck, Drübeck



Am 13.11.2017 wurde die "Europäische Verteidigungsunion" gegründet,
wobei sich 23 EU-Staaten zu einer "ständigen strukturierten
Zusammenarbeit" verpflichteten. Es wird also eine EU-Armee aufgebaut.
Das bedeutet Beteiligung an gemeinsamen Rüstungsprojekten,
Bereitstellung von Soldaten für Interventionseinsätze und regelmäßige
Erhöhung der Rüstungsausgaben. Interessant erscheint in diesem
Zusammenhang, daß Bundeskanzler Konrad Adenauer bereits 1949 in einer
Rede vor dem 1. Bundestag "eine gemeinsame europäische Armee unter
deutscher Führung forderte, da die Bedrohung aus dem Osten zur
Vernichtung der abendländischen Kultur führen würde". Das Ziel wurde
bis heute unter den gleichen Phrasen wie damals nie aus den Augen
verloren. Und es ist ein Signal zur weiteren Konfrontation mit
Rußland, letztlich für Krieg, wenn man sich Details der Vereinbarung
näher ansieht. In Größenordnungen wird man uns über die Steuern weiter
zur Kasse bitten. Die Rüstungsausgaben sollen auf 2 % des
Bruttoinlandsprodukts steigen, die NATO braucht deutsches Geld für
ihren verstärkten Konfrontationskurs, die Bundeswehr soll modernisiert
werden, und deren Auslandseinsätze verschlingen ebenfalls Millionen.
Nicht zuletzt müssen Stationierung und Lagerung der US-Atombomben in
Deutschland finanziert werden. Von der Verlegung von US- und
NATO-Einheiten durch Deutschland ins Baltikum und in andere
Grenzregionen zu Rußland ganz zu schweigen. Die EU-Kommission stellte
fest, daß viele Straßen, Brücken und Gleisverbindungen für die
schnelle Verlegung schwerer Mordwerkzeuge nicht geeignet sind. Also
wird auch hier Geld gefordert. In ihrer Gesamtheit werden diese
Tatsachen gern verschwiegen, denn sie könnten ja zum Nachdenken
anregen. Erinnern wir uns an die Geschichte! Hitler ließ Autobahnen
bauen, um seine Panzer schnell an die Kriegsschauplätze verlegen zu
können. Und er faselte von der Gefahr aus dem Osten. Über die Medien
wird Rußland heute bei allen möglichen und unmöglichen Ereignissen
"Einmischung" und "Vorbereitung einer Aggression" vorgeworfen, ohne
daß je echte Beweise hierfür erbracht werden.

Dietmar Hänel, Flöha



In den letzten Wochen ist viel über die Bedeutung der Oktoberevolution
geschrieben worden, wobei die Tatsache, daß sie stattgefunden hat, in
den Leitmedien angekommen zu sein scheint. Allerdings nicht ohne
entsprechende Begleitkommentare, in denen man sich einig war, daß die
"russische Revolution" 1917 lediglich ein bereits mit den Geburtswehen
zum Scheitern verurteilter Versuch war, gegen den immerwährenden
Kapitalismus aufzubegehren.

Bis in die Gegenwart kennt die Leichenfledderei an der Idee des
Kommunismus keine Grenzen. Jegliche Erinnerung an den
emanzipatorischen Charakter, an das der sozialistischen Idee
innewohnende Friedensprinzip soll für alle Zeit getilgt und am
Wiederaufblühen gehindert werden. Der von den Bolschewiki unternommene
Versuch einer sozialistischen Alternative zum Kapitalismus und das
millionenfache Engagement in der kommunistischen Weltbewegung des 20.
Jahrhunderts sollen ein für alle Mal aus dem Gedächtnis der Menschen
getilgt werden.

Die Ausstellung "Der Kommunismus in seinem Zeitalter" der
"Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur", die gegenwärtig im
Stadtmuseum Weimar gezeigt wird, gibt Auskunft: Sie versteht unter
"Kommunismus" allein das utopisch-totalitäre Projekt kommunistischer
Parteikader in der Sowjetunion, den osteuropäischen Ländern und China,
Kuba und Nordkorea, gekennzeichnet von Terror und Massenrepressionen,
die sich angeblich ausschließlich aus dem diktatorischen Machtwillen
der Parteiführer erklären. Kein Wort zu den Bewegungen in den Ländern
Westeuropas und Lateinamerikas, zur Rolle der Kommunisten in den
Gewerkschaften, zu den weltweiten Solidaritätsbewegungen in den Jahren
vor und nach dem 2. Weltkrieg. Sie werden einfach ignoriert. Kein Wort
über wissenschaftliche Quellen der sozialdemokratischen und
kommunistischen Bewegung.

Welches Zerrbild vom Kommunismus vermittelt werden soll, wird auf 25
Tafeln präsentiert und gleich in der ersten Tafel der Ausstellung
klargemacht. Gezeigt wird die Entwurfsskizze für den "Palast der
Sowjets", der obere Teil tiefschwarz - und am unteren Bildrand quillt
rotes Blut heraus. Weitere schauerliche und diabolische bildliche
Darstellungen belegen die visuelle Absicht der "Macher".

Eine solche oberflächliche Sicht verstellt den Blick auf die
weltweiten politischen, sozialen und ideologischen
Auseinandersetzungen des 20. Jahrhunderts und reduziert sie auf einen
Kampf zwischen Totalitarismus und Antitotalitarismus, ohne deren
historische Ursachen und Konsequenzen überhaupt zu erfassen.

Günter Guttsche, Erfurt



Es verwundert nicht, daß die schwarz-gelben Stadtoberen Plauens den
100. Jahrestag der Oktoberrevolution für eine antikommunistische
Ausstellung der von Rainer Eppelmann geführten unrühmlich bekannten
"Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur" mißbrauchen, für
die sie bereitwillig Räume des Stadtarchivs zur Verfügung stellen. Das
entspricht ihrer Politik seit der Annexion der DDR. Erinnert sei an
die Entfernung einer Gedenktafel am Plauener Alten Rathaus, die
jahrzehntelang eindrucksvoll an das Auftreten Ernst Thälmanns am 15.
Juni 1930 an dieser Stätte erinnerte, während der er vor dem
aufkommenden Faschismus warnte.

Als ich die Ausstellung besuchte, war ich interessiert, wie die
Autoren damit umgehen, daß das UNESCO-Komitee bereits im Jahre 2013
das "Manifest der Kommunistischen Partei" und das erste Kapitel des
"Kapitals" als Welterbe anerkannten und würdigten. Nichts dergleichen!
Durchgängig wird das Ziel dieser Geschichtsverfälschung deutlich: Der
Kommunismus soll auf 25 Tafeln als Feind der Menschheit gebrandmarkt
werden! Ihre Inhalte gleichen sich ausnahmslos. Der
Marxismus-Leninismus wird verunglimpft und verfälscht, die
revolutionären weltverändernden Ereignisse seit der Oktoberrevolution
werden herabgewürdigt. Die Geschichte des Sowjetstaates wird generell
als Kette von Mißerfolgen dargestellt.

Vergeblich sucht man in der Ausstellung das auch gegenwärtig so
bedeutsame Leninsche Dekret über den Frieden. Weder die ausländische
militärische Intervention von vierzehn imperialistischen Mächten,
darunter auch Deutschland, noch die innere weiße Konterrevolution
werden als die Hauptursachen von zeitweiligem Hunger und Elend nach
dem Roten Oktober benannt.

Somit findet man folgerichtig auch keinen Abschnitt, der die
weltgeschichtlichen Verdienste der Roten Armee und ihre
Befreiungsmission im Zweiten Weltkrieg würdigt, die bekanntlich die
Hauptlast des Kampfes gegen den Hitlerfaschismus zu tragen hatte. Sie
bewahrte die Menschheit vor der Barbarei - Auschwitz bleibt ein ewiges
Mahnmal.

Natürlich wird die aufrichtige Freundschaft von zahlreichen
DDR-Bürgern zu den Angehörigen der Sowjetarmee seit der Zerschlagung
des Faschismus totgeschwiegen.

Was mich betrifft, so habe ich als Dolmetscher bei sowjetischen
Beratern in der ehemaligen Deutschen Grenzpolizei und später an der
Offiziershochschule "Rosa Luxemburg" in Plauen jahrzehntelang
Sowjetoffiziere kennen und schätzen gelernt, die nicht nur Marx und
Lenin studiert hatten, sondern mir auch Heinrich Heine nahebrachten.


Die Ausstellung soll nun der "Aufarbeitung der SED-Diktatur" dienen.
Durchgängig suggeriert die Exposition, daß die Bürger der
sozialistischen Länder ihrer "Freiheit beraubt" wurden. Und was ist
mit den Tausenden Mitarbeitern der Fluggesellschaft "Air Berlin", die
infolge der vor kurzem verkündeten Insolvenz "freigesetzt" wurden,
deren Zukunft nunmehr völlig ungewiß ist? Warum so viel Hetze und
Verleumdung, wenn es um unseren sozialistischen Staat geht?

Die DDR hat unter Führung einer marxistisch-leninistischen Partei
vierzig Jahre lang dem deutschen Monopolkapital die politische Macht
und das ausbeuterische Eigentum entzogen. Das ist des Pudels Kern.

Heinz Behrendt, Plauen/Vogtland



Zu Reiner Neubert: Geschichtsvergessenheit deutscher Politiker (RF
237, S. 26) 

1943/44 meinte der für die Spionage gegen die Rote Armee zuständige
Generalmajor der Hitlerwehrmacht Reinhard Gehlen, dieser Krieg gehe
verloren. Folgerichtig setzte er sich 1945 mit allen zur Verfügung
stehenden Unterlagen und einer ausgesuchten Mannschaft nach Bayern ab,
meldete sich bei den Amerikanern und wurde von diesen in ein
Speziallager in die USA ausgeflogen. Nachdem alle vorliegenden
Materialien und Personen überprüft waren, wurden er und seine
Mannschaft zurück nach Deutschland gebracht. In einem Militärobjekt
bei München, in Pullach, baute der ehemalige Hitlergeneral die nach
ihm benannte Organisation Gehlen auf. Aus dieser Organisation entstand
der BND.

In seinen Memoiren bezieht sich Gehlen auf Regeln für die
politisch-psychologische Subversion, die der Chinese Sun Tzu etwa 500
v. Chr. aufgestellt hatte: "... Zersetzt alles, was im Lande des
Gegners gut ist. Verwickelt die Vertreter der herrschenden Schichten
in verbrecherische Unternehmungen; unterhöhlt auch sonst ihre Stellung
und ihr Ansehen, gebt sie der öffentlichen Schande vor ihren
Mitbürgern preis. Nutzt die Mitarbeit auch der niedrigsten und
abscheulichsten Menschen. Stört mit allen Mitteln die Tätigkeit der
Regierungen. Verbreitet Uneinigkeit und Streit unter den Bürgern des
feindlichen Landes. Fördert die Jungen gegen die Alten. Zerstört mit
allen Mitteln die Ausrüstungen, die Versorgung und die Ordnung der
feindlichen Streitkräfte. Entwertet alte Überlieferungen und Götter.
Seid großzügig mit Angeboten und Geschenken, um Nachrichten und
Komplicen zu kaufen. Bringt überall geheime Kundschafter unter. Spart
überhaupt weder mit Geld noch mit Versprechungen, denn es bringt hohe
Zinsen ein." Gehlens Nachfolger scheinen diese Richtlinien und
Leitsätze nicht vergessen zu haben.

Hans-Jürgen Harzer, Gera



Die Arbeitsgruppe von Verbänden des ostdeutschen Kuratoriums beim
Landesverband Die Linke Thüringen hat eine umfangreiche Dokumentation
über den Tod des Grenzpolizisten Herbert Liebs herausgegeben. Bernd
Dehn hat dieses Ereignis erforscht und mit seiner Arbeit in den
Archiven und der Befragung von Zeitzeugen die Wahrheit über die Tat
von Angehörigen der US-Armee belegt (siehe auch RF 229, Seite 11).

Die Broschüre (108 Seiten, umfangreiches Kartenmaterial,
5,50 €) kann per E-Mail bei Jochen Traut
(joachim.traut@t-online.de) bestellt werden.

Oberst a. D. J. S.



Zu Eugen Drewermann: Weg mit der US Air Base Ramstein! (RF 238, S.
4)  

Beim Lesen der eindrucksvollen Rede des Theologen Drewermann, in der
er das Heraufziehen einer neuen Kriegskatastrophe durch die alte
Politik des Imperialismus nachweist, dachte ich an die 80er Jahre der
DDR, als eine nicht unbeträchtliche Zahl vor allem junger Leute die an
sich sinnvolle Forderung der Bibel, Schwerter zu Pflugscharen
umzuschmieden, auf ihre NATO-Kutten genäht hatte. Aber sie trugen die
Losung am falschen Ort. Die DDR mußte nicht zur Friedenspolitik
ermahnt werden, sie war bei ihr Staatsräson. Der ostdeutsche Staat hat
keine Soldaten in Auslandseinsätze geschickt, sondern unterstützte
alle politischen Bemühungen, in brisanten Situationen zu
wirkungsvoller Abrüstung und Entspannung zu kommen. Die Losung, daß
nie wieder von deutschem Boden Krieg ausgehen dürfe, war Grundlage
zahlreicher Initiativen der DDR zur Sicherung eines dauerhaften
Weltfriedens. Es war ja auch nicht die reine Friedensliebe, die damals
die Träger der Aufnäher motivierte, sondern sie wollten damit ihre
Opposition zum Staat ausdrücken.

Nun hat sich die internationale Lage in bedrückender Weise verschärft,
wie Drewermann treffend charakterisierte. Die außerordentlich
zurückhaltende Reaktion der Bundesregierung auf die Verleihung des
Friedensnobelpreises an die aus 318 Anwärtern ausgewählte
Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) erklärt
sich mit deren Billigung zur weiteren Lagerung atomarer Kampfmittel
auf deutschem Boden - in Büchel nahe Köln - und deren bevorstehende
Modernisierung. Da muß schon die Frage erlaubt sein, warum die sich
tapfer dünkenden Träger der Aufnäher "Schwerter zu Pflugscharen" nicht
wieder zu Nadel und Faden greifen und mit dieser heute durchaus
angebrachten Losung Front machen gegen den gefährlichen Kurs der
Bundesregierung mit der deutschen Teilnahme an der Politik des
"Hineingrabens in die Vakuumsländer der alten Sowjetunion", wie
Drewermann diesen aggressiven NATO-Kurs treffend nennt.

Wo sind die Aktivisten aus der Heldenstadt Leipzig, die Recken von der
Berliner Gethsemane-Kirche heute? Wo bleibt ihr Protest gegen die
Politik des Anheizens politischer Krisen, der Einmischung in die
Angelegenheiten anderer Staaten, der Falschbeschuldigung der "anderen"
und fataler deutscher Waffenexporte in Spannungsgebiete? Fühlen sich
die - oft als Friedenskämpfer maskierten - Aktivisten der
Anti-DDR-Bewegung von damals heute wohl auf dem Pulverfaß, auf dem wir
alle sitzen? Glauben sie wirklich, die Freiheit Deutschlands werde am
Hindukusch verteidigt? Können sie ertragen, daß Staatenlenker heute
über nukleare Waffen und ihren möglichen Einsatz schwadronieren, als
wäre von der harmlosen Armbrust Wilhelm Tells die Rede?

Rudolf Krause, Berlin



Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen sah sich gezwungen, der
Öffentlichkeit den Entwurf eines Dokuments über eine Reihe
rechtsextremistischer Umtriebe in der Bundeswehr, die deren Ansehen
schaden würden, vorzulegen. Über diesen neuen Erlaß "Die Traditionen
der Bundeswehr" sollen die Bürger nun befinden. In ihm wird zugleich
die Strategie der Diffamierung und Verunglimpfung der DDR und damit
auch der NVA fortgesetzt.

Der "Verband zur Pflege der Traditionen der NVA und der Grenztruppen
der DDR" hält es für dringend notwendig, einige der im Entwurf dieses
Erlasses gegen die NVA verwendeten Argumente entschieden
zurückzuweisen. In unserer Stellungnahme heißt es: "Die unter Punkt
2.3 aufgeführte Behauptung: 'Traditionsverständnis und Fahneneid der
NVA leiteten sich aus ihrem Selbstverständnis als ... Parteiarmee ab'
ist grundfalsch und dient der Diskreditierung der Armee als Ganzes und
ihres Führungspersonals. Die in der Verfassung der DDR
festgeschriebene führende Rolle der Partei, die für alle Bereiche des
gesellschaftlichen Lebens in der DDR galt, wird für eine solche
Behauptung unzulässig strapaziert.

Die NVA der DDR war eine echte Volksarmee, die sich dem Volke der
Deutschen Demokratischen Republik verbunden fühlte und deren
Führungspersonal aus dem Volke stammte. Diese Verbundenheit mit dem
Volke haben Führung und Truppe der NVA auch während der politischen
Ereignisse in den Jahren 1989/90 bewiesen.

Aufgabe der Nationalen Volksarmee war es, gemeinsam mit den anderen
Armeen der Staaten des Warschauer Vertrages den Schutz der Grenzen
dieser Staaten und des Friedens zu gewährleisten, nicht aber für die
Stabilität im Innern der DDR Sorge zu tragen.

Auch der Punkt 3.4 kann nicht unwidersprochen bleiben. Unser Verband
verwahrt sich ganz entschieden dagegen, in einem Atemzug mit dem
NS-Regime und der faschistischen Wehrmacht genannt zu werden.

Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß NVA und Wehrmacht
gleichgestellt werden sollen. Damit werden Verbrechen der Wehrmacht
verharmlost und die Lebensleistungen der Soldaten der DDR, deren
höchste Motivation die Erhaltung des Friedens war, herabgewürdigt.

Während ihrer Existenz hat die NVA weder Kriegsverbrechen begangen
noch völkerrechtswidrige Kriege geführt! Im Gegenteil, durch ihr
Wirken im Verbund des Warschauer Vertrags hat sie zur längsten
Friedensperiode in der europäischen Geschichte beigetragen. Eine Zeit,
die seit dem völkerrechtswidrigen Krieg gegen Jugoslawien, auch unter
Mitwirkung der Bundeswehr, zu Grabe getragen wurde."

Vorstand und Ältestenrat 



Die Wahl zum Deutschen Bundestag 2017 ist Geschichte. Daß es der AfD
gelungen ist, ein so hohes Wahlergebnis einzufahren, wird mit großer
Empörung zur Kenntnis genommen. Doch die bürgerlichen Parteien mit
ihrer volksfeindlichen Politik (die den Reichtum einer kleinen
Monopolistengruppe immer stärker vermehrt und die Armen immer ärmer
werden läßt, die einen massiven Sozialabbau betreibt und über
"Einsparungen" in alle Lebensbereiche der Menschen massiv eingreift)
haben selbst mit für diesen Rechtsruck gesorgt. Beim überwiegenden
Teil der AfD-Wähler handelt es sich um Menschen, die mit der
gegenwärtigen Politik höchst unzufrieden sind. Sie wollten
offensichtlich mit ihrem Votum allen anderen Parteien einen Denkzettel
für deren unsoziale und arbeiterfeindliche Politik verpassen.

Warum aber haben diese "Protestwähler" nicht die Oppositionspartei im
Deutschen Bundestag, die Partei Die Linke, gewählt? In Stellungnahmen
der PDL dazu habe ich noch keine schlüssige Erklärung gefunden. Ich
führe das schlechte Wahlergebnis der Linken auf zwei grundlegende
Ursachen zurück:

Zum einen hat sie nach meiner Auffassung den Anspruch, ihre Politik
auf die Interessen der arbeitenden Menschen auszurichten,
offensichtlich aufgegeben. Es fällt schwer, in ihrem Agieren einen
Unterschied zu den anderen Parteien festzustellen. In Brandenburg, in
Berlin und in Thüringen ist Die Linke in die Regierungsarbeit dieser
Länder eingebunden. Aber wo, so fragt man sich, ist die "linke"
Handschrift spürbar? Wie unterscheidet sich die Politik dieser
Bundesländer von den Bundesländern, die von CDU, CSU, CDU/SPD und
Grünen regiert werden?

Nach der Konterrevolution 1989/90 wurden wir als diktaturgeschädigte
DDR-Bürger beschimpft, und man glaubte, uns die Segnungen der
kapitalistischen Scheindemokratie nahebringen zu müssen, deren
Wesensmerkmal der Kompromiß sein sollte. Doch ich sehe keine Vorteile
für den arbeitenden Menschen in diesem System durch irgendwelche
eingegangenen Kompromisse. Sie dienten bisher lediglich dazu,
Machtpositionen von führenden Parteimitgliedern zu festigen,
Besitzansprüche des Großkapitals zu wahren und Kritiker mit
Scheinreformen, beispielsweise im sozialen Bereich, ruhigzustellen.

Die Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung hat uns gelehrt, daß
kein Zugeständnis der Bourgeoisie gegenüber den werktätigen Massen das
Ergebnis irgendwelcher Kompromisse war, sondern daß es jeweils in
harten Klassenkämpfen erkämpft werden mußte. Daran hat sich bis heute
nichts geändert. Die Linke hat, um mitregieren zu dürfen, ihre
Prinzipien und ihre Vergangenheit geopfert. Das scheint eine der
Hauptursachen dafür zu sein, daß sie von den Wählern so gnadenlos
bestraft wurde. Letztens las ich in einem Kommentar einer bürgerlichen
Zeitung "es sei anerkennenswert, daß sich Die Linke immer mehr von
ihrer kommunistischen Vergangenheit distanzieren" würde, damit sei sie
"durchaus regierungsfähig".

Eine solche Feststellung muß einen ehemaligen Bürger der DDR und
Mitglied der SED ins Herz treffen. Warum soll ich mich meiner
Vergangenheit schämen? Am Ende meines Lebens bin ich stolz darauf, daß
wir aus einem unermeßlichen Trümmerhaufen, den uns ein faschistisches
Deutschland hinterlassen hat, einen in der Welt anerkannten,
hochindustrialisierten sozialistischen Staat schaffen konnten, bei
dessen Aufbau ich mitgeholfen habe. Trotz aller Fehler, die wir
machten, können wir stolz auf diese Aufbauleistung sein. Die SED hatte
aus dem jahrzehntelangen Kampf der Arbeiterklasse gegen die
Ausbeutergesellschaft, gegen Krieg und Verderben die einzig richtigen
Lehren gezogen und auf dem Territorium der DDR entsprechend gehandelt.


Die Linke ist aus dieser Partei hervorgegangen. Wenn sie weiterhin
diese Wurzeln leugnet, wird sie als Partei der Ausgebeuteten keine
Zukunft haben.

Peter Truppel, Cottbus



Aus PDS und WASG entstand die Partei Die Linke. Warum dieser Name?
Heute meine ich, daß man diese Bezeichnung wählte, weil sie diffus ist
und später unterschiedlich interpretiert werden könnte. Das scheint
der Wirklichkeit am nächsten zu kommen, denn vor allem bestimmte
Führungskräfte der PDL scheinen die klassenlose Gesellschaft als Ziel
der Entwicklung gar nicht mehr im Blick zu haben. Sie wollen - wie die
SPD - einen Kapitalismus "mit menschlichem Antlitz".

Nicht nachzuvollziehen ist, daß die PDL nichts dafür tut, die Klasse
der Lohnabhängigen mit theoretischem Grundwissen der Klassiker für die
Bildung ihres Klassenbewußtseins vertraut zu machen. Mitglieder der
Partei selbst, vor allem die unter 40jährigen, verfügen in ihrer
Mehrheit über kein marxistisch-leninistisches Grundlagenwissen. Vom
Doppelcharakter der Ware, dem Mehrwertgesetz, der historischen Mission
der Arbeiterklasse u. a. haben sie bestimmt noch nichts oder nicht
viel gehört. Aber, auch das wissen wir, Klarheit im Handeln setzt
Klarheit im Denken voraus. Vor Wochen habe ich bei der Linksjugend und
dem Bereich politische Bildung beim Parteivorstand der PDL nach
Angeboten für Schulungen zu den Klassiker-Werken gefragt. Es erfolgte
keine Reaktion. Auch auf der Internetseite wird an keiner Stelle auf
eine solche Option hingewiesen. Daß es auch anders geht, beweist die
DKP. Auf ihrer Internetseite werden Lehrveranstaltungen zur genannten
Thematik angeboten.

Wolfgang Reinhardt, Nordhausen



Zu Ekkehard Lieberam: Kommunistenverfolgung in der BRD der 50er und
60er Jahre (RF 238, S. 6) 

Seit meinem 14. Lebensjahr war ich gesellschaftlich aktiv. In meinem
Ausbildungsbetrieb engagierte ich mich in der FDJ, später als
FDJ-Sekretär. 1962 wurde ich auf die Jugendhochschule "Wilhelm Pieck"
am Bogensee bei Bernau delegiert. Dort hatte ich Gelegenheit und das
große Glück, den aus dem Gefängnis der BRD geflohenen Genossen Jupp
Angenfort begrüßen zu dürfen. Er sprach lange und ausführlich über die
Politik der BRD und den Kampf der fortschrittlichen Menschen in diesem
Land - ein Erlebnis, das bis heute in mir nachwirkt.

Annerose Thorhauer, Crimmitschau 



Zu Konstantin Brandt: Erinnerung an Kurt Bartel (RF 238, S. 29)
 

1949/50 lernte ich an der Schule der Volkspolizei in Rostock, an der
es auch einen Chor gab, dessen Mitglied ich war. Wir hatten die
Möglichkeit, mit unserem Ensemble an den Weltfestspielen und dem 1.
Deutschlandtreffen der Jugend 1950 teilzunehmen. Da es für uns damals
aber keine Liedertexte gab, kam Kurt Bartel zu uns, um Lieder zu
komponieren. Unser erster Auftritt, dem noch viele weitere folgten,
war in Berlin im Admiralspalast vor der Regierung der DDR.

Anton Schwarz, Schwerin 



Zu: UN beschließen historisches Abkommen (RF 236) und Nobelpreis
stärkt Friedensbewegung (RF 238)  

Am 7. Juli haben in New York 122 UN-Mitgliedstaaten einen Vertrag zum
Verbot von Atomwaffen (Verbot der Anwendung von A-Waffen, Verbot der
Drohung mit A-Waffen) unterzeichnet. 

Jetzt wurde die Friedensorganisation ICAN, die sich aktiv für einen
solchen Vertrag engagiert hat, mit dem Friedensnobelpreis
ausgezeichnet. Beides ist eine gute Grundlage für die
Weltfriedensbewegung, die sich so auf die Mehrheit der UNO-Mitglieder
und auf die Mehrheit der Menschen berufen kann. Es ist beschämend, daß
die BRD (und ihr SPD-Außenminister) am 7. Juli in New York gefehlt
haben. Wir Friedensbewegten fordern, daß Regierung und Bundestag
dieses Thema endlich aufgreifen, den Vertrag unterzeichnen, die
US-A-Waffen von Büchel verschrotten, die US-Army-Stützpunkte in der
BRD schließen und die Kriegsdrohungen von Trump verurteilen. 

Von den Medien erwarten wir, daß sie dem Atomwaffenabrüstungsvertrag
endlich die gebührende Beachtung schenken, fair darüber berichten und
die Hetze gegen Rußland und China einstellen. Rußland, China und
Indien sind zur atomaren Abrüstung bereit, wenn der größte
Atomwaffenbesitzer (der erste und bisher einzige, der Atombomben auf
Menschen warf - in Hiroshima und Nagasaki) ebenfalls seine Atomwaffen
vernichtet.

Horst Jäkel, Potsdam 



Den folgenden Brief schrieb unsere Leserin an Gisela Steineckert.
Sie stellte ihm ein Zitat Arthur Schopenhauers voran: "Meistens
belehrt uns erst der Verlust über den Wert der Dinge." 

Liebe Gisela Steineckert! 

"Aber im Leben ist das meiste nicht so einfach, wie wir es uns
machen." Das ist der letzte Satz in Ihrem neuesten Buch, welches ich
jetzt las und durchdachte, nachdenklich rückblickend, zustimmend,
resignierend und doch hoffnungsvoll ... Ich bin 68 Jahre alt und seit
45 Jahren verheiratet. Aufgewachsen bin ich in der hübschen Kleinstadt
Bernburg an der Saale. Meine schöne Kindheit und Jugend strahlt noch
in mein Rentnerleben hinein. Wir lebten unbekümmert, voller Neugier
auf das Kommende. Den Frieden nahmen wir als gegeben hin und lernten,
daß er zu schützen sei. Welch ein zerbrechliches Glück er war, wissen
wir erst jetzt zu schätzen, da er wieder bedroht ist. 1973 zog ich zu
meinem Mann nach Dresden. Er war als Monteur des VEB
Verpackungsmaschinenbaus NAGEMA weltweit unterwegs. Schon damals
lernte er zu unterscheiden zwischen der Gastfreundschaft der oft armen
Arbeiter und dem ausbeutenden kapitalistischen System. Wir ahnten
nicht, daß dieses System bald auch unsere Grundmauern erschüttern
würde. 

Liebe Frau Steineckert, seit drei Jahren lese ich den "RotFuchs".
Beiträge von Ihnen darin zu finden, hat mich sehr erfreut, zumal ich
schon als junge Frau manchen Rat aus Ihren Artikeln in der "Für Dich"
entnehmen konnte. Später schenkte mir mein Sohn Bücher von Ihnen. 

Die aktuelle politische Lage bereitet mir große Sorge. Statt von
Friedensbemühungen hören wir nur von Abschreckung, Bedrohung, Erhöhung
von Militärausgaben, Aufstockung von NATO-Kräften, Erpressung,
Sanktionen gegen Rußland usw. Menschen verirren sich im Überangebot
von Waren, Medienberichten, Ratschlägen und falschen Lehren. Es gehört
viel Selbstbewußtsein und eigenständiges Denken dazu, den Wahnsinn zu
durchschauen und ihm entgegenzutreten. Haben wir keine Lehren aus zwei
verheerenden Weltkriegen gezogen? Wohin driften wir? Ist die in Gang
gesetzte Kriegsmaschinerie noch zu stoppen? 

In all der politischen Trostlosigkeit müssen wir trotz alledem für den
Erhalt des Friedens kämpfen. In diesem Sinn müssen sich alle
friedliebenden Menschen in Europa vereinen und der NATO ein
millionenfaches Stop! zurufen.

Siglinda Funke, Dresden 

 * 
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DOKUMENTATION/1441: ZDFzeit - "Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2)", 13.02.2018 (ZDF)


Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2)

"ZDFzeit"-Dokus zu unseren Lebensmitteln

Dienstag, 13. Februar 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Fertiggerichte, Pausensnacks & Co.

– Nelson Müllers Nudel-Check

– Nelson Müllers Käse-Check

– Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Backwaren, Fruchtsäfte & Co.

– Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen über "Tricks der Lebensmittelindustrie"

– Die bisherigen "ZDFzeit"-Tests mit Nelson Müller

– Biografische Angaben zu Nelson Müller

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 13. Februar 2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Die Tricks der Lebensmittelindustrie
Backwaren, Fruchtsäfte & Co.

Film von Aljoscha Seidt
Produktion: Story House, Berlin
Redaktion: Michael Gries
Leitung der Redaktion: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

Lebensmittelexperte Sebastian Lege lüftet die Geheimnisse, die hinter herzhaften Speisen, vollmundigen Weinen und knusprigen Snacks stecken. Manch cleverer Industrie-Trick schont sogar die Umwelt.

Wenn Gemüse mit Laserstrahlen beschossen und Vanille-Aroma aus Holzabfall erzeugt wird, klingt das beängstigend. Doch wenn Hersteller auf Glutamat verzichten, freut das viele Verbraucher. Wo ist Misstrauen tatsächlich angebracht, und wo kann man noch bedenkenlos zugreifen?

Der Wettbewerb im Supermarktregal tobt gnadenlos. Im Kampf um den Kunden ist den Lebensmittelherstellern jedes legale Mittel recht. Die Folge sind immer neue Hightech-Produkte und -Produktionsverfahren. Traditionell hergestellte, hochwertige Lebensmittel gibt es zwar nach wie vor zu kaufen, doch nicht zum Niedrigpreis der Massenware, mit der die Industrie ihre Kundschaft ködert. Ein Barrique-Wein für vier Euro oder Bourbon-Vanille-Creme für Centbeträge? Eigentlich unmöglich.

Doch dank ausgefuchster Lebensmitteltechniker lässt sich der aromatische Geschmack alter Eichenfässer oder tropischer Vanilleschoten auch preiswert aus einer heimischen, natürlichen Zutat erzeugen: Holz. Das zumindest versprechen die Hersteller – und Branchen-Insider Sebastian Lege demonstriert, welche Verfahren eingesetzt werden. Aber bestehen die Fake-Aromen auch den "ZDFzeit"-Geschmackstest? Und sind solche billigen Ersatzverfahren gesundheitlich unbedenklich? Sebastian Lege testet und kommt zu teilweise verblüffenden Ergebnissen: Industriell hergestelltes Raucharoma beispielsweise birgt sogar weniger Risiken als das traditionelle Räuchern.

Gerade wenn es um Zutaten aus dem Chemiebaukasten geht, ist das Misstrauen der Verbraucher gegenüber der Industrie groß – und oft auch berechtigt. Künstliche Geschmacksverstärker lehnen die meisten Kunden heutzutage ab, vor allem Glutamat gilt inzwischen als absolutes No-Go. Stattdessen preisen die Hersteller immer mehr Produkte "ohne künstliche Geschmacksverstärker" an. Dafür taucht auf der Zutatenliste nun "Hefe-Extrakt" auf. Was kaum jemand weiß: Die Substanz Glutamat kommt ganz natürlich in vielen Lebensmitteln vor, ist viel weniger schädlich als viele vermuten – und steckt vor allem in besagtem Hefe-Extrakt.

Ganz legal darf die Industrie ihren kritischen Kunden so Glutamat unterjubeln – als Bestandteil einer vermeintlich natürlichen Zutat. Wie leicht man Hefe-Extrakt herstellen – und damit den Geschmackssinn täuschen kann – demonstriert Sebastian Lege mit einfachsten Mitteln. Und er lüftet das Geheimnis eines scheinbaren Phänomens: Wer aufmerksam die Eierscheiben auf fertig belegten Brötchen oder auf Salaten in Kantine und Gaststätte betrachtet, dem fällt vielleicht auf, dass sämtliche Scheiben gleich sind, es gibt keine Endstücke. Welcher Industrie-Trick steckt dahinter?

Verpackungen, unnötige Aufkleber und Anhänge-Etiketten an Obst oder Gemüse sind vielen Verbrauchern ein Dorn im Auge – vor allem bei Bio-Produkten. Ein neuartiges Verfahren soll nun ohne Plastik und Klebstoff auskommen, indem es das Bio-Label direkt auf die Kartoffeln oder Zucchini druckt – und das ohne Druckfarbe. Laserstrahlen machen es möglich.

Und natürlich lässt es Sebastian Lege auch wieder richtig krachen: Mit einer selbst gebauten "Puffkanone" demonstriert er, wie aus steinharten Reiskörnern lecker-poppiger Puffreis wird – und wie die Industrie sich diesen Puff-Trick zunutze macht, um mit heißer Luft auch den Profit ordentlich aufzublasen.

Teil zwei von "ZDFzeit: Die Tricks der Lebensmittelindustrie" wird am Dienstag, 13. Februar 2018, um 20.15 Uhr ausgestrahlt.

 * 

Nelson Müllers Nudel-Check

Ob mit Tomaten- oder Bolognese-Soße, nach italienischer oder schwäbischer Art – Nudeln sind bei Alt und Jung beliebt. Doch sie gelten auch als ultimative Dickmacher. Stimmt das wirklich? Nelson Müller nimmt für "ZDFzeit" die meistverkauften Pasta-Sorten unter die Lupe. Wie unterscheiden sich billige von teuren Produkten? Sind Nudeln gesünder als Kartoffeln? Der Sternekoch fahndet nach Mogeleien auf der Zutatenliste und Eiern aus der Legebatterie.

Die Grundzutaten für Spaghetti, Penne oder Farfalle sind simpel: Hartweizengrieß und Wasser – darin unterscheiden sich die Produkte aus dem Billig-Segment nicht von den hübsch verpackten Marken-Nudeln. Wie aber erklärt sich das große Preisgefälle zwischen 39 Cent und knapp zwei Euro pro Packung? Sternekoch Nelson Müller macht sich auf die Reise nach Parma – zum Weltmarktführer unter den Pasta-Produzenten – und zeigt, was Markennudeln teuer macht.

In deutschen Supermärkten und Discountern werden auch viele Eiernudel-Produkte verkauft. Nelson Müller will wissen: Woher stammen die Zutaten? Eigentlich landen bei uns kaum noch Eier aus Käfighaltung im Regal. Aber gerade bei verarbeiteten Produkten wie Nudeln gibt es Schlupflöcher für die Hersteller. Nelson Müller geht der Sache auf den Grund: Welcher Hersteller benutzt noch Eier aus Käfighaltung?

In Sachen Gesundheit stellt sich auch die Frage: Was macht tatsächlich dick – Nudeln oder doch die gute alte Kartoffel? Im "ZDFzeit"-Duell essen Testerinnen vier Wochen lang jeweils eine der beliebten Beilagen. Im Ergebnis überrascht, was die Pasta wirklich mit unserem Körper macht.

Nelson Müller bezeichnet sich selbst gern als "Afro-Schwabe", denn er ist im Ländle aufgewachsen. Deshalb nimmt er den "ZDFzeit"-Nudelcheck zum Anlass, sein Lieblingsrezept zu kochen: Spätzle, ganz traditionell von Hand geschabt. Außerdem untersucht er, welcher Hersteller von ebenfalls typisch schwäbischen Maultaschen besonders bei den Zutaten spart: der Hersteller von Markenprodukten oder der von Billig-Ware aus dem Discounter? Im großen Test rund um die Nudel kommen immer wieder überraschende Ergebnisse zutage.

 * 

Nelson Müllers Käse-Check

In Scheiben oder am Stück, mild oder würzig: Käse ist eines der beliebtesten Lebensmittel der Deutschen. Nelson Müller zeigt, was in Gouda & Co drinsteckt und worauf man beim Kauf achten sollte.

Bergkäse bis Mozzarella, von Parmesan bis Frischkäse, Gouda bis Gorgonzola, aus Schafs-, Ziegen- oder Kuhmilch – kaum ein anderes Lebensmittel bietet eine vergleichbare Sortenvielfalt wie Käse. Doch wo liegen die Unterschiede bei Preis, Qualität oder Geschmack?

Sternekoch Nelson Müller und seine Gäste nehmen bekannte Vertreter des riesigen Sortiments aus Supermarkt und Discounter genauer unter die Lupe. Woran erkennt man schon als Laie die Qualitätsunterschiede, worin unterscheiden sich nach traditioneller Handwerkskunst hergestellter von industriell gefertigtem Käse – außer im Preis? Und bei welchen Sorten lässt sich tatsächlich der eine oder andere Euro sparen?

Nelson Müller steigt auf die Alm und lässt sich zeigen, wie ein unverfälschter Rohmilchkäse hergestellt wird. Aus Milch, Lab und einer wichtigen Zutat: Zeit. Die Käselaibe müssen täglich gewendet und geschmiert werden und nur durch Warten und Reifen entsteht der Geschmack. Eigentlich, denn die Industrie hat ihre eigenen Wege gefunden, schneller zu reifem Käse zu kommen: Das größte Milchwerk Europas ist die Molkerei Sachsenmlich in Leppersdorf – ein Fabrikgelände, so groß wie 50 Fußballfelder. Nelson Müller lässt sich die Herstellung von jungem Gouda zeigen – dem "Renner" im Käseregal, von dem in deutschen Supermärkten bis zu zehn Varianten angeboten werden. In der Fabrik wird Gouda in rechteckiger Form produziert, so kann er platzsparend gelagert und ohne Verluste geschnitten werden. Folienreifung, Färbung und eine vollautomatisierte Produktion machen den Käse so günstig. Produktentwickler Sebastian Lege entlarvt die Tricks der Käsehersteller: 0,1 Prozent Käsepulver genügen, um Chips und Cracker unwiderstehlich nach Käse schmecken zu lassen. Wie geht das und was steckt dahinter?

In Sachen Gesundheit wird Käse nur Gutes zugeschrieben: Voller Mineralstoffe und Vitamine, besteht ja auch nur aus guter Milch! Aber stimmt das wirklich? Was geschient in unserem Körpern, wenn wir täglich Käse essen? In einem Langzeit-Experiment tritt Käse gegen Wurst an: Kann Käse-Essen auch gesundheitliche Nachteile haben?

In diesem unterhaltsamen und informativen Check steht ein Lebensmittel auf dem Prüfstand, bei dem es nicht nur um Preis und Qualität, sondern auch um Frische, Fairness und nicht zuletzt um unsere Gesundheit geht! Nelson Müller gibt dazu hilfreiche Einkaufstipps und zeigt, welcher Käse wirklich gut ist.

 * 

Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Backwaren, Fruchtsäfte & Co.

Sebastian Lege zeigt, mit welchen Hightech-Verfahren Hersteller noch mehr Saft aus der Orange pressen, Backwaren noch schneller schneiden und Sushi für noch weniger Geld anbieten können. Getrickst wird überall – oft clever, aber manchmal auch dreist. Deshalb kommt bei "ZDFzeit" auch im Dienst des Verbrauchers modernste Technik zum Einsatz, auf der Suche nach Mogelpackungen. Außerdem plaudern Werbepsychologen aus dem Nähkästchen der Verführung.

Appetitlich zubereitete Sushi-Boxen oder unverfälschter Direktsaft aus sonnengereiften Orangen: Gerade Produkten, die im Kühlregal und in der Frischetheke liegen, sieht man oft nicht an, wie sehr die Hersteller technische Tricks zum Einsatz bringen, um ihren Profit zu maximieren. Mehr Saft aus derselben Orange zu pressen, wer würde das nicht versuchen? Aber kann es gesundheitlich und geschmacklich unbedenklich sein, wenn man das Obst dafür Zigtausend Volt Hochspannung aussetzt?

Das findet Profikoch und Produktentwickler Sebastian Lege heraus. Und er demonstriert in seiner Food-Werkstatt, wie man ganz ohne Messer Pizzen und Torten schneiden kann – mit einem Wasserstrahl-Schneider. Gegen diese Maschine ist jeder Hochdruck-Reiniger nur ein Spielzeug. Die Vorteile der Wasserstrahltechnik liegen auf der Hand: die "Klinge" wird weder stumpf noch schmutzig, das mindert Reparatur- und Wartungskosten in der industriellen Produktion.

Voll im Trend: Take-Away-Sushi für die Mittagspause. Im Kühlregal der Discounter gibt es die leichte Delikatesse schon ab drei Euro, einschließlich Sojasoße, Ingwer und Wasabi. Warum bezahlt man dann beim Japaner ein Mehrfaches davon? Die Antwort findet Sebastian Lege mit Hilfe von Sushi-Experten und seiner Küchenwaage.

Gerade wer mit dem Auto unterwegs ist, weiß es zu schätzen, wenn in der Kneipe oder am Kiosk auch ein alkoholfreies Bier zu haben ist. Lange litt das Alkoholfreie allerdings unter dem Ruf, es schmecke nicht wie "normales" Bier und enthalte außerdem noch reichlich Restalkohol. Ein neues Herstellungsverfahren soll endlich das perfekte Alkoholfreie liefern. Ob das stimmt – und was der Trick an der Methode ist, zeigt Sebastian Lege in einer neuen Folge der "Tricks der Lebensmittelindustrie".

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen über "Tricks der Lebensmittelindustrie"

Lis9
- Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)
- Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Turbo-Salami, Tütensuppen & Co. (17.01.2017)
- Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co. (24.01.2017)


Infos zu Sebastian Lege

Im Februar 2016 und im Januar 2017 informierte Sebastian Lege die "ZDFzeit"-Zuschauer bereits über "Die Tricks der Lebensmittelindustrie". Zuschauern der "ZDFzeit"-Sendungen mit Nelson Müller war der ausgebildete Koch und ausgewiesene Lebensmittelfachmann damals schon bekannt: Sebastian Lege zählt zu den Food-Entertainern, die sich mit Leidenschaft für die Qualität von Lebensmitteln einsetzen und sich in der Zubereitung immer wieder auf die Suche nach der Verbesserung des sinnlichen Essgenusses macht. Der Lebensmittelentwickler war bereits als Küchenchef in namhaften Restaurants und Hotels tätig. Sebastian Lege bringt seine Grundüberzeugung, dass die Lebensmittel den elementaren Grundstock für leckeres Essen bilden, so auf den Punkt: "Nicht das simple Zusammenfügen einfacher Zutaten bereitet eine wohlschmeckende Mahlzeit. Es ist vielmehr eine Komposition aus Optik, Geruch, Akustik und Geschmack sowie Nostalgie, Emotionen und unsere Erinnerung, die jeder Einzelne damit verbindet. Die Kombination all dieser Elemente spiegelt die Wertschätzung und Freude am Essen wider und macht sie für jeden einzigartig."

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Tests mit Nelson Müller

2017

Lis9
- Bratmaxe, Bruzzler & Co. – Der große Grill-Test mit Nelson Müller (22.08.2017)
- Langnese, Schöller & Co. – Der große Eis-Test mit Nelson Müller (18.07.2017)
- No-Name oder Marke (1) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (14.03.17)
- No-Name oder Marke (2) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (21.03.17)


2016

Lis9
- Wie gut sind Billig-Bäcker? – Nelson Müller testet Brot, Snacks & Co. (01.11.16)
- Wer schlägt McDonalds – Das große Fastfood-Duell mit Nelson Müller (25.10.16)
- Hopfen und Malz – Wie gut ist unser Bier? (30.8.16)
- Bratwurst, Aufschnitt & Co. – Wie gut sind unsere Wurstwaren? (23.08.16)
- Hühnchen, Nuggets & Co. – Wie gut sind Geflügelprodukte? (23.08.16)
- No-Name oder Markenware? (07.06.16)
- Pommes, Chips & Co. – Wie gut sind Kartoffelprodukte? (31.05.16)
- Schoko, Keks & Co. – Wie gut sind unsere Süßigkeiten? (24.05.16)
- Iglo, Frosta & Co. – Wie gut ist Tiefkühlkost? (16.02.16)
- Alle gegen Aldi – Wer schlägt den Discounter-Riesen? (19.01.16)


2015

Lis9
- Billig gegen teuer – Muss es immer Markenware sein? (20.10.15)
- Wie gut ist unser Kaffee? (13.10.15)
- Wie gut ist unsere Milch? (06.10.15)
- REWE gegen EDEKA – Das Supermarkt-Duell (08.09.15)
- Wie gut ist unser Trinkwasser? (01.09.15)
- Wie gut ist unsere Wurst? (03.03.15)
- Wie gut ist die deutsche Küche? (24.02.15)
- Wie gut ist unser Bier? (27.01.15)
- Aldi, Lidl & Co. – Wie gut sind Discounter-Lebensmittel? (20.01.15)


2014

Lis9

- Der große Test zum Fest (16.12.14)

- McDonald gegen Burger King (06.05.14)

- Schlank in den Frühling – der Diäten-Test (04.03.14)

- Wie gut ist unser Brot? (21.01.14)

- Wie gut sind Light-Lebensmittel? (14.01.14)


2013

Lis9

- Wie gut ist unser Fleisch? (25.06.2013)

- Wie gut sind Fertiggerichte? (18.06.2013)

- Wie gut sind No-Name-Lebensmittel? (19.02.2013)

- Wie gut ist Billig-Bio? (12.02.2013)

 * 

Biografische Angaben zu Nelson Müller

Nelson Müller, Jahrgang 1979, ist in Ghana geboren und wuchs in Stuttgart bei Pflegeeltern auf. Der Spitzenkoch und Soulsänger wurde im Sterne-Restaurant Bodendorf's auf Sylt zum Koch ausgebildet. Anschließend arbeitete Nelson Müller unter anderem im Sterne-Restaurant Résidence von Henri Bach in Essen. Seit September 2009 betreibt er dort sein eigenes Restaurant. "Die Schote" erhielt im November 2011 einen Stern vom Guide Michelin. Ein Bistro mit Spezialitäten aus dem Ruhrgebiet gehört seit 2014 darüber hinaus zu Nelson Müllers Betätigungsfeldern.

Für das ZDF war Nelson Müller bereits als "Party-Profi" aktiv und hat für die "ZDFzeit" seit 2013 in mehr als 30 großen Tests Antworten auf Fragen wie diese gefunden: "Wie gut ist Billig-Bio?", "Wie gut ist unser Brot?" und "Wie gut sind Light-Lebensmittel?" Zuletzt machte er im Juli 2017 für die "ZDFzeit" den "großen Eis-Test" und im August 2017 den "großen Grill-Test".
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FILM/1537: ZDF - Herzkino "Inga Lindström: Lilith und die Sache mit den Männern", am 11.02.2018 (ZDF)


Inga Lindström: Lilith und die Sache mit den Männern

"Herzkino" aus Schweden

Sonntag, 11. Februar 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Facts and Figures



Stab

Buch: Stefanie Sycholt
Regie: Stefanie Sycholt
Kamera: Thomas Etzold
Musik: Andy Groll
Szenenbild: Dieter Bächle
Schnitt: Manuela Kempf
Produzent: Bavaria Fernsehproduktion GmbH
Produzent: Ronald Mühlfellner
Redaktion: Alexander S. Tung
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Lilith – Sinja Dieks
Magnus – Christian Clauß
Rhea – Carin C. Tietze
Iris – Lisa Kreuzer
Diana – Julia Malik
Peter – Peter Davor
Nils – Frederic Welter
Carl – Stephan Bürgi
Marie – Antonia von Schnurbein
Thor – Markus Böker
Rudy – Jochen Horst
Benno – Mirco Reseg
und viele andere


Inhalt

Die frisch gebackene Anwältin Lilith Larson, die aus einem Clan starker, alleinstehender Frauen stammt, möchte zu Hause endlich reinen Tisch machen: Sie muss eben diesen Frauen, die ihr Leben gänzlich ohne Männer meistern, beichten, dass sie sich verlobt hat. Auch will sie entgegen ihrer ursprünglichen Planung nach ihrem Jura-Examen nicht wieder in ihre Heimat St. Anna zurückkehren, sondern gemeinsam mit ihrem Verlobten Carl in Stockholm bleiben.

Doch kaum ist sie zu Hause angekommen, überschlagen sich die Ereignisse: Lilith trifft auf Magnus, einen Spross des Blomquist-Clans, mit dem die Larson-Frauen verfeindet sind. Denn Patriarch Peter Blomquist ist nicht nur ein gestandener Macho – die Larson-Frauen werfen ihm zudem vor, sein Bürgermeister-Amt nur für eigene Zwecke zu nutzen. So macht er nach dem Tod seines Vaters den Larsons das Land streitig, auf dem sie ein alternatives Hotel-Dorf betreiben.

Der Anwalt der Blomquists ist ausgerechnet Liliths Vater Rudy, den sie seit Kindertagen nicht mehr gesehen hat. Doch weder Clan-Matrone Iris noch ihre beiden Töchter, Liliths Mutter Rhea und deren hochschwangere Schwester Diana, wollen sich kampflos geschlagen geben. Sie ermutigen Lilith, den Fall anzunehmen und gegen Rudy und die Blomquists vor Gericht zu ziehen.

 * 

Facts and Figures

Heimliche Hauptdarstellerin der "Inga Lindström"-Verfilmungen, die seit 2004 im ZDF ausgestrahlt werden, ist die idyllische Landschaft Schwedens. Felsige Küsten, grüne Wälder und unzählige Seen, gepaart mit dem großstädtischen Flair Stockholms, prägen das Setting der Filme.

"Lilith und die Sache mit den Männern", am 11. Februar 2018 im Programm, ist der 74. Film der beliebten "Herzkino"-Reihe. Er wurde in Sankt Anna und in Söderköping gedreht.

Nach "Sehnsucht nach Marielund" (2009), "Millionäre küsst man nicht" (2010) und "Herz aus Eis" (2013) ist es für Carin C. Tietze bereits der vierte Auftritt in der "Inga Lindström"-Reihe. Die beiden Hauptdarsteller Sinja Dieks und Christian Clauß spielen zum ersten Mal mit.

Der Film ist bereits ab Samstag, 10. Februar 2018, 10.00 Uhr, in der ZDFmediathek abrufbar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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REPORTAGE/481: Das Erste - Ultras, 11.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Ultras

11.02.2018, 17.15 - 18.00 Uhr | Das Erste



Ganz Fußball-Deutschland spricht über die Ultras - wir sprechen mit
ihnen. Die Autoren Alexander Cierpka und Tom Häussler haben dazu über
ein Jahr in der Szene recherchiert und führende Köpfe getroffen. Noch
nie haben sich so viele Ultras von der ersten bis in die dritte Liga
in einem Film begleiten lassen. Die Autoren fahren mit ihnen zu einem
Auswärtsspiel, sind bei der Vorbereitung von Protestaktionen dabei,
erleben die Vorsänger in Aktion und sind mit Ultras unterwegs zum
Gipfeltreffen mit den Spitzen von DFB und DFL - Einblicke in eine
unbequeme Subkultur.

In dem Film kommen einflussreiche Ultragruppen unterschiedlicher
Vereine ausführlich zu Wort, etwa von Dynamo Dresden, dem VfB
Stuttgart oder dem 1. FC Magdeburg. Außerdem haben die Autoren weitere
Insider und Experten getroffen und die Positionen von Liga und
Verbänden eingeholt. So schildert u.a. DFL-Geschäftsführer Christian
Seifert seine Sicht auf die aktuellen Proteste gegen DFB und DFL.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 7. Februar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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FEATURE/966: WDR 5 - Kosovo Highway. Wie eine EU-Mission Korruption ignorierte, 11.+12.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Kosovo Highway 

Wie eine EU-Mission Korruption ignorierte

von Zoran Solomun

Produktion: WDR 2018

Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 11.02.2018, 11.05 - 12.00 Uhr, WDR 5

Montag, 12.02.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Seit 2008 ist die EU Rechtsstaatlichkeitsmission, EULEX, im Kosovo
tätig. Ihr Auftrag: Bekämpfung von Terrorismus, organisierter
Kriminalität und Korruption. Ein dubioser Autobahnbau zeigt: Die
Mission ist fehlgeschlagen.

Das Kosovo ist neben Moldova das ärmste Land Europas. Im November 2013
eröffnete der Premierminister und ehemalige UCK Kämpfer Hashim Thaci
eine neue, 77 km lange Autobahn von der Hauptstadt Pristina zur
albanischen Grenze. Zeitersparnis: 20 Minuten, Kosten: 966 Millionen
Euro, weit über die Hälfte des Staatshaushalts des Kosovo für das Jahr
2012. Obwohl die Kosovarische Opposition und einige EU Institutionen
gegen den Autobahnbau stimmten, setzte sich die Regierung durch.
Gestützt wurde sie von den USA in Person des damaligen Botschafters
Christopher Dell. Den Auftrag für den Bau erhielt das
amerikanisch-türkische Konsortium Bechtel-Enka. Entlang der Autobahn
reihen sich außergewöhnlich viele, kaum genutzte Hotels und
Tankstellen. Der Verdacht von Geldwäsche und Korruption drängt sich
auf, konnte aber nicht bewiesen werden. Zweifel sind angebracht, denn
auch der Europäische Gerichtshof attestierte dem Kosovo bereits 2012:
"Das Ausmaß von organisierter Kriminalität und Korruption im Kosovo
bleibt hoch." Ist die Rechtsstaatlichkeitsmission im Kosovo
gescheitert?

Redaktion: Thomas Nachtigall

 * 

Quelle:

Programmtip vom 31. Januar 2018
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HÖRSPIEL/1706: Deutschlandfunk Kultur - "Schwenkfutter" von Oliver Bukowski, 12.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schwenkfutter

Von Oliver Bukowski

Regie: Alexander Schuhmacher

DKultur 2016/58'59

Kriminalhörspiel

Montag, 12. Februar 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Filmemacher Tim Fengler will über "Snaps", den degradierten Kommissar
Morten van de Jørgensen, ein Porträt drehen: "Der Star in der
Pampa". Kirsten Kleeberg, Leiterin der Polizeidirektion
Frankfurt/Oder, möchte das nicht zulassen. Fenglers ambitionierte
Mitarbeiterin hat im Dorf bereits Atmosphären für den Film gedreht,
sogenanntes Schwenkfutter. Dann ist der Regisseur tot, sein Gesicht
zertrümmert, sein Studio ausgeraubt und angezündet. Aus Berlin reist
der Anwalt Dr. Benninghaus an.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1638: Deutschlandfunk Kultur - Die Musikstadt Kasan, 11.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Klang der Wolga

Die Musikstadt Kasan

Von Julia Smilga

Musikfeuilleton

Sonntag, 11. Februar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kasan an der Wolga ist die Hauptstadt der autonomen Republik Tatarstan
innerhalb der Russischen Föderation und liegt eine gute Flugstunde
östlich von Moskau. Heute gilt Kasan als ein Musterbeispiel des
friedlichen Nebeneinanders von Christen und Muslimen. Die
Kulturpolitik fährt bewusst zweigleisig und fördert sowohl die
westliche, akademisch genannte, Kultur als auch die tatarische
Tradition. Das Nationale Sinfonieorchester Tatarstan wirkt
außergewöhnlich jung besetzt, der Frauenanteil ist enorm hoch. Sein
weicher, samtiger Klang begeistert die Kritiker. Was macht den
musikalischen Geist der Stadt aus?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2474: Deutschlandfunk - Werke von Luciano Berio und Valentin Silvestrov, 11.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Deutschlandradio-Orchester und -Chöre

Werke von Luciano Berio und Valentin Silvestrov

RIAS Kammerchor Berlin

Rundfunk-Sinfonieorchester Berlin

Leitung: Andrej Boreyko

Konzertdokument der Woche

Sonntag, 11. Februar 2018, 21.05 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vergehen und Tod sind große Themen in der Musik. Luciano Berios
Orchesterstück `Rendering` nach späten Skizzen Franz Schuberts als
auch Valentin Silvestrovs `Requiem für Larissa` bezeugen
eindrucksvoll, wie Musik gleichfalls zur Bewältigung von Schmerz und
Trauer dient. Berio ergänzte 1989 Schuberts Sinfoniefragmente von 1828
in seiner eigenen Klangsprache und verwies so auf etwas unvollendet
Gebliebenes. Eine Totenmesse besonderer Art ist das auf 1999 datierte
`Requiem für Larissa` von Valentin Silvestrov: Mit ihr verarbeitete
der Komponist seinen Schmerz über den Tod der geliebten Frau und fand
damit einen Weg aus der Depression.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ARBEITSMEDIZIN/451: Psychotherapeutenverfahren bei traumatischen Ereignissen am Arbeitsplatz (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 24. Januar 2018

Psychotherapeutenverfahren bei traumatischen Ereignissen am Arbeitsplatz



München, 24. Januar 2018 - Arbeits- und Wegeunfälle können für
Betroffene ein traumatisches Ereignis darstellen und Folgen für die
Psyche haben. Wichtig ist dann vor allem die schnelle Betreuung nach
dem Unfall. Betriebs- und Werksärzte sind dabei wichtige
Ansprechpartner für die Betroffenen. Berufsgenossenschaften und
Unfallkassen stellen auch bei psychischen Folgen von Arbeits- und
Wegeunfällen eine geeignete Behandlung und Rehabilitation sicher.
Grundlage ist das Psychotherapeutenverfahren der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV).

Psychische Folgen durch Unfall oder Gewalt am Arbeitsplatz

Psychische Störungen infolge von Arbeits- und Wegeunfälle werden auf
sehr unterschiedliche Weise ausgelöst. Beispielsweise gibt es bei
Verkehrs- oder Maschinenunfällen mit gravierenden körperlichen
Verletzungen immer auch eine Extrembelastung, aus der sich Folgen für
die Psyche ergeben können. Dies gilt auch für Beschäftigte, die selber
nur mittelbar betroffen sind, wie Ersthelfer oder Zeugen eines
schweren Unfalls. In einigen Berufen und Branchen kommen Gewalt und
Aggression am Arbeitsplatz häufiger vor. Vor allem wenn sich
Bedrohungen und Gewaltereignisse wiederholen, nimmt auch das Risiko
für psychische Störungen zu. Besonders gefährdet sind Zugbegleiter,
Verkaufspersonal, Krankenschwestern und Pfleger, Taxifahrer,
Rettungskräfte sowie Beschäftigte mit intensivem Kontakt zu Kunden,
Patienten oder betreuten Personen.

Frühzeitige Meldung wichtig - auch bei Bagatellunfällen

Nach einem Extremereignis am Arbeitsplatz ist für eine
psychotherapeutische Frühintervention eine sofortige Betreuung des
Betroffenen und Meldung an den Träger der gesetzlichen
Unfallversicherung (UV-Träger) sehr wichtig. Diese wird in der Praxis
aber oft nicht oder erst verspätet umgesetzt, weil offensichtliche
Verletzungen fehlen oder indirekt beteiligte Mitarbeiter nicht bedacht
werden, wie z.B. bei Zeugen eines tödlich verletzten Kollegen. Auch
vermeintliche Bagatellunfälle, wie etwa Bedrohungen, Beleidigungen
oder Anspucken durch Kunden oder Patienten, sollten vom Unternehmen
dokumentiert werden, da viele Betroffene erst später Symptome
entwickeln können. Die UV-Träger empfehlen den Unternehmen daher
möglichst alle Betroffenen zu erfassen und vorsorglich zu melden, um
den psychotherapeutischen Bedarf identifizieren zu können.

Das DGUV-Psychotherapeutenverfahren

Das 2012 eingeführte Psychotherapeutenverfahren soll die frühzeitige
psychologisch-therapeutische Hilfe für Versicherte nach
Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten sicherstellen und eine
Chronifizierung psychischer Konflikte und Störungen verhindern. Am
Verfahren können nur Therapeuten beteiligt werden, die über spezielle
fachliche Befähigungen verfügen und zur Übernahme bestimmter Pflichten
bereit sind. Im Behandlungsfall wird der Psychotherapeut direkt vom
UV-Träger oder Durchgangsarzt eingeschaltet - ganz unabhängig vom
Antrag des Versicherten selbst. Der Betroffene erhält unbürokratisch
innerhalb einer Woche den ersten Behandlungstermin und danach bis zu
fünf probatorische Sitzungen, ohne dass eine Genehmigung des
UV-Trägers benötigt wird. Weitere Sitzungen müssen dann vom
Therapeuten beim UV-Träger beantragt und dort zügig entschieden
werden.

Wichtige Rolle der Betriebs- und Werksärzte

Bei der Betreuung von Betroffenen unmittelbar nach dem traumatischen
Ereignis sind die betrieblichen Akteure gefragt: Führungskräfte,
Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Sicherheitsbeauftragte sowie die
Mitarbeitervertretungen. Betriebs- und Werksärzte spielen dabei eine
wichtige Rolle und beraten bei der Prävention und Rehabilitation, z.B.
bei der Gefährdungsbeurteilung sowie Planung und Umsetzung von
Präventions- und Notfallkonzepten. Sie unterstützen bei der
Erstbetreuung, koordinieren die Meldewege und können potenzielle
sekundär Betroffene identifizieren. Darüber hinaus sind sie
wesentliche Ansprechpartner bei der Wiedereingliederung in das
Berufsleben und leisten Hilfestellung bei der stufenweise
Wiedereingliederung und dem Reha-Management der UV-Träger. Damit
bilden hier Betriebs- und Werkärzte eine ideale Nahtstelle im Netzwerk
zwischen Unternehmen, Psychotherapeuten und UV-Träger.


Mehr zum Thema "Psychotherapeutenverfahren" erfahren Sie im
Beitrag von Claudia Drechsel-Schlund, Utz Ullmann und Jörg Angenendt
in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift "Arbeitsmedizin,
Sozialmedizin und Umweltmedizin" (ASU) unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com


Über ASU - Zeitschrift für medizinische Prävention:

Die Zeitschrift "Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Umweltmedizin" ist
das Leitmedium der deutschsprachigen Arbeitsmedizin. Das
Publikationsorgan der Fachinstitutionen DGAUM, ÖGA, SGARM, VDBW,
Vereinigung Deutscher Staatlicher Gewerbeärzte e.V. sowie der
arbeitsmedizinischen Akademien und richtet sich an Betriebsärzte,
Arbeitsmediziner und Akteure in wichtigen Schnittstellenbereichen zur
Arbeitsmedizin. Die Zeitschrift ist peer reviewed. 1965 gegründet,
erscheint ASU monatlich und erreicht nahezu alle arbeits- und
präventionsmedizinisch orientierten Akteure im deutschsprachigen Raum.
Weitere Informationen unter www.asu-arbeitsmedizin.com.

Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind.

Weitere Informationen unter

www.dgaum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung vom 24. Januar 2018

Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13

E-Mail: gs@dgaum.de

Internet: www.dgaum.de
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HNO/286: Neues Verfahren - "Zungenschrittmacher" hilft gegen Atemaussetzer im Schlaf (idw)


Universitätsklinikum Düsseldorf - 05.02.2018

Neues Verfahren: "Zungenschrittmacher" hilft gegen Atemaussetzer im Schlaf

Erste Eingriffe erfolgreich am UKD durchgeführt / Informationstag im
Februar



Premiere im Universitätsklinikum Düsseldorf (UKD): Die HNO-Experten des
Klinikums haben erstmals einen "Zungenschrittmacher" bei Patienten
eingesetzt, die während des Schlafs an Atemaussetzern leiden. "Der
Schrittmacher stimuliert die Muskulatur der Zunge während des Schlafs mit
Stromimpulsen. So können die Atemaussetzer verhindert werden", erklärt Dr.
Christian Plettenberg. Er ist Oberarzt der UKD-Klinik für Hals-, Nasen-
und Ohrenheilkunde (Direktor: Prof. Dr. Hans-Jörg Schipper).

Das neue Verfahren könne dann eingesetzt werden, wenn die übliche
Behandlung mit der Atemmaske zu keiner Verbesserung führt oder nicht
möglich ist. Hintergrund der Schlafapnoe: Im Schlaf können sich durch eine
Entspannung der Muskeln Atemwege verengen, da die Spannkraft der Zungen-
und Rachenmuskulatur nachlässt. Die Folge sind Atemaussetzer mit Abfallen
des Sauerstoffgehalts im Blut. "Eine Konsequenz ist, dass die betroffenen
Patienten nicht die erholsamen Tiefschlaf- und Traumphasen erreichen.
Tagsüber fühlen sie sich müde und unkonzentriert. Auch das Risiko für
einen Schlaganfall und einen Herzinfarkt steigt an", so Dr. Plettenberg.
Studien gehen davon aus, dass bis zu 20 Prozent der Erwachsenen über 50
Jahren an einer Schlaf-Apnoe leiden.

Liegt das Problem auf Höhe des Zungengrunds, kann der Schrittmacher
helfen, so der HNO-Experte, der eng mit dem Schlafzentrum an der
Düsseldorfer Uniklinik zusammenarbeitet. Der Schrittmacher hat die Größe
eines "normalen" Standard-Herzschrittmachers und wird im Brustbereich
unterhalb des Schlüsselbeins eingesetzt. Über einen Sensor werden
Informationen über die Atmung vermittelt. Eine Elektrode unter der Zunge
gibt dann nachts beim Einatmen einen Stromimpuls ab. Dieser Impuls wirkt
dann auf die Zungenmuskulatur und sorgt so für die nötige Bewegung. Der
Fachbegriff lautet: "Hypoglossusstimulation", oder einfacher:
Zungengrundstimulation.

Der Patient kann nach dem Einsetzen den Schrittmacher mit einer
Fernbedienung aus- und einschalten. Dr. Plettenberg: "Dabei kann man auch
eine Einschlafzeit programmieren, so dass das Gerät erst nach einer
gewissen Zeit einsetzt und nicht beim Einschlafen stört." Die ersten
Eingriffe dauerten jeweils zwei Stunden.


Um über das neue Verfahren aufzuklären, gibt es einen Informationstag für
Patienten am 24. Februar von 10 bis 12 Uhr und für Ärzte von 13 bis 15 Uhr.
Gemeinsam mit den Kollegen des UKD-Schlafzentrums wird Dr. Plettenberg die neue
Methode erklären.

• Termininfo:

Wann: 24.2.2018, 10 bis 12 Uhr für Patientinnen und Patienten, 13 bis 15 Uhr für
Ärztinnen und Ärzte

Wo: O.A.S.E. auf dem Campus des Universitätsklinikums Düsseldorf (in der Nähe
der Zufahrt "Süd", Universitätsstraße)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinik-duesseldorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2157

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Düsseldorf, Stefan Dreising, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1892: Forschung - Der Marmorkrebs-Klon aus der Natur ... ein Modell für Tumore (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 05.02.2018

Der Klon-Krebs aus der Natur - ein Modell für Tumore



Eine Genom-Untersuchung hat bewiesen, dass alle Exemplare des
Marmorkrebses von einem einzigen Muttertier abstammen. Vor rund 30 Jahren
entstand der Urklon in einem Aquarium. Seither können sich die Tiere auch
ohne Männchen erfolgreich und massenhaft ausbreiten. Dies zeigt eine
aktuelle Veröffentlichung von Wissenschaftlern des Deutschen
Krebsforschungszentrums. Die klonale Genom-Evolution der Krebse könnte
auch Erklärungen für Vorgänge in Tumoren liefern.

Ein Flusskrebs, der sich von alleine im Aquarium fortpflanzte, verblüffte
vor einigen Jahren Tierhalter und Wissenschaftler. Erklären ließ sich dies
nur durch das Phänomen der Jungfernzeugung, der Parthenogenese. Nun zeigte
eine Genomsequenzierung und Vergleiche zwischen einzelnen Tieren, dass
tatsächlich alle Exemplare von einer einzigen Mutter abstammen. Der
Marmorkrebs-Klon bildet eine eigene Art (Procambarus virginalis) und
spaltete sich vor rund 30 Jahren von den Everglades-Sumpfkrebsen
(Procambarus fallax) ab, wie der Blick in die Gene zeigt.

In einer aktuellen Veröffentlichung belegt Frank Lyko und sein Team vom
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ), dass die ausschließlich
weiblichen Nachkommen des Marmorkrebses genetisch identisch sind. Lyko
führt aus: "Wir haben nur wenige Hundert Varianten in einem Genom
nachweisen können, das größer ist als das menschliche Erbgut, das ist eine
unglaublich kleine Zahl." Die winzigen Abweichungen lassen sich auf
natürliche Mutationen zurückführen. Die DKFZ-Wissenschaftler zählten 3,5
Milliarden Basenpaare im Genom des Krebses, das sind etwa sieben Prozent
mehr als beim Menschen.

Zudem überprüfte im Rahmen der Studie eine Wissenschaftlerin auf
Madagaskar, wie gut sich der Krebs mittels der Jungfernzeugung im Freiland
ausbreiten kann. Der Fortpflanzungserfolg überraschte die Wissenschaftler.
"Es war bekannt, dass sich der Krebs infolge von Freisetzungen aus dem
Aquarium im Freiland etablieren kann. Dass er sich aber so rasant und
massiv ausbreiten kann, ist neu", erklärt Lyko.

Außer im subtropischen Madagaskar lässt sich der Krebs etwa in Schweden,
Japan, Freiburg, Hannover oder Heidelberg finden. Dies weist auf eine
erstaunliche Anpassungsfähigkeit hin - gänzlich ohne sexuelle
Fortpflanzung. Den Lehrbüchern nach soll gerade die "Erfindung des Sex"
durch den Mix an väterlichen und mütterlichen Genen die genetische
Vielfalt erhöhen und so eine schnelle Anpassung unter widrigen
Umweltbedingungen ermöglichen.

Doch obwohl alle Marmorkrebse mit den gleichen Genen geboren werden,
können sie sich an ganz unterschiedlichen Lebensräumen anpassen. Dies
ermöglichen epigenetische Mechanismen. Diese werden gesteuert durch kleine
chemische Anhängsel an der DNA, der eigentlichen Erbsubstanz.

Epigenetische Mechanismen regulieren im Grunde die Interpretation der
genetischen Information. Sie wirken wie Schalter, die Gene an- und
abschalten. "Epigenetische Varianten werden oft von genetischen Varianten
beeinflusst. Im Marmorkrebs ist die epigenetische Variation allerdings
eigenständig, da es praktisch keine genetische Variation gibt", erklärt
Lyko.

Diese epigenetische Regulation macht den Marmorkrebs für Tumorforscher
hochinteressant. Was wie ein Wortspiel klingt - ein Krebs für die
Krebsforschung - ist tatsächlich Realität. Lyko erklärt: "Beim Marmorkrebs
handelt es sich um ein Tier, das sich klonal vermehrt und somit einen
zentralen Aspekt der Tumorentstehung modellhaft abbildet." Auch ein Tumor
kann sich seiner Umgebung anpassen und zum Beispiel Resistenzen gegenüber
Krebsmedikamenten entwickeln. Auch hier spielen epigenetische Mechanismen
eine entscheidende Rolle, wie man seit wenigen Jahren unter anderem durch
Forschungsarbeiten des DKFZs weiß. Sie vermögen das Krebsrisiko und den
Verlauf einer Krebserkrankung zu beeinflussen.

Sowohl bei Marmorkrebsen als auch bei Tumoren findet sich die sogenannte
klonale Genom-Evolution. Lyko: "Auch Tumorgenome evolvieren klonal, da sie
auf eine einzige Ursprungszelle zurückgehen." Dabei spielen verschiedene
Faktoren eine Rolle, etwa zufällige Mutation in den Genen, Gen-Drift,
Selektionsdruck und epigenetische Anpassung an die Umwelt. Ihre Rolle will
das Team um Lyko in Zukunft mit Hilfe der Marmorkrebse erforschen. Wie der
Erstautor der aktuellen Publikation, Julian Gutekunst, beschreibt, geht es
vor allem um die Frage, "welchen Einfluss Umweltfaktoren auf Epigenetik
und Genregulation haben". Diese Erkenntnisse könnten das Wissen um die
Vorgänge in Tumoren erweitern und Perspektiven für neue Ansätze in der
Tumorbehandlung eröffnen.


Julian Gutekunst, Ranja Andriantsoa, Cassandra Falckenhayn, Katharina
Hanna, Wolfgang Stein, Jeanne Rasamy and Frank Lyko: Clonal genome
evolution and rapid invasive spread of the marbled crayfish.

Nature Ecology & Evolution DOI: 10.1038/s41559-018-0467-910.10

Frank Lyko: The marbled crayfish (Decapoda: Cambaridae) represents an
independent new species.

Zootaxa 2017, DOI: /10.11646/zootaxa.4363.4.638/s41559-018-0467-9


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum, Dr. Sibylle Kohlstädt, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/341: Neuer Ratgeber - Was tun bei Demenz mit unter 65 Jahren? (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 6. Februar 2018

Was tun bei Demenz mit unter 65 Jahren? Neuer Ratgeber der Deutschen Alzheimer Gesellschaft erschienen

Der neue Ratgeber der Deutschen Alzheimer Gesellschaft informiert über
die Besonderheiten von Demenzerkrankungen, die schon im mittleren
Lebensalter auftreten



Berlin, 6. Februar 2018. Wenn vom Thema Demenz die Rede ist, denkt man
zumeist an ältere Menschen. Der weitaus größte Teil der Betroffenen
erkrankt erst im Alter von über 80 Jahren an einer Form der Demenz,
etwa 24.000 Menschen in Deutschland sind aber bereits vor ihrem 65.
Geburtstag davon betroffen. Ein kleiner Teil davon sogar wesentlich
früher. In diesem Lebensabschnitt hat eine Demenzdiagnose besonders
dramatische Auswirkungen auf die Familiensituation, den Beruf und
viele weitere Lebensbereiche. Der neue Ratgeber "Demenz im jüngeren
Lebensalter" will insbesondere die Angehörigen der Erkrankten darüber
informieren, wie sie mit den Herausforderungen durch eine
Demenzerkrankung umgehen können.

Eine Demenz, die so früh im Leben auftritt, bringt für die Betroffenen
selbst aber auch für ihre Familien große Anforderungen mit sich.
Einerseits verursacht die zugrunde liegende Erkrankung Veränderungen
und Einschränkungen. Andererseits ist es dennoch wichtig, nicht nur
die Einschränkungen im Blick zu haben, sondern sich vor allem bewusst
zu machen, über welche vielfältigen Kompetenzen die Betroffenen auch
weiterhin verfügen. Die berufliche und finanzielle Situation muss
geklärt werden, und oft leben noch Kinder mit im Haushalt, die mit der
Krankheit eines Elternteils konfrontiert sind und Unterstützung
benötigen.

In ihrem neuen Ratgeber informiert die Deutsche Alzheimer Gesellschaft
(DAlzG) über medizinische Besonderheiten bei Demenzen im jüngeren
Lebensalter und den Umgang mit krankheitsbedingten Einschränkungen und
veränderten Verhaltensweisen. Die Broschüre gibt Hinweise zu
rechtlichen und finanziellen Fragen sowie zu möglichen
Entlastungsangeboten. Eine Demenz verändert auch die persönlichen
Beziehungen innerhalb der Familie. Auch die Fragen, wie Angehörige mit
diesen Veränderungen und den damit verbundenen Gefühlen umgehen können
und welche Hilfestellungen es für Kinder und Jugendliche gibt, werden
aufgegriffen.

Die Broschüre "Demenz im jüngeren Lebensalter" kann kostenlos über den
Online-Shop der DAlzG unter www.deutsche-alzheimer.de bestellt werden.

Broschüre

Deutsche Alzheimer Gesellschaft: Demenz im jüngeren Lebensalter.
Ratgeber für Angehörige von Menschen mit Demenz vor dem
65. Lebensjahr. 1. Auflage 2018, 88 Seiten, kostenlos.


Hintergrund:

Heute leben in Deutschland etwa 1,6 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60% davon leiden an einer Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz ist der
Bundesverband von derzeit 134 regionalen Alzheimer-Gesellschaften,
Angehörigengruppen und Landesverbänden. Sie nimmt zentrale Aufgaben
wahr, gibt zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und
Kongresse und unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der
Service-Nummer 01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen
Festnetz) oder 030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 6. Februar 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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DEMENZ/340: Forderungen an die neue Bundesregierung - Menschen mit Demenz in den Fokus nehmen (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Menschen mit Demenz in den Fokus nehmen


Forderungen der Deutschen Alzheimer Gesellschaft an die neue

Bundesregierung

von Sabine Jansen, DAlzG



Anlässlich der Sondierungsgespräche zur Jamaika-Koalition hat die
Deutsche Alzheimer Gesellschaft dazu aufgerufen, die Situation von
Menschen mit Demenz und ihren Angehörigen zu verbessern.

Monika Kaus, Vorsitzende der DAlzG sagt dazu: "Wir haben aktuell ca.
1,6 Millionen Menschen mit Demenz, die zum großen Teil von Angehörigen
versorgt werden. Diese brauchen unbedingt Unterstützung.

Aber auch die Situation in den Pflegeeinrichtungen muss dringend
verbessert werden und mehr Personal zum Einsatz kommen. Dafür muss
sich die neue Bundesregierung einsetzen."

Das Alzheimer-Telefon der DAlzG verzeichnete im letzten Jahr eine
steigende Zahl von Anrufen, die den Mangel an Personal in den
Einrichtungen beklagen. So rief erst kürzlich eine über 80-jährige
Frau an, die ihren über 90-jährigen Mann täglich im Heim besucht, um
ihm Essen anzureichen. Dabei finde sie ihn oft durchnässt vor, weil
das Personal nicht ausreichend Zeit hat, um ihn auf die Toilette zu
begleiten. Eigentlich müsse sie selbst operiert werden, traut sich
aber nicht vorübergehend ins Krankenhaus zu gehen. Sie hat Sorge, dass
ihr Mann in dieser Zeit nicht entsprechend versorgt wird.

Laut Berechnungen von Epidemiologen könnte die Zahl der Demenzkranken
in Deutschland bis zum Jahr 2050 auf 3 Millionen steigen, wenn es
keine entscheidenden Fortschritte bei der Therapie gibt.

Um diese Situation zu bewältigen, müssen alle Akteure, die an der
medizinischen Versorgung, Pflege und Beratung von Menschen mit Demenz
beteiligt sind, zusammenarbeiten. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft
drängt auf eine nationale Demenzstrategie, um diese Zusammenarbeit zu
sichern.

Ein erster Schritt auf dem Weg dahin ist die Allianz für Menschen mit
Demenz - eine Initiative von Bundesfamilien- und
Bundesgesundheitsministerium, um die Versorgung von Menschen mit
Demenz und ihrer Angehörigen zu verbessern. Die Deutsche Alzheimer
Gesellschaft ist Ko-Vorsitzende der Allianz. Deren Arbeit geht
allerdings im Jahr 2018 zu Ende.

"Wir brauchen im Anschluss an die Arbeit der Allianz unbedingt eine
nationale Demenzstrategie, wie wir sie bereits in vielen europäischen
Ländern haben", erklärt Monika Kaus.


Internet:

www.allianz-fuer-demenz.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 3 - 4

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DIABETES/1997: Typ-2 - Das kosten die Folgeerkrankungen (idw)


Helmholtz Zentrum München / Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und
Umwelt - 05.02.2018

Typ-2-Diabetes: Das kosten die Folgeerkrankungen



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München
haben die Krankenkassen-Daten von über 300.000 Menschen mit Diabetes
untersucht. Im Fachjournal "Diabetes Care" schlüsseln sie auf, welche
Kosten die verschiedenen Folgeerkrankungen verursachen. Die Helmholtz
Autorinnen und Autoren sind Mitglieder des Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD).

Schätzungen zufolge sind rund sieben Millionen Menschen in Deutschland von
Typ-2-Diabetes betroffen. Bereits im frühen Stadium können Schäden an
Gefäßen und anderen Organen beginnen. Dazu zählen beispielsweise
Augenleiden, die bis zum Erblinden führen können, Nierenschäden, die ein
Nierenversagen zur Folge haben können, Fußbeschwerden, die eine Amputation
erfordern können oder schwere Herz- und Kreislauferkrankungen wie ein
Herzinfarkt oder chronische Herzschwäche.

"Wir wollten wissen, wie hoch die dadurch entstehenden Kosten sind, die
von den Krankenkassen und somit von der Gesellschaft getragen werden",
beschreibt Erstautorin Katharina Kähm den Ansatz der Studie. Die
Doktorandin und ihre Kollegen vom Institut für Gesundheitsökonomie und
Management im Gesundheitswesen (IGM) am Helmholtz Zentrum München
untersuchten dazu Daten von 316.220 Menschen mit Typ-2-Diabetes aus den
Jahren 2012 bis 2015.

Hohe Gesundheitskosten durch Komplikationen bei Typ-2-Diabetes

Anhand dieser Datengrundlage konnten die Forscher die Kosten der
Folgeerkrankungen detailliert ermitteln. Typ-2-Diabetes macht sich in der
Mehrzahl erst im höheren Alter bemerkbar. Entsprechend stellen die Autoren
eine Beispielrechnung auf, die von einem Mann zwischen 60 und 69 Jahren
ausgeht. Allein in dem Quartal, in dem die entsprechende Folgeerkrankung
eintritt, verursacht das in dem Fall


	bei einem Augenleiden (Retinopathie) rund 700 Euro

	bei Erblinden etwa 3.000 Euro

	bei Nierenschäden rund 3.400 Euro

	bei (dialysepflichtigem) Nierenversagen rund 23.000 Euro

	bei einem Diabetischen Fuß rund 1.300 Euro

	bei einer Amputation über 14.000 Euro



"Zudem reichen die mittleren Kosten bei Herz-Kreislauferkrankung von
2.700 für Angina pectoris bis 20.000 Euro für tödliche ischämische
Komplikationen", ergänzt Michael Laxy, Arbeitsgruppenleiter am IGM. "Auch
in den Quartalen nach erstmaligem Eintritt dieser Folgeerkrankungen
bleiben die Kosten erhöht."

Die Studie ist den Autoren zufolge die erste in einer derartigen Größe und
in diesem Detaillierungsgrad. Langfristig soll sie zur Verbesserung der
Vorsorgeprogramme führen: "Die Ergebnisse zeigen klinischen und
gesundheitspolitischen Entscheidungsträgern die erheblichen finanziellen
Folgen von Diabetes-bedingten Komplikationen auf", so Prof. Dr. Rolf
Holle. "Die Studie kann also die Planungen und Priorisierung neuer
Präventions- und Behandlungsprogramme im Management von Typ-2-Diabetes
unterstützen." Künftig wollen Michael Laxy und sein Team untersuchen,
welche ökonomischen Auswirkungen mehrere gleichzeitig bestehende
Erkrankungen haben.


Weitere Informationen

Weiterführende Informationen zum Thema Folgeerkrankungen von Diabetes
finden Sie beim Diabetesinformationsdienst München 

www.diabetesinformationsdienst-muenchen.de/erkrankungsformen/folgeerkrankungen/index.html

Hintergrund:

Katharina Kähm ist Teilnehmerin der Helmholtz Graduate School
Environmental Health, kurz HELENA. Ihre Doktorarbeit wird betreut von
Prof. Dr. Rolf Holle, der seinen Ruhestand angetreten hat und dessen
Arbeitsgruppe Dr. Michael Laxy nun weiterführt.

Original-Publikation:

Kähm, K. et al. (2018): Health Care Costs Associated With Incident
Complications in Patients With Type 2 Diabetes in Germany. Diabetes Care,
DOI: 10.2337/dc17-1763

- Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten
angehören. 

www.helmholtz-muenchen.de

- Das Institut für Gesundheitsökonomie und Management im Gesundheitswesen
(IGM) untersucht Ansätze zur Verbesserung der Wirksamkeit und
Wirtschaftlichkeit der Gesundheitsversorgung. Das Gesundheitssystem steht
vor der Herausforderung, allen Bürgern eine qualitativ hochwertige und
finanziell tragbare medizinische Versorgung zu gewährleisten. Der rasche
medizinisch-technische Fortschritt und die demographischen Veränderungen
verschärfen das beschriebene Spannungsverhältnis. Eine fundierte
Evaluation der Strukturen und Prozesse der gesundheitlichen Versorgung
unter den Gesichtspunkten von Effektivität und Effizienz ist eine
unabdingbare Voraussetzung für rationales Handeln. 

www.helmholtz-muenchen.de/igm

- Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung e.V. ist eines der sechs
Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung. Es bündelt Experten auf dem
Gebiet der Diabetesforschung und verzahnt Grundlagenforschung,
Epidemiologie und klinische Anwendung. Ziel des DZD ist es, über einen
neuartigen, integrativen Forschungsansatz einen wesentlichen Beitrag zur
erfolgreichen, maßgeschneiderten Prävention, Diagnose und Therapie des
Diabetes mellitus zu leisten. Mitglieder des Verbunds sind das Helmholtz
Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt,
das Deutsche Diabetes-Zentrum DDZ in Düsseldorf, das Deutsche Institut für
Ernährungsforschung DIfE in Potsdam-Rehbrücke, das Institut für
Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum
München an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen und das
Paul-Langerhans-Institut Dresden des Helmholtz Zentrum München am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU Dresden, assoziierte Partner
an den Universitäten in Heidelberg, Köln, Leipzig, Lübeck und München
sowie weitere Projektpartner. 

www.dzd-ev.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt

Sonja Opitz, Abteilung, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENETIK/126: Wie ein mutiertes Gen Bluthochdruck hervorrufen kann (idw)


Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP) - 05.02.2018

Wie ein mutiertes Gen Bluthochdruck hervorrufen kann



Eine arterielle Hypertonie, besser bekannt als Bluthochdruck, entsteht
oft, weil die Nebennierenrinde zu viel Aldosteron herstellt. Eine Ursache
für die Überproduktion dieses Hormons ist ein veränderter Chloridkanal in
den Zellen der Nebennierenrinde. Dahinter steckt eine Mutation in dem Gen
CLCN2, das die Bauanleitung für den Kanal enthält.

Eine der häufigsten Ursachen von sekundärem Bluthochdruck, auch arterielle
Hypertonie genannt, ist der primäre Hyperaldosteronismus, kurz PA. Dabei
produziert die Nebennierenrinde zu große Mengen des Hormons Aldosteron,
das eine wichtige Rolle in der Regulierung des Salz- und Wasserhaushalts
und des Blutdrucks spielt. Hohe Konzentrationen von Aldosteron bewirken,
dass in der Niere vermehrt Natrium und Wasser rückresorbiert werden.
Dadurch erhöht sich das Blutvolumen und der Blutdruck steigt an.

Der PA wird durch eine Genveränderung ausgelöst, die dazu führt, dass in
den Zellen der Nebennierenrinde ein Ionenkanal namens ClC-2 permanent
offen steht. Das hat ein Team um Prof. Dr. Thomas Jentsch vom
Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP) und vom
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft
(MDC) in Berlin in Zusammenarbeit mit Pariser Kolleginnen und Kollegen um
Dr. Maria Christina Zennaro am INSERM, ein international bekanntes Team im
Feld des PA, jetzt herausgefunden. Hierdurch kommt es zu einer
Signalkaskade, die letztlich eine vermehrte Produktion von Aldosteron zur
Folge hat. Die Studie ist jetzt im Fachblatt Nature Genetics
veröffentlicht worden.

Das Exom von Patienten verriet, warum zu viel Aldosteron produziert
wird

"Bekannt waren bisher nur Knock-out-Mutationen des CLCN2-Gens", erläutert
Jentsch. "Diese führen dazu, dass der ClC-2-Kanal gar nicht oder nur
fehlerhaft gebildet wird." Das daraus resultierende Krankheitsbild ist
unter anderem eine Leukodystrophie, bei der die weiße Substanz des Gehirns
geschädigt wird. Symptome der Erkrankung sind beispielsweise
Gangstörungen. "Die Genveränderung, auf die wir jetzt gestoßen sind, führt
hingegen nicht zu einem Verlust, sondern umgekehrt zu einer Verstärkung
der Ströme durch den Kanal", sagt Jentsch. "Sie hat zur Folge, dass sich
der Kanal nicht mehr wie gewöhnlich spannungs- und pH-abhängig schließt."

Um den Ursachen des PA auf den Grund zu gehen, hatten die französischen
Wissenschaftler das Exom - also all jene Abschnitte des Genoms, die
Bauanleitungen für Proteine enthalten - von Patientinnen und Patienten
analysiert, bei denen die Krankheit schon vor dem 25. Lebensjahr
ausgebrochen war, und es mit dem Exom gesunder Menschen verglichen. Dabei
stießen sie auf eine noch unbekannte Mutation im CLCN2-Gen und wandten
sich an Jentsch, den weltweit führenden Experten für CLC Kanäle.

"Wir haben daraufhin eine Hypothese entwickelt, wie die Mutation zu der
Krankheit PA führen könnte", berichtet Corinna Göppner aus der
Arbeitsgruppe von Thomas Jentsch, die an der Studie beteiligt war.
Normalerweise führt in den Zellen der Nebennierenrinde das Hormon
Angiotensin II dazu, dass Kaliumkanäle geschlossen werden und keine
positiv geladenen Kaliumionen mehr ausströmen können. Dadurch verändert
sich das Membranpotential, es kommt zur Depolarisation und in Folge dessen
zu einer Öffnung spannungsabhängiger Kalziumkanäle. Daraufhin strömen
Kalziumionen in die Zelle ein und setzen eine Signalkaskade in Gang, an
deren Ende die Produktion von Aldosteron steht.

Bei Mäusen existiert der Kanal in der Nebennierenrinde

"Faszinierenderweise lag die Patientenmutation genau in einem von Jentsch
schon 1992 identifizierten Abschnitt von ClC-2, in dem Mutationen den
Kanal öffnen. Wir vermuteten nun, dass ein offener Chloridkanal aufgrund
des permanenten Ausstroms von negativ geladenem Chlorid die Spannung der
Zellen ändert und dadurch die Kalziumkanäle unabhängig von Angiotensin II
öffnet", sagt Göppner. "In diesem Fall würde Aldosteron fortlaufend von
den Zellen gebildet und freigesetzt."

Im Mausmodell konnten die Forscherinnen und Forscher zunächst zeigen, dass
der ClC-2-Kanal in den Zellen der äußeren Schicht der Nebennierenrinde,
der Zona glomerulosa, tatsächlich existiert. "Per Patch-Clamp-Technik ließ
sich nachweisen, dass Chloridionen durch diesen Kanal hindurchfließen",
erläutert Dr. Ian Orozco, der einen Großteil der Experimente durchgeführt
hat. "Der Stromfluss blieb jedoch aus, wenn in den Mäusen das Gen für den
Kanal stillgelegt war."

In einem nächsten Schritt verglichen die Forscherinnen und Forscher den
Kanal mit seinem mutierten Pendant nach Produktion in Eizellen von
Krallenfröschen. "Hier zeigte sich, dass die in den Patienten gefundene
Genveränderung in der Tat zu einem verstärkten Stromfluss führt und sich
der ClC-2-Kanal nicht mehr wie gewohnt regulieren lässt", sagt Orozco.

Welche Substanz kann den Erkrankten helfen?

In Zelllinien der humanen Nebennierenrinde konnten das französische Team
nachweisen, dass die Zellen unter der Mutation tatsächlich eine geringere
Membranspannung aufweisen und mehr Aldosteron produzieren. Auch die
Enzyme, die an der Herstellung des Hormons beteiligt sind, wurden in den
genveränderten Zellen vermehrt gebildet. Mit Substanzen, die die
Kalziumkanäle blockieren, ließ sich die Überproduktion hingegen stoppen.
"Damit war unsere eingangs aufgestellte Hypothese sehr gut belegt", sagt
Göppner.

Denkbar wäre nun die Entwicklung einer Substanz, die spezifisch den
ClC-2-Kanal in den Zellen der Nebennierenrinde blockiert, um Patienten mit
dieser Form von PHA zu heilen. Das allerdings ist noch Zukunftsmusik.


Fabio L. Fernandes-Rosa, Georgios Daniil, Ian J. Orozco, Corinna Göppner,
Rami El Zein, Vandana Jain, Sheerazed Boulkroun, Xavier Jeunemaitre,
Laurence Amar, Hervé Lefebvre, Thomas Schwarzmayr, Tim M. Strom, Thomas J.
Jentsch and Maria-Christina Zennaro. A gain-of-function mutation in the
CLCN2 chloride channel gene causes primary aldosteronism (2018) Nature
Genetics. DOI: 10.1038/s41588-018-0053-8


- Das Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) gehört zum
Forschungsverbund Berlin e.V. (FVB), einem Zusammenschluss von acht
natur-, lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. In
ihnen arbeiten mehr als 1.900 Mitarbeiter. Die vielfach ausgezeichneten
Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft. Entstanden ist der
Forschungsverbund 1992 in einer einzigartigen historischen Situation aus
der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR.

- Das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft
(MDC) wurde 1992 in Berlin gegründet. Es ist nach dem deutsch-amerikanischen
Physiker Max Delbrück benannt, dem 1969 der Nobelpreis für Physiologie und
Medizin verliehen wurde. Aufgabe des MDC ist die Erforschung molekularer
Mechanismen, um die Ursachen von Krankheiten zu verstehen und sie besser zu
diagnostizieren, verhüten und wirksam bekämpfen zu können. Dabei kooperiert das
MDC mit der Charité - Universitätsmedizin Berlin und dem Berlin Institute of
Health (BIH) sowie mit nationalen Partnern, z.B. dem Deutschen Zentrum für 
Herz-Kreislauf-Forschung (DHZK), und zahlreichen internationalen 
Forschungseinrichtungen.

Am MDC arbeiten mehr als 1.600 Beschäftigte und Gäste aus nahezu 60
Ländern; davon sind fast 1.300 in der Wissenschaft tätig. Es wird zu 90
Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent
vom Land Berlin finanziert und ist Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft
deutscher Forschungszentren. 

www.mdc-berlin.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leibniz-fmp.de/de/press-media/filmportraits-2017/filmportraits-2017-thomas-jentsch.html

http://www.leibniz-fmp.de/jentsch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1624

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP)

Silke Oßwald, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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HERZ/1023: Forschung - Zebrafische können ihr Herz flexibel reparieren (idw)


Universität Bern - 06.02.2018

Zebrafische können ihr Herz flexibel reparieren



Dass Zebrafische ihr Herz nach Schäden regenerieren können, ist bereits
bekannt. Nun zeigt eine Studie unter der Leitung der Universität Bern,
dass Zebrafische ihr Herz nicht nach einem fixen Plan, sondern auf eine
flexible Weise reparieren können. Dabei bauen Zellen aus verschiedenen
Schichten die Herzmuskeln wieder auf. Die gewonnenen Erkenntnisse könnten
dazu dienen, einen ähnlichen Reparatur-Prozess auch im menschlichen Herzen
anzustossen.

Der Zebrafisch hat die erstaunliche Kapazität, sein Herz sogar nach
schwerwiegenden Schäden wieder zu regenerieren. Dabei teilen sich
Herzmuskelzellen, um das verlorene Gewebe zu ersetzen. Da dieser Prozess
im menschlichen Herz nicht vorhanden ist, sind Forschende auf der Suche
nach den Mechanismen, die beim Zebrafisch dafür verantwortlich sind. Ob
alle Herzmuskelzellen in gleichem Masse zur Reparatur des
Zebrafischherzens beitragen und ob verschiedene Vorläuferzellen für
verschiedene Herzsegmente vorhanden sind, ist derzeit unbekannt.

Ein Team um Dr. Nadia Mercader am Institut für Anatomie der Universität
Bern konnte nun in enger Zusammenarbeit mit Mitarbeitern am
Forschungsinstitut CNIC in Madrid (Spanien) und der Gruppe von Dr.
Christian Mosimann an der Universität Zürich zeigen, dass Herzmuskelzellen
des Zebrafisches höchst flexibel sind. Die regenerierenden
Herzmuskelzellen können sich im ausgewachsenen Herzen anpassen, um den
Zellen in den verschiedenen Regionen der vormals defekten Herzwand zu
ähneln. Doch können im Zebrafisch Herzmuskelzellen aus allen Teilen des
Herzens bei der Reparatur helfen? Um dies zu beantworten, schaute sich das
Team auch die Frühentwicklung des Herzens an.

Zellen sind von Anfang an flexibel

Das Herz ist das erste Organ, das im entstehenden Embryo seine Funktion
ausübt. Bei der Herzentwicklung bildet sich zuerst ein Herzschlauch, der
sogleich anfängt, Blut zu pumpen, um den Organismus mit Sauerstoff zu
versorgen. Gleichzeitig muss das Herz jedoch auch noch weiterwachsen. Dies
wird ermöglicht durch den fortlaufenden Anbau von neuen Vorläuferzellen an
den Enden des anfänglichen Herzschlauchs. Während die Zellen des
Herzschlauches im ausgewachsenen Herzen mehrheitlich die linke Herzkammer
bilden, tragen die Zellen, die später hinzukommen, vor allem zur Bildung
der rechten Herzkammer und der Vorhöfe bei.

Die Studie des Teams um Dr. Mercader zeigt nun, dass bereits bei der
frühen Herzentwicklung ein hoher Grad an Plastizität vorhanden ist: wenn
Muskelzellen des anfänglichen Herzschlauches zerstört werden, übernehmen
die später hinzukommenden Zellen die ursprüngliche Funktion, trotz ihrer
eigentlich anderen anfänglichen Aufgabenstellung.

"Diese Ergebnisse sind interessant, da unerwartet", sagt Nadia Mercader.
"Sie lassen vermuten, dass ein Herz auf verschiedene Weisen wieder neu
aufgebaut werden kann - wahrscheinlich nicht nach einem fixen Plan." Ein
besseres Verständnis davon, was diese Flexibilität im Zebrafischherz
ermöglicht, könnte laut den Forschenden von grosser Bedeutung sein, um
denselben Reparatur-Prozess auch im menschlichen Herzen anzuregen.


Die Studie wurde im Fachjournal "Nature Communications" veröffentlicht.

Bibliographische Angaben:

Sanchez-Iranzo, H., Galardi-Castilla, M., Minguillon, C., Sanz-Morejon,
A., Gonzalez-Rosa, J.M., Felker, A., Ernst, A., Guzman-Martinez, G.,
Mosimann, C., Mercader, N., 30.01.2018: Tbx5a lineage tracing shows
cardiomyocyte plasticity during zebrafish heart regeneration. Nat Commun
9:428, 1-13, doi: doi:10.1038/s41467-017-02650-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 06.02.2018
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FORSCHUNG/1223: Helfen Malaria-Medikamente gegen Alzheimer? (idw)


Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 05.02.2018

Helfen Malaria-Medikamente gegen Alzheimer?



Die Alzheimer-Krankheit ist bislang unheilbar und neue Wirkstoffe werden
frühestens in einigen Jahren verfügbar sein. Forscher wie Prof. Dr. Jochen
Kuhse von der Universität Heidelberg testen daher bereits vorhandene
Medikamente gegen andere Krankheiten um herauszufinden, ob diese auch bei
der Alzheimer-Krankheit einen positiven Effekt haben könnten. Gefördert
wird das zweijährige Forschungsprojekt von der gemeinnützigen Alzheimer
Forschung Initiative e.V. (AFI) mit 85.000 Euro.

Im Zentrum des Forschungsprojekts steht das Protein Gephyrin, das von
Alzheimer-Patienten möglicherweise nicht mehr in ausreichender Menge
gebildet werden kann. Gephyrin könnte in einer Wechselwirkung mit dem
Amyloid-Vorläufer-Protein (APP) stehen, das bei der Alzheimer-Krankheit
eine zentrale Rolle spielt. Es ist bekannt, dass bereits zugelassene
Medikamente - zum Beispiel gegen Malaria - die Gephyrin-Bildung erhöhen.

"Wir werden die positive Wirkung dieser Malaria-Medikamente auf die
Gephyrin-Bildung bei der Alzheimer-Krankheit genauer untersuchen. Unser
Ziel ist es, mithilfe eines Mausmodells die molekulare Wirkung von APP auf
die Gephyrin-Bildung zu entschlüsseln", sagt Prof. Jochen Kuhse. Sollte
die Erhöhung der Gephyrin-Produktion bei den Alzheimer-Mäusen eine
positive Wirkung haben, könnte dies den Weg für eine spätere
therapeutische Anwendung beim Menschen ebnen.

Die AFI ist der größte private Förderer der Alzheimer-Forschung an
deutschen Universitäten und öffentlichen Einrichtungen. Aktuell kann die
AFI zehn neue Forschungsprojekte mit insgesamt 798.357 Euro unterstützen.
Insgesamt konnten bislang 230 Forschungsaktivitäten von engagierten
Wissenschaftlern mit über 9,2 Millionen Euro finanziert werden.

Die förderungswürdigen Projekte wurden vom Wissenschaftlichen Beirat der
AFI unter dem Vorsitz von Prof. Thomas Arendt (Universität Leipzig)
zusammen mit den Beiräten der internationalen Kooperationspartner
Alzheimer Nederland in den Niederlanden und Fondation Vaincre Alzheimer in
Frankreich sowie externen Fachleuten im peer-review ausgewählt. Gefördert
werden Projekte in den Bereichen Grundlagen-, Ursachen-, Diagnose-,
Präventions- und Wirkstoffforschung an den Hochschulstandorten Bonn,
Coburg, Düsseldorf, Göttingen, Heidelberg, Leipzig, Saarbrücken und Ulm.


Über die Alzheimer Forschung Initiative e.V.

Die Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) ist ein eingetragener
gemeinnütziger Verein. Seit 1995 fördert die AFI mit Spendengeldern
Forschungsprojekte engagierter Alzheimer-Forscher und stellt kostenloses
Informationsmaterial für die Öffentlichkeit bereit. Bis heute konnte die
AFI 230 Forschungsaktivitäten mit über 9,2 Millionen Euro unterstützen und
rund 800.000 Ratgeber und Broschüren verteilen. Interessierte und
Betroffene können sich auf www.alzheimer-forschung.de fundiert über die
Alzheimer-Krankheit informieren und Aufklärungsmaterial anfordern. Ebenso
finden sich auf der Webseite Informationen zur Arbeit des Vereins und
allen Spendenmöglichkeiten. Botschafterin der AFI ist die Journalistin und
Sportmoderatorin Okka Gundel.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/forschungsprojekte/projektdatenbank/

Beschreibungen zu allen Projekten finden Sie auf unserer Webseite

http://www.alzheimer-forschung.de/presse/einzelansicht/news/News/detail/helfen-malaria-medikamente-gegen-alzheimer/ 

Kostenfreies Fotomaterial

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Alzheimer Forschung Initiative e.V., Dr. Christian Leibinnes, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/719: Ratgeber - Wie pflegende Angehörige beim Essen und Trinken helfen können (Zentrum für Qualität in der Pflege)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 6. Februar 2018

Ernährung und Prävention

Wie pflegende Angehörige beim Essen und Trinken helfen können



Berlin - Der neu gestaltete ZQP-Ratgeber 'Essen und Trinken' bietet
leicht verständliche Tipps, wie man etwa Mangelernährung oder
Flüssigkeitsmangel bei Pflegebedürftigen vermeiden kann.

Essen und Trinken sind ein Leben lang hochbedeutsam. Der Körper
braucht unter anderem Nährstoffe und Energie, um gesund zu bleiben.
Ernährung ist daher gerade auch im hohen Alter und bei
Pflegebedürftigkeit ein wichtiger Faktor von gesundheitlicher
Prävention.

Aber für viele pflegebedürftige Menschen sind die täglichen Mahlzeiten
belastend. Die Gründe dafür sind vielfältig: Kau- oder
Schluckbeschwerden, motorische Einschränkungen, Appetitlosigkeit oder
Vergesslichkeit können das Essen und Trinken erheblich erschweren. Das
Risiko einer Mangelernährung steigt dann. Viele der etwa drei
Millionen Pflegebedürftigen in Deutschland benötigen daher Hilfe bei
der Zubereitung der Mahlzeiten oder beim Essen und Trinken.

Daher hat die gemeinnützige Stiftung Zentrum für Qualität in der
Pflege (ZQP) einen kostenlosen Ratgeber für pflegende Angehörige mit
praktischen Hinweisen, aktuellem Basiswissen und anschaulichen
Illustrationen rund um das Essen und Trinken entwickelt. Die
Informationen entsprechen dem bestverfügbaren Pflegefachwissen und
basieren unter anderem auf dem Expertenstandard zum Thema
Ernährungsmanagement des Deutschen Netzwerks für Qualitätsentwicklung
in der Pflege (DNQP).

"Beim Essen und Trinken unterstützen, ist eine der zentralen
Tätigkeiten von pflegenden Angehörigen. Sie tragen dabei nicht nur zu
einer bedarfsgerechten Ernährung bei. Es geht zum Beispiel auch um das
sozial sehr wichtige Zusammensein bei einer gemeinsamen Mahlzeit und
nicht zuletzt den Genuss", sagt der ZQP-Vorstandsvorsitzende Dr. Ralf
Suhr. "Zudem trainieren sowohl die Vorbereitung der Mahlzeiten als
auch die Nahrungsaufnahme selbst die Muskeln und die Koordination der
Pflegebedürftigen." Darum sollten diese so viel wie möglich selbst
übernehmen und wenn nötig auch dazu angeleitet werden. Es könne für
pflegende Angehörige also sehr herausfordernd sein, richtig bei
Mahlzeiten Hilfestellung zu geben. Darum sei es wichtig, sie mit
qualitätsgesichertem Rat zu unterstützen, so Suhr weiter.

Der Ratgeber gibt auf 36 Seiten einen Überblick, was bei der Ernährung
Pflegebedürftiger wichtig ist. Zudem werden Tricks und Hilfsmittel
vorgestellt, die Pflegebedürftigen das Essen und Trinken erleichtern.
Pflegende Angehörige finden zahlreiche Hinweise, wie sie mit konkreten
Problemen wie Schluckstörungen, Appetitlosigkeit,
Verdauungsbeschwerden, Anzeichen für eine Fehlernährung oder
Flüssigkeitsmangel umgehen können: Zum Beispiel sollten bei
Schluckstörungen keine faserigen, krümeligen Lebensmittel gereicht
werden. Bei Appetitlosigkeit sind kleinere, über den Tag verteilte
Mahlzeiten sinnvoll. Ein Ernährungsprotokoll kann helfen,
Mangelernährung frühzeitig zu erkennen.

Für eine gesunde Ernährung ist Zeit ein wichtiger Aspekt.
"Pflegebedürftige sollten beim Essen und Trinken nicht gedrängt
werden. Das Tempo sollte an ihre Bedürfnisse und Fähigkeiten angepasst
sein - auch wenn das manchmal sehr viel Geduld von den Helfern
fordert. Jemanden zum Essen zwingen, ist absolut tabu. Aber auch wann
und was gegessen wird, sollte mit dem Pflegebedürftigen abstimmt
werden", erklärt ZQP-Pflegeexpertin Daniela Sulmann.

Der Ratgeber 'Essen und Trinken' ist Teil der Ratgeberreihe des ZQP,
die Angehörigen fundierte, alltagstaugliche Tipps für die häusliche
Pflege an die Hand gibt. Die Printausgaben können kostenlos per E-Mail
beim ZQP bestellt werden: bestellung@zqp.de.


Mehr zum Ratgeber und anderen Angeboten der Stiftung gibt es auf 
 
www.zqp.de

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner 
in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 6. Februar 2018

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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STUDIE/602: Starkes Übergewicht wird als selbstverschuldet wahrgenommen (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 05.02.2018

Starkes Übergewicht wird als selbstverschuldet wahrgenommen



Repräsentative Befragungen in Deutschland, Großbritannien und den USA:
Obwohl Experten für die weltweite Zunahme von stark übergewichtigen
Menschen hauptsächlich veränderte Umweltbedingungen verantwortlich machen,
gibt die breite Öffentlichkeit dem Einzelnen die Schuld an seinem
Übergewicht. Ihrer Meinung nach sollten Betroffene resultierende
medizinische Behandlungskosten deshalb selbst tragen. Dies zeigt eine
aktuelle Studie des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung und der
Universität Mannheim, welche in der Fachzeitschrift Annals of Behavioral
Medicine veröffentlicht wurde.

Fast ein Drittel der Weltbevölkerung ist übergewichtig. Wissenschaftler
sprechen bereits von einer globalen Gesundheitskrise, und die
Weltgesundheitsorganisation fordert beispielsweise eine 20-prozentige
Zuckersteuer für Getränke. Denn Experten sind sich einig, dass für die
Zunahme von Adipositas, also starkem Übergewicht, vor allem veränderte
Umweltbedingungen verantwortlich sind. Schließlich ernähren sich Menschen
in Industrienationen heute weitaus kalorienreicher als früher, während sie
sich gleichzeitig weniger bewegen. "Wir haben jahrhundertelang vom
Schlaraffenland geträumt. Einem Land mit Essen im Überfluss, das uns ohne
Anstrengung quasi in den Mund fliegt. Heute leben wir in einem modernen
Schlaraffenland - doch das bringt neue Probleme mit sich", sagt Jutta
Mata, Professorin für Gesundheitspsychologie an der Universität Mannheim
und assoziierte Wissenschaftlerin am Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung.

Die gesellschaftliche Unterstützung für politische Maßnahmen und
Regelungen, die die Umweltbedingungen in den Fokus nehmen, ist bisher
jedoch eher gering. Denn die meisten Menschen sehen die Schuld für starkes
Übergewicht vorrangig beim Einzelnen. Dies zeigt eine Befragung von
repräsentativen Bevölkerungsstichproben aus Deutschland, Großbritannien
und den USA. Die Wissenschaftler wollten wissen, wen die Befragten für
starkes Übergewicht verantwortlich machen, wer ihrer Meinung nach die
Behandlungskosten zahlen sollte und welche politischen Maßnahmen als
wirkungsvoll angesehen werden. Um die Ergebnisse besser einordnen zu
können, stellten die Wissenschaftler zudem dieselben Fragen mit Blick auf
Alkohol- und Tabakabhängigkeit. Diese Erkrankungen haben zum einen einige
Ähnlichkeiten mit starkem Übergewicht. Zum Beispiel wird diskutiert, ob
starkes Übergewicht auch die Folge einer Art "Sucht nach Essen" sein
könnte. Zum anderen wurden für sie bereits erfolgreich breite Präventions-
und Interventionsmaßnahmen durchgeführt.

In allen drei Ländern machten die meisten Befragten den Einzelnen für
Fettleibigkeit verantwortlich, genauso wie bei Süchten wie Alkohol- oder
Tabakabhängigkeit. Generell gilt: Umso höher die persönliche Verantwortung
bewertet wurde, desto stärker befürworteten die Befragten, dass der
Einzelne für seine Behandlungskosten selbst aufkommen sollte. In
Deutschland und Großbritannien war ein gutes Drittel der Befragten dieser
Meinung, in den USA waren es knapp 45 Prozent. Das Haushaltseinkommen der
Befragten beeinflusste ihre Aussagen nicht.

Darüber hinaus schätzten die Befragten die Wirksamkeit politischer
Maßnahmen zur Prävention von Adipositas - wie hohe Steuern, reglementierte
Verfügbarkeit, regulierte Vermarktung und Bewerbung sowie Kennzeichnung
und Warnungen - im Vergleich zur Wirksamkeit dieser Maßnahmen zur
Prävention von Alkohol- und Tabakabhängigkeit ein. Insgesamt bewerteten
sie politische Maßnahmen und Regelungen gegen die Verbreitung von starkem
Übergewicht als weniger wirksam als die gegen Alkohol- und
Tabakabhängigkeit. Darüber hinaus wurde eine hohe Besteuerung in allen
drei Ländern als am wenigsten erfolgsversprechend bei der Bekämpfung von
Adipositas angesehen, auch wenn dies bei der Bekämpfung von Alkohol- und
Tabakabhängigkeit als effektiv eingeschätzt wird. Die wirksamste Maßnahme
gegen Adipositas ist aus Sicht der Befragten eine verständliche
Nährwertkennzeichnung auf Lebensmitteln. Solche Kennzeichnungen zielen vor
allem auf die Essensentscheidungen des Einzelnen ab. Verständlichere
Nährwertkennzeichnungen halten die meisten sogar für effektiver als
deutliche Warnungen vor den Gesundheitsrisiken auf Alkohol- und
Tabakprodukten.

"Eine Maßnahme zur Prävention von Adipositas, die aktuell schon eine
breite Unterstützung in der Öffentlichkeit erhält, sind verständliche
Nährwertkennzeichnungen. Sie können die Entscheidungskompetenz der
Menschen stärken und wären leicht umsetzbar", sagt Ralph Hertwig, Direktor
des Forschungsbereichs "Adaptive Rationalität" am Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung in Berlin.


Originalstudie

Mata, J., & Hertwig, R. (2018). Public beliefs about obesity relative to
other major health risks: Representative cross-sectional surveys in the
USA, the UK, and Germany. Annals of Behavioral Medicine. Advance online
publication. doi:10.1093/abm/kax003

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung

Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpib-berlin.mpg.de/de/presse/2018/02/starkes-uebergewicht-wird-als-selbstverschuldet-wahrgenommen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Kerstin Skork, 05.02.2018
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LABEL/4823: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 09.02.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (09.02.2018)



Birth Of Joy - Hyper Focus

2-LP (+DLC)/ltd. col. 2-LP (+DLC)/CD - EUR 22,75/24,75/14,75

'HYPER FOCUS' ist ein Meisterwerk. Schartig, laut und aufbegehrend.
Obwohl Kevin Stunnenberg, Bob Hogenelst und Gertjan Gutman von
Blues-Rock und vom Psychedelic-Rock der 1960er und 70er stark
beeinflusst wurden, vermeiden sie es wie eine Retro-Kopie zu klingen
und überraschen mit einem modernen Mix aus Stoner, Grunge und Punk.
"Zeitlos brachial und mitreißend" schreibt der WDR Rockpalast, "mit
ihrem Mix aus Psychedelic-Rock, Blues, 60er und 70er brennen sich die
Niederländer sofort ins Gedächtnis" sagt das Classic Rock Magazin
über die Band, die nach eigenen Aussagen wie "Sixties on Steroids"
klingt. Am 08. Dezember erscheint endlich die erste Single, die auch
gleichzeitig Titeltrack des Albums ist: "Hyper Focus is about the
constant stream of information and, above all, disinformation that is
relentlessly bombarding us nowadays" sagt die Band über den Song. Das
niederländische Psychedelic-Rock Trio hat in den letzten 3 Jahren 450
Konzerte gespielt, darunter Festivals wie u.a. The Great Ecape (UK),
Bobital (FR), Montreux Jazz (CH), Pinkpop (NL) oder das Orange
Blossom Special (DE). 2014 wurden BIRTH OF JOY für einen Edison Award
nominiert, gefolgt von Headliner Shows in Ägypten, der Türkei,
Südafrika und Russland. 2016 eröffneten sie für MUSE und stellten mit
172 Konzerten in nur einem Jahr ihren persönlichen Rekord auf.

Das neue Album 'HYPER FOCUS' erscheint am 16/02/2018 bei Glitterhouse
Records und wird nicht nur Freunden von All Them Witches, Kadavar,
Blues Pills, Motorpsycho oder King Gizzard & The Lizard Wizard
gefallen.


Saitenarbeit in satt & saftig:

Mascot im Dreierpack - 3 für 30!

Gitarren-Attacken der saftig-satten Art bieten die
Wucht-Veröffentlichungen der Mascot-Label-Gruppe zuhauf, schon ein
kurzer erster Blick auf die musikalischen Haupt-Täter (u.a. Joe
Bonamassa, Walter Trout, Jonny Lang, Kenny Wayne Shepherd, Gov't
Mule, Black Country Communion ...) kündet von handfest-herrlicher
Saitenarbeit (und auch Tastenwerk, siehe Meister Airey & Co). Zwei
Monate lang dürfen wir Euch die gitarristischen Glanzlichter des
Labels zum freundlichen Sonderpreis von 10,95 Euro andienen, im
Bündel allerdings wird das Ganze noch attraktiver: Der Dreierpack
kostete Euch nur noch 30 Euro. Glatt.

In der Folge nur knappe Essenz des reichhaltigen Angebots, zur ganzen
Pracht geht's - hier entlang.

Je 1-CD (und mehr):
Black Country Communion - 2 (ltd. Edition) 10,95

Black Country Communion - Live Over Europe 2-CD 10,95

Black Stone Cherry - Kentucky (DeLuxe Edition) CD+DVD 10,95

Joe Bonamassa - Live From The Royal Albert Hall 2-CD 10,95

Joe Bonamassa - Live From Nowhere In Particular 2-CD 10,95

Popa Chubby - Universal Breakdown Blues 10,95

Robert Cray Band - 4 Nights Of 40 Years Live 2-CD+BluRay 10,95

Robben Ford - Into The Sun 10,95

Galactic - Into The Deep 10,95

Gov't Mule - Shout! 2-CD 10,95

Gov't Mule - Dark Side Of The Mule 10,95

Beth Hart - 37 Days 10,95

Beth Hart - My California 10,95

Warren Haynes - Live At The Moody Theater 2-CD+DVD 10,95

Warren Haynes - Man In Motion 10,95

Jeff Healey - Heal My Soul 10,95

The Jelly Jam - Profit 10,95

JJ Grey & Mofro - Ol' Glory 10,95

Kenny Wayne Shepherd Band - Goin' Home (ltd. Edition) 10,95

Michael Landau - Organic Instrumentals 10,95

Jonny Lang - Fight For My Soul (ltd.) 10,95

Little Hurricane - Same Sun Same Moon 10,95

No Sinner - Old Habits Die Hard 10,95

Omar & The Howlers - Live At The Paradiso 10,95

Pallas - XXV (ltd. Edition) 10,95

The Rides - Can't Get Enough (DeLuxe Edition) 10,95

Rock Candy Funk Party - We Want Groove CD+DVD 10,95

Simo - Let Love Show The Way (ltd. DeLuxe Edition) 10,95

Spock's Beard - The X Tour: Live 2-CD+DVD 10,95

Supersonic Blues Machine - West Of Flushing, South Of Frisco 10,95

Walter Trout - Blues For The Modern Days 10,95

Walter Trout - Luther's Blues 10,95

Walter Trout - Unspoiled By Progress 10,95

Joe Louis Walker - Everybody Wants A Piece 10,95

Leslie West - Still Climbing 10,95


And The Golden Choir:

Handsignierte Herrlichkeiten!

And The Golden Choir - Breaking With Habits

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Bereits der erste Alleingang des Tobias Siebert in seiner And The
Golden Choir-Inkarnation ließ mich still, stolz und staunend zurück -
konnte ich mich doch kaum erinnern, eine derart flirrend-farbige
Fülle an schier überschäumender Pop-Phantasie auf einem einzigen
Album aus hiesigen Gefilden vorzufinden. Für sein 2018er Prachtwerk
zog sich der Vielinstrumentalist und sanftbestimmte Sänger wieder für
Monate in die kerzenlicht-beleuchtete Klausur des Kreuzberger Studios
zurück, um uns noch tiefer in das Traumreich seiner ideen-sprudelnden
Inspiration tauchen zu lassen, uns einzuladen in einen mit schlichten
Worten kaum fassbaren Pop-Palast voller majestätischer Hallen, sich
windender Gedankengänge und manch verführerisch-versteckter
Klang-Kammer. Durch Hinzunahme allerlei elektronischer
Ton-Träumereien fallen Sieberts Kunstgebilde noch reicher, noch
tiefer aus, raumgreifende Momente machtvoller Opulenz stehen
gefühlvoll gleichberechtigt neben Phasen intensivster Kargheit,
schichtreiche Passagen lukullischen Schwelgens neben beseelter
Bescheidenheit, unermesslicher instrumentaler Reichtum wird gekrönt
von wolkenweicher vokaler Vielschichtigkeit, den Hörer mit
sanft-unwiderstehlicher Energie in die sieben Kreise des
Harmonie-Himmels tragend. Derartige Klangvisionen lassen wenig
Möglichkeit zum Vergleich, da der Prinz der polyphonen Pop-Pracht
immer neue feinfühlige Facetten aufblitzen lässt, mal allein zum
Klavier betört, mal mit symphonischen Wogen überwältigt, sich gekonnt
in Howe Gelb'scher Grandezza übt, in der mitreissenden Gefühlstiefe
eines Joel R.L. Phelps badet, aber stets die stimmliche Nähe zur
samtenen Ästhetik eines Antony oder Scott Matthew spüren lässt.
Zwischen orchestraler Wucht und balladeskem Sanftmut, zwischen leiser
Balkan-Brise, solitärer Klarinette und dezenten Soul-Spuren,
beseelter Songwriterkunst und königlicher Klang-Architektur bleiben
nur noch ganz eigene, ganz besondere Pop-Phantasten zum Vergleich,
zwischen den Beatles auf dem Übergang zur Abbey Road, Kate Bush auf
der Höhe ihrer eigensinnigen Kunst, der frühe Oldfield fernab der
Chartserfolge und den magischsten Momenten des Get Well Soon-Genies
entfaltet sich eine Pop-Kunst, die einzig ist. Und das nicht nur
hierzulande. (cpa)

Achtung: Die ersten 50 Besteller der CD-Fassung des neuen Golden
Choir-Albumtraums erhalten sie vom Künstler handsigniert.

Das immer noch beeindruckende Debüt:

And The Golden Choir - Another Life 2-LP (golden vinyl)/CD 21,95/8,95


Zum Netzbesuch freigegeben: Der Februar-Katalog

Jetzt auch im Netz zu bewundern: Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog
für Februar, unterlegt mit Musik von Birth Of Joy (ein akustischer
Vorbote auf das kommende Album)


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum wohlverdienten
Wochenende: 

American Folk - Soundtrack

LP/CD - EUR 21,95/14,95

2018er Soundtrack zum Independent-Film mit Joe Purdy und Amber
Rubarth, die beide auch für den Großteil der 19 Tracks verantwortlich
zeichnen. Neben zwei, drei Dialogpassagen und zwei Fremd-Darbietungen
(Some Humans von John Prine und Freight Train von Garcia & Grisman)
gibt es nahezu ausschließlich zur akustischen Gitarre unter die Haut
gesungene Solo- & Duett-Darbietungen der beiden Protagonisten, wobei
sich Standards, Traditionals und Rubarth/Purdy-Originale die wohlige
Waage halten. Incl. u.a. Red River, Black Jack Davey, Pretty Saro,
Oh! Susanna, Swing Low Sweet Chariot, Hello Stranger, Moonlight, Oh
Shenandoah und Lonesome Valley.


Calexico - The Thread That Keeps Us

LP/ltd. 2-CD - EUR 21,95/18,95

Das neunte Studioalbum der Lieblingsband aus Tucson, Arizona. Da kann
natürlich nichts schiefgehen, denn am Grundkonzept der Vorgänger hat
sich nichts Wesentliches geändert. Nachdem man meistens im heimischen
Wavelab-Studio von Craig Schumacher aufgenommen hat, ist "The Thread
That Keeps Us" diesmal an der Pazifikküste im Norden Kaliforniens
entstanden, aber eben doch wieder mit dem gewohnten Producerteam. Wie
immer sind auch hier drei, vier Nummern mit TexMex-, Cumbia- und
Rumba-Flavor dabei, einmal auch wieder von Joey Burns auf Spanisch
gesungen ("Flores Y Tamales"). Klares Highlight ist das höchst
tanzbare "Under The Wheels", das mit pluckernder Beatbox beginnt,
dann aber einen kantigen Rocksteady/Reggae-Groove entfaltet und wie
so oft von knackigen Mariachi-Trompeten gekrönt wird. Wie immer ist
das stilistische Spektrum breit, längst sind Calexico über gängige
Desert-Rock-Formate hinausgewachsen. Diesmal gibt es auch einige
etwas härtere Songs mit fast noisigen Stromgitarren, ein- oder
zweimal assoziiere ich fast schon Crazy Horse. "Another Space" gerät
tatsächlich recht spacig, auch "Eyes Wide Awake" hat eine gewisse
psychedelische Schwere, und "Dead In The Water" hat gar ein
ekstatisches Hammerklavier fast schon a la Stooges zu bieten. Das
sind aber wie gesagt die Ausreißer aus dem bewährten
Americana-Desertrock mit TexMex-und Latin-Flavour. Der Bandname
("California + Mexico") ist also mehr denn je Programm dieser ebenso
einzigartigen wie beständigen Band. Im März übrigens mal wieder auf
Deutschland-Tour. (Joe Whirlypop)

Obacht: Die beiden limitierten Ausgaben, sowohl in CD- als auch
Vinyl-Form, bieten auf dem jeweiligen Bonustonträger 7 (sieben)
zusätzliche Stücke.

Doppel-Obacht: Mit unbezahlbarer Unterstützung von City Slang (Label)
und Universal (Vertrieb) gelangten wir in den Besitz zweier
Vinyl-Weißmuster, die wir jetzt, von der Band handunterschrieben,
unter den ersten 200 Käufern des neuen Albums - egal in welcher
Version - verlosen. Damit auch wirklich alle Neu-Calexico-Besitzer an
der Verlosung teilnehmen können, werden wir diese LP-Edel-Exemplare
noch nicht den Warensendungen beilegen, sondern erst nach Eintreffen
der 200. Bestellung den beiden glücklichen Gewinnern zukommen lassen.


Dagadana - Meridian 68

CD - EUR 16,95

18er. Eine polnische Band mit 2 tollen Sängerinnen, die polnische
Folk-Traditionen (und einige ukrainische) mit Pop-, Jazz-, ab und zu
auch weiteren Folk/World Music- und dezenten (Prog) Rock-Elementen
verschmilzt. Mit ausgezeichnetem, manchmal brillantem Ergebnis! Es
gibt eine Menge rhythmische Delikatessen und effektiv ausgearbeitete
nicht nur stilistische Kontraste, leise diffizile Momente,
kraftvolle, saftige, spielfreudige/verspielte/lustvolle werden mit
kunstvollen verwoben, komplexe mit simplem Folk Pop, zwischendurch
taucht eine kleine Prise herrlich leichtfüßiges bis fröhliches
Brasil-Flair auf, oder eine gewisse Ähnlichkeit mit Soft Machine (ca.
6/7), gar Minimal Music-Anleihen, mehrfach fühlte ich mich an die
American Songbirds erinnert. Variable Synthie-Tupfer (klasse
Klangfarben!) ergänzen das fein und vielfältig/detailreich
strukturierte/arrangierte Spiel von (E-) Piano, Cello, (oft
mongolischer) Geige (sporadisch Trompete)... Und über allem die
häufig großartige vokale Seite: Ebenso vielseitig, strahlend, gern
mehrstimmig (bzw. Harmony Vocals), punktuell aber immer wieder der
faszinierende Throat-Gesang eines Gastes aus der Mongolei. Einfach
klasse! Kurz dachte ich an Bulgarian Voices, Värttinä. Einige
getragene, wundervoll atmosphärische, mal liturgisch wirkende, gar
beinahe majestätische Phasen/Stücke klingen absolut traumhaft!
Großteils (textlich immer), freilich deutlich modifiziert, polnische
(ukrainische) Traditionals (reizvolle Melodik!), ausgesprochen
spannend umgesetzt. Klare Empfehlung, im schönen Hardcover-Mini-Book
mit eingeheftetem 48-S.-Booklet. (dvd)


Alela Diane - Cusp

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Lang und herzhaft ersehnte Rückkehr zu ewiger Güte, Labsal für die
Seele, in sanfteste Musik getauchtes Feingefühl, viel-vokal
vergoldetes Filigran-Klangwerk für alltagsgeschundene Sinne. Mehr
durch Zufall, vielleicht gar Schicksal zur Konzentration aufs
Klavierspiel gezwungen, erschuf die emotionstiefe Klang- &
Wortschöpferin ihre zwölf neuen Weisen zunächst allein am Piano, um
diese instrumentale Vorherrschaft auch im finalen Vollwerk mal nur
durchschimmern, meist aber bestimmend wirken zu lassen. Die nie
überfrachteten, eher gefühlstief-ozeanklar gestalteten,
artig-artifiziellen Arrangements werden streiflichtartig von
individuellen Holz- und Blechbläser-Linien, Akustik- und
Twang-Gitarren-Glanzlichtern, solitär-sentimentalem Cello-Momenten
oder anderen zarten Streichensemble-Schwaden bereichert, stets sanft
aber bestimmt geführt von der betörend schönen Stimme der
Protagonistin, die mitunter in delikatesten Duett- und
traumgleich-betörenden Terzett-Harmonien dargereicht werden. So
unaufdringlich das filigran-fragile Instrumental-Lager auch
dahinschwebt, so meisterlich wurde es von Alela, Ryan Francesconi
(Joanna Newsom), Peter Broderick, Heather Woods Brodrick (Shanron van
Etten) oder Daniel Hunt (Neko Case) angerichtet, ganz und gar dazu
angetan, den verletzlich-verwöhnenden Gesang in luftig-leicht
seelensalbenden Melodien wirken zu lassen, um von Gesetzen und
Gebrechen der Zeit befreit in unbeschränkter Schönheit zu wirken.
Ungemein fein-filigrane, völlig aus der Zeit gefallene
Folk-Art-Klanggemälde, in gefühlswahrer, seelenvoller Balladen-Größe
ausgebreitet, ganz allein dem ewigen Genuss gewidmet und den Freunden
der reinen Song-Kunst von Vashti Bunyan bis hin zur frühen Judy
Collins mit Vehemenz ans Herz gelegt. Unendlich schön. (cpa)


Duck Duck Grey Duck - Traffic Jam

2-LP/CD - EUR 29,95/16,95

Zweites Album des Schweizer Trios, das hier seine
garagenrocknrolligen Roots zwar nicht aufgibt, diese aber stilistisch
deutlich erweitert - was dann einen durchaus eigenständigen Sound
ergibt. Duck Duck Grey Duck sind ein Projekt von Robin Girod,
ansonsten Gitarrist und Sänger der famosen Mama Rosin - eine der
furiosesten Live-Bands überhaupt (Richtung Cajun-Rock'n'Roll) und
neben den Aeronauten und Klaus Johann Grobe die für mich beste Band
der Schweiz. Hier arbeitet er erneut mit Erika Stuckys Drummer Nelson
Schaer zusammen und liefert gleich 25 neue Songs ab, die thematisch
in vier Blöcke aufgeteilt werden, insgesamt aber dennoch gut
zusammenlaufen. Das stilistische Spektrum reicht von krachigem
Garagenpunk über Indie- und Dance-Pop bis zu spacigen Grooves - wobei
die trashigen heavy Blues-Elemente a la Black Keysam Verschwinden
sind. Und fast alles ist ganz schön funky, was nicht nur an der
lässig groovenden Rhythm Section liegt, sondern vor allem an der
extrem vielseitigen und technisch großartigen Gitarre von Girod. So
fließen fast jazzrockige, angeprogte Parts mit ein - gegen Album-Ende
fast schon im psychedelischen Freak-Out-Format, von versierten
Musikern mit erkennbarem Spaß und Leidenschaft eingespielt. Der
Gesang ist auch gut, gerne ein bisschen blechern, mal englisch, mal
französisch gesungen - letztes gefällt mir noch besser. Die drei
Genfer erweisen sich hier als echte Tausendsassas, die sich keinem
bestimmten Genre zuordnen und damit auch nicht leicht vermarkten
lassen. Würde ich mir - wie unbedingt auch mal wieder Mama Rosin -
sehr gerne live ansehen. (Joe Whirlypop)


Franz Ferdinand - Always Ascending

LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/14,95

Huch, wie lange ist das denn her? Das zu recht supererfolgreiche
Debüt stammt von 2004, wie doch die Zeit vergeht. So richtig weg
waren Franz Ferdinand auch in den letzten Jahren nicht, der
kommerzielle Erfolg aber schon. Was auch an so schrägen Ideen lag,
ein Album gemeinsam mit den "schwierigen" Sparks zu machen ("FFS" von
2015) - musikalisch nicht schlecht, aber doch kaum zu verkaufen.
Dieses neue Album scheint sich stilistisch an den erfolgreichen
jungen Jahren zu orientieren und bietet schmissigen Indie-Rock mit
kernigen Riffs zu tanzbaren Beats, in New Wave-Ästhetik gehalten
(also oft mit Keyboards) und mit klaren, eingängigen Songs. Oder
gleich euphorischen Discorock-Hymnen wie dem tollen "Always Ascending
Glimpse Of Love", wahlweise auch mal mit Sax oder Streichern. Der
öfters erklingende Hi-Hat-lastige Disco-Beat dürfte Producer Philippe
Zdar (Cassius, Phoenix) geschuldet sein. Ansonsten kann man aber
einen gewollten Zeitmaschineneffekt bei den Jungs aus Glasgow
attestieren, bei denen der ursprüngliche Gitarrist Nick McCarthy
inzwischen ausgestiegen ist, er wurde durch gleich zwei Neue ersetzt:
Keyboarder Julian Corrie und Dino Bardot (Gitarre). Sänger Alex
Kapranos klingt jedenfalls wie immer, auch die neuen Songs wirken
frisch und kraftvoll. "Always Ascending" klingt für alte Fans so wie
es soll, allerdings hat sich die Welt inzwischen auch musikalisch
weitergedreht. (Joe Whirlypop)

Backkatalog-Extrakt, je 1-CD, zu Sonderpreisen:

Franz Ferdinand - Right Thoughts, Right Words, Right Action 2-CD 8,95

Franz Ferdinand - Franz Ferdinand 8,95

Franz Ferdinand - You Could Have It So Much Better 8,95

Franz Ferdinand - Tonight: Franz Ferdinand 8,95


Melody Gardot - Live In Europe

3-LP/2-CD - EUR 49,95/18,95

Die Sängerin und Songschreiberin, die erst mit der genialen
Album-Großtat Currency Of Man in mein mitunter höchst eingeschränktes
Blick- & Hörfeld eintauchte und deren eindeutiges Einordnen ins
Jazz-Fach mir weiterhin erfreulicherweise nicht gelingen mag, erfreut
die Daheimgebliebenen mit einer Europa-Rundreise durch ihre
Konzert-Auftritte der Jahre 2012 bis 2016 und schenkt uns 17
gesammelte Live-Aufnahmen aus u.a. Paris, Wien, Frankfurt, Amsterdam,
Zürich, Barcelona, Utrecht und London und gleichzeitig einen
nachhaltigen Beweis ihrer beeindruckenden Bühnen-Präsenz.


Beth Hart & Joe Bonamassa - Black Coffee

2-LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/15,95

Beeindruckender Paarlauf dieses deftig-delikaten Duetts, dass sich
wieder einmal erlesenes, nicht immer auf den ersten Blick
offensichtliches, dafür aber stets perfekt passendes Song-Material
auf den Leib wählte, um in seiner kraft- und gefühlstrotzenden Vision
einer besseren Roots-Rock-Welt als Ausgangsmaterial für
instrumental- und vokal-artistische Glanzleistungen zu dienen. Auch
wenn der tonangebenden Besetzung wegen freilich meisterliches,
mitunter auch Metal-satt-saftiges Saitenspiel und
schneidend-verführerische Sangeskunst im Mittelpunkt des mal
treibenden, mal schleichend-becircenden Geschehens stehen, so gibt es
hier weit mehr betörende Akteure, die den Klangraum mitreißend
füllen, allen voran die gefühlvolle Tastenarbeit und die packend
gesetzten Bläser-Sätze, die diese meisterliche Melange aus Blues und
Swing, Soul und Jazz, Rock und Funk ins rechte Klanglicht rücken.
Aber es ist diese magische Zweisamkeit von galant-genialer Gitarre
und unwiderstehlich unter die Haut geriebenem Gesang, die die beim
bloßen Lesen mitunter überraschende Sammlung von Stücken von Edgar
Winter, Etta James, Ike & Tina Turner, Ella Fitzgerald, Lil' Green,
LaVern Baker, Howlin' Wolf, Lucinda Williams und Waldeck zu einer
emotionsgeladenen Feierstunde des Soul'n'Blues'n'Rock'n'Roll werden
lässt. Packend und perfekt. (cpa)

Der Beth & Bonamassa-Backkatalog:

Beth Hart & Joe Bonamassa - Live In Amsterdam 2-CD/2-DVD 9,95/9,95

Beth Hart & Joe Bonamassa - Seesaw (ltd. Edition) CD+DVD 9,95

Beth Hart & Joe Bonamassa - Don't Explain CD 9,95


The James Hunter Six - Whatever It Takes

LP (+MP3)/CD - EUR 15,95/15,95

Yes! Endlich ein neues Album meines persönlichen zeitgenössischen
Soul-Helden. Der Brite auf Daptone Records liefert regelmäßig
Kandidaten für meine Jahres-Top Ten ab, es bleibt mir ein Rätsel,
weshalb James Hunter nicht auf Augenhöhe mit den Labelmates Sharon
Jones und Charles Bradley gehandelt wird. Vielleicht, weil sein R&B
und Soul richtig altmodisch ist und sich für meinen Geschmack
ziemlich genau an der Schnittstelle von jungem Marvin Gaye, Ray
Charles und Sam Cooke verorten lässt. Vor allem an letzteren erinnert
der lässige Umgang mit leicht exotischen Mambo- und Rumba-Grooves,
denen Hunter auf dem neuen Album sogar noch mehr Aufmerksamkeit
schenkt als zuletzt. Auch leicht karibische Vibes schüttelt der
Mittfünfziger scheinbar locker aus dem Ärmel, wobei man seine Stimme
nicht genug loben kann: als britisches Weißbrot kommt er den oben
genannten Helden schon ausgesprochen nah, oder auch Wilson Pickett
und Mitch Ryder, wie ich noch zum letzten Album schrieb. Der Sound
des Albums gerät ansonsten wieder authentisch vintage im typischen
Daptone Format, mit eleganten Bläsern, smoother Orgel und auch mal
Ausgefallenerem wie Vibraphon. Hunters verschärfte Gitarre hätte ich
mir allerdings etwas präsenter gewünscht. Dafür ist hier jeder Song
ein Treffer, vieles klingt wieder wie gecoverter Early Soul oder R&B,
stammt aber aus Hunters Feder. Das instrumentale "Blisters" könnte
ein BB King-Outtake aus den mittleren 50ern sein, "Don't Let Pride
Take You For A Ride" ist reinste Ray Charles-Magie, "It Was Gonna Be
You" borgt sich gekonnt den Groove von Ben E. Kings "Stand By Me" und
"How Long" ist Gospel in akustischem Arrangement - sowas kriegen nur
echte Könner hin. Obwohl die Mehrzahl der Songs entspannt bis
laidback daherkommt, ist diese Musik dennoch enorm tanzbar und
absolut clubtauglich. Rundum meisterlich produziert hat erneut
Daptone-Chef Gabriel Roth aka Bosco Mann. Im März kommt Hunter
übrigens für fünf Konzerte nach Deutschland. (Joe Whirlypop)


Kevin Meisel - Bring It To Light

CD - EUR 16,95

18er, der Singer-Songwriter aus Michigan, gesegnet mit einer feinen
ausgesprochen angenehmen/ursympathischen Stimme, mit 17 Demos, die
z.T. etwas stärker ausgearbeitet ausfallen, oft mit 2 oder 3
Instrumenten, neben 1,2 Ak.-Gitarren Mandoline, sporadisch Bass,
Tambourin, Akkordeon, Orgel, Harmonica - und meist erstklassigen
eminent effektiv/reizvoll eingesetzten Harmony Vocals (bzw. partiell
2.-Stimme)! Das Material stammt v.a. von 2005-2008 (plus ein paar
neuere Stücke) und wurde nie veröffentlicht - was angesichts der fast
durchgehenden Klasse erstaunlich ist! Teils von hoher melodischer
Durchschlagskraft, manchmal auch melodisch/strukturell recht einfach
(bis old-fashioned catchy), von hohem Gehalt und gern beträchtlicher
immer wieder ausnehmend poetischer Tiefe. Weit überwiegend
ruhiger/nachdenklicher/ausdrucksstarker wie emotionaler Stoff,
gelegentlich wunderbar wehmütig, ab und zu ganz schlicht/fast nackt
bzw. zart und leise, irgendwo zwischen Folk, Americana und
Songwriter-Country (1,2 x ziemlich traditionell grundiert). John
Prine ist sicher ein Einfluß, Richard Buckner wurde früher erkannt,
und "Nebraska" erwähnte er selbst (1x dachte ich gar entfernt an
sanfte CSN). Inkl. ein paar längerer z.T. im Laufe verdichteter
Tracks. Ein sehr schönes Werk, klar zu empfehlen! (dvd)


The Monochrome Set - Maisieworld

LP (+CD)/CD - EUR 18,95/15,95

Zeitgleich mit der verehrungswürdigen Werkschau "1979-1985: Complete
Recordings" kommt auch dieses neue Werk mit zehn Songs auf den Markt,
die Bid & Band in erstaunlicher Bestform präsentieren. "Maisieworld"
klingt aufs Schönste nach der ersten Hälfte der 80er und bietet fast
schon klassischen Pop zwischen Indie und Soul. Teils ein bisschen
barock verschnörkelt und gediegen instrumentiert (Orgel, Bläser,
Chorladies), die Songs von sonniger Eingängigkeit und mit upliftendem
Vibe gesegnet. Das erinnert an die guten Zeiten von Jazz Butcher und
Smiths, Edwyn Collins und Wedding Present, Dexys Midnight Runners und
- etwas zeitgenössischer - Belle & Sebastian. Für eine bald 40 Jahre
im Geschäft befindliche Band klingen The Monochrome Set hier
bewundernswert frisch, jugendlich und dynamisch. Die Songs der
Londoner Band haben eine bittersüße Reife, klingen aber kein bisschen
nach herbstlichem Spätwerk. Oft richtig schwelgerisch, beschwingt und
bei meinem Favoriten "I Feel Fine (Really)" fast wie die Smiths mit
leichtem Ska-Einschlag, ansonsten dominiert aber ein entspannter
Soul-Pop/Rock-Vibe. "Maisieworld" ist also rundum gelungen und nicht
nur deshalb die perfekt komplementäre Ergänzung zur aktuellen
Werkschau der frühen Jahre. (Joe Whirlypop)


The Monochrome Set - 1979-1985: Complete Recordings

6-LP (+6-CD)/6-CD - EUR 128,95/73,95

Wundervoll! Eine der unterschätztesten noch immer aktiven britischen
Proto-Indie-Bands kommt mit einem brandneuen Album (" Maisieworld")
und zeitgleich auch noch mit dieser umfassenden Werkschau (6 LPs bzw.
CDs) der jungen Jahre, komplett mit den ersten vier Alben und
sämtlichen Singles aus den goldenen Jahren 1979 bis 85. Eine weitere
gute Tat des rührigen Tapete-Labels, so bekommt man satte 68 Songs
für einen angemessenen Preis, darunter die ebenso raren wie
wegweisenden Alben "Strange Boutique" (1980), "Love Zombies" (1980),
"Eligible Bachelors" (1982), "The Lost Weekend" (1985): Der Sound der
Band aus London war eklektisch: gitarrenbasiert, mit Elementen von
New Wave, Ska und Soul, immer angenehm eingängig und ganz in der
Soundästhetik jener musikalischen Aufbruchsjahre. Mit dünner
Farfisa-Orgel und jangelnden Gitarren, eingängigen Melodien,
dynamischem Drive, teils ein wenig barock und anfangs auch mal mit
dem Tribal Drumming von Adam & The Ants, mit denen es personelle
Überschneidungen gab. Der Sound ist bis heute enorm frisch geblieben,
ein bisschen wie die jungen Go-Betweens, Woodentops und die eine oder
andere gutgelaunte Creation-Band, aus heutiger Sicht tun sich für
meinen Geschmack auch gewisse Ähnlichkeiten zu Belle & Sebastian auf.
Monochrome Set arbeiten mit fiebriger Rhythmik und gradlinigen
Melodien, immer nur ganz leicht schrägen Arrangements , was dann
später meistens als "indie" klassifiziert wurde. Mal gerät der Vibe
ein wenig karibisch, mal cocktailjazzig mit Marimba oder Steeldrums
in Richtung Style Council, oft auch statt Vocals nur mit gediegenen
Gitarrenlinien. Die Melodien sind überwiegend sonnig und eingängig,
das Ganze ein Paradebeispiel für Indie-Popmusik der frühen Jahre.
Essentieller Stoff also, kommt mit umfassenden Linernotes im Booklet
von Bandchef Bid und Robert Rotifer. (Joe Whirlypop)


Olli Schulz - Scheiß Leben, Gut Erzählt

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Bevor uns der larmoyante Liedermacher zu Pfingsten schon wieder im
Glitter-Garten besucht (OBS-Gänger & -Kenner werden sich an seinen
ersten Auftritt in Beverungen erinnern), bietet sein siebtes
Studioalbum gute Gelegenheit, sich seinem aktuellen Song-Schritt
anzupassen. Das 2018 Vollwerk (erschienen bei Trocadero) entstand
unter fester Mitwirkung von u.a. Moses Schneider, Arne Augustin, Kat
Frankie und Gisbert zu Knyphausen, als Gäste verteilen u.a. Ali As,
Linda Zervakis, Olli Dittrich (am Schlagwerk) und Bjarne Mädel
instrumentale und verbale Glanzlichter. Der vielmedial präsente
Protagonist selbst entdeckt sich erfolgreich als Sänger wieder und
versucht in verschiedenen Gangarten & Genre-Fingerübungen, mit
vielfarbigen Stil-Zitaten und vor allem wortreich die Brücke zwischen
Blödel-Barderei und Fink'scher Philosophie zu schlagen, lockt
wissendes Nicken und erntet mitunter leises Lächeln. Artige
Alltags-Balladen, leis-kritische Zeitgeistblitze, lässige Lästereien,
knapp gesetzte Kraftworte und eine nicht überreizte Skat-Verneigung
kleidet die ansprechend agierende Musiker-Mannschaft in
abwechslungsvolle Arrangements zwischen Hip-Hop-Groove und Pop-Pomp,
Disco-Flurfüller und sonnendurchfluteten Reggae-Rhythmus,
Weltmusik-Elementen und mittelgekonnt versteckter Seven
Nation-Anspielung, Rumpel-Country und dezent schnoddernder
Rossmy-Balladen-Artistik, dass ein einsilbiges Urteilen erfreulich
schwer fällt. Viel Zeit hat sich der angenehm unaufdringliche Sänger
für seinen Rückkehr-Auftritt als Allgemeinplatz-Hirsch gelassen, die
vorliegende Zehn-Song-Ausbeute bietet die genre-übergreifende Essenz
seiner aktuellen Kunst. (cpa)


Sterling Ball, John Ferraro & Jim Cox - The Mutual
Admiration Society 

CD - EUR 15,95

Passenderweise auf Favored Nations erscheinendes, von illustrer
Gästeschar verstärktes 2018er Triowerk im kochenden Schmelztiegel
zwischen Blues-Rock, (Country-) Swing und Rock'n'Roll ganz der heute
selten gewordenen Kunst des Instrumentals gewidmet. Während vor allem
Sterling Ball und Jim Cox an energischer E-Gitarre und
verspielt-faszinierender Orgel die instrumentale Linie des Albums
tragen und prägen, sorgen die Saitenkünste der Gäste Steve Morse,
Steve Lukather, Steve Vai, John Petrucci, Jay Graydon und 2x Albert
Lee immer wieder für außerordentliche Glanzlichter. Als Basis für
ihre köstlich ausgespielten Instrumental-Ausflüge dienten den drei
(und mehr) Altmeistern dabei wohlgewähltes Standard-Werk zwischen The
In Crowd, Baby Please Don't Go, Treat Her Right, Cryin' Time, I Want
You Back, Hey Good Lookin', Heartbroke und ein ebenso artistisches
wie augenzwinkerndes Disney-Medley. (cpa)


Superchunk - What A Time To Be Alive

LP (+DLC)/CD - EUR 18,95/13,95

18er. Erstaunlich langlebig inzwischen (fast 30 Jahre). Und keinerlei
Experimente. Mal quasi die US-Version der Buzzcocks ("Melody Punk")
mitsamt sehr fein melodischer Gitarren (kurze Soli) - eh schon fast
ein Markenzeichen hier. Oder schärferer leicht angepunkter kantiger
College/Guitar Rock, ziemlich catchy zum Teil; genauso wie knackiger
harter Power Pop (mitreißend!). Und 2,3 Mal wird's richtig heftig und
krachend - Power/Highspeed-Punk, gleichwohl immer noch melodisch
ansprechend (eh seit je ihre Stärke). Ein Track ist ultraknapp und
noch wilder gehalten, ein anderer steht irgendwie zwischen Punk und
frühem rauhem (60s-) Brit-R'n'B. 11 Stücke in genremäßig gebotener
Kürze (immerhin durchbricht die Hälfte die 3-Minuten-Marke, eins gar
die 4 Minuten - das verzichtet freilich gänzlich auf jegliche
Punk-Anleihen, ein handfester Gitarren-Rocker, melodiöser denn je,
ein wenig Replacements vielleicht, für Momente gar Neil Young). (dvd)


Torpus & The Art Directors - We Both Need To Accept That I
Have Changed

LP/CD - EUR 15,95/14,95

Es ist nicht nur eine Freude, dem Wirken und den Werken des ebenso
hochgewachsenen wie spürbar gereiften Nordmannes zu lauschen,
mindestens ebenso erfreulich ist es, seinem Wandeln und Wachsen
beizuwohnen. Ich hatte die generöse Gnade, der Entwicklung des
hiesigen Americana-Eigengewächses von recht frühen, noch vorsichtigen
Schritten an folgen zu dürfen, noch bevor sich die Art Directors als
feste Formation gefunden hatten, schon damals aber wusste Sönke
Torpus mit Gesang, Songwriting und seinem natürlichen Wurzel-Gefühl
zu beeindrucken. Seit der ersten gemeinsamen Gruppenarbeit aber hat
sich hier ein ungemein kreatives Country-Pop-Quintett geformt, das
von Album zu Album perfekter interagiert, stets den mal samt-sanften,
mal strahlend klaren Sänger Sönke in das Zentrum des
Gemeinschaftsgeschehen stellt, aber mehr und mehr auch die
individuellen Fähigkeiten der Mit-Direktoren integriert. Und so
schenkt uns Vollwerk No. 3 eine gesund bis genial gewachsene,
überwiegend live im Studio eingespielte 12-Song-Kollektion, die vor
Liebe, Lust und Leben nur so strotzt, bei aller instrumentalen
Farbenvielfalt auf die griffigen Gitarren fokussiert, die in allen
Schall-Schattierungen von akustisch-fein-verspielt über
Country-Knarzen und Surf'n'Twang bis hin zu roh-rauh verzerrt das
Wurzel-nahe Klanggeschehen prägen und bestimmen. Gekrönt werden die
ungemein ansteckend-aufbauenden Arrangements von mal solitär
schmeichelndem, mal vielstimmig mitreißendem Gesang, der dieser
gereift-gelassenen Melange aus traditionsnahem Americana und
pulsierend-packendem Roots Rock, Country und Rock'n'Roll, Pub und
Punk, ja sogar Beatles und Kinks einen derart prächtigen Pop-Appeal
verleiht, dass es eine einzige, unwiderstehliche Freude ist. Getragen
aber wird das Torpus-Opus von einer Original-Song-Kollektion, die
ehrfürchtig staunen lässt - auch als Lied-Schmied zeigt sich Sönke
hier von einer Reife und trefflichen Gefühlssicherheit, dass es Sinne
und Seele gleichermaßen bewegt. Eine wahre, bleibende
Roots-Pop-Perle. (cpa)


Colter Wall - Imaginary Appalachia EP

LP/CD - EUR 15,95/15,95

Nach dem zu Recht allerorten gefeierten Debütalbum des erst
22-jährigen Kanadiers vom Mai letztem Jahres erscheint jetzt auch
seine allererste 7-Song-EP von 2015, die bislang nur als Download und
teurer Import zu haben war. Und für einen so jungen Mann mutet sein
Mix aus Country, Blues, Folk und Americana schon sehr authentisch an,
den Sound der Appalachen trägt ja bereits der Titel der EP in sich.
Die sieben Songs entstanden in Regina, Saskatchewan mit befreundeten
Musikern (darunter Dead South). Prägnant ist Colters rauer Bariton,
der mit seinem leichten Vibrato durchaus an deutlich ältere und
reifere Americana-Helden erinnert - Kollege Detlev hörte seinerzeit
u.a. Waylon Jennings, Calvin Russell, Kris Kristofferson, Steve Earle
und Merle Haggard heraus. Einem Vorbild erweist er dabei besonderen
Tribut: das Townes Van Zandt-Cover "Nothing" passt hier bestens ins
Bild. Der Sound der Songs ist angenehm karg, sparsam aber authentisch
instrumentiert mit akustischer Gitarre (einmal auch elektrisch mit
Twang), Fiddle, Banjo, Mandoline und ganz wenig Drums (stattdessen
lieber Handclaps). Kaum zu glauben, dass der Typ damals gerade mal 19
war. (Joe Whirlypop)


Wild Child - Expectations

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Texas-Band an der Schnittstelle von Indie und Americana: auf diesem
vierten Album treffen sich Indie-Attitude, tendenziell rootsiges
Songwriting und (meistens) sehr schöner, teils mehrstimmiger und
durchaus charismatischer Mädchengesang zu einem stimmigen Ganzen.
Bodenständig, fast klassisch muten die Songs an, was ich im Kontrast
zum andernorts weit verbreiteten Indie-Pathos schon sehr angenehm
finde. In ruhigeren Momenten klingt auch ein Hauch von Westcoast
durch, fast schon Joni Mitchell/Laurel Canyon-Sound, dann aber auch
wieder eher gewichtiger Rock Richtung Decemberists, Courtney Barnett
oder sogar Heart, teils auch mit feinen Boy/Girl-Harmonies. Die
siebenköpfige Band hat vielfältige instrumentale Möglichkeiten -
Cello, Banjo, E-Piano, Bläser sind möglich, meistens dominiert aber
ein Sophisticated-Americana-Vibe mit schönen folky Harmonies - aber
eben stilistisch openminded. Die Songs wirken dadurch trotz einer
gewissen Indie-Leichtigkeit angenehm erwachsen, das Soundbild ist
vielseitig, die Kompositionen sind von beachtlicher Reife. Als
hochkarätige Gäste mischen u.a. Chris Walla (Death Cab For Cutie),
Matthew Logan Vasquez (Delta Spirit), Scott McMicken (Dr. Dog),
Adrian Quesada (Brown Sabbath, Grupo Fantasma) mit. (Joe Whirlypop)


Demnächst in diesem Theater...

16.02.

I'm With Her - See You Around

Brandi Carlile - By The Way, I Forgive You

Van Morrison - In Concert (Live At The BBC-DVD/BluRay)

Belle & Sebastian - How To Solve Our Human Problem

Car Seat Headrest - Twin Fantasy + Twin Fantasy (Mirror To Mirror)

Ought - Room Inside The World

Loma - Loma

Songs:Ohia - Travels In Constants

Ad Vanderveen - Denver Nevada (Still Life)

Dita von Teese - Dita von Teese

23.02.

Grant-Lee Phillips - Widdershins

Matthews Southern Comfort - Like A Radio

Low Anthem - The Salt Doll Went To Measure The Depths ...

Imarhan - Temet

Erdmöbel - Hinweise Zum Gebrauch

US Rails - We Have All Been Here Before

S. Carey - Hundred Acres

Steve Hillage - Dusseldorf

Atomic Rooster - Live At The BBC plus

Fever Ray - Plunge

Miranda Holly - Mutual Horse

02.03.

Breeders - All Nerve

Joan Baez - Whistle Down The Wind

Buffalo Tom - Quiet & Peace

Anna von Hausswolff - Dead Magic

Chris Smither - Call Me Lucky

Jonathan Wilson - Rare Birds

Fleshtones - Budget Buster

Melanie Dekker - Secret Spot

Sue Foley - The Ice Queen

Nada Surf - Standing At The Gates: The Songs of Nada Surf's Let Go

Moaning - Moaning

09.03.

Jimi Hendrix - Both Sides Of The Sky

Jerry Leger - Nonsense & Heartache

16.03.

Yo La Tengo - There's A Riot Going On

Decemberists - I'll Be Your Girl

Spirit - It Shall Be: The Ode & Epic Recordings 5-CD

Odd Couple - Yada Yada

Nora Jane Struthers - Champion

23.03.

Jack White - Boarding House Reach

Courtney Marie Andrews - May Your Kindness Remain

Lissie - Castles

Joisenne Clark & Ben Walker - Seedlings All

30.03.

Mary Chapin Carpenter - Sometimes Just The Sky

13.04.

Blaudzun - _UP_

20.04.

Die Nerven - Fake

LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

BIRTH OF JOY

birthofjoy.com

"Hyper Focus" Tour 2018

16.02.2018 NL - Amsterdam - Paradiso Tolhuistuin

12.03.2018 FR - Lille - Le Splendid

14.03.2018 FR - Vannes - Echonova

15.03.2018 FR - Bordeaux - Krakatoa

16.03.2018 FR - Alençon - La Luciole

17.03.2018 FR - Rennes - L'Ubu

18.03.2018 FR - Saint Brieuc - La Citrouille

20.03.2018 FR - Montpellier - Rockstore

21.03.2018 FR - Perpignan - El Mediator

31.03.2018 BE - Hoboken - Cockerill

01.04.2018 NL - Schijndel - Paaspop Festival

04.04.2018 FR - Paris - La Maroquinerie

05.04.2018 FR - Limoges - CC John Lennon

06.04.2018 FR - Lyon - Le Marché Gare

07.04.2018 FR - Scey Sur Saône - L'Echosystem

10.04.2018 DE - Münster - Cafe Sputnik

11.04.2018 DE - Hamburg - Hafenklang

12.04.2018 DE - Bremen - Tower

13.04.2018 DE - Berlin - Musik & Frieden

14.04.2018 DE - Nürnberg - Club Stereo

15.04.2018 DE - Leipzig - Naumanns

16.04.2018 CZ - Jablonec nad Nisou - Klub Narampe

17.04.2018 AT - Vienna - Viperroom

18.04.2018 DE - München - Ampere

19.04.2018 CH - Lausanne - Bleu Lezard

20.04.2018 CH - Dudingen - Bad Bonn

21.04.2018 CH - Zurich - Papiersaal

22.04.2018 AT - Lustenau - Carini Saal

23.04.2018 DE - Konstanz - Kulturladen

24.04.2018 DE - Stuttgart - Goldmarks

25.04.2018 DE - Heidelberg - Halle 02 Club

26.04.2018 DE - Wiesbaden - Schlachthof

27.04.2018 NL - Nijmegen - Oranjepop Festival

28.04.2018 DE - Köln - Blue Shell

03.05.2018 NL - Groningen - Vera

10.05.2018 NL - Utrecht - Ekko

11.05.2018 NL - Amersfoort - Fluor

12.05.2018 NL - Middelburg - De Spot

17.05.2018 NL - Rotterdam - Rotown

18.05.2018 NL - Alkmaar - Victorie

19.05.2018 NL - Landgraaf - Oefenbunker

20.05.2018 DE - Beverungen - Orange Blossom Special

24.05.2018 BE - Hasselt - Cafe Cafe

25.05.2018 NL - Enschede - Atak

01.06.2018 NL - Lelystad - Underground

BLAUDZUN

blaudzun.com

14.04.2018 BE - Brussels - AB

19.04.2018 NL - Utrecht - Tivoli Vredenburg

20.04.2018 NL - Arnhem - Luxor Live

21.04.2018 NL - Venlo - Grenswerk

25.04.2018 DE - Berlin - Privat Club

26.04.2018 DE - Köln - Yuca Cologne

28.04.2018 BL - Maastricht - Muziekgieterij

18.05.2018 NL - Amsterdam - Paradiso

19.05.2018 NL - Breda - Mezz

DIE NERVEN

dienerven

19.04. Wiesbaden - Schlachthof

20.04. Leipzig - Conne Island

21.04. Berlin - Festsaal Kreuzberg

22.04. Hamburg - Hafenklang

23.04. Köln - Gebäude 9

24.04. Amsterdam (NL) - Sugarfactory

25.04. Groningen (NL) - Vera

26.04. Bruxelles (BEL) - AB Club

27.04. Schorndorf - Manufaktur

28.04. München - Strom

29.04. Wien (AUT) - Fluc

VVK: https://www.love-your-artist.de/de/dqagency/dienerven

SCOTT MATTHEW

scottmatthewmusic.com

07.05.2018 NL Amsterdam - Paradiso

08.05.2018 BE Leuven - Stuk

09.05.2018 DE KÖLN Kulturkirche

10.05.2018 DE DRESDEN Societaetstheater

11.05.2018 DE MANNHEIM Alte Feuerwache

12.05.2018 DE HAMBURG Gruenspan

13.05.2018 DE BERLIN Heimathafen

15.05.2018 DE LEIPZIG UT Connewitz

16.05.2018 DE MÜNSTER Pumpenhaus

17.05.2018 DE FRANKFURT Mousonturm

18.05.2018 DE SCHORNDORF Manufaktur

19.05.2018 DE BEVERUNGEN Orange Blossom Special

21.05.2018 DE MÜNCHEN Theatron Festival

22.05.2018 AT SALZBURG Arge

23.05.2018 AT DORNBIRN Spielboden

24.05.2018 AT LINZ Posthof

25.05.2018 AT GRAZ Orpheum Extra

26.05.2018 AT VIENNA Theater Akzent

MARK OLSON

markolsonmusic.com

09.02.2018 NO - B¢ - B¢ Hotell

10.02.2018 NO - Skien - Ibsenhuset

11.02.2018 NO - Kristiansand - Vaktbua

14.02.2018 NO - Bergen - Madam Felle

15.02.2018 NO - Stord - Osvald

16.02.2018 NO - Stavanger - Cementen

17.02.2018 NO - Trondheim - Moskus

18.02.2018 NO - Troms¢ - Troms¢ Kulturhus

20.02.2018 SWE - Malmö - Victoria

21.02.2018 SWE - Göteborg - Nefertiti

23.02.2018 SWE - Stockholm - Pophouse

24.02.2018 SWE - Mariefred - Skottvångs

01.03.2018 DE - Eppstein - Wunderbar Weite Welt

02.03.2018 DE - Schwäbisch Hall - Wohnzimmer Konzert

03.03.2018 DE - Stuttgart - Laboratorium

04.03.2018 DE - Lampenhain - Wohnzimmer Konzert

06.03.2018 DE - Wetzlar - Café Vinyl

10.03.2018 DE - Berlin - Fahrradkeller

11.03.2018 DE - Wesel - JZ Karo

SLIM CESSNA'S AUTO CLUB

scacunincorporated.com

21.03.2018 DE - München - Muffathalle w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

22.03.2018 CH - Switzerland Zurich X-Tra w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

24.03.2018 DE - Köln - E-Werk w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

25.03.2018 DE - Frankfurt - Batschkapp w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

27.03.2018 DE - Berlin - Astra w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

03.04.2018 DE - Hamburg - Grosse Freiheit w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

Faber support:

14.02.2018 AT-Innsbruck Treibhaus

15.02.2018 AT-Linz Posthof

16.02.2018 D-Ulm Roxy

17.02.2018 D-Regensburg Airport

18.02.2018 D-Passau Zeughaus

19.05.2018 DE - Beverungen - Orange Blossom Special


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/4822: Warner Music Medien Newsletter KW 06 (Warner Music)
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Hamburg, 8. Februar 2018



BAZZI - "MINE"

Bazzi heißt der aufstrebende und in Los Angeles beheimatete
Singer/Songwriter, der erstmals 2016 mit seinem DIY-Release auf sich
aufmerksam machte. Allein auf Spotify generierte der
selbst-veröffentlichte Track über eine Million Streams. Aktuell
arbeitet der 20-Jährige an seinem vielversprechenden Debütalbum, das
voraussichtlich im April erscheinen wird. Um die Wartezeit zu
überbrücken, schickte Bazzi kürzlich das eindrucksvolle Musikvideo zu
"Mine" [1] ins Rennen, das bereits knapp zwei Millionen Views zählt.
Außerdem stehen weitere hochkarätige Kollaborationen mit Flo Rida,
Chris Brown und Aminé an.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


ED SHEERAN

Februar ist Berlinale-Zeit und auch in diesem Jahr geht das
international bekannte Filmfest vom 15. bis zum 25.02. wieder über
die Bühne. In der "Berlinale Special"-Sektion für außergewöhnliche
Filmneuheiten feiert am 23.02. die neue Ed-Sheeran-Dokumentation
"Songwriter" Weltpremiere.

Unter der Regie von Murray Cummings, begleitet "Songwriter" den
britischen Weltstar bei der Entstehung seines aktuellen Albums "÷"
(Divide) und "gewährt persönliche Einblicke in das Schaffen des
Musikers", so die Ankündigung [2] zum Film.

Ed Sheerans aktuelle Album-Single "Perfect" [3] steht indes seit
mittlerweile neun Wochen unangefochten auf Platz #1 der deutschen
Charts und zählt auf YouTube knapp 700 Mio. Views - eine
beeindruckende Bilanz.


ANNE-MARIE

UK-Superstar Anne-Marie (über 5 Mrd. Streams & 12 Mio. verkaufte
Tonträger) ist wieder da und an ihrer Seite der mysteriöse
Producer/DJ Marshmello, der mit zwei Platin-Releases und über zwei
Milliarden Streams bei Spotify zu den Top 10 der beliebtesten
Künstler weltweit gehört - angefangen mit seinem Remix des Jack-U- &
Justin-Bieber-Smash-Hits "Where Are U Now".

Nun machen die beiden Ausnahmekünstler gemeinsame Sache und
veröffentlichen diesen Freitag ihre brandneue Single "Friends", [4]
die jetzt schon als eine der heißesten Produktionen des Jahres
gehandelt wird. Zuletzt präsentierte Anne-Marie eine bewegende
Akustik-Version ihres Tracks "Then". [5]

Anne-Marie startet im März auf ausverkaufte UK-Tour und ist im April
auch hierzulande live zu erleben: 04.04. Köln | 05.04. Hamburg |
13.04. Berlin | 17.04. Wien (AT) | 18.04. Zürich (CH).


MIKE SINGER

Wie kürzlich bestätigt wurde, tritt der junge deutsche Chartstürmer
Mike Singer am 22.02. live beim ESC-Vorentscheid "Unser Lied für
Lissabon" auf und performt dort als musikalischer Stargast "Deja Vu"
[6] aus seinem gleichnamigen zweiten Album - ab 20:15 Uhr, live im
Ersten.

"Deja Vu", das Album, erschien am 19.01. diesen Jahres, nur einen Tag
vor Mike Singers 18. Geburtstag und steht seinem überragenden 2017er
Debütalbum "Karma" in nichts nach. Der Longplayer thematisiert die
rasanten Veränderungen der letzten eineinhalb Jahre und chartete
direkt kurz nach Veröffentlichung auf Platz #1.

"Früher, als ich davon geträumt habe, die Musik zu meinem Beruf zu
machen, entstanden unzählige Bilder in meinem Kopf. Ich stellte mir
vor, wie es wohl sein könnte, was ich mir wünschte", so Mike
Singer über den Moment, wenn Träume wahr werden.


DASHBOARD CONFESSIONAL

Über acht Jahre mussten sich die Fans von Dashboard Confessional
gedulden, bevor die Alternative-Formation um Frontmann Chris Carraba
im vergangenen November endlich ihre Rückkehr mit einem neuen Album
ankündigte, das diesen Freitag über Fueled By Ramen erscheint.

"Crooked Shadows" ist das überragende Ergebnis einer intensiven
Selbstfindungsphase, die nun in neun Songs mündet, darunter auch die
erste Single "We Fight": [7] "Als ich 'We Fight' schrieb,
erinnerte ich mich an die Musikszene in der ich aufgewachsen bin -
ein Ort, wo Leute die sonst nirgends reinpassten, das Gefühl bekamen,
dazuzugehören", so Carraba, der als Posterboy der 2000er
Emo-Szene galt.

Mitte Januar performten Dashboard Confessional die kämpferische Hymne
live im US-Fernsehen bei Conan. Hier [8] gibt es die Performance in
voller Länge zu sehen


JULIE BERGAN

Vergangene Woche veröffentlichte die skandinavische Hit-Garantin
Julie Bergan ihr mit Spannung erwartetes Debütalbum "Turn On The
Lights". Ende Januar hatte sie bereits ihre aktuelle Single "Guilt
Trip" enthüllt und damit zugleich eine neue Seite von sich offenbart -
 hier [9] im Lyric-Video zu sehen.

"Bereits vor Monaten, als wir im Studio begannen an dem Track zu
arbeiten, habe ich 'Guilt Trip' in mein Herz geschlossen. Ich liebe
sowohl das Konzept dahinter als auch dieses Gefühl, das ich jedes Mal
habe, wenn ich den Song höre. Ich hoffe meine Fans empfinden das
genauso", freut sich die norwegische Pop-Ikone.

2015 hatte sich Julie Bergan bereits weltweit mit ihrer
Platin-prämierten Pop-Hymne "All Hours" einen Namen gemacht und
thronte in ihrer Heimat wochenlang an der Spitze der Charts.


THE MAGIC GANG

Mit reichlich jugendlicher Überschwänglichkeit und Optimismus liefern
The Magic Gang eine "unverkennbar britische Interpretation des
Slacker-Pop-Sounds von Genregrößen wie Mac DeMarco, Weezer oder
Pavement" (NME), die ihnen nun eine Nominierung als "Best New
Artist" bei den bevorstehenden NME-Awards bescherte.

Anfang der Woche kündigte das Quartett aus Brighton sein
selbstbetiteltes und am 16.03. auf Yala! Records erscheinendes
Debütalbum an, allem voran die brandneue Single "Getting Along", die
ebenfalls diese Woche in der BBC-Radiosendung von Annie Mac als
"Hottest Record" Premiere feierte.

Zwölf Tracks umfasst das Album, darunter auch bereits bekannte Hits
der Band wie "Alright", "Your Love" und "How Can I Compete" sowie der
Publikumsliebling "All This Way", den es hier [10] im offiziellen
Musikvideo zu sehen gibt.


WARNER MUSIC ON STAGE - Vance Joy

Der aus Melbourne stammende Singer/Songwriter Vance Joy spielte sich
bereits 2014 mit seinem Megahit "Riptide" (D: Platin / über 200 Mio.
YouTube-Views) in die Herzen der Fans und verkaufte weltweit knapp
zwei Mio. Exemplare seines Durchbruchs-Debüts "Dream Your Life Away".

Mit "Nation Of Two" steht nun Album Nummer zwei in den Startlöchern.
Der Neuling enthält 13 neue Songs, die von Liebe und Sehnsucht
handeln und mit gelungenem Storytelling sowie meisterhafter
Instrumentierung glänzen. So auch die Lead-Single "Lay It On Me", die
hier [11] zu sehen ist.

Nachdem der Australier hierzulande zuletzt 2017 live auf dem
Reeperbahnfestival performte, kommt er im März wieder für vier
Konzerte nach Deutschland, diesmal mitsamt seines neuen Albums:

13.03. Köln, Live Music Hall

14.03. München, Muffathalle

16.03. Hamburg, Docks

17.03. Berlin, Huxley's Neue Welt
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Konfiguration ARTIST TITEL

Digital Bausa Powerbausa

Digital Ravyn Lenae Crush EP

Physisch Jackson Browne Late For The Sky (Vinyl Wiederveröffentlichung)

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST)

Physisch Jethro Tull Heavy Horses (New Shoes Edition)

Physisch & Digital Dashboard Confessional Crooked Shadows

Digital Leon Ko OST Monster Hunt 2

Digital Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Digital Nipsey Hussle Victory Lap

Physisch Laurie Anderson & Kronos Quartet Landfall

Physisch & Digital Brandi Carlile By The Way, I Forgive You

Physisch & Digital Shannon & the Clams Onion

Digital The Doors Live At The Isle Of Wright Festival 1970

Physisch David Bowie Heroes (2017 Remastered Version) (CD & LP)

Physisch David Bowie Lodger (2017 Remastered Version) (CD & LP)

Physisch David Bowie Low (2017 Remastered Version) (CD & LP)

Physisch David Bowie Scary Monsters (And Super Creeps) [2017 Remastered Version] (CD & LP)

Physisch David Bowie Stage (2017 Remastered Version) (2CD & 3LP)

Physisch Matthew Herbert A Fantastic Woman OST

Physisch Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Physisch & Digital Turnstile Time & Space

Physisch & Digital The Regrettes Attention Seeker

Physisch & Digital Vance Joy Nation Of Two

Digital Basil Poledouris OST Conan The Barbarian

Digital YoungBoy Never Broke Again Until Death Call My Name

Phyisch Pet Shop Boys Actually (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Phyisch Pet Shop Boys Please (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Physisch Jethro Tull Heavy Horses (New Shoes Edition)

Physisch Pet Shop Boys Actually: Further Listening 1987-1988 (CD)

Physisch Pet Shop Boys Introspective (2018 Remastered Version) (Vinyl)

Physisch Pet Shop Boys Introspective: Further Listening 1988-1989 (CD)

Physisch Pet Shop Boys Please: Further Listening 1984 - 1986 (CD)

Physisch & Digital Marie Bothmer Marie Bothmer

Physisch & Digital Sonny Smith Rod For Your Love

Physisch Marillion Brave (Deluxe Edition) (5 LP & 4CD+BR)

Physisch & Digital David Byrne American Utopia

Physisch & Digital Laura Pausini Fatti Sentire

Physisch & Digital Laura Pausini Hazte Sentir

Physisch & Digital Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (CD)

Digital High Valley Farmhouse Sessions

Physisch Grateful Dead The Best Of The Grateful Live (CD)

Physisch Grateful Dead The Best Of The Grateful Live Vol. 1 (Vinyl)

Physisch Led Zeppelin How The West Was Won (Super Deluxe Box Set)

Physisch Basil Poledouris OST Conan The Barbarian (Vinyl & CD)

Physisch & Digital IAMJJ Bloody Future

Physisch & Digital Led Zeppelin How The West Was Won (Remastered) (3CD, 4LP, BR Audio)

Physisch OST / Various The Greatest Showman (Vinyl)

Physisch & Digital Hayley Kiyoko Expectations

Physisch & Digital Rainbow Kitten Surprise How To: Friend, Love, Freefall

Physisch & Digital Plan B Heaven Before All Hell Breaks Loose

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST) Vinyl

Physisch & Digital Kimbra Primal Heart

Physisch & Digital Charlie Puth Voicenotes

Physisch Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (Vinyl)

Physisch & Digital Ryuichi Sakamoto Ikari (Rage)









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6a66312737ce515660e4aaf1d57c9a03dc29ae17a11c4a3c614be49a90ddd1580db8e9876480fb83f6

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6aa313fe7cc42e391ffc966b371a7d18abfcfc409fd92cbaf4c82e1717196d370343afd3f0e7095674

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6ab8256f6d123c513ada41ca8d4aaa445aa08c641992200e37a951a7730ae28598e2b73f97ea0bb993

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6aa72fd49180ca6fa5588118dc66c1ce0690e82be9f845fa54ab419157d10fbe28423dfb350d667b28

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6a491edeb3e4fb224b25759e22d22b5701bc969b04d7a391d6f0d797c27104a598afed8a8e2661c35a

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6abde831cfd858c96c254610362d6854ca45640f0af35807e34eece2ea1c6820d0d6624f21d63428c3

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6a81fc5c95bcca4a64fbce225ade8ad9c6bcd8419978f081a165cb2ce677da65bf712c6cd61554f393

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6aff619f88fc427438aa7e647276bf13e4a472565c790b353ecface54687f65c3d21a0f497394d2025

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6a5fbd52e958f118165ffca6b22b77bbce72a391ceedccd54859f2a986e1a4abccc7a2ddab43974ee2

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6a2a17ed66049271b2fad86e0de2bb2f8fb946c4a7152961d1c3065d8146190b4a7ecb9e7e1b9c70b8

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=fac62148761adb6a627236da8fae022301a19360041df43693e01b8e87d3a839fa526670e04a9883d3efcc6a1d361b45

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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FOLKLORE/1329: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Leeder ut mien Hart" - Ein Abend mit dem ostfriesischen Liedermacher Em Huisken, 22.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

"Leeder ut mien Hart" | Ein Abend mit dem ostfriesischen Liedermacher Stefan Carl em Huisken

Konzert am Donnerstag, den 22. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto des ostfriesischen Liedersängers, Musikers, Autors und Erzählers Stefan Carl em Huisken - Foto im Flyer: © by Holger Rinne]

[image: Plakat zum Konzert mit dem ostfriesischen Liedermacher Em Huisken am 22. März 2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Holger Rinne]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Donnerstag, den 22.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

"Leeder ut mien Hart"

Ein Abend mit dem ostfriesischen Liedermacher Em Huisken

"jank frison" nennt Em Huisken seinen eigenen,
unverwechselbaren Stil, der friesische Tradition mit bretonischen
und anderen keltischen Musikstilen verschmilzt. In seinem
Konzertabend "Leeder ut mien Hart" stellt er eine Reihe vorwiegend
besinnlicher Texte und Melodien vor, die das "Land des Herzens"
lyrisch oder erzählend zum Inhalt haben. 

Der Liedersänger, Musiker,
Autor und Erzähler Stefan Carl em Huisken wuchs in einer
Künstlerfamilie auf, in der Singen, Geschichtenerzählen und
Schreiben zum Alltag gehörten. Er lernte zunächst Akkordeon, später
Gitarre und weitere Instrumente. Em Huisken lebt seit über 25
Jahren in Norden/Ostfriesland. Seit 2010 führen ihn regelmäßige
Touren mit verschiedenen Musik- und Lesungs-Programmen durch Nord-
und Mitteldeutschland und das nahe Ausland.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Der ostfriesische Liedermacher Em Huisken - Foto: © by Holger Rinne]

Der ostfriesische Liedersänger, Musiker, Autor und Erzähler Stefan Carl em Huisken

Foto: © by Holger Rinne




Leeder ut mien Hart - Em Huisken über seine Musik:

Im Herzen findet sich alles was wir erleben: Sehnsucht, Schmerz,
Freude, Kälte, Wärme, Begeisterung, Angst, Mut und Wünsche und noch
viel mehr. Auch was uns im Leben widerfährt, was das Schicksal uns
auferlegt, hinterlässt im Herzen seine Spuren. So ist das Herz unser
persönlichster, ganz individueller Mittelpunkt, aus dem all das
kommt, was wir der Welt zu geben haben.

Meine Musik und meine Lieder stammen von dort. Sie sind aus mir
geholt, dem eigenen Herzen abgelauscht - wenn auch mancher Text oder
manche Melodie schon vorher da war. Jetzt sind sie meine, und ich
gebe sie gerne. Enstanden ist dabei ein vorwiegend besinnlicher
Strauß von Texten und Melodien, die das "Land des Herzens" lyrisch
oder erzählend zum Inhalt haben.


Em Huisken - Veröffentlichungen:

CD "jank frison" (2012)

CD "Güntsied/Jenseits" (2015)

"Geschichten vom Weltenrand", M.-G.-Schmitz-Verlag, ISBN 978-3-944854-33-5

"Un he löppt". Niederdeutsche Kurzgeschichte in: Vertell doch mal - Löppt?! Wachholtz Verlag, 2017. ISBN 978-3-529-04931-6

diverse Gedichte, Kommentare und Abhandlungen auf der Website


Weitere Informationen:

Stefan Carl em Huisken - Homepage

http://emhuisken.de/wordpress/

Stefan Carl em Huisken bei Facebook

https://www.facebook.com/emhuisken


Zum Anschauen & Reinhören:

Em Huisken bei Sondcloud:

https://soundcloud.com/emhuisken

Em Huisken: Güntsied

http://emhuisken.de/wordpress/musik/musikvideos/

Em Huisken - Dien Leev

https://vimeo.com/129480481

Em Huisken - Freeske Freeiheid

https://vimeo.com/129479495




[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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JAZZ/2114: Kiel - Reihe JAZZLATERNE mit "Tickle Toe" am 25.3.2018


Das Theater Die Komödianten präsentiert am 25. März 2018 um 17 Uhr
in der Reihe JAZZLATERNE die Band Tickle Toe



Die kleinste Bigband der Welt "TICKLE TOE" nach einem Jahr wieder zur
Gast im Theater der Komödianten! Die Kieler Band besteht aus acht
Profimusikern. Neben der Rhythmusgruppe gibt es vier knackige Bläser
und zwei Sänger. Neben der charmanten Selina Kiosz wird sich wieder
mal der bekannte Sänger Ernest Clinton dem Publikum vorstellen, mit
breit gefächertem Repertoire von Rock/Pop, Funk/Soul bis hin zum
Swing. Eine kleine Besetzung, die es schafft, den Sound der großen
Bands 1:1 wiederzugeben. Die große Spielfreude und der hohe
künstlerische Anspruch bieten das Gesamtpacket eines musikalischen
Erlebnisses.

Termin: 25. März 2018 um 17 Uhr


Tickets: Kartenpreise: 16 Euro, ermäßigt 8 Euro


Kartenreservierung: 0431 / 55 34 01, 


online: www.komoedianten.com


Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Februar 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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KLASSIK/10048: Mönchengladbach - 4. Schlosskonzert "Klangzauber barocker Zupfinstrumente", 16.2.


4. Schlosskonzert: Klangzauber barocker Zupfinstrumente

Freitag, 16. Februar 2018, 20 Uhr, Schloss Rheydt



Die Laute ist eins der ältesten Musikinstrumente überhaupt. In der
Renaissance trug sie den stolzen Titel einer "regina omnium
instrumentorum musicorum". Mit dem Duo Mirko Arnone und Daniele
Caminiti sind im 4. Schlosskonzert am Freitag, dem 16. Februar 2018
(20 Uhr, Schloss Rheydt) zwei Meister ihres Fachs zu erleben, die den
Klangzauber der "Königin aller Musikinstrumente" sowie anderer
barocker Zupfinstrumente des Barocks wie Mandoline und Theorbe auf das
Schönste zu entfalten verstehen.

Mirko Arnone studierte klassische Gitarre und Musiktheorie am
Konservatorium seiner Heimatstadt Palermo sowie historische
Zupfinstrumente und Alte Musik bei Prof. Rolf Lislevand an der
Musikhochschule Trossingen. Seit 2005 ist er als Solist und
Kammermusiker in renommierten Ensembles tätig. Der in Messina geborene
Daniele Caminiti studierte klassische Gitarre in Pescara und bei Oscar
Ghiglia an der Musikakademie Basel sowie historische Zupfinstrumente
bei Peter Croton an der Schola Cantorum Basiliensis. Er hat bei
zahlreichen CD-Produktionen mitgewirkt und tritt in den prominentesten
Konzertsälen Europas auf.

Im Rittersaal Schloss Rheydt spielen die beiden Werke von Antonio
Vivaldi, Alessandro Scarlatti, Alessandro Piccinini und Girolamo
Kapsberger. Ergänzt wird die barocke Klangpracht durch Musik des
international renommierten und von Kritikern wie Musikern weltweit
gerühmten New Yorker Komponisten Raphael Fusco, der in seiner
genreübergreifenden Musik Harmonien und Rhythmen des Jazz und Pop mit
denen barocker und klassischer Kompositionstraditionen kombiniert.

Karten für das Schlosskonzert sind zum Preis von 13 Euro (ermäßigt 9
Euro) zzgl. Vorverkaufs-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10047: Lübeck - 6. Kammerkonzert "Eine Reise durch Europa" am 7.3.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

6. Kammerkonzert "Eine Reise durch Europa"

Eine Kooperation mit dem Europäischen Hansemuseum Lübeck



Die stellvertretende Konzertmeisterin des Philharmonischen Orchesters
der Hansestadt Lübeck stellt Komponistenpersönlichkeiten aus
Tschechien, Deutschland, Spanien und Norwegen einander gegenüber.
Bedich Smetana ließ sich für seinen zweiteiligen Zyklus »Aus der
Heimat« von der Schönheit tschechischer Landschaften und der
urtümlichen Musikalität ihrer Bewohner inspirieren. Johannes Brahms
findet in seiner großen, beinah sinfonisch angelegten dritten
Violinsonate eine spannungsreiche Balance zwischen Lyrik und Dramatik.
Auf spanische Volkslieder geht Manuel de Fallas »Suite populaire
espagnole« zurück. Edvard Griegs Violinsonate in c-Moll gehört zu den
bedeutendsten Werken dieser Gattung und fand sogar in Thomas Manns
Roman »Dr. Faustus« Erwähnung. Das ganze Werk atmet Frische und
Jugendlichkeit und zeigt Grieg auf dem Höhepunkt seiner Meisterschaft.
Durch das Anfangsthema des letzten Satzes gewinnt die Sonate
spezifisch norwegisches Kolorit.

Die Reihe Kammerkonzerte wird gefördert durch die Heinz und Erika
Wiggers Stiftung.

Bedich Smetana (1824-1884) »Aus der Heimat« Zwei Stücke für Violine
und Klavier

Johannes Brahms (1833-1897) Sonate für Violine und Klavier Nr. 3
d-Moll op. 108

Manuel de Falla (1876-1946) »Suite populaire espagnole«

Edvard Grieg (1843-1907) Sonate für Violine und Klavier Nr. 3 c-Moll
op. 45

Violine I. J. Montes

Klavier V. Khachikyan

Konzert 07/03, 19.30 Uhr, Europäisches Hansemuseum, Beichthaus

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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KLASSIK/10046: Lübeck - 6. Sinfoniekonzert "Zauberwelt Italien" am 25./26.3.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

6. Sinfoniekonzert "Zauberwelt Italien"



»Kennst du das Land wo die Zitronen blüh'n« - nicht nur für Goethes
Mignon ist Italien das Land der Sehnsucht: Einer, der sich von der
ungeahnten Welt jenseits der Alpen verzaubern ließ, war Hector
Berlioz. Als der 27-jährige Komponist 1830 den Rompreis gewann und
nach Italien reiste, sammelte er dort Eindrücke, die ihn noch Jahre
später inspirieren sollten, z. B. zu seiner Konzertouvertüre »Der
römische Karneval« von 1843/44. Hierfür verwendete Berlioz Teile aus
seiner Oper »Benvenuto Cellini«. So stammt etwa der feurige Saltarello
ursprünglich aus dem zweiten Bild, in dem Berlioz dem ausgelassenen
römischen Karnevalstreiben inklusive Gesang und Tanz auf der Piazza
Colonna ein Denkmal setzte. Der »Römische Karneval« blieb Berlioz sein
Leben lang die »liebste Partitur « - kein Wunder, steckten doch außer
den wundervollen Melodien auch sicher viele Jugenderinnerungen darin.

Camille Saint-Saens wiederum reiste ebenfalls mehrfach nach Italien,
zeigte sich ähnlich fasziniert von der Person Benvenuto Cellinis (er
schrieb sogar eine Oper mit dem Titel »Ascanio«) und gab dort als
Pianist mehrere Konzerte. Seine fünf Klavierkonzerte schrieb er alle
für den Eigengebrauch, und man kann daran ermessen, welch ein
brillanter Virtuose er gewesen sein muss. Insbesondere das Vierte
Klavierkonzert c-Moll zählt nicht nur zu seinen erfolgreichsten Werken
überhaupt, sondern ist im Klavierpart durch geradezu bravourhafte
Passagen geprägt, die das 1875 uraufgeführte Konzert zu einem
Glanzstück für jeden Solisten machen.

Eindrücke einer Italienreise waren auch der Ausgangspunkt für Richard
Strauss' Sinfonische Dichtung »Aus Italien« von 1887, mit der der
junge Komponist sich bewusst auf den Spuren von Berlioz bewegte.
Inzwischen hatte bereits der Kulturtourismus eingesetzt, und jeder
gebildete Mensch - oder zumindest, wer dafür gelten wollte - reiste in
seiner Jugend nach Italien. Umso wichtiger war es Strauss, eine
authentische Atmosphäre zu erzeugen: So entwerfen die einzelnen Sätze
»Auf der Campagna«, »In Roms Ruinen« und »Am Strande von Sorrent«
nicht nur bildhafte Skizzen, die durch ihre Emotionalität bei jedem
Hörer entsprechende Assoziationen hervorrufen - gekrönt wird das Werk
durch den letzten Satz, in dem Strauss dank des berühmten
»Funiculì-funiculà« ein neapolitanisches Volksfest heraufbeschwört.

Hector Berlioz (1803-1869) Konzertouvertüre »Der Römische
Karneval«

Camille Saint-Saens (1835-1921) Klavierkonzert Nr. 4 c-Moll
op. 44

Richard Strauss (1864-1949) »Aus Italien« Sinfonische Phantasie für
großes Orchester op. 16


Dirigent A. Wolf

Klavier D. Golan

Konzerte 25/03, 11.00 Uhr · 26/03, 19.30 Uhr, Musik- und Kongresshalle

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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KLASSIK/10045: Augsburg - Erwachen der Macht, Konzert zum Mozartfest am 24. Februar 2018


Pressemitteilung der Stadt Augsburg

Erwachen der Macht

Vorgezogenes Konzert zum Mozartfest am 24. Februar 2018



Die Akademie für Alte Musik bringt den Top-Cellisten Jean-Guihen
Queyras im Rahmen eines vorgezogenen Mozartfest-Konzerts endlich nach
Augsburg. Sie spielen Cellokonzerte von Haydn, Pleyel und Boccherini.

Derzeit nennt fast jeder junge Cellist den in Kanada geborenen
Franzosen Jean-Guihen Queyras als Vorbild und Inspiration. Gerade war
Queyras mit Stardirigent Yannick Nézet-Séguin auf Welttournee und ist
bei allen internationalen Spitzenorchestern ein heiß begehrter Solist,
so auch bei der Akademie für Alte Musik Berlin, mit der er bereits ein
hoch gelobtes Vivaldi-Album eingespielt hat. Der engen Augsburger
Kooperation mit der "Akamus" ist es zu verdanken, dass die Mozartstadt
diesen leidenschaftlichen und höchst authentischen Künstler endlich zu
Gesicht und Gehör bekommt.

Vorverkauf: www.mozartstadt.de

 * 

Quelle:

Stadt Augsburg, Referat Oberbürgermeister

Hauptabteilung Kommunikation

Abteilung Presse & Kommunikation

Rathausplatz 1, 86150 Augsburg

Tel.: 0821 324 9423

E-Mail: presse@augsburg.de

Internet: www.mozartstadt.de
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LIEDER/1776: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Leeder ut mien Hart" - Ein Abend mit dem ostfriesischen Liedermacher Em Huisken, 22.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

"Leeder ut mien Hart" | Ein Abend mit dem ostfriesischen Liedermacher Stefan Carl em Huisken

Konzert am Donnerstag, den 22. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto des ostfriesischen Liedersängers, Musikers, Autors und Erzählers Stefan Carl em Huisken - Foto im Flyer: © by Holger Rinne]

[image: Plakat zum Konzert mit dem ostfriesischen Liedermacher Em Huisken am 22. März 2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Holger Rinne]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Donnerstag, den 22.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

"Leeder ut mien Hart"

Ein Abend mit dem ostfriesischen Liedermacher Em Huisken

"jank frison" nennt Em Huisken seinen eigenen,
unverwechselbaren Stil, der friesische Tradition mit bretonischen
und anderen keltischen Musikstilen verschmilzt. In seinem
Konzertabend "Leeder ut mien Hart" stellt er eine Reihe vorwiegend
besinnlicher Texte und Melodien vor, die das "Land des Herzens"
lyrisch oder erzählend zum Inhalt haben. 

Der Liedersänger, Musiker,
Autor und Erzähler Stefan Carl em Huisken wuchs in einer
Künstlerfamilie auf, in der Singen, Geschichtenerzählen und
Schreiben zum Alltag gehörten. Er lernte zunächst Akkordeon, später
Gitarre und weitere Instrumente. Em Huisken lebt seit über 25
Jahren in Norden/Ostfriesland. Seit 2010 führen ihn regelmäßige
Touren mit verschiedenen Musik- und Lesungs-Programmen durch Nord-
und Mitteldeutschland und das nahe Ausland.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Der ostfriesische Liedersänger, Musiker, Autor und Erzähler Stefan Carl em Huisken

Foto: © by Holger Rinne




Leeder ut mien Hart - Em Huisken über seine Musik:

Im Herzen findet sich alles was wir erleben: Sehnsucht, Schmerz,
Freude, Kälte, Wärme, Begeisterung, Angst, Mut und Wünsche und noch
viel mehr. Auch was uns im Leben widerfährt, was das Schicksal uns
auferlegt, hinterlässt im Herzen seine Spuren. So ist das Herz unser
persönlichster, ganz individueller Mittelpunkt, aus dem all das
kommt, was wir der Welt zu geben haben.

Meine Musik und meine Lieder stammen von dort. Sie sind aus mir
geholt, dem eigenen Herzen abgelauscht - wenn auch mancher Text oder
manche Melodie schon vorher da war. Jetzt sind sie meine, und ich
gebe sie gerne. Enstanden ist dabei ein vorwiegend besinnlicher
Strauß von Texten und Melodien, die das "Land des Herzens" lyrisch
oder erzählend zum Inhalt haben.


Em Huisken - Veröffentlichungen:

CD "jank frison" (2012)

CD "Güntsied/Jenseits" (2015)

"Geschichten vom Weltenrand", M.-G.-Schmitz-Verlag, ISBN 978-3-944854-33-5

"Un he löppt". Niederdeutsche Kurzgeschichte in: Vertell doch mal - Löppt?! Wachholtz Verlag, 2017. ISBN 978-3-529-04931-6

diverse Gedichte, Kommentare und Abhandlungen auf der Website


Weitere Informationen:

Stefan Carl em Huisken - Homepage

http://emhuisken.de/wordpress/

Stefan Carl em Huisken bei Facebook

https://www.facebook.com/emhuisken


Zum Anschauen & Reinhören:

Em Huisken bei Sondcloud:

https://soundcloud.com/emhuisken

Em Huisken: Güntsied

http://emhuisken.de/wordpress/musik/musikvideos/

Em Huisken - Dien Leev

https://vimeo.com/129480481

Em Huisken - Freeske Freeiheid

https://vimeo.com/129479495
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Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSLAND/8611: Aus aller Welt - 09.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Personalwechsel in Nordkoreas oberster Militärbehörde

In Nordkorea vollzieht sich offenbar ein Wechsel in der
Militärführung. In einem Bericht über eine Militärparade vom Vortag
nannte die amtliche Nachrichtenagentur KCNA am Freitag
Verteidigungsminister Kim Jong Gak als Direktor des nordkoreanischen
Militärapparats. Den Posten hatte bisher Hwang Pyong inne, der auch
zum engeren Beraterkreis von Staatschef Kim Jong-un gehörte. Zu
seiner Entlassung wurde offiziell nichts mitgeteilt. Südkoreanischen
Medienberichten zufolge wird Hwang Korruption vorgeworfen. Er soll
angeblich Schmiergelder im Austausch für Beförderungen erhalten haben
und zur Umerziehung in eine Parteischule geschickt worden sein.

9. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8611: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mann in Wuppertal bei Polizeieinsatz erschossen

Ein Mann sollte in einem Mehrfamilienhaus in Wuppertal-Elberfeld
festgenommen werden. Bei dem Einsatz des Düsseldorfer
Spezialeinsatzkommandos (SEK) fielen Schüsse aus einer Dienstwaffe,
die den Wohnungsinhaber trafen und tödlich verletzten. Zur Identität
des Opfers und zu den Hintergründen der Aktion machten die
Ermittlungsbehörden bislang keine Angaben. Zum Tod des Wuppertalers
ermittelt nun die Polizei Essen.

9. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8607: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ägypten beginnt Militäroperation gegen Dschihadisten

In Ägypten haben Polizei- und Militärkräfte einen großangelegten
Einsatz gegen Ableger des Islamischen Staats begonnen. Nach Angaben
eines Armeesprechers gehen Sicherheitskräfte im nordägyptischen
Nil-Delta, in der westlichen Wüstenregion und im Norden der
Sinai-Halbinsel gegen mutmaßliche Terroristen vor. Es gehe darum, die
Kontrolle über die Grenzregionen zu verstärken, sagte Oberst Tamer
el-Refai in einer Fernsehansprache. An der Operation beteiligen sich
auch die Luftwaffe und die Kriegsmarine des nordafrikanischen Landes.

9. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8609: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heftiger Postenstreit in der SPD

Der scheidende SPD-Chef Martin Schulz wird bei einer möglichen
Neuauflage der Großen Koalition nicht Außenminister werden. Schulz
gab am Freitagnachmittag bekannt, daß er auf das Amt verzichte. Er
hoffe, daß die Personaldebatte in der Partei damit beendet sei.
Vorausgegangen war eine scharfe parteiinterne Diskussion. Schulz war
in seiner Partei massiv unter Druck geraten, weil er nach der
Bundestagswahl im vorigen September gesagt hatte, daß er nicht in ein
Kabinett unter Kanzlerin Angela Merkel eintreten werde. Nach Abschluß
der Koalitionsgespräche mit der Union verkündete er jedoch, daß er
das Außenamt anstrebe. Der frühere SPD-Chef und geschäftsführende
Außenminister Sigmar Gabriel hatte Schulz deswegen öffentlich
kritisiert und ihm Wortbruch vorgeworfen.

9. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8608: Tragisches und Kurioses - 09.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schneechaos in Paris

Der Winter hat Paris weiter fest im Griff. Angesichts der unsicheren
Wetterlage riefen die Behörden die Bewohner auf, ihre Autos in der
Garage zu lassen und auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen.
Zahlreiche Parks sind wegen des vielen Neuschnees schon seit Tagen
geschlossen. Auch der Eiffelturm bleibt von dem Winterwetter nicht
verschont. Schnee und Eis hätten die Plattformen und die Treppen
unpassierbar gemacht, erklärte die Betreibergesellschaft. Das
Wahrzeichen der Stadt wird voraussichtlich erst am Sonntag wieder für
Besucher geöffnet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7693: Aus Forschung und Technik - 09.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Letzte Vorbereitungen für Marsmission Insight

Die Vorbereitungen für die nächste Marsmission der NASA gehen in die
Endphase. Der Roboter Insight (Interior Exploration using Seismic
Investigations, Geodesy and Heat Transport) der US-Weltraumbehörde
soll im November auf dem Roten Planeten landen und mit seinen
diversen wissenschaftlichen Instrumenten den geologischen Aufbau
unseres Nachbarplaneten untersuchen. Das Gerät soll unter anderem so
weit in den Grund des Planeten bohren, wie noch kein anderer Apparat
zuvor. Derzeit wird das Pholtaiksystem des stationären Landers, der
den Automaten mindestens ein Marsjahr mit Energie versorgen soll, im
Reinraum des Herstellers Lockheed Martin Space in Littleton
(Colorado) getestet. Der Missionsstart ist für Mai geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7706: Aus aller Welt - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kongreß in Washington verabschiedet Übergangshaushalt

Der Kongreß in Washington hat am Freitag einen Übergangshaushalt für
sechs Wochen gebilligt. Wegen Verzögerungen der Abstimmung im Senat
war um Mitternacht (Ortszeit) zum zweitenmal in zweieinhalb Wochen
ein sogenannter Shutdown - ein Verwaltungsstillstand der Regierung -
eingetreten. Der Haushaltsentwurf sieht unter anderem eine Anhebung
der Schuldenobergrenze bis zum 23. März um knapp 300 Milliarden
Dollar vor. Der Etat für Militär und innenpolitische Programme wird
um mindestens 300 Milliarden Dollar für die nächsten zwei Jahre
erhöht. Das Haushaltsdefizit wird mehr als eine Billion Dollar
betragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7667: Medizin und Gesundheitswesen - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Hantaviren auch in Deutschland verbreitet

Infektionen mit Hantaviren gehören wie Ebola zu den hämorrhagischen
Fiebern. Sie sind vor allem wegen der erhöhten Blutungsneigung
gefährlich, sie zu akutem Nierenversagen führen kann. Diese
Infektionen erregten erstmals Anfang der 1950er-Jahre das öffentliche
Interesse, als zahlreiche US-Soldaten sich in Korea mit dem damals
unbekannten Erreger infizierten und an dem blutigem Fieber
erkrankten. Doch auch in Deutschland kann man sich anstecken. Dies
liegt an der Rötelmaus (Myodes glareolus). Während das Tier selbst
nicht erkrankt, kann es den Erreger durch einen Biß auf den Menschen
übertragen. Auch durch Kot, Urin oder erregerhaltige Aerosole, die
beispielsweise während Reinigungsarbeiten in der Land- und
Forstwirtschaft aufgewirbelt und eingeatmet werden, kann es zur
Infektion kommen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, haben
Wissenschaftler der Goethe-Universität und des Senckenberg
Biodiversität und Klima Forschungszentrums bei ihren Untersuchungen
festgestellt, daß besonders im Frühsommer und in waldreichen Gebieten
sowie nach guten Jahren für die Rötelmaus eine gesteigerte
Infektionsgefahr besteht. Dies gilt insbesondere für
Baden-Württemberg und angrenzende Gebiete in Bayern und
Nordrhein-Westfalen. In Nordostdeutschland dagegen treten kam
Infektionen auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7694: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Außergerichtliche Hinrichtungen von IS-Milizionären im Nordirak

In der Autonomen Region Kurdistan im Nordirak sollen kurdische
Polizeikräfte (Assajesch) zwischen dem 28. August und 3. September
2017 Hunderte gefangener Milizionäre vom Islamischen Staat (IS) mit
Kopfschuß hingerichtet und in ein Massengrab nahe der Ortschaft Sumar
gelegt haben. Das meldete die für den Nahen Osten zuständige,
stellvertretende Direktorin der Menschenrechtsorganisation Human
Rights Watch (HRW), Lama Fakih, unter Berufung auf mehrere Anwohner
und ein ehemaliges Assajesch-Mitglied. HRW fordert von der Regierung
in Bagdad und der Regionalregierung in Erbil eine transparente
Aufklärung der mutmaßlichen außergerichtlichen Hinrichtungen. Die
Autonomieregierung bestreitet die Vorwürfe, die als Kriegsverbrechen
gewertet werden müßten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7620: Sprache, Kunst und Medium - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr Platz für Berliner Zentral- und Landesbibliothek

Seit Jahren ist die Rede davon, die Berliner Zentral- und
Landesbibliothek (ZLB) sowie die Senatsbibliothek und den Berliner
Gesamtkatalog mit seinen rund 3,4 Millionen Büchern, Zeitschriften und
elektronischen Medien in einem Komplex zusammenzufassen. Doch die
Studien und Alternativvorschläge wurden bisher nicht zur Beschlußreife
getrieben.

Wie der Deutschlandfunk berichtet, hat ZLB-Direktor Volker Heller
wieder einmal zur Eile gemahnt, inzwischen gehe in seinen beiden
Häusern, der Zentral- und der Landesbibliothek, die 1995 nach der
Zusammenführung der beiden deutschen Staaten entstanden war, überhaupt
nichts mehr. Die Räumlichkeiten seien restlos ausgereizt.

2017 nutzten rund 1,4 Mio. Menschen die beiden Häuser, die zusammen
als Deutschlands größte öffentliche Bibliothek gelten.

9. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7684: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreich erhöht Wehretat sowie Zahl von Polizisten und Gendarmen

In Frankreich soll der Etat für Militäreinsätze im In- und Ausland
deutlich aufgestockt werden. Bis 2025 soll das Budget des
Verteidigungsministeriums zwei Prozent der Wirtschaftsleistung des
Landes ausmachen. Entsprechende Gesetze sollten im Sommer auf den Weg
gebracht werden, sagte Verteidigungsministerin Florence Parly in
Paris. Innenminister Gérard Collomb kündigte am Donnerstag 10.000
neue Stellen bei Polizei und Gendarmerie an. Eine sogenannte "Polizei
für Sicherheit im Alltag" soll zunächst in rund 30 Stadtvierteln mit
hoher Kriminalitätsrate zum Zuge kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7698: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Martin Schulz verzichtet auf Außenamt, das er nicht haben wollte

Der designierte Außenminister im Kabinett Merkel, Martin Schulz, hat
am Freitagnachmittag in einer Pressemitteilung seinen Verzicht auf
das Amt erklärt. Der SPD-Politiker will ein positives Votum der
Parteibasis zu dem mit der Union ausgehandelten Koalitionsvertrag
nicht gefährden. Dadurch, daß Schulz seine persönlichen Ambitionen
dem Interesse der SPD nachordnet, will er der parteiinternen Debatte
um seine Personalie den Wind aus den Segeln nehmen. Nach der
Bundestagswahl und vor den Koalitionsverhandlungen hatte Schulz dem
Wähler versichert, daß zum einen die SPD für eine Neuauflage der
Großen Koalition nicht zur Verfügung stehe und daß zum anderen er
selbst keinesfalls ein Ministeramt im Bund übernehmen werde.

Sigmar Gabriel, Außenminister der geschäftsführenden Regierung, hatte
im Januar den Parteivorsitz für Schulz freigemacht und diesem die
Kanzlerkandidatur ermöglicht. Nach Schulzens Erklärung, er wolle das
Außenamt übernehmen, hatte sich Gabriel gegenüber Zeitungen der
Funke-Mediengruppe (Freitagsausgaben) über mangelnde Wertschätzung
seiner Arbeit durch die SPD-Führung und den respektlosen Umgang
miteinander beklagt. Gabriel bedauerte, wie wenig ein gegebenes Wort
noch zählt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7670: Tragisches und Kurioses - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Australiens Regierung will sich bei Mißbrauchsopfern entschuldigen

Nach Veröffentlichung des Abschlußberichts der australischen
Mißbrauchskommission Kinder und Jugendliche betreffend, kündigte
Premierminister Malcom Turnbull eine Entschuldigung sowie
Entschädigungszahlungen an.

Die australische Öffentlichkeit war über das Ausmaß der sexuellen
Übergriffe von Erwachsenen auf Jungen (90%) und Mädchen (10%)
schockiert. Im Fokus stand die katholische Kirche. In dem 17bändigen
Bericht, der über 100.000 Seiten umfaßt und das Ergebnis fünfjähriger
Untersuchungen ist, wird von schätzungsweise 60.000 Kindern
gesprochen, die in über 4000 Einrichtungen, etwa staatliche und
kirchliche Schulen, Pfadfindergruppen, katholischen Jugendgruppen und
Sportvereinen vor allem von Mitgliedern der katholischen
Ordensgemeinschaft, aber auch Priestern zu sexuellen Handlungen
genötigt oder mißbraucht wurden.

Ranghöchster Beschuldigter ist ein 76jähriger Kurienkardinal, der aus
Rom zurückgerufen wurde, weil ihm weitere Befragungen bevorstehen.
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SOZIALES/7695: Arbeit, Soziales und Familie - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



IG Metall Küste übernimmt Tarifvertrag von Baden-Württemberg

Die IG Metall Küste übernimmt den Pilottarifvertrag von
Baden-Württemberg für rund 140.000 Beschäftigte der Metall- und
Elektroindustrie in Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Nordwestniedersachsen und Schleswig-Holstein. Der Bezirksleiter der
IG Metall Küste, Geiken, hob nach dem Vereinbarung vom
Donnerstagabend den Einstieg in ein modernes Arbeitszeitmodell
hervor. Demnach können die Beschäftigten ab nächstem Jahr ihre
Wochenarbeitszeit für maximal zwei Jahre auf 28 Stunden verkürzen.
Für bestimmte Beschäftigtengruppen gibt es einen teilweisen
Lohnausgleich. Im Gegenzug dürfen die Arbeitgeber mehr Mitarbeiter
als bisher länger als 35 Stunden arbeiten lassen. Der Tarifvertrag
sieht Einkommensverbesserungen von 4,3 Prozent sowie verschiedene
Einmalzahlungen und Zusatzentgelte vor, die wahlweise auch in
Freizeit abgegolten werden können. Gewerkschaft und
Arbeitgeberverband Nordmetall wollen zudem eine gemeinsame
Arbeitsgruppe einsetzen, die herausfinden soll, ob und wie sich die
Arbeitsbedingungen in Mecklenburg-Vorpommern verbessern lassen.
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UMWELT/7678: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Rochen nutzen heiße Quellen für Eiablage

Die Galapagos-Rochen gehören zu den Knorpelfischen und somit zu einer
entwicklungsgeschichtlich sehr alten Fischart. Offenbar nutzen sie
dpa zufolge heiße Tiefseequellen, um das Heranreifen ihrer Eier zu
verkürzen. Bei Rochen kann die Zeit von der Eiablage bis zum
Schlüpfen der Jungtiere über 40 Monate dauern und ist damit eine der
längsten in der Tierwelt. Ein Team um Pelayo Salinas de León
von der Charles-Darwin-Forschungsstation auf der Galapagos-Insel
Santa Cruz hatte verschiedene Unterwasserquellen in einer Tiefe von
rund 1650 Metern untersucht. Bei einigen Rauchern - turmartige
Gebilde, aus denen sehr heißes Wasser austritt - entdeckten sie eine
hohe Anzahl von Eierkapseln der Rochenart Bathyraja spinosissima.
Kapselreste deuteten zudem darauf hin, daß die Stelle schon seit
Jahren als Brutstätte dient. Die Forscher spekulieren jetzt, daß die
Rochen mit der Eiablage nahe der heißen Quellen die Schlüpfzeit um
bis zu einem Jahr verkürzen könnten.
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WIRTSCHAFT/7683: Märkte und Finanzen - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



SGCC will sich bei 50Hertz einkaufen

Die State Grid Corporation of China (SGCC) bereitet einen Einstieg
beim deutschen Netzbetreiber 50Hertz vor. Zur Zeit hält der
australische Infrastrukturfonds IFM Investors 40 Prozent der Anteile
an dem in Ostdeutschland und Hamburg präsenten Unternehmen. Die
Mehrheit von 60 Prozent liegt beim belgischen Stromnetzkonzern Elia.
Sollte dieser seine Vorkaufsrechte nicht bis Ende März geltend
machen, würde der chinesische Staatskonzern die Hälfte des
IFM-Anteils an 50Hertz übernehmen. Der entsprechende Bericht des
Handelsblatts vom Freitag wurde von den Unternehmen bestätigt. SGCC
ist mit Jahresumsätzen von deutlich über 250 Milliarden Euro hinter
Walmart das zweitgrößte Unternehmen der Welt.
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WISSENSCHAFT/7701: Aus Forschung und Technik - 09.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bose entwickelt vollständig kabellose In-Ear-Kopfhörer

Darauf haben nicht wenige Ausdauersportler schon länger gewartet. Der
Lautsprecherhersteller Bose hat laut netzwelt.de mit dem kabellosen
In-Ear-Kopfhörer SoundSport Free einen Bluetooth-Kopfhörer für
sportliche Aktivitäten entwickelt. Die beiden Kopfhörer-Einsätze
wiegen zusammen lediglich 18 Gramm und sollen nach Auskunft von Bose
eine Akkulaufzeit von bis zu fünf Stunden haben. Anschließend finden
sie im mitgelieferten Ladecase Platz, in dem sie aufgeladen werden
können. Zusätzlich sorgen sogenannte StayHear+-Einsätze (verschiedene
Größen) für einen sicheren Halt im Ohr. Und sollten die Kopfhörer
doch einmal verloren gehen oder versehentlich irgendwo liegen gelassen
worden sein, dann können die Bose-Kopfhörer über eine App
gewissermaßen geortet werden. Die App zeigt den letzten Standpunkt, 
an dem die Kopfhörer eine Verbindung mit dem Smartphone hatten.
Ansonsten sind die Kopfhörer nach IPX4 geschützt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/518: "Von der Biologie zur Innovation" - Biologenverband zum Koalitionsvertrag 2018 (idw)


Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V. -
08.02.2018

"Von der Biologie zur Innovation" - Biologenverband zum Koalitionsvertrag
2018



(Berlin, 08.02. 2018) Der von CDU/CSU und SPD vorgelegte
Koalitionsvertrag liefert nach Ansicht des Verbandes Biologie,
Biowissenschaften und Biomedizin (VBIO e. V.) wichtige Impulse und
Weichenstellungen für die Bereiche Bildung und Wissenschaft. Besondere
Anerkennung verdient die Ankündigung einer ressortübergreifenden Agenda
"Von der Biologie zur Innovation", die gemeinsam mit Wirtschaft,
Wissenschaft und Zivilgesellschaft erarbeitet werden soll. Auch im Bereich
des Biodiversitätsschutzes sind gute Ansätze erkennbar. Allerdings sind in
beiden Handlungsfeldern in der Umsetzungspraxis Inkonsistenzen und
Zielwidersprüche zu erwarten.

Biowissenschaftliche Erkenntnisse sowie "die Nutzung von Prinzipien der
Natur" können wichtige Beiträge zur nachhaltigen Lösung von
Zukunftsproblemen leisten. Die zu bewältigenden Herausforderungen in den
Bereichen Gesundheit, Ernährungssicherung und Umweltschutz sind dabei
ebenso vielfältig wie die Lösungsansätze, die bislang allerdings oft an
den Einzeldisziplinen orientiert bzw. sektoral bleiben. Eine
ressortübergeifende Agenda "Von der Biologie zur Innovation", ist nach
Ansicht des VBIO ein sinnvoller und notwendiger Ansatz, diesem Mangel
entgegen zu wirken und Synergieeffekte zu erzielen. Bis eine solche Agenda
ihr Wirkpotential nachhaltig entfaltet, ist allerdings ein langer Atem -
auch über die laufende Legislaturperiode hinaus - erforderlich. Denn zum
einen ist die Agenda als solche langfristig orientiert und zum anderen
muss auch für ihre Erarbeitung im Zusammenspiel von Politik, Wirtschaft,
Wissenschaft und Zivilgesellschaft ausreichend Zeit vorgesehen werden.
"Als wissenschaftlicher Dachverband der Biologie in Deutschland steht der
VBIO bereit, seine Expertise einzubringen" so Prof. Dr. Bernd Müller-Röber,
Präsident des VBIO. "Wir sind sehr gespannt, wie sich die
Diskussion um die Agenda entwickelt, zumal der Koalitionsvertrag weitere
Aussagen enthält, bei denen sich noch erweisen muss, wie diese sich in die
geplante Agenda integrieren lassen".

Ein gewisses Konfliktpotential sieht der Biologenverband in den
Festlegungen des Koalitionsvertrages zur Gentechnik. Hier wird es auch
darauf ankommen, wie die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes zu
den "Neuen Züchtungstechnologien" ausfällt und welche Schlussfolgerungen
die neue Regierung daraus ziehen wird.

Das Ziel, "auf den entscheidenden Technologiefeldern der Zukunft über
eigene Forschungs-, Produktions- und Kompetenzstrukturen zu verfügen",
erscheint in der gegenwärtigen Situation für bestimmte Bereiche der
Biotechnologie kaum realisierbar.

Eine "umfassende Technologieoffenheit", wie sie im Kontext der Förderung
der Hightech-Strategie als "wichtiges Grundprinzip" zitiert wird, kann für
den Bereich der Biotechnologie jedenfalls nicht auf allen Ebenen
automatisch vorausgesetzt werden.

Zielkonflikte sind auch in einem anderen Feld absehbar, für das sich der
Biologenverband engagiert - dem der Biodiversität bzw. der
Biodiversitätsforschung. Sehr richtig haben die Verfasser des
Koalitionsvertrages den Rückgang der Insekten auch im Unterkapitel
"Landwirtschaft" verortet und die Vorlage einer entsprechenden
Ackerbaustrategie bis zur Mitte der Legislaturperiode vorgesehen. Die
Finanzierung soll durch Fördermittel für Maßnahmen zur Umsetzung der
Nationalen Biodiversitätsstrategie erfolgen. Zusätzlich sollen mit einem
"Aktionsprogramm Insektenschutz" die Lebensbedingungen für Insekten
verbessert werden. Der VBIO geht dabei davon aus, dass die Programme
wissenschaftlich begleitet und die Einzelmaßnahmen zumindest
stichprobenartig evaluiert werden.

Der Wandel der biologischen Vielfalt findet in der Regel über längere
Zeiträume statt. Ein umfassendes, langfristig angelegtes
Biodiversitätsmonitoring über die derzeitigen Berichtspflichten (z. B. der
FFH-Richtlinie) hinaus ist dringend erforderlich. Das vorgeschlagene
wissenschaftliche Monitoringzentrum zur Biodiversität findet die
Unterstützung des VBIO. Allerdings rät der Biologenverband auch hier zu
umfassender wissenschaftlicher Begleitung, so dass neben dem Bundesumwelt-
und dem Bundeslandwirtschaftsministerium auch das Bundesministerium für
Bildung und Forschung einzubeziehen ist.

Der Koalitionsvertrag liefert damit insgesamt wichtige Ansätze für
biowissenschaftlich relevante Handlungsfelder. Darüber hinaus enthält er
weitere Impulse im Bereich Bildung und Wissenschaft - etwa die
Verstetigung bewährter Förderinstrumente, der Erhöhung des BAföG und die
anvisierte Erhöhung der Programmpauschale. Mit der Neugestaltung des Art.
91b des Grundgesetzes werden bestehende Hindernisse auch grundlegend
angegangen.

"Für die neue Regierung wird es darauf ankommen, die Vereinbarungen des
Koalitionsvertrages zügig umzusetzen und nachhaltig zu sichern", erklärt
Prof. Dr. Bernd Müller-Röber. "Entsprechende Aktivitäten wird der VBIO
konstruktiv begleiten".


Über den VBIO

Der VBIO e. V. ist das gemeinsame Dach für alle, die im Bereich Biologie,
Biowissenschaften und Biomedizin studieren oder tätig sind - egal ob in
Hochschule, Schule, Industrie, Verwaltung, Selbstständigkeit oder
Forschung.

Die Mitglieder des VBIO vertreten das gesamte Spektrum der
Biowissenschaften von der molekularen, zellulären oder der am Organismus
orientierten Sicht bis hin zur Biomedizin.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V.,

Dr. Kerstin Elbing, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1491: Deutsche Wildkatzen bleiben unter sich - Geringe Hybridisierungsrate (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 08.02.2018

Deutsche Wildkatzen bleiben unter sich - Geringe Hybridisierungsrate bei
deutschen Wildkatzen



Frankfurt/Gelnhausen, 08.02.2018. Senckenberg-Forschende habe in einer
groß angelegten Studie gezeigt, dass sich Wildkatzen in Deutschland nur
sehr selten mit Hauskatzen paaren. Das Wissenschaftlerteam untersuchte
über 1000 "genetische Fingerabdrücke" der Katzen und zeigt in der kürzlich
im Fachjournal "Ecology and Evolution" erschienenen Studie, dass nur etwa
drei Prozent der untersuchten Wildkatzen deutliche Spuren von
Hauskatzen-DNA im Erbgut tragen.




[image: Bild: ©Steyer]

Bleibt gerne unter sich: Die Wildkatze.

Bild: © Steyer



Wildkatzen sind aufgrund ihrer scheuen Lebensweise nur sehr schwer zu
beobachten und nicht einfach von getigerten Hauskatzen zu unterscheiden.
"In Deutschland kommen rein rechnerisch auf eine Wildkatze mehr als
tausend Hauskatzen. Man sollte demnach davon ausgehen, dass Wild- und
Hauskatze häufig aufeinandertreffen und sich auch paaren", erklärt Annika
Tiesmeyer, Doktorandin am Senckenberg Forschungsinstitut und an der
Goethe-Universität Frankfurt.

Verpaaren sich Haus- und Wildkatze, entstehen sogenannte "Blendlinge" oder
"Hybride", die weiter fortpflanzungsfähig sind. "Im Laufe der Zeit könnten
im schlimmsten Fall die heimischen Wildkatzen durch eine andauernde
Vermischung mit Hauskatzen sogar gänzlich aussterben", fügt Tiesmeyer
hinzu.

Genau dies ist in einigen Europäischen Regionen bereits weit
fortgeschritten: In Schottland etwa gibt es wahrscheinlich keine echten
Wildkatzen mehr, die Population besteht vollständig aus Mischlingen aus
Haus- und Wildkatze. Auch in der Schweiz und Frankreich wurde in 12
Prozent der untersuchten Proben Merkmale von Haus- und Wildkatzen im
Erbgut gefunden, wie eine kürzlich veröffentlichte Studie zeigt.

Umso überraschender ist das Ergebnis der Senckenberger Wildtiergenetiker:
"Wir haben 1071 Wildkatzen-Proben aus ganz Deutschland untersucht, die uns
von Kooperationspartnerinnen und -partnern, wie etwa dem BUND,
eingeschickt wurden. Nur bei 37 der untersuchten Tiere wurde ein
Hybridisierungsereignis festgestellt. Wir haben damit in Deutschland eine
der geringsten Hybridisierungsraten in Europa", fasst Dr. Katharina Steyer
zusammen, die im Rahmen ihrer Promotion am Senckenberg Forschungsinstitut
und der Goethe-Universität Frankfurt an Wildkatzen geforscht hat.
Warum sich die über 10 Millionen Hauskatzen in deutschen Haushalten so
selten mit den 5.000 bis 10.000 Wildkatzen kreuzen, können auch die
Forschenden noch nicht genau erklären. Tiesmeyer hierzu: "Wild- und
Hauskatzen treffen sich durchaus draußen am Waldrand, das wissen wir durch
Untersuchungen mittels Haarfallen. Hybride scheinen aber zumeist dort
vorzukommen, wo sich Wildkatzen gerade ausbreiten und wilde
Paarungspartner 'Mangelware' sind."

Seit einiger Zeit geht es der Wildkatze in Deutschland wieder deutlich
besser und die Bestände breiten sich aus. "Genau hier liegt wahrscheinlich
der Grund für den geringen Hybridisierungsgrad", erläutert Dr. Carsten
Nowak, Leiter des Fachgebiets Naturschutzgenetik am Senckenberg
Forschungsinstitut und fährt fort: "Ein gesunder Wildkatzenbestand
verhindert Hybridisierung. Verschlechtern sich die Umweltbedingungen, kann
sich die Situation auch wieder ändern und die Hybridisierung zunehmen".

Die wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Grad der Hybridisierung sind für
einen nachhaltigen Schutz der Wildkatze von großer Bedeutung. Neben dem
tagtäglich zunehmenden Lebensraumverlust sowie dem Straßenverkehr galt die
Hybridisierung, also die Vermischung von Wild- und Hauskatzen, bislang als
hauptsächliche Gefährdungsursache für die Wildkatze. "Die neuen Ergebnisse
geben zumindest für den Gefährdungsfaktor Hybridisierung Entwarnung", so
Steyer.

Daher plädieren die Senckenberger dafür die Wildkatzenbestände auch in
Zukunft in ausgewählten Referenzgebieten weiter mit genetischen Methoden
im Blick zu behalten. "Trotz der erfreulichen Nachrichten aus dem Labor
bleibt das Tier des Jahres 2018, die Wildkatze, eine bedrohte und seltene
Art. Die langfristige Beobachtung ihrer Bestände verrät uns viel über den
Zustand unserer Umwelt", resümiert Nowak.


Publikation

Steyer K, Tiesmeyer A, Muñoz-Fuentes V, Nowak C.

Low rates of hybridization between European wildcats and domestic cats in
a human-dominated landscape.

Ecol Evol. 2017;00:1-15.

https://doi.org/10.1002/ece3.3650

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Judith Jördens, 08.02.2018
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ASTRO/357: Kosmisches Röntgenlicht als möglicher Hinweis auf Dunkle Materie (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 08.02.2018

Kosmisches Röntgenlicht als möglicher Hinweis auf Dunkle Materie

• Physiker schlagen neue Theorie für die Dunkle Materie vor

• Ausgangspunkt ist die Beobachtung ungewöhnlicher
Röntgenstrahlung von Galaxien



Die Dunkle Materie gibt immer mehr Rätsel auf. Weltweit suchen Physiker
seit Jahrzehnten nach diesen Materieteilchen, die kein Licht aussenden und
für unser Auge daher unsichtbar sind. Ihr Vorhandensein wurde in den
1930er Jahren postuliert, um astronomische Beobachtungen zu erklären.
Während sichtbare Materie wie die, aus der die Sterne oder auch die Erde
bestehen, nur etwa fünf Prozent des Universums ausmachen, müsste der
Anteil Dunkler Materie den Schätzungen zufolge bei 23 Prozent liegen -
aber bis heute gibt es trotz intensiver Suche keinerlei Anzeichen, um
welche Teilchen es sich dabei handeln könnte. Wissenschaftler der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) haben nun einen Vorschlag unterbreitet,
um die mysteriösen Partikel an einer ganz anderen Stelle zu suchen als
bisher. Geeignete Kandidaten wären demnach keine sehr schweren Teilchen,
wie bislang oft vermutet, sondern im Gegenteil extrem leichte Teilchen -
fast hundert Mal leichter als ein Elektron.




[image: Foto/copy;: Photo courtesy of NASA]

Röntgenaufnahme des ca. 240 Millionen Lichtjahre entfernten
Galaxienhaufens Perseus. Die von Galaxien und Galaxienhaufen ausgesendete
Röntgenstrahlung gibt Astrophysikern nach wie vor zahlreiche Rätsel auf
und könnte insbesondere Hinweise auf die mysteriöse Dunkle Materie
liefern.

Foto/©: Photo courtesy of NASA



Die Existenz Dunkler Materie wird vorwiegend damit begründet, dass die
Rotation von Sternen um das Zentrum ihrer Galaxie ansonsten nicht wie
beobachtet erfolgen könnte. Einer der besonders favorisierten Kandidaten
für Dunkle Materie ist das WIMP oder "Weakly Interacting Massive
Particle", nach dem zum Beispiel im italienischen Untergrundlabor "Gran
Sasso" gesucht wird. Aber neuere Publikationen aus der Astroteilchenphysik
stellen die WIMPs zunehmend in Frage. "Auch wir sehen uns momentan
verstärkt nach Alternativen um", erklärt Prof. Dr. Joachim Kopp von der
JGU.

Der Physiker ist mit seinen Kollegen Vedran Brdar, Jia Liu und Xiao-Ping
Wang einer Beobachtung nachgegangen, die 2014 von unabhängigen Gruppen
berichtet wurde: Am Himmel zeigte sich an verschiedenen Stellen eine
bisher unbekannte Spektrallinie im Röntgenbereich bei einer Energie von
3,5 Kiloelektronenvolt (keV). Diese ungewöhnliche Röntgenstrahlung von
Galaxien und Galaxienhaufen könnte ein Hinweis auf Dunkle Materie sein.
Dieser Zusammenhang ist an sich nicht neu, denn es wurde früher schon in
Erwägung gezogen, dass Dunkle Materie zerfällt und dabei Röntgenstrahlung
aussendet. Die Gruppe um Joachim Kopp am Mainzer Exzellenzcluster
"Precision Physics, Fundamental Interactions and Structure of Matter"
(PRISMA) verfolgt jedoch einen anderen Ansatz.

Röntgenstrahlung aus der Annihilation von Dunkler Materie

Anstelle von Zerfall haben die Wissenschaftler ein Szenario
durchgerechnet, bei dem zwei Dunkle-Materie-Teilchen aufeinandertreffen
und miteinander zerstrahlen, ein Prozess, der als Annihilation bezeichnet
wird und beispielsweise auch beim Zusammentreffen eines Elektrons mit
seinem Antiteilchen, dem Positron, stattfindet. "Früher ist man davon
ausgegangen, dass Paarvernichtung bei derart leichter Dunkler Materie
nicht beobachtbar ist", erklärt Kopp. "Wir haben unser neues Modell
berechnet und mit experimentellen Daten verglichen, es passt alles viel
besser zusammen als in älteren Modellen."

Dunkle-Materie-Teilchen wären demnach Fermionen mit einer Masse von nur
wenigen Kiloelektronenvolt, häufig auch als "sterile Neutrinos"
bezeichnet. Ein solches leichtes Teilchen gilt eigentlich als
problematisch, weil es die Entstehung von Galaxien nicht hinreichend
erklärt. "Diese Bedenken können wir ausräumen", so Kopp. "Unser Modell hat
einen eleganten Ausweg gefunden." Entscheidend ist zudem die Annahme, dass
die Annihilation der Dunklen Materie ein zweistufiger Prozess ist: Es wird
zunächst ein Zwischenzustand gebildet, der dann seinerseits in die
beobachtete Röntgenstrahlung zerstrahlt. "Wir zeigen in unseren
Berechnungen, dass sich die resultierende Röntgensignatur sehr gut mit den
Beobachtungen deckt und damit eine neuartige Erklärung dafür bietet", so
Kopp.

Darüber hinaus ist das neue Modell so allgemein, dass es auch dann einen
interessanten Ansatz für die Suche nach Dunkler Materie liefern würde,
falls die 2014 entdeckte Spektrallinie andere Ursachen hat. Theoretische
und experimentelle Physiker der JGU arbeiten aktuell an dem
vorgeschlagenen ESA-Projekt e-ASTROGAM mit, das astrophysikalische
Röntgenstrahlung mit bisher unerreichter Genauigkeit untersuchen könnte.

Veröffentlichung:

Vedran Brdar et al.

X-ray lines from dark matter annihilation at the keV scale

Physical Review Letters 120:6, 061301, 5. Februar 2018

DOI: 10.1103/PhysRevLett.120.061301

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.120.061301

https://arxiv.org/abs/1710.02146


Weiterführende Links:

http://www.prisma.uni-mainz.de/deu/846.php

- Professor Dr. Joachim Kopp, PRISMA-Professur für Theoretische
Teilchenphysik

http://www.prisma.uni-mainz.de 

- Exzellenzcluster PRISMA - Precision Physics, Fundamental Interactions
and Structure of Matter)

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/3620_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Mainzer Physiker schlagen neue Methode zur Überwachung
von Atommüll vor" (06.12.2017)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/2360_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Neue Theorie zur Entstehung Dunkler Materie vorgestellt"
(08.08.2017)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1444: "Bethe Strings" als Vielteilchen-Quantenzustände erstmals experimentell nachgewiesen (idw)


Universität Augsburg - 07.02.2018

"Bethe Strings" als Vielteilchen-Quantenzustände erstmals experimentell
nachgewiesen

Die Synthese von quasi eindimensionalen Magneten und deren Untersuchung
mittels optischer Spektroskopie in extrem hohen Magnetfeldern führte zum
Erfolg



Augsburg/AL/KPP - "Bethe Strings" sind Anregungen stark gebundener
Elektronen-Spins in eindimensionalen Quantenspinsystemen. Benannt sind
diese Quantenspinzustände nach dem Physiker Hans Bethe, der sie 1931
erstmals theoretisch beschrieben hat. Erstmals experimentell nachgewiesen
wurden "Bethe Strings" jetzt von den Augsburger Physikern Prof. Dr. Alois
Loidl und Dr. Zhe Wang, die gemeinsam mit ihren Kooperationspartnern aus
Berlin, Dresden, Mumbai, Nijmegen und San Diego darüber im international
renommierten Journal "Nature" (Ausgabe vom 8. Februar 2018) berichten.

1933 vor den Nationalsozialisten in die USA geflohen und als Leiter der
Theorieabteilung in Los Alamos an der Entwicklung der Atombombe
mitwirkend, galt Hans Bethe als einer der führenden Kernphysiker. Den
Physik-Nobelpreis erhielt er 1967 für die Theorie über die
Energieerzeugung in Sternen. In seiner frühen wissenschaftlichen Karriere
befasste sich Bethe allerdings intensiv mit Festkörperphysik, insbesondere
mit der Elektronentheorie von Metallen.

So veröffentlichte er 1931 in der "Zeitschrift für Physik" einen Aufsatz
mit dem Titel "Eigenwerte und Eigenfunktionen der linearen Atomkette" über
Quantenspinzustände in einer Dimension. Auf der Basis einer Theorie von
Werner Heisenberg und mit dem sogenannten Bethe-Ansatz, einer Methode, die
theoretisch später vielfältig weiterentwickelt wurde und heute ein
wichtiges mathematisches Werkzeug der statistischen Physik ist, gelang ihm
eine exakte Lösung des eindimensionalen quantenmechanischen
Vielteilchensystems. Bei einem solchen System handelt es sich um eine
eindimensionale Kette von Atomen auf festen Positionen, die einen
Elektronen-Spin S = ½ tragen. Vielteichen-"String"-Zustände entsprechen
Anregungen gekoppelter quantenmechanischer Spins, also magnetischer
Eigendreh-Momente der Elektronen, die fest aneinander gebunden sich nahezu
frei in der eindimensionalen Kette bewegen können.

Das Fehlen passender eindimensionaler Materialien und geeigneter
experimenteller Methoden machte die experimentelle Überprüfung derartiger
Vielteilchen-"String"-Zustände und den Nachweis ihrer Anregungen bislang
unmöglich. Extreme Fortschritte in der Materialsynthese einerseits und die
Entwicklung von optischer Spektroskopie im Terahertz-Frequenzbereich in
sehr hohen Magnetfeldern andererseits ermöglichten nun erstmals diesen
experimentellen Nachweis.

In einem ersten Schritt wurden am Helmholtz-Zentrum in Berlin und im
Hochfeld-Magnetlabor des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf
SrCo2V2O8-Kristalle synthetisiert und
charakterisiert. Diese Kristalle, in denen die Kobalt-Ionen eine
eindimensionale Spinkette mit Spin = ½ bilden, wurden dann von Loidl und
Wang im Hochfeld-Magnetlabor der Radboud-Universiteit in Nijmegen in einem
weiten Magnetfeldbereich von 4 bis 28 Tesla (zum Vergleich: das
Erdmagnetfeld in Mitteleuropa hat eine Stärke von ungefähr 0.00005 Tesla)
untersucht. Die dabei entdeckten "String"-Anregungen konnten schließlich
von Wissenschaftlern der University of California in San Diego mit dem
Bethe-Ansatz berechnet und exakt beschrieben werden.

"Der von uns gelieferte Beweis der Existenz und der Stabilität dieser
exotischen Spinstrukturen ist zunächst mit Blick auf die weitere
Erforschung der Spindynamik im Bereich des Quantenmagnetismus ein enormer
Fortschritt", erläutert Loidl. Dies gelte darüber hinaus aber auch für
zahlreiche weitere Bereiche, für die die Anwendung und Weiterentwicklungen
des Bethe-Ansatzes von herausragender Bedeutung seien - angefangen bei
kalten Quantengasen über die String-Theorie in der Elementarteilchenphysik
bis hin zu Problemen in Quanten-Informationssystemen.


Publikation:

Zhe Wang, Jianda Wu, Wang Yang, Anup Kumar Bera, Dmytro Kamenskyi, A.T.M.
Nazmul Islam, Shenglong Xu, Joseph Matthew Law, Bella Lake, Congjun Wu,
Alois Loidl:

Experimental Observation of Bethe Strings.

Nature 554, 219-223 (08 February 2018);

DOI: 10.1038/nature25466;

http://www.nature.com/articles/nature25466




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58
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MELDUNG/769: Interferenz als neue Methode zum Kühlen von Quanten-Bauteilen (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 08.02.2018

Interferenz als neue Methode zum Kühlen von Quanten-Bauteilen

Theoretische Physiker schlagen vor, den Wärmefluss in Quantenbauelementen
durch negative Interferenzen zu steuern. Studie in Physical Review Letters



Bauteile von Quantencomputern sind sehr empfindlich und müssen auf
niedrige Temperaturen gekühlt werden. Ihre winzigen Maße macht sie
besonders anfällig für einen Temperaturanstieg durch das thermische
Rauschen, das von der Umgebung und anderen Komponenten in der Nähe
ausgeht. Dr. Shabir Barzanjeh, Postdoc am Institute of Science and
Technology Austria (IST Austria), hat nun zusammen mit Dr André Xuereb von
der Universität Malta und Matteo Aquilina vom National Aerospace Centre in
Malta eine neuartige Methode vorgeschlagen, um Quantengeräte kühl zu
halten. Ihr Ansatz, den sie theoretisch bewiesen haben, beruht auf
Quanteninterferenz.

Wenn ein heißeres Objekt neben ein kühleres Objekt gestellt wird, hat die
Wärme normalerweise nur eine Möglichkeit: Sie kann nur vom heißeren Objekt
zum kühleren Objekt fließen. Wenn also ein Objekt gekühlt werden soll, das
bereits kühler als seine Umgebung ist, wie das zum Beispiel auch bei
gewöhnlichen Kühlschränken getan wird, muss dafür ein zusätzlicher Aufwand
unternommen werden. Nun hat eine Gruppe von theoretischen Physikern eine
neue Methode zur Kühlung von Qubits, den winzigen Bausteinen von
Quantencomputern, vorgestellt und ihre Funktion in der Theorie belegt.

"Im Wesentlichen funktioniert das Gerät, das wir vorschlagen, wie ein
Kühlschrank. Aber hier setzen wir ein quantenmechanisches Prinzip ein, um
es zu realisieren", erklärt Shabir Barzanjeh, Erstautor der Studie und
Postdoc in der Arbeitsgruppe von Professor Johannes Fink am IST Austria.
In ihrer Arbeit untersuchten sie die Ströme von thermischem Rauschen in
Quantengeräten und entwickelten eine Methode, die verhindern kann, dass
der Wärmefluss den empfindlichen Bauteil erwärmt. Das Geheimnis liegt in
einem zusätzlichen Reservoir, mit anderen Worten: Neben dem Objekt, das
gekühlt werden soll und dem Objekt, das Wärme erzeugt, gibt es ein drittes
Objekt, das Wärme speichern kann, ein sogenanntes "Wärmebad". Dieses Bad
ist mit den beiden anderen Geräten verbunden, und die Forscher haben
gezeigt, dass es möglich ist, seinen Wärmestrom so zu kontrollieren, dass
es die Wärme, die vom warmen Objekt direkt an das kühle kommt, durch
spezielle Quanteninterferenz auslöscht.

"Bisher haben sich die Forscher auf die Steuerung von Signalen
konzentriert, aber hier untersuchen wir das Rauschen. Das macht einen
großen Unterschied aus, weil ein Signal kohärent ist und das Rauschen
nicht". Bezüglich der praktischen Umsetzung des Mechanismus, der dem
thermischen Rauschen die nötige Phasenverschiebung hinzufügt, hat Shabir
Barzanjeh bereits einige Ideen. Es könnte ein mechanisches Objekt sein,
das vibriert, und vielleicht könnte Strahlungsdruck verwendet werden, um
die Oszillation zu steuern. "Jetzt ist es Zeit für Experimentatoren, die
Theorie zu verifizieren", sagt er.


Weitere Informationen unter:

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.120.060601

http://ist.ac.at/fileadmin/user_upload/pictures/Press_pictures/180502_Shabir/Shabir.jpg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2147

 * 

Quelle:
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Institute of Science and Technology Austria, Bernhard Wenzl, 08.02.2018
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WERKSTOFFE/1043: Forscher beobachten wachsende Nanodrähte live (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 08.02.2018

Forscher beobachten wachsende Nanodrähte live



An DESYs Röntgenlichtquelle PETRA III haben Wissenschaftler das Wachstum
winziger Drähte aus Galliumarsenid live verfolgt. Die Beobachtungen zeigen
genaue Details der Wachstumsprozesse, die für Form und Kristallstruktur
der kristallinen Nanodrähte verantwortlich sind. Diese Erkenntnisse bieten
auch neue Ansätze, zukünftig Nanodrähte mit speziellen Eigenschaften für
bestimmte Anwendungen maßzuschneidern. Die Forscher um Philipp Schroth von
der Universität Siegen und dem Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
stellen ihre Arbeit im Fachblatt "Nano Letters" vor.

Galliumarsenid (GaAs) ist ein breit verwendeter Halbleiterwerkstoff, der
beispielsweise in Infrarotfernbedienungen, in der Hochfrequenztechnik für
Handys, für die Umwandlung von elektrischen Signalen in Licht für
Glasfaserkabel und auch für Solarzellen in der Raumfahrt eingesetzt wird.




[image: Bild: © DESY, Satishkumar Kulkarni/Thomas Keller]

Nadel-Wald: Nanodrähte unter dem Rasterelektronenmikroskop des DESY
NanoLabs

Bild: © DESY, Satishkumar Kulkarni/Thomas Keller



Für die Herstellung der Drähte nutzen die Wissenschaftler den sogenannten
selbstkatalysierenden Vapour-Liquid-Solid-Prozess (VLS-Prozess). Dabei
werden zuerst winzige flüssige Galliumtröpfchen auf einen rund 600 Grad
Celsius heißen Siliziumkristall aufgebracht. Danach wird dieser Wafer mit
gerichteten Strahlen aus Galliumatomen und Arsenmolekülen bedampft, die
sich in den Galliumtröpfchen auflösen. Nach einer gewissen Zeit setzt das
Kristallwachstum der Nanodrähte unterhalb der Tröpfchen ein, wobei die
Tröpfchen Schritt für Schritt nach oben geschoben werden. Die
Galliumtröpfchen wirken hierbei als Katalysator für das Längenwachstum der
Drähte. "Dieser Prozess ist zwar recht etabliert, bisher lässt sich die
Kristallstruktur so hergestellter Nanodrähte allerdings noch nicht gezielt
steuern. Um dies zu erreichen, müssen erst die Details des Wachstums
verstanden werden", betont Ko-Autor Ludwig Feigl vom KIT.

Um den Wachstumsprozess live zu beobachten, installierte die Gruppe um
Schroth eine mobile, speziell für Röntgenuntersuchungen entwickelte und
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) finanziell
unterstützte Versuchskammer des KIT im brillanten Röntgenstrahl von DESYs
Forschungslichtquelle PETRA III. Im Minutentakt machten die Forscher
Röntgenaufnahmen an der Messstation P09, mit denen sich gleichzeitig die
interne Struktur und der Durchmesser der wachsenden Nanodrähte bestimmen
lassen. Ergänzend dazu vermaßen die Wissenschaftler die fertiggestellten
Nanodrähte mit dem Rasterelektronenmikroskop des DESY NanoLabs. "Um solche
komplexen Messungen überhaupt durchführen zu können, haben wir die
Wachstumsbedingungen zuvor über einen Zeitraum von sechs Monaten am UHV
Analysis Lab des KIT weitestgehend optimiert", erklärt Ko-Autor Seyed
Mohammad Mostafavi Kashani von der Universität Siegen.

In etwas mehr als vier Stunden wuchsen die Drähte auf eine Länge von rund
4000 Nanometern heran. Ein Nanometer (nm) ist ein millionstel Millimeter.
Dabei wurden die Drähte allerdings nicht nur länger, sondern auch dicker:
Ihr Durchmesser stieg von anfangs rund 20 nm auf bis zu 140 nm an der
Spitze des Drahtes, womit sie immer noch rund 500 Mal dünner sind als ein
menschliches Haar.

"Spannenderweise zeigten die elektronenmikroskopischen Abbildungen eine
etwas andere Form der Nanodrähte", sagt Ko-Autor Thomas Keller vom DESY
NanoLab. Zwar waren die Drähte - in Übereinstimmung mit den Röntgendaten -
oben dicker als unten an der Kontaktfläche zum Substrat. Allerdings war
der im Elektronenmikroskop gemessene Durchmesser im unteren Teil des
Drahts größer als mittels Röntgenstrahlung beobachtet.

"Wir haben herausgefunden, dass für das Wachstum der Nanodrähte nicht nur
der VLS-Prozess verantwortlich ist, sondern auch eine zweite Komponente,
die wir in diesem Experiment erstmals direkt beobachten und quantifizieren
konnten", erklärt Schroth. "Dieses sogenannte Seitenwand-Wachstum lässt
die Drähte zusätzlich in die Breite wachsen." Unabhängig vom VLS-Prozess
lagert sich aufgedampftes Material vor allem im unteren Teil des
Nanodrahts direkt an den Seitenwänden an. Aus dem Vergleich der
Röntgenmessung zu einem frühen Zeitpunkt des Wachstums mit der
elektronenmikroskopischen Messung am Ende des Wachstums lässt sich dieser
zusätzliche Beitrag bestimmen.

Außerdem werden im Laufe des Wachstumsprozesses die Galliumtröpfchen durch
das fortwährende Aufdampfen von weiterem Gallium kontinuierlich größer.
Damit verändert sich aber auch deren Form, welche die Forscher mit Hilfe
von Wachstumsmodellen ableiten konnten. Das hat einen weitreichenden
Effekt: "Mit der Tröpfchengröße ändert sich der Kontaktwinkel zwischen den
Tröpfchen und der Oberfläche der Drähte. In bestimmten Fällen führt das
dazu, dass der Draht plötzlich in einer anderen Kristallstruktur
weiterwächst", sagt Feigl. Während die feinen Drähte zunächst in einer
hexagonalen, sogenannten Wurtzit-Struktur kristallisierten, änderte sich
dieses Verhalten nach einiger Zeit, und die Drähte wuchsen in einer
kubischen Zinkblende-Struktur weiter. Diese Änderung ist für Anwendungen
wichtig, da die Struktur und die Form der Nanodrähte große Auswirkungen
auf die Materialeigenschaften haben.

Mit diesen detaillierten Erkenntnissen lässt sich das Wachstum nicht nur
besser verstehen, sie bieten auch Ansätze, zukünftig Nanodrähte mit
speziellen Eigenschaften für bestimmte Anwendungen maßzuschneidern - etwa
um den Wirkungsgrad einer Solarzelle oder eines Lasers zu erhöhen.

Diese Arbeit ist auch Teil der strategischen Zusammenarbeit der beiden
Helmholtz-Zentren KIT und DESY, die diese Forschung im Rahmen des
Helmholtz-Programms "From Matter to Materials and Life" (MML)
vorantreiben.




[image: Bild: © Philipp Schroth, KIT]

Einzelner Nanodraht mit
Gallium-Tropfen unter dem Raster-Elektronenmikroskop des DESY
NanoLabs.

Bild: © Philipp Schroth, KIT



DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und erforscht
die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel kleinster
Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft
und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und
zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.


Originalveröffentlichung

Radial Growth of Self-Catalyzed GaAs Nanowires and the Evolution of the
Liquid Ga-Droplet Studied by Time-Resolved in situ X-ray Diffraction;

Philipp Schroth, Julian Jakob, Ludwig Feigl, Seyed Mohammad Mostafavi
Kashani, Jonas Vogel, Jörg Strempfer, Thomas F. Keller, Ullrich Pietsch,
and Tilo Baumbach;

"Nano Letters", 2018;

DOI: 10.1021/acs.nanolett.7b03486


Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1021/acs.nanolett.7b03486

- Originalveröffentlichung

https://www.desy.de/e409/e116959/index_ger.html?openDirectAnchor=1341&two_columns=1

- Text und Bildmaterial im Web

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution31
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VERBAND/732: Verbände fordern mehr Mitbestimmung in der Pflege (BAG SELBSTHILFE)


Presseinformation der BAG SELBSTHILFE vom 07.02.2018

Verbände fordern mehr Mitbestimmung in der Pflege

BAG SELBSTHILFE "Wir brauchen Rechte und organisatorische Ausstattung!"



Düsseldorf 07.2.2018. Für die Interessen pflegebedürftiger und
behinderter Menschen setzen sich bundesweit zahlreiche Verbände ein.
Gemeinsam kritisieren diese Organisationen, dass sie die Rechte von
Pflegebedürftigen, Behinderten und ihren Familien nicht ausreichend
vertreten können, weil sie in den wichtigen Gremien der Pflege nur
eine eingeschränkte Mitbestimmung haben. Die Verbände fordern
Nachbesserungen von der Politik.

In Deutschland gelten 7,5 Millionen Menschen als schwerbehindert, 2,9
Millionen sind pflegebedürftig. Trotz dieser hohen Zahlen können zum
Beispiel Pflegebedürftige kaum mitbestimmen, wie Pflege finanziert und
gestaltet wird. Das wollen die Interessenverbände pflegebedürftiger
und behinderter Menschen ändern, darunter die BAG SELBSTHILFE. Die
Organisationen fordern von der Politik mehr Mitbestimmung für sich und
damit für Betroffene in den Gremien der Pflege, besonders im
Qualitätsausschuss Pflege, dem höchsten politischen Pflegegremium. Die
Verbandsvertreter fordern für die Vertretung pflegebedürftiger und
behinderter Menschen ähnliche Kompetenzen wie sie Patientenvertreter
im Gesundheitsbereich haben, besonders im Gemeinsamen Bundesausschuss.

"Wer auf Augenhöhe mitdiskutieren will, braucht dazu Rechte und
organisatorische Ausstattung. Nur dann sind wir in der Lage,
Verbesserungen für Patientinnen und Patienten zu erreichen. Die BAG
SELBSTHILFE fordert deshalb neben einem Stimmrecht in Verfahrensfragen
auch organisatorische Unterstützung der Betroffenenverbände", so Dr.
Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE.

Um pflegebedürftigen und behinderten Menschen mehr Mitbestimmung und
Einfluss in den Gremien der Pflege zu geben, fordern die
Interessenverbände:

- eine Stabsstelle, um die Arbeit der Interessenverbände inhaltlich
und organisatorisch zu unterstützen.

- für die benannten Vertreter/innen der Betroffenen in der
Pflege-Selbstverwaltung die Erstattung von Reisekosten, des
Verdienstausfalls und Zahlung eines Pauschbetrags für den Zeitaufwand
analog zu den Regelungen des Paragraf 140f Absatz 5 SGB V für die
Teilnahme an Sitzungen des Qualitätsausschusses, sowie bei
Koordinierungs- und Abstimmungstreffen, einschließlich der Treffen
vorbereitender Arbeitsgruppen.

- ein Stimmrecht in Verfahrensfragen für Verbandsvertreter im
Qualitätsausschuss Pflege, um die Beratung und die Verfahren in der
Pflege mitzugestalten,

- einen ständigen unparteiischen Vorsitzenden für den
Qualitätsausschuss, den das Bundesministerium für Gesundheit benennt,

- mehr Transparenz im Qualitätsausschuss durch öffentliche Sitzungen
und öffentlich einsehbare Protokolle.

Zu den Interessenverbänden, die die Kritik formulieren, gehören: BAG
SELBSTHILFE, Sozialverband VdK Deutschland, SoVD Sozialverband
Deutschland, Verbraucherzentrale Bundesverband, BAGSO,
Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben Deutschland. Diese
Interessenvertretung von pflegebedürftigen und behinderten Menschen
ist rechtlich in Paragraf 118 SGB XI geregelt, der die Beteiligung von
Interessensvertretungen definiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.02.2018

BAG SELBSTHILFE e.V.

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung

und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen

Kirchfeldstraße 149, 40215 Düsseldorf

Burga Torges, Referatsleitung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 0211 3100625, Fax: 0211 3100634

E-Mail: burga.torges@bag-selbsthilfe.de
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TAGUNG/406: Bocholt - Kompetenztag für pflegende Angehörige und Fachkräfte am 1.3.2018


Kompetenztag für pflegende Angehörige und Fachkräfte 



Bocholt (PID). Am Donnerstag, 1. März 2018, lädt das Netzwerk Demenz
Angehörige, Betroffene und Fachkräfte zum jährlichen Kompetenztag in
die Sky Lounge im TextilWerk, Industriestraße 5, ein. Im Fokus stehen
anregende Vorträge rund um die Pflege von Menschen mit Demenz und der
Umgang mit der Krankheit. Die Veranstaltung beginnt um 14 Uhr mit
einem Stehkaffee. Die Einladung ist frei. Anmeldungen nimmt das
Seniorenbüro der Stadt Bocholt bis Freitag, 23. Februar 2018, unter
Tel. 02871 953-758 entgegen.

Am Tag besteht die Möglichkeit, Kontakte zu knüpfen und sich
untereinander auszutauschen. Spürende Begegnung in der Begleitung
alter Menschen Dr. phil. Udo Baer, Autor und Mitbegründer der
Zukunftswerkstatt "therapie kreativ", stellt in seinem Vortrag das
Konzept "Spürende Begegnung in der Begleitung alter Menschen" vor.
Dieses Konzept wurde für die Altenhilfe aus den "Primären
Leibbewegungen" entwickelt. Schauen, hören, greifen, lehnen und
drücken - diese Bewegungen erfahren und lernen wir Menschen bereits im
frühen Säuglingsalter. Deshalb sind diese Bewegungen sind sie auch im
Gedächtnis der alten Menschen tief verankert. Dr. Udo Baer lädt in
seinem Vortrag dazu ein, die spürenden Begegnungen in ihrer
praktischen Bedeutung für die Begleitung alter Menschen kennenzulernen
und macht ihre Bedeutung im gemeinsamen Tun erfahrbar.

Selbstfürsorge der Pflegenden

Anschließend geht Referentin Dr. Susanne Frewer-Graumann,
Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Forschungsinstitut für Gerontologie
in Dortmund, auf das Thame "Zwischen Fremdfürsorge und Selbstfürsorge"
ein. Sie widmet sich den Fragen, warum Selbstfürsorge für die
Pflegenden wichtig ist und welchen Nutzen dementiell veränderte
Menschen und Pflegende davon haben. Sie thematisiert zudem
Gelingensfaktoren und Hindernisse der alltäglichen Gestaltung aus der
Perspektive der pflegenden Angehörigen.

Nach den Vorträgen ist jeweils genügend Zeit zum Austausch und
Kontakteknüpfen. Zum Ausklang wird ein Abendimbiss gereicht. Die
Veranstaltung endet 18 Uhr.

Anmeldung erforderlich

Anmeldungen nimmt das Seniorenbüro der Stadt Bocholt bis Freitag, 23.
Februar 2018, unter Tel. 02871 953-758 entgegen.

Termin: 1. März 2018 // 14 Uhr// SkyLounge im TextilWerk

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018
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SOZIALES/1885: Red Hand Day - Kein Einsatz von Kindersoldaten 




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Februar 2018 

Red Hand Day: Kein Einsatz von Kindersoldaten - Bundesregierung muss ihre Hausaufgaben machen

 
Anlässlich des internationalen Red Hand Day am 12. Februar erklären Katja Dörner, Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik, und Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Jugendpolitik:
 
Waffen haben in Kinderhänden nichts zu suchen. Nach Schätzungen von UNICEF werden immer noch circa 250.000 Kindersoldaten weltweit zum Dienst an der Waffe gezwungen. Als einer der größten Waffenexporteure weltweit trägt die Bundesrepublik eine besondere Verantwortung: So liefert die Bundesregierung beispielsweise Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien, obwohl bekannt ist, dass sie von dort nach Syrien gelangen, wo auch Kindersoldaten im Einsatz sind.
 
Die physischen sowie psychischen Folgen für die betroffenen Kinder und Jugendlichen sind verheerend. Die Kinder und Jugendlichen werden schwer traumatisiert, eine Rückkehr in ein normales Leben ist schwer möglich. Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, endlich einen konsequenten Exportstopp von Waffen in Länder, in denen Kinder als Soldaten eingesetzt werden, zu verhängen.
 
Auch  innerhalb Deutschlands muss die Bundesregierung ihre Hausaufgaben machen. Deutschland hat das Zusatzprotokoll der UN-Kinderrechtskonvention zum Verbot des Einsatzes von Kindersoldaten unterzeichnet. Umgesetzt ist es leider noch nicht. Stattdessen ist die Zahl minderjähriger Rekruten in der Bundeswehr gestiegen. Die Ausweitung der Rekrutierung von Minderjährigen im eigenen Land lässt die internationalen Bestrebungen der Bundesrepublik unglaubwürdig erscheinen.
 
Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie sich zum "Straight-18"-Ziel bekennt und sich daran hält, Soldatinnen und Soldaten erst ab einem Alter von 18 Jahren zu rekrutieren. Das Zusatzprotokoll der UN-Kinderrechtskonvention muss zwingend und auf allen Ebenen eingehalten werden. Es ist überfällig, die Kinderrechte endlich angemessen zu wahren.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Februar 2018
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VERKEHR/763: Halbes Jahr nach dem Rastatt-Desaster - Zeit für Perspektiven


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Februar 2018 

Halbes Jahr nach dem Rastatt-Desaster - Zeit für Perspektiven



Am 12. Februar liegt die Tunnel-Havarie auf der Rheintalbahn bei Rastatt sechs Monate zurück. Der wichtige europäische Schienenkorridor war über sieben Wochen nicht befahrbar. Wie das Bauvorhaben zu einem guten Ende geführt werden soll ist immer noch genauso unklar wie die Frage, wer die Kosten trägt.

Dazu erklärt Matthias Gastel, Sprecher für Bahnpolitik:

Dass es während der Streckensperrung keine auch nur annähernd adäquate Umleitungsstrecke gab, zeigt die Misere der deutschen Bahnpolitik. Für eine gesperrte Autobahn steht immer mindestens eine gut ausgebaute Bundesstraße zur Verfügung. Im Schienenverkehr jedoch ist seit Jahrzehnten Schmalhans Küchenmeister und ein Engpass folgt auf den anderen. Die Lkw-Branche konnte sich freuen, während der Schaden für den Schienengüterverkehr auf rund 100 Millionen Euro beziffert wird.

Mit dem Rastatt-Desaster wurde offenbar, was in Fachkreisen schon länger bekannt ist: Das Deutsche Schienennetz ist nicht für Zwischenfälle gewappnet und leidet bis heute unter der mangelnden Elektrifizierung des Netzes.

Mit dem Rastatt-Desaster wurde auch der Ende 2016 verabschiedete Bundesverkehrswegeplan 2030 Makulatur. Selbst in den Reihen der Großen Koalition musste man eingestehen, dass der wesentliche Ausbauplan der Verkehrswege für die kommenden 15 Jahre kaum Lösungen bietet, um die Schieneninfrastruktur robust auszugestalten. 

Gut und richtig ist, dass Union und SPD in ihrem Koalitionsvertrag festgeschrieben haben, von der Deutschen Bahn eine höhere Netzverfügbarkeit und ein nutzerfreundlicheres Baustellenmanagement verlangen zu wollen. Das reicht aber nicht.

Es müssen endlich konsequent Ausbauplanungen, Planungskapazitäten und Finanzierungen für die Engpassbeseitigung im Schienennetz und deren Elektrifizierung bereitgestellt werden. Diese Maßnahmen müssen mit der höchsten Priorität in der Verkehrspolitik betrieben werden.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AGRAR/294: Starkes Fundament für Land- und Ernährungswirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Februar 2018

Starkes Fundament für Land- und Ernährungswirtschaft

Auch ländliche Räume und Ehrenamt gehören zu den Gewinnern



Am gestrigen Mittwoch haben sich CDU, CSU und SPD auf einen
Koalitionsvertrag zur Bildung einer neuen Bundesregierung
verständigt. Zu den Vereinbarungen im Bereich Landwirtschaft,
Ernährung, gesundheitlicher Verbraucherschutz sowie ländliche Räume
erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann:

"Es ist gelungen: Wir stellen die Land- und Ernährungswirtschaft mit
diesem Koalitionsvertrag auf ein starkes Fundament für die kommenden
Jahre. Wir bekennen uns zu unseren Höfen und heimischen Erzeugern.
Dabei machen wir keinen Unterschied zwischen konventionell und
ökologisch. Denn wir setzen auf Sachlichkeit statt Ideologie, auf
Dialog statt Konfrontation, auf Eigenständigkeit statt Bevormundung.

Wir wollen eine flächendeckende, unternehmerische Landwirtschaft
ermöglichen. Nachhaltige Landwirtschaft und Naturschutz sind keine
Gegensätze. Die Kosten für eine stärkere Berücksichtigung von
Anliegen des Tier-, Natur- und Umweltschutzes dürfen wir nicht auf
die Landwirte überwälzen. Wir haben deshalb im Vertrag verankert,
dass der gesellschaftlich geforderte Wandel in der Landwirtschaft
finanziell unterstützt werden muss - national wie europäisch. Kein
Landwirt sperrt sich dagegen, noch klima- und tierfreundlicher zu
wirtschaften. Aber wer sich auf Veränderungen einlässt, muss sich
sicher sein: er erhält dafür Rechts- und Planungssicherheit sowie
gesellschaftliche Akzeptanz.

Dafür wollen wir die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik (GAP)
weiterentwickeln und neujustieren. Die Chancen der Digitalisierung
sollen noch besser genutzt werden können. Die Erkennbarkeit von
tierischen Lebensmitteln, die über die gesetzlichen Haltungsvorgaben
hinausgehen, wollen wir einfach und verbraucherfreundlich gestalten.
Der Mehraufwand soll honoriert werden. Wir entwickeln die nationale
Nutztierstrategie weiter. Dazu gehören u.a. der Verzicht auf
nicht-kurative Eingriffe in der Nutztierhaltung, Investitionen in
tierwohlorientierte Stallbauten sowie Beendigung des Tötens von
Eintagsküken. Dabei werden wir die Anliegen kleinerer Betriebe nicht
aus dem Blick verlieren. Ein Erfolg ist auch, dass künftig Einbrüche
in Tierställe als Straftatbestand effektiv geahndet werden sollen.
Dies ist ein wichtiges Signal an die bäuerlichen Familien.

Zu den Gewinnern des Vertrages gehören auch die ländlichen Räume.
Ihre Bedeutung hat starken Niederschlag im Koalitionsvertrag gefunden
- unterlegt mit konkreten Maßnahmen, mit finanziellen Mitteln. Unter
der Überschrift ?Heimat mit Zukunft? machen wir Vorschläge für eine
flächendeckende Versorgung mit Gesundheitsangeboten, Mobilität,
Mobilfunkausbau oder Unternehmensansiedlungen. Internet ist doch
heute genauso wichtig wie ein guter Strom- oder Wasseranschluss.

Auch im Bereich Ernährung haben wir wichtige Projekte vereinbart.
Diese sollen einen Beitrag für eine gesündere Ernährung und bessere
Gesundheit der Bürger in unserem Land leisten. So werden wir
Mindeststandards für die Qualität der Gemeinschaftsverpflegung in
Kitas, Schulen und anderen Einrichtungen einführen. Außerdem legen
wir eine nationale Strategie gegen Lebensmittelverschwendung auf. Wir
stärken den gesundheitlichen Verbraucherschutz durch den Ausbau der
Lebensmittelsicherheit.

Gewonnen haben zudem unsere 23 Millionen Ehrenamtlichen. Denn wir
werden für sie mit einer Ehrenamtsstiftung (oder einer
Service-Agentur) eine zentrale Anlaufstelle schaffen. Und wo wir
bürokratische Hürden abbauen können, werden wir dies tun. Damit
bekommen die vielen Ehrenamtler konkrete Unterstützung und vor allem
auch die Wertschätzung, die sie verdienen. Denn ohne dieses wäre auf
dem Land kein Staat zu machen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1701: Zum Beginn der Olympischen Winterspiele in Pyeongchang


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Februar 2018

Olympische Winterspiele sind historische Chance
für Völkerverständigung, aber auch Risiko für glaubhaften
Anti-Doping-Kampf



Heute beginnen die XXIII. Olympischen Winterspiele in Pyeongchang.
Das internationale Sportereignis kann den Startpunkt für eine weitere
Annäherung von Nord- und Südkorea markieren. Gleichsam werden die
Winterspiele von den Lücken im Doping-Kontrollsystem

"Die Olympischen Winterspiele in Pyeongchang können eine historische
Chance der Völkerverständigung darstellen und das Verhältnis zwischen
Nord- und Südkorea nachhaltig verbessern. Das gemeinsame
Eishockey-Team und der vereinte Einmarsch bei der Eröffnungsfeier
sind von großer Symbol- und Strahlkraft. Von wesentlicher Bedeutung
wird aber sein, die politischen Beziehungen dauerhaft zu verbessern
und die gesellschaftlichen Verbindungen zu stärken. Das
Internationale Olympische Komitee (IOC) kann und sollte hier weitere
Brücken bauen und zwischen den Menschen vermitteln.

Die Olympischen Winterspiele in Südkorea werden aber leider auch zu
einem existentiellen Risiko für einen glaubhaften Anti-Doping-Kampf.
Die kürzlich aufgedeckten Pannen im Doping-Kontrollsystem müssen von
der Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA) und dem IOC vollumfassend behoben
werden. Andersfalls ist die Integrität des sportlichen Wettkampfes
gefährdet. Der problematische Umgang mit dem russischen Staatsdoping
und dem Verzicht des IOC auf einen kollektiven Ausschluss zu den
Winterspielen 2018 untergräbt letztlich das Vertrauen in eine
Null-Toleranz-Politik gegenüber Doping. WADA und IOC werden nach den
Winterspielen grundlegende Verbesserungen einleiten müssen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1656: Syrien - Rüstungsexporte stoppen, US-Kriegsverbrechen untersuchen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Februar 2018

Syrien: Rüstungsexporte stoppen - US-Kriegsverbrechen untersuchen



"Die Bundesregierung muss endlich die Rüstungsexporte an die Türkei stoppen. Es ist zudem nicht weiter hinnehmbar, dass die Bundeswehr türkischen Truppen und islamistischen Mörderbanden bei ihrem Angriffskrieg Beihilfe leistet", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zu den anhaltenden Bombardements von Kurden in Syrien durch die Türkei und der Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der NATO-AWACS-Mission in Konya. Dagdelen weiter:

"Auch die zunehmende Eskalation durch die USA ist äußerst besorgniserregend. Die jüngsten US-Angriffe in Syrien sind ein schwerer Verstoß gegen das Völkerrecht. Die Angriffe bergen zudem die Gefahr einer weiteren Eskalation. Die UN sind jetzt gefordert, auch die mutmaßlichen Kriegsverbrechen der USA in Syrien zu untersuchen. Die Bundesregierung muss sicherstellen, dass US-Militärbasen in Deutschland nicht für Völkerrechtsbrüche der USA in Syrien genutzt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Februar 2018
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INNEN/4895: Der Osten braucht eine Stimme in der Bundesregierung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Februar 2018

Der Osten braucht eine Stimme in der Bundesregierung



"Das Schließen der sozialen Schere zwischen Ost und West muss Chefsache werden. Wenn wir fast dreißig Jahre nach dem Mauerfall eine wirkliche deutsche Einheit wollen, brauchen wir ein Ost-Ministerium. Der Versuch von Union und SPD, das maßgeblich von ihnen mitverursachte Problem der Ungleichheit totzuschweigen und sich damit auf billigste Art aus der Affäre zu ziehen, zeigt wie wichtig es ist, dass der Osten eine Stimme in der Bundesregierung bekommt", erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf das Fehlen eines Planes für Ostdeutschland im Koalitionsvertrag. Jan Korte weiter: "DIE LINKE würde es als erste begrüßen, wenn man den Osten endlich genauso behandeln könnte wie den Rest der Republik. Aber wer das heute tut, verschweigt ein ganzes Kapitel gescheiterter Vereinigungspolitik und verschließt die Augen vor der Realität, in der - als ein Beispiel von vielen - im Osten rund 20 Prozent weniger Lohn gezahlt wird. Blühende Landschaften erwartet niemand mehr im Osten, dafür aber Respekt für die Lebensleistung der Menschen und Anerkennung der sozialen und kulturellen Eigenständigkeiten.

Die nächste Regierungskoalition muss sich zu den Fehlern der Vergangenheit bekennen und ein klares Programm für Ostdeutschland entwickeln. Gleichwertige Lebensverhältnisse in irgendwelche Kommissionen wegzudelegieren ist eine politische Kapitulation vor den Herausforderungen der deutschen Einheit. Wir fordern schon lange einen Ausschuss des Bundestages für gleichwertige Lebensverhältnisse, der sich insbesondere mit der Ost-West-Angleichung beschäftigt und anstelle von theoretischen Handlungsempfehlungen konkrete Beschlussvorlagen für den Bundestag entwickeln kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Februar 2018
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BUNDESTAG/6912: Heute im Bundestag Nr. 060 - 09.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 060

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. Februar 2018, Redaktionsschluss: 13.49 Uhr

1. Öffnung des Sozialen Arbeitsmarktes

2. Deutsch-türkisches Sozialabkommen

3. Arbeit auf Abruf

4. Statusfeststellung in Rentenversicherung

5. Prüftätigkeit beim Arbeitsschutz

6. Honorarlehrkräfte in Deutschland

7. 316 tödliche Wegeunfälle



1. Öffnung des Sozialen Arbeitsmarktes

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/FB) Mit dem anhaltenden Problem der
Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland beschäftigt sich ein Antrag
(19/591) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Fraktion kritisiert,
dass im November vergangenen Jahres immer noch knapp 862.000 Menschen
langzeitarbeitslos gewesen seien, 151.000 davon sogar länger als fünf
Jahre. Um neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu bieten und den
Zusammenhalt in der Gesellschaft zu stärken, ist laut Antrag eine
solidarische Arbeitsmarktpolitik notwendig. Die Fraktion fordert unter
anderem, den Sozialen Arbeitsmarkt für über 25-Jährige, die bereits
länger als 24 Monate ohne Arbeit sind, zu öffnen. Außerdem sollen
diese geförderten Arbeitsplätze sozialversicherungspflichtig sein und
Tarif- oder Mindestlohn gezahlt werden, heißt es in dem Antrag.

 * 

2. Deutsch-türkisches Sozialabkommen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/FB) Im Jahr 2016 wurden für das Deutsch-Türkische
Sozialversicherungsabkommen 7,9 Millionen Euro ausgegeben. Das geht
aus der Antwort (19/575) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/424) der Fraktion die Linke hervor. Damit machten die Beiträge
lediglich 0,006 Prozent der gesamten Ausgaben der gesetzlichen
Krankenversicherung aus. Durch das Abkommen werden laut
Bundesregierung Versicherungsfragen geregelt, die ohne eine solche
Vereinbarung ungeklärt blieben und damit auch Nachteile für
Deutschland nach sich ziehen würden. Zum Beispiel würde verhindert,
dass deutsche Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der Türkei doppelte
Beitragszahlungen leisten müssen. Solche Regelungen entsprächen
internationalen Standards und finden laut Regierung in bilateralen
Sozialversicherungsabkommen Anwendung. In diesem Fall schließt das
auch den Versicherungsschutz für Angehörige, die im Herkunftsland
leben, ein.

Wie viele von den ungefähr 1,5 Millionen in Deutschland lebenden
Personen mit türkischer Staatsangehörigkeit
Sozialversicherungszahlungen für ihre Familien in der Türkei in
Anspruch nehmen, ist nicht erfasst.

 * 

3. Arbeit auf Abruf

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Mit der Möglichkeit, Angestellte auf Abruf
anzustellen und den Folgen solcher Arbeitsverhältnisse beschäftigt
sich eine Kleine Anfrage (19/566) der Fraktion Die Linke. Die Fraktion
will von der Bundesregierung detailliert wissen, wie viele
Beschäftigte 2016 und in den Jahren zuvor in einem solchen
Arbeitsverhältnis angestellt waren und wie viele Arbeitsstunden so
durchschnittlich geleistet wurden. Außerdem wird gefragt, welche
Kontrollen zum Schutz der Beschäftigten durchgeführt werden.

 * 

4. Statusfeststellung in Rentenversicherung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen befragt in einer
Kleinen Anfrage (19/551) die Bundesregierung zum
Statusfeststellungsverfahren der Deutschen Rentenversicherung. Dabei
handelt es sich um die Klärung, ob es sich im Einzelfall um ein
Beschäftigungsverhältnis oder um Selbstständigkeit handelt. Die
Fraktion will detailliert wissen, wie viele solcher Verfahren im Jahr
2017 durchgeführt wurden und wie hoch die Zahl der Widersprüche oder
Klagen dagegen war. Außerdem fragt sie danach, welche Kriterien zur
Abgrenzung der Tätigkeiten rechtlich festgesetzt sind und welche
Änderungen sich dadurch für die Verwaltung ergeben.

 * 

5. Prüftätigkeit beim Arbeitsschutz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und will in einer
Kleinen Anfrage (19/529) von der Bundesregierung wissen, wie
Unternehmen die physische und psychische Gesundheit ihrer Mitarbeiter
schützen. Neben der Anzahl von Personalstellen zum Arbeitsschutz fragt
die Fraktion unter anderem nach der Kontinuität und Intensität von
Betriebsbesichtigungen. Außerdem will sie wissen, ob und wie
Beurteilungen zur eventuellen physischen oder psychischen Gefährdung
von Mitarbeitern in einem Betrieb ablaufen.

 * 

6. Honorarlehrkräfte in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Nach der Situation der Honorarlehrkräfte in
Deutschland erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/550). Die Fraktion will unter anderem wissen, wie
sich die Bezahlung von Honorarlehrkräften, die zum Großteil im
öffentlichen Auftrag unter anderem an Hochschulen arbeiten, im
vergangenen Jahr verbessert hat. Außerdem fragt sie nach den
durchschnittlichen Bruttolöhnen und der Höhe der Beitragsrückstände
von Selbständigen in der Renten- und Krankenversicherung.

 * 

7. 316 tödliche Wegeunfälle

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Im Jahr 2016 ereigneten sich in Deutschland ungefähr
188.000 meldepflichtige Unfälle auf dem Arbeitsweg, dazu kamen 316
tödliche Wegeunfälle. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/574) auf eine Kleine Anfrage (19/421) der Fraktion Die Linke
hervor. Meldepflichtig war ein Unfall dann, wenn er zu einer
Arbeitsunfähigkeit ab drei Werktagen führte. Damit gab es laut
Regierung 2016 insgesamt 205 weniger tödliche Unfälle als noch neun
Jahre zuvor. Für den einfachen Arbeitsweg brauchten die Beschäftigten
durchschnittlich knapp 27 Minuten. Die meisten legten diese Strecke
laut Bundesregierung mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurück.

 * 
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BUNDESTAG/6911: Heute im Bundestag Nr. 059 - 09.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 059

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.38 Uhr

1. Rechts motivierte Straftaten im Oktober

2. Rechts motivierte Straftaten im November

3. Personalbestand beim Bamf

4. Abschiebungen nach Afghanistan

5. Antisemitische Straftaten erfragt

6. Rechtsextremistische Straftaten erfragt



1. Rechts motivierte Straftaten im Oktober

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Oktober vergangenen Jahres
zwei Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/610) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/459) hervor.

Danach wurden für Oktober 2017 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt
874 solcher Straftaten gemeldet, darunter 47 Gewalttaten. Die Zahl der
ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf 383. Sechs
männliche Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen worden. Wie es
in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

2. Rechts motivierte Straftaten im November

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im November vergangenen Jahres
drei Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/611) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/460) hervor.

Danach wurden für November 2017 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt
800 solcher Straftaten gemeldet, darunter 37 Gewalttaten. Die Zahl der
ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf 331. Sieben
männliche Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen worden. Wie es
in der Antwort weiter heißt, wurden zwei Haftbefehle erlassen.

 * 

3. Personalbestand beim Bamf

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Personalbestand des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/609) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/431). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, zeigte der Personalbestand des Bamf
seit 2010 eine "ansteigende Entwicklungstendenz". Während im ersten
Quartal 2010 noch 1.943,4 Vollzeitäquivalente (VZÄ) beim Bamf
beschäftigt gewesen seien, habe im vierten Quartal 2015 der
Personalstand 3.078,0 VZÄ betragen. Angesichts der akuten Asyl- und
Flüchtlingssituation habe der Personalstand im vierten Quartal 2016
den Höchststand von 9.872 VZÄ (Durchschnittswert) erreicht; der
höchste Monatswert sei im Oktober 2016 mit rund 10.100 VZÄ verzeichnet
worden.

 * 

4. Abschiebungen nach Afghanistan

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit Ende Mai vergangenen Jahres sind wurden mit
Stand vom 1. Februar 2018 insgesamt 68 ausreisepflichtige afghanische
Staatsangehörige im Rahmen von vier Rückführungsmaßnahmen nach Kabul
abgeschoben worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/632) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/408) hervor.

Wie die Bundesregierung darin ausführt, werden seit dem Anschlag am
31. Mai 2017 in der Nähe der deutschen Botschaft in Kabul "bis zur
Vorlage einer neuen Lagebeurteilung des Auswärtigen Amtes und bis zur
vollen Funktionsfähigkeit der deutschen Botschaft in Kabul neben der
Förderung der freiwilligen Rückkehr bis auf weiteres nur Straftäter,
Gefährder sowie Personen, die sich hartnäckig ihrer Mitwirkung an der
Identitätsfeststellung verweigern, nach Afghanistan zurückgeführt".
Vor diesem Hintergrund sei auch mit der afghanischen Seite verabredet
worden, dass bei den Rückführungsflügen bis auf weiteres eine
Priorisierung auf die genannten Personengruppen erfolgt.

Die nach Afghanistan zurückgeführten Personen werden den Angaben
zufolge nach ihrer Landung in Kabul in die Obhut der afghanischen
Behörden übergeben. Wie die Bundesregierung ferner berichtet, bleiben
die Visastelle und die Konsularabteilung der deutschen Botschaft Kabul
aufgrund des Anschlags vom 31. Mai 2017 geschlossen. "Trotz intensiver
Bemühungen um deren Wiederaufbau" lasse sich noch nicht absehen, wann
mit einer Wiedereröffnung zu rechnen ist.

 * 

5. Antisemitische Straftaten erfragt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um antisemitische Straftaten im vierten Quartal 2017
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/623).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach der Zahl der
von Anfang Oktober bis Ende Dezember vergangenen Jahres verübten
antisemitischen Straftaten.

 * 

6. Rechtsextremistische Straftaten erfragt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Ausländerfeindliche und rechtsextremistische
Straftaten in Deutschland sind Thema einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/622). Unter anderem wollen die Abgeordneten
wissen, welche rechtsextremistischen Aktivitäten - etwa gegen
Migranten - der Bundesregierung im Dezember 2017 bekannt geworden
sind.

 * 
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BUNDESTAG/6910: Heute im Bundestag Nr. 058 - 09.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 058

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.08 Uhr

1. Einnahmen der Parteien

2. Technische Rüstungsunterstützung

3. Export von Kleinwaffen 2017

4. Widerrufsprüfungen in Asylverfahren

5. Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt

6. Hotspots auf griechischen Agäisinseln



1. Einnahmen der Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2015 haben die sieben heute im Bundestag
vertretenen Parteien Gesamteinnahmen in Höhe von zusammen rund 467,81
Millionen Euro verzeichnet. Das geht aus den als Unterrichtung von
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) vorgelegten
"vergleichenden Kurzübersichten über die Einnahmen, Ausgaben und
Vermögensverhältnisse der Parteien in den Rechnungsjahren 2006 bis
2015" (19/300) hervor.

Danach schwanken die jährlichen Gesamteinnahmen der CDU in diesem
Zeitraum zwischen 162,73 Millionen Euro im Jahr 2009 und 137,04
Millionen Euro im Jahr 2012. Die CSU kam auf jährliche Gesamteinnahmen
zwischen 59,08 Millionen Euro im Jahr 2015 und 35 Millionen Euro im
Jahr 2010. Die SPD verzeichnete in diesen zehn Jahren die meisten
Gesamteinnahmen im Jahr 2009 mit 173,32 Millionen Euro und die
geringsten Gesamteinnahmen im Jahr 2010 mit 147,19 Millionen Euro.

Die AfD verbuchte den Angaben zufolge während des genannten Zeitraums
ihre geringsten Gesamteinahmen in ihrem Gründungsjahr 2013 mit 7,72
Millionen Euro und ihre höchsten Gesamteinnahmen im Jahr 2015 mit
14,79 Millionen Euro. Bei der FDP lagen die jährlichen Gesamteinnahmen
mit 43,25 Millionen im Jahr 2009 am höchsten und mit 25,8 Millionen
Euro im Jahr 2015 am niedrigsten. Die Linke hatte ihre höchsten
Gesamteinnahmen im Jahr 2012 mit 29,77 Millionen Euro und ihre
geringsten Gesamteinnahmen im Jahr 2007 mit 22,43 Millionen Euro. Bei
Bündnis 90/Die Grünen bewegten sich die jährlichen Gesamteinnahmen in
dem Zehn-Jahres-Zeitraum zwischen 40,16 Millionen Euro im Jahr 2013
und 25,96 Millionen Euro im Jahr 2006.

 * 

2. Technische Rüstungsunterstützung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung erläutert in ihrer Antwort
(19/644) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/427),
unter welchen Umständen von Deutschland aus technische Unterstützung
im Ausland "in Bezug auf bestimmte militärische Endverwendungen"
geleistet werden darf. Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass sich
eine EU-Verordnung für die Kontrolle der Ausfuhr, der Verbringung und
der Durchfuhr von Gütern und Technologien mit doppeltem
Verwendungszweck (Dual-use-Verordnung) im ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren befindet.

 * 

3. Export von Kleinwaffen 2017

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/643) nach dem Export von Kleinwaffen im
vergangenen Jahr. Die Bundesregierung soll angeben, in welchem Umfang
Genehmigungen für den Export von Kleinwaffen in EU-Länder, NATO-Länder
und gleichgestellte Länder sowie Drittländer erteilt wurden und um
welche Kleinwaffen es sich gehandelt hat. In der Vorbemerkung der
Kleinen Anfrage wird auf Angaben der Bundesregierung hingewiesen,
wonach Deutschland im Jahr 2016 den Export von Kleinwaffen in einem
Umfang von rund 46,89 Millionen Euro genehmigt habe.

 * 

4. Widerrufsprüfungen in Asylverfahren

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Widerrufsprüfungen im Asylrecht thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/621). Darin erkundigen
sich die Abgeordneten unter anderem danach, wie viele
Widerrufsverfahren im vierten Quartal des vergangenen Jahres
eingeleitet wurden und wie viele Entscheidungen in Widerrufsverfahren
es mit welchem Ergebnis in dieser Zeit gab.

 * 

5. Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/629). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, welche privaten Dienstleister im
Bereich Luftsicherheit am Flughafen Frankfurt am Main aktiv sind. Auch
möchte sie unter anderem wissen, welche Bilanz die Bundesregierung
"hinsichtlich der im Jahr 2007 eingeleiteten weitgehenden
Privatisierung von Luftsicherheitsdienstleistungen vor allem in Bezug
auf die Kosten, Qualität der Dienstleistungen sowie die
Arbeitsbedingungen im Luftsicherheitsbereich" zieht.

 * 

6. Hotspots auf griechischen Agäisinseln

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, welche Angaben
die Bundesregierung zur Dauer und Qualität der Asylverfahren in den
sogenannten Hotspots auf den griechischen Ägäisinseln machen kann.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/624) unter
anderem danach, welche Angaben die Bundesregierung zu den aktuellen
Aufnahme- und Unterbringungsbedingungen auf den griechischen
Ägäisinseln machen kann und inwieweit die "oft als verzweifelt
beschriebene Lage der Geflüchteten in den sogenannten Hotspots" Thema
in EU-Gremien ist.

 * 
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HAMBURG/4271: Senat macht mit falschen Zahlen Stimmung gegen Kita-Volksinitiative (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Februar 2018

Senat macht mit falschen Zahlen Stimmung gegen Kita-Volksinitiative



Senat, SPD und Grüne haben in den letzten Monaten wiederholt falsche Zahlen gegen die Volksinitiative "Mehr Hände für Hamburgs Kitas" in Stellung gebracht. Das bestätigt nun die Antwort auf eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/11808). "Die vom Senat ursprünglich unterstellten 9.000 nötigen neuen Fachkräfte und Kosten von 405 Millionen Euro sind damit vom Tisch, genauso die später von SPD und Grünen genannten Zahlen. Tatsächlich würde die Umsetzung der Volksinitiative nur gut halb so viel kosten, nämlich 242 Millionen Euro", erklärt dazu der kinderpolitische Sprecher der Fraktion, Mehmet Yildiz. "SPD und Grüne hatten auf die tatsächlichen Kosten einfach noch die für die Umsetzung von längst beschlossenen Verbesserungen in Kitas draufgeschlagen."

Auch die bisher genannten Zahlen zur Einstellung neuer Fachkräfte bei einem Erfolg der Volksinitiative zeichnen ein falsches Bild: Wie die Antwort ergibt, rechnet der Senat hier nicht wie üblich mit Vollzeitstellen, sondern mit Teilzeitquoten - was höhere Zahlen zum selben Sachverhalt ergibt. Und auch hier addiert er selbst beschlossene Verbesserungen und berechnet sie der Initiative. "Außerdem müssen noch die Bundes- und die ,Kita plus'-Mittel abgezogen werden. Die Mehrkosten für Hamburg sind also wesentlich geringer, als der Senat behauptet", so Yildiz. "Es sind schon sehr billige Tricks, mit denen SPD und Grüne die Öffentlichkeit täuschen und Stimmung gegen eine bessere Kita-Qualität machen."

Die Drohung, die Volksinitiative wegen ihrer angeblichen finanziellen Auswirkungen verbieten zu lassen, ist völlig unbegründet, auch angesichts wesentlich höherer Ausgangsforderungen von Initiativen, die bereits erfolgreich waren oder ausverhandelt wurden. "Wegen der aktuellen Initiative gleich noch die gesamte Volksgesetzgebung zu beschneiden, ist brandgefährlich", ergänzt die Fraktionsvorsitzende Sabine Boeddinghaus. "Wenn SPD und Grüne jeder Initiative vorschreiben wollen, Kürzungsvorschläge gemäß Schuldenbremse und Finanzrahmengesetz zu machen, bringen sie massiven Unfrieden in die Stadt. Was für Initiativen wir dann bekommen, mag ich mir gar nicht vorstellen. Und sie sind es auch, die damit das Haushaltsrecht von Regierung und Parlament beschädigen."

Yildiz und Boeddinghaus bekräftigen ihre Unterstützung für die Volksinitiative und die Unterschriften-Sammlung am Samstag ab 10 Uhr in zahlreichen Budnikowsky-Filialen.

 * 
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HAMBURG/4270: Elbtower-Pläne belegen überholtes SPD-Stadtentwicklungskonzept (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Februar 2018

Elbtower-Pläne belegen überholtes SPD-Stadtentwicklungskonzept



Mit ganz großem Bahnhof hat Olaf Scholz den "architektonischen Entwurf sowie das Nutzungs- und Realisierungskonzept für Hamburgs höchstes Gebäude" vorgestellt: ein rund 230 Meter hoher, milliardenteurer Turm mit 101.000 qm Bruttogeschossfläche am östlichen Rand der HafenCity. Die Anwesenheit des nach Berlin sprungbereiten Ersten Bürgermeisters sollte offenbar noch einmal dessen Streben unterstreichen, Hamburg in der Rankingliste der Weltstädte ganz oben zu sehen.

"Aber brauchen die Hamburger_innen einen solchen gigantomanischen Turm mit reichlich Fallwinden und daher geringer Aufenthaltsqualität?", fragt Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Hamburgs Zurückhaltung bei Hochhäusern hat sich städtebaulich bisher ausgezahlt. Scholz geht es vor allem um einen weiteren, in die Welt strahlenden ,Leuchtturm' und ein Spekulationsobjekt, von dem sich die Investor_innen satte Gewinne versprechen - wobei vergleichbare Gigaprojekte anderswo mit langen Leerständen bestraft wurden. Und angesichts der Dimensionen darf die Ankündigung, das Projekt komme ohne jegliche städtische Mittel aus, sehr bezweifelt werden - das wurde bei der Elbphilharmonie ja auch versprochen."

Mit Hochbauten Zeichen zu setzen sei ein überholtes Konzept von Stadtentwicklung. "Der steinerne Zeigefinger deutet zwar die erhoffte Karriererichtung von Olaf Scholz an", so Sudmann. "Doch ein attraktiver öffentlicher Raum mit der Einladung, sich hier aufzuhalten, ist nicht erkennbar. Der Elbtower kommt Scholz vielleicht recht, um von den immensen sozialen und politischen Problemen der Stadt abzulenken. Wir brauchen aber keinen Spekulationsturm dieser Art und Größenordnung. Der Senat - und auch die privaten Investor_innen - sollten sich lieber um die anstehenden wichtigen Aufgaben kümmern, da gibt es mehr als genug zu tun."

 * 
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HAMBURG/4269: Olaf Scholz - (Gutes) Regieren, auf Abruf (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Februar 2018

Olaf Scholz: (Gutes) Regieren - auf Abruf



Die Zukunft des Ersten Bürgermeisters ist weiterhin unklar. "Olaf Scholz muss klar und ehrlich bekennen, unabhängig vom Mitgliederentscheid: Will er in Hamburg bleiben oder nicht?", erklärt Sabine Boeddinghaus, Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Menschen in unserer Stadt haben ein Recht darauf zu erfahren, woran sie sind: Bleibt Scholz in Hamburg? Und wenn ja, wie lange? Ist er bei der nächsten Gelegenheit weg? Regiert er auf Abruf?"

Sollten sich die SPD-Mitglieder gegen eine Große Koalition und damit gegen Scholz als Bundesfinanzminister entscheiden, habe dieser ein Problem, so Boeddinghaus: "Will Scholz dann doch Bürgermeister bleiben, müsste er sich schon sehr anstrengen, um verloren gegangenes Vertrauen neu aufzubauen - zum Beispiel durch eine echte Sozialpolitik und die Abkehr von seinem monarchischen Regierungsstil."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 8. Februar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4711: Großer Nutzen durch Biolandwirtschaft für Allgemeinheit (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 09.02.2018

Großer Nutzen durch Biolandwirtschaft für Allgemeinheit



Vergangenes Jahr wurden in Rheinland-Pfalz neun Prozent der
landwirtschaftlichen Flächen biologisch bewirtschaftet. In diesem Jahr
stellt Ministerin Höfken den Öko-Aktionsplan der Landesregierung vor,
der das Ziel hat, die ökologisch bewirtschafteten Flächen auf 20
Prozent zu erhöhen. Dass Biolandwirtschaft nicht nur gutes Essen
produziert, sondern auch viele weitere Vorteile hat, geht aus der
Kleinen Anfrage im Anhang hervor. Dazu die landwirtschaftspol.
Sprecherin Jutta Blatzheim-Roegler:

"Umweltministerin Ulrike Höfken bringt mit dem Öko-Aktionsplan das
Thema Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft auf die politische Agenda.
Wir sind damit in Rheinland-Pfalz auf dem richtigen Weg, denn
Bodenbearbeitung nach ökologischen Kriterien lohnt sich in vielfacher
Hinsicht."

Blatzheim-Roegler verweist auf die Antwort des Umweltministeriums, in
der die Vorteile der Biolandwirtschaft für Umwelt und Natur dargelegt
werden:

"Öko-Böden haben eine mit 32 bis 84 Prozent deutlich höhere Humusmasse
als konventionell bewirtschaftete Böden. Der Humusgehalt ist wiederum
ein wichtiger Faktor dafür, wie ertragreich ein Boden ist. Ein
humusreicher Boden ist voller Nährstoffe und damit besonders
gewinnbringend in der Landwirtschaft. Außerdem: Biologische
Anbausysteme können aufgrund des höheren Humusgehalts bis zu 450 kg
mehr atmosphärischen Kohlenstoff pro Hektar und Jahr binden. Damit
trägt die Biolandwirtschaft direkt zur Bekämpfung des Klimawandels
bei. Gleichzeitig wirkt biologische Bewirtschaftung beim vorbeugenden
Hochwasserschutz. Die Versickerungsrate bei ökologisch
bewirtschafteten Böden ist im Vergleich zu konventioneller
Bewirtschaftung doppelt so hoch, es bleibt also mehr Regenwasser im
Boden."

Blatzheim-Roegler zieht das Fazit: "Mehr Biolandwirtschaft ist nicht
nur gut für Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie trägt auch zur
Hochwasserprävention, zur Bekämpfung des Klimawandels und zu einer
nachhaltigen Ertragssteigerung durch eine bessere Bodenqualität bei.
So zahlt sich der Öko-Landbau nicht nur für die Bäuerinnen und Bauern
aus, sondern für uns alle."


KA_Vorteile_Ökolandbau

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2018/02/KA_Vorteile_Ökolandbau.pdf

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4710: Gehaltslücken im öffentlichen Dienst (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2018

CDU-Landtagsfraktion und dbb rheinland-pfalz im Gespräch

Martin Brandl / Lilli Lenz: Landesregierung muss Konzept zur
Beseitigung von Gehaltslücken im öffentlichen Dienst vorlegen



Unter der Leitung des Parlamentarischen Geschäftsführers der
CDU-Landtagsfraktion, Martin Brandl, und der Vorsitzenden des dbb
rheinland-pfalz, Lilli Lenz, sind Vorstandmitglieder von CDU-Fraktion
und dbb zu einem Gedankenaustausch zusammengekommen. Im Mittelpunkt
des Gesprächs stand die Zukunft des öffentlichen Dienstes insbesondere
im Hinblick auf die Nachwuchsgewinnung. Notwendig sei nicht zuletzt
eine sowohl im Vergleich zum Bund und den Ländern als auch im Hinblick
auf die Privatwirtschaft konkurrenzfähige Bezahlung. Die Besoldung der
Landes- und Kommunalbeamten in Rheinland-Pfalz sei aufgrund
wiederholter Einschnitte inzwischen im Bund-Länder-Vergleich
weitgehend abgekoppelt von der allgemeinen Lohnentwicklung. Die
Landesregierung müsse daher ein zukunftsfähiges Konzept zum Auffüllen
bestehender Bezahlungslücken vorlegen.

Martin Brandl: "Wegen der vergleichsweise niedrigen Besoldung in
Rheinland-Pfalz in vielen Bereichen der Landesverwaltung sehen wir
Schwierigkeiten bei der Gewinnung qualifizierter Fachkräfte. Die
Landesregierung hat aufgrund unserer Nachfragen zugeben müssen, dass
die absoluten Abweichungen in den tabellarischen Endgrundgehältern in
Rheinland-Pfalz im Vergleich zu Bund und Bundesländern so hoch sind,
dass Rheinland-Pfalz nahezu durchgängig nur auf dem vorletzten Platz
rangiert. In der mittleren Besoldungsgruppe A 9 (Inspektor) bedeutet
das zum Beispiel bis zu 300 Euro Rückstand pro Monat, in
Besoldungsgruppe A 13 (Studienrat) bis zu 500 Euro - ein krasser
Wettbewerbsnachteil. Das kann so nicht bleiben. Die Landesregierung
muss erklären, wie sie dieses Problem lösen will."

Lilli Lenz: "Wir machen uns große Sorgen um die Funktions- und
Konkurrenzfähigkeit des öffentlichen Dienstes im Land. Mit besserer
Bezahlung käme mehr Nachwuchs. Abwanderungen von Bestandspersonal
würden gestoppt. Die Beschäftigten erhielten ein längst überfälliges
Signal der Wertschätzung für ihren so wichtigen Dienst. Die
`Ampel-Koalition` hat zwar zugesagt, die Tarifergebnisse für die
Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes der Länder auf die
Beamtenbesoldung und -versorgung in Rheinland-Pfalz zu übertragen,
aber das reicht nicht. Der dbb rheinland-pfalz hält neben angemessenen
Tarifabschlüssen den schnellen Eintritt in eine insgesamt
sechsprozentige Rückstandsaufholung für zwingend erforderlich."

dbb rheinland-pfalz und CDU-Landtagsfraktion sind sich mit Blick auf
die Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst des Bundes und der
Kommunen in diesem Frühjahr einig, dass die Landesregierung besser
schnell nachbessert, als bis nach den Ländertarifverhandlungen 2019 zu
warten.

Für die CDU-Landtagsfraktion nahmen an dem Gespräch teil:

Parlamentarischer Geschäftsführer Martin Brandl, stellvertretender
Fraktionsvorsitzender Dr. Adolf Weiland, Landtagsvizepräsident
Hans-Josef Bracht, innenpolitischer Sprecher Matthias Lammert,
haushaltspolitischer Sprecher Gerd Schreiner.

Für den dbb rheinland-Pfalz nahmen an dem Gespräch teil:

Vorsitzende des dbb rheinland-pfalz Lilli Lenz, stellvertretender
Landesvorsitzender Torsten Bach, stellvertretender Landesvorsitzender
Gerhard Bold, stellvertretender Landesvorsitzender Axel Schaumburger.
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INNEN/3005: Erklärung des SPD-Parteivorsitzenden Martin Schulz


SPD-Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

Erklärung des SPD-Parteivorsitzenden Martin Schulz



"Der von mir gemeinsam mit der SPD-Parteispitze ausverhandelte Koalitionsvertrag sticht dadurch hervor, dass er in sehr vielen Bereichen das Leben der Menschen verbessern kann. Ich habe immer betont, dass - sollten wir in eine Koalition eintreten - wir das nur tun, wenn unsere sozialdemokratischen Forderungen nach Verbesserungen bei Bildung, Pflege, Rente, Arbeit und Steuer Einzug in diesen Vertrag finden. Ich bin stolz sagen zu können, dass das der Fall ist. Insbesondere ist die Neuausrichtung der Europapolitik ein großer Erfolg. Umso mehr ist es für mich von höchster Bedeutung, dass die Mitglieder der SPD beim Mitgliedervotum für diesen Vertrag stimmen, weil sie von dessen Inhalten genauso überzeugt sind, wie ich es bin. Durch die Diskussion um meine Person sehe ich ein erfolgreiches Votum allerdings gefährdet. Daher erkläre ich hiermit meinen Verzicht auf den Eintritt in die Bundesregierung und hoffe gleichzeitig inständig, dass damit die Personaldebatten innerhalb der SPD beendet sind. Wir alle machen Politik für die Menschen in diesem Land. Dazu gehört, dass meine persönlichen Ambitionen hinter den Interessen der Partei zurück stehen müssen."

 * 
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SOZIALES/2677: Koalition für gleichwertige Lebensverhältnisse


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Februar 2018

Koalition für gleichwertige Lebensverhältnisse



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Zusammenhalt für unser Land - unter dieser Überschrift steht der neue Koalitionsvertrag. Wir wollen gleichwertige Lebensverhältnisse, also die Ungleichheiten zwischen Regionen in Deutschland abbauen. Dafür werden wir insbesondere ländliche Räume und belastete Stadtquartiere fördern - mit Investitionen in Bildung, Breitband, Wohnungen und Wirtschaft.

"Für uns ist es eine Frage der Solidarität, gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen. Dafür haben wir eine ganze Reihe von Maßnahmen im Koalitionsvertrag vorgesehen: Ein gesamtdeutsches Fördersystem für strukturschwache Regionen soll innovative Entwicklungen anstoßen und damit Wachstum und Arbeit in ganz Deutschland ermöglichen. Bis 2025 sollen flächendeckende Glasfaser- und hochleistungsfähige Mobilfunknetze vorhanden sein - überall. Wir wollen weiterhin für bezahlbaren Wohnraum sorgen und nehmen dafür auch auf der Bundesebene unsere Verantwortung wahr. Vier Milliarden Euro werden wir in den Wohnungsbau investieren, die Bauplanung beschleunigen und unbebaute Grundstücke durch eine neue Grundsteuer C mobilisieren.

Weil Herkunft nicht gleich Zukunft sein darf, investieren wir im Bildungssektor. Gute Bildung bedeutet bessere Lebenschancen, also mehr Gerechtigkeit. Damit der Bund Kommunen dabei helfen kann, schaffen wir das Kooperationsverbot faktisch ab und starten eine neue Investitionsoffensive für Schulen und Kitas im ganzen Land. Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter gibt das Ziel vor. Wir wollen eine geschlossene Bildungskette von Beginn bis zum ersten Berufsabschluss. Damit wird ein großes Zukunftsprojekt ausgerollt, dessen Kosten allerdings noch nicht vollständig gedeckt sind.

Für letzteren Fall haben wir - erstmalig in einem Koalitionsvertrag auf Bundesebene - das Prinzip fixiert: "Wer bestellt, bezahlt." Das ist eine starke Verpflichtung des Bundes gegenüber den Kommunen. Und sie ist notwendig, denn die Freiheit der kommunalen Selbstverwaltung ist nur bei ausreichendem finanziellem Handlungsspielraum sicher. Wichtig ist daher das Bekenntnis, die wichtigsten kommunalen Einnahmequellen zu erhalten, nämlich Grund- und Gewerbesteuer. Weitere Punkte sind die Bundesunterstützung bei der Integrationsarbeit, die Städtebauprogramme und die Einrichtung eines sozialen Arbeitsmarktes. Damit ist die Liste noch nicht abgeschlossen, aber das Fazit ist klar: Dieser Koalitionsvertrag wird den Zusammenhalt in unserem Land stärken, und das wird auf kommunaler Ebene spürbar sein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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VERBAND/2281: Stellungnahme des Bauerverbands zum Koalitionsvertrag (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

Bauernpräsident Rukwied: Wettbewerbsfähigkeit stärken

Stellungnahme des DBV zum Koalitionsvertrag



Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD unterstützt aus Sicht
des Deutschen Bauernverbandes (DBV) in vielen Punkten die positive
Entwicklung der heimischen Agrarwirtschaft, birgt aber auch
Unsicherheiten für die Bauern. "In diesem Koalitionsvertrag stecken
mehr Chancen als Risiken. Es ist aber besonders wichtig, dass die neue
Bundesregierung die Bauernfamilien auf ihrem innovativen Weg begleitet
und dabei deren Wettbewerbsfähigkeit stärkt", sagt der Präsident des
DBV, Joachim Rukwied. So seien gerade die Vorschläge für mehr Tierwohl
zu begrüßen, sofern der finanzielle Mehraufwand den Landwirten auch
honoriert werde.


Einschätzung des Deutschen Bauernverbandes zum
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD Gemeinsame Agrarpolitik
(GAP)

Dass die Koalition eine Finanzausstattung in bisheriger Höhe anstrebt,
ist grundsätzlich ein gutes Signal für die Landwirte. Ebenso positiv
ist der Ansatz, Bürokratie abzubauen und soziale Standards zu
erhalten. Die Forderung nach einer "Neujustierung" der GAP sieht der
DBV skeptisch. Hier kommt es entscheidend darauf an, wie diese
Neujustierung definiert wird.


Tierhaltung 

Der Bestandsschutz für "genehmigte Tierhaltungsanlagen bei
Modernisierungsmaßnahmen" schafft aus Sicht des DBV die Voraussetzung
für die Ställe der Zukunft und wird das Tierwohl maßgeblich weiter
stärken. Bei der Einführung eines staatlichen Tierwohllabels kommt es
darauf an, dass der finanzielle Mehraufwand dem Landwirt auch
honoriert wird. Die Öffnung für weitere Alternativen beim Ausstieg aus
der betäubungslosen Ferkelkastration ist für die Schweinehalter ein
richtiger und praxistauglicher Schritt hin zu mehr Tierwohl. Die
Absicht, Lücken im Tierschutzrecht zu schließen, muss vor allem auf
europäischer Ebene umgesetzt werden, um den Wettbewerb nicht zu
verzerren.


Ackerbau 

Die Erarbeitung einer Ackerbaustrategie hält der DBV im Grundsatz für
sinnvoll. Deshalb ist es unabdingbar, dass landwirtschaftlicher
Sachverstand als Grundlage dienen soll. Entscheidend ist auch,
wissenschaftliche Erkenntnisse mit einzubeziehen. Gerade beim
Pflanzenschutz ist eine sach- und fachgerechte Ausgestaltung
entscheidend, denn die Landwirte aller Produktionsrichtungen brauchen
wirksame Mittel zum Schutz der Pflanzen.


Biodiversität 

Die Initiierung eines wissenschaftlichen Monitoringprogramms zum Thema
"Insektensterben" bewertet der DBV äußerst positiv. Um dem wichtigen
Thema gerecht zu werden, sind belastbares Zahlenmaterial und eine
umfassende Ursachsenforschung unerlässlich.


Wolf 

Ein klares Bekenntnis zu einem gezielten Bestandsmanagement "Wolf" ist
der richtige Weg zum Erhalt der Weidetierhaltung. Eine Öffnung hin zu
einer "letalen Entnahme", sprich zum Abschuss nach wissenschaftlich
definierten Kriterien, hält der DBV für einen notwendigen Schritt.


Flächenverbrauch 

Mit Blick auch auf den Artenschutz und den Erhalt der
landwirtschaftlichen Flächen begrüßt der DBV den Ansatz, den
Flächenverbrauch durch Siedlung und Verkehr deutlich zu reduzieren, um
den Flächenfraß effektiv zu bremsen. Grundstückseigentümer an
Netzausbaumaßnahmen finanziell zu beteiligen ist unerlässlich für
einen zügigen Netzausbau und das Gelingen der Energiewende. Ein im
Koalitionsvertrag formulierter Prüfauftrag ist dabei aber aus Sicht
des DBV zu wenig.


Ländlicher Raum 

Das Bekenntnis den ländlichen Raum stärken zu wollen, darf sich nicht
auf Absichtserklärungen beschränken. Eine eindeutige Abgrenzung
zwischen Innenministerium (Heimatministerium) und
Landwirtschaftsministerium, das nach Ansicht des DBV für diesen
Bereich federführend zuständig sein muss, ist daher dringend geboten.
1,5 Milliarden Euro Zusatzförderung sind ein wichtiger Schritt
dorthin.


Digitalisierung 

Der DBV begrüßt das grundsätzliche Bekenntnis zum Ausbau eines
flächendeckenden Gigabit-Netzes. Vor dem Hintergrund der inzwischen
weit fortgeschrittenen Digitalisierung in den landwirtschaftlichen
Betrieben ist der angestrebte Zeitraum bis 2025 allerdings wenig
ambitioniert und ein Finanzrahmen von 12 Milliarden Euro nicht
ausreichend. Die kostenlose Nutzung von Open Data, die bereits mit
öffentlichen Geldern erzeugt wurden, ist aus Sicht des DBV eine
Selbstverständlichkeit. Wichtig bleibt dabei, dass die Potentiale von
Open Data in einheitlichen, maschinenlesbaren und praxistauglichen
Datenformaten zur Verfügung stehen.


Bioenergie

Das Kapitel zur Bioenergie ist kurz und vage gehalten. Wir vermissen
daher eine klare Strategie für die zukünftige Nutzung von Bioenergie.
Biokraftstoffen aus nachhaltigen Rohstoffquellen muss weiterhin eine
Marktperspektive geschaffen werden. Dies ist ein Schlüssel für die
Energiewende im Verkehrsbereich.


Milch 

Der DBV befürwortet die explizite Aufnahme der Milchmarktpolitik in
den Koalitionsvertrag und die Wertschätzung der Milchviehhaltung für
die ländlichen Strukturen. Mit dem Verweis auf die Modernisierung der
Lieferbeziehungen wird eine der Kernforderungen des Bauernverbandes
aufgenommen, die allerdings relativ allgemein bleibt.


Naturschutzfonds 

Kritisch sieht der DBV die Einführung eines eigenständigen
EU-Naturschutzfonds. Die Mittel für diesen Fonds dürfen nicht den Etat
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) beschneiden und zu Lasten einer
nachhaltigen und wettbewerbsfähigen Landwirtschaft gehen.


Risikoabsicherung 

Der DBV vermisst die Einführung einer Möglichkeit, über eine
steuerliche Gewinnrücklage Eigenvorsorge zu treffen, mit der die
landwirtschaftlichen Betriebe auf Marktkrisen besser vorbereitet
wären.

 * 
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KULTUR/424: Forderungen für die Kultur- und Medienpolitik Deutschlands (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 18. März 2017

Forderungen für die Kultur- und Medienpolitik Deutschlands

UNESCO-Weltbericht 2018 zur Kulturpolitik in Berlin vorgestellt



Berlin, den 09.02.2018. 120 Kulturakteure aus Deutschland diskutierten
heute in der Barenboim Said Akademie in Berlin die Ergebnisse des
UNESCO-Weltberichts 2018 "KULTURPOLITIK NEU I GESTALTEN - Kreativität
fördern, Entwicklung voranbringen". Der Bericht zeigt zahlreiche
Fortschritte in der Kulturpolitik und bei der Vielfalt der Produktion
kultureller Inhalte weltweit. Die Autoren kritisieren aber auch Defizite,
etwa beim ausgewogenen Zugang zu Handelsmärkten mit Kulturgütern und
Dienstleistungen, bei der Künstlerfreiheit, Mobilität und
Geschlechtergerechtigkeit (Kerninhalte des Weltberichts). Die Veranstaltung
in Berlin machte deutlich, dass trotz der vielen guten Initiativen auch für
die Kultur- und Medienpolitik Deutschlands Handlungsbedarf besteht.

Deutschland muss mehr Einsatz für Künstlerfreiheit zeigen


Prof. Dr. Wolfang Kaschuba, Vorstandsmitglied der Deutschen
UNESCO-Kommission: "Kunst ist als globales Medium der kritischen Begleitung
gesellschaftlicher Prozesse und des offenen Austauschs gesellschaftlicher
Erfahrungen unser wichtigstes kulturelles Kapital. Freilich nur dann, wenn
sie nicht - wie heute zunehmend versucht - wirtschaftlich kontrolliert und
politisch gelenkt wird. Sie muss sich vielmehr frei entfalten und damit
selbst die Idee und den Raum der Freiheit verkörpern können. Deutschland
kommt hier auf Grund seiner dramatischen Geschichte und seiner aktuellen
Rolle als Zufluchtsland eine ganz besondere Verantwortung zu. Wir
unterstützen nachdrücklich die Initiative vom September 2017, mit der
Leiterinnen und Leiter renommierter Theater, Museen und Filminstitutionen
aus der ganzen Republik die Bundesregierung aufgefordert haben, ein
Programm für verfolgte Künstlerinnen und Künstler aufzulegen. Wir erwarten,
dass die neue Bundesregierung dies zügig umsetzen wird. Auch stünde es
unserem Land gut an, wenn neben den Städten Hannover und Frankfurt sich
weitere Städte dem internationalen Netz "Städte der Zuflucht" (ICORN)
anschließen würden."

Bericht zur Lage der Kultur in Deutschland gefordert


Dr. Tobias Knoblich, Vizepräsident der Kulturpolitischen Gesellschaft:
"Gute Kulturpolitik braucht Daten, Fakten, Evaluationen. Der Weltbericht
fordert hier Engagement von den Staaten ein, gerade mit Blick auf das
komplexe Zusammenspiel unterschiedlicher Handlungsebenen und Akteure.
Deutschland sollte seine Kulturpolitikforschung ausbauen und in
regelmäßigen Abständen einen Bericht zur Lage der Kultur in Deutschland
erarbeiten, wie ihn auch der Deutsche Städtetag fordert. Mit einem
Kulturfinanzbericht allein, dessen Quelldaten bei Erscheinen schon drei
Jahre alt sind, ist es nicht getan. Notwendig ist ein zeitnahes Monitoring
im Kulturbereich mit mehr als nur statistischen Daten, das neue Einsichten
und schnelles Reagieren bei Defiziten erlauben würde."

UNESCO-Konvention zur Kulturpolitik muss handlungsleitend für
Gesellschaftspolitik sein

Prof. Christian Höppner, Präsident des Deutschen Kulturrates: "Die
UNESCO-Konvention Kulturelle Vielfalt ist nicht nur Berufungsgrundlage,
sondern auch ein Handlungsinstrument für Nachhaltigkeit und gerechten
Welthandel. Das gilt sowohl für die Agenda 2030 für eine nachhaltige
Entwicklung als auch die verschiedenen Handelsabkommen. Diese 
UNESCO-Konvention sollte stärker handlungsleitend für eine gemeinwohlorientierte
Gesellschaftspolitik sein, denn Kulturpolitik ist Gesellschaftspolitik."

Bis 2020 innovative Medienpolitik gemeinsam mit europäischen Partnern
entwickeln

Christine M. Merkel, Mitautorin des UNESCO-Weltberichts und Leiterin des
Fachbereichs Kultur der Deutschen UNESCO-Kommission: "Die
öffentlich-rechtlichen Medien sind zentral für den Zugang zur Vielfalt
kultureller Inhalte. Die Digitalisierung verändert hier laufend
Rahmenbedingungen und Spielregeln. Die aktuelle Revision der europäischen
Richtlinie für audio-visuelle Mediendienste setzt ein Signal in die
richtige Richtung. Deutschland ist gemeinsam mit den europäischen Partnern
sehr gut positioniert, eine Medienpolitik zu entwickeln, welche die
Veränderung der Öffentlichkeit, Konvergenz und die Angebote neuer
Medienproduzenten zukunftsfest und innovativ aufgreift. Wir rufen Länder
und Bund auf, dieses Thema in den drei Jahren bis zur deutschen
EU-Ratspräsidentschaft 2020 anzugehen."


Hintergrundinformationen

Die UNESCO-Generalkonferenz hat am 20. Oktober 2005 die "Konvention über
den Schutz und die Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen"
verabschiedet. 145 Länder und die Europäische Union haben die Konvention
seither ratifiziert. Sie garantiert dauerhaft das Recht auf eine
eigenständige Kulturpolitik der Vertragsstaaten und soll zur Intensivierung
globaler Kulturkooperation beitragen. Der Weltbericht 2018 "KULTURPOLITIK
NEU I GESTALTEN - Kreativität fördern, Entwicklung voranbringen" stellt die
Umsetzung der Konvention weltweit dar. Deutschland hat die Konvention am
12. März 2007 ratifiziert. Die Deutsche UNESCO-Kommission führt Projekte
zur Stärkung kultureller Vielfalt in Deutschland, Europa und der arabischen
Region durch und beteiligt sich an der Politikberatung zur Stärkung
kultureller Governance.


Weitere Informationen<

Kerninhalte des Weltberichts:

http://www.unesco.de/presse/pressematerial/weltbericht-kulturelle-vielfalt.html

Download des Weltberichts:

http://www.unesco.de/fileadmin/medien/Dokumente/Kultur/kkv/WeltberichtKKV2018.pdf

Deutsche Kurzfassung:

http://www.unesco.de/fileadmin/medien/Dokumente/Kultur/kkv/WeltberichtKKV2018_Kurzfassung.pdf

Daten und Fakten:

http://www.unesco.de/fileadmin/medien/Dokumente/Kultur/kkv/Global_Report_fact_sheet.pdf

UNESCO-Konvention über den Schutz und die Förderung der Vielfalt
kultureller Ausdrucksformen:

http://www.unesco.de/kultur/kulturelle-vielfalt/konvention.html
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KRIEG/1696: Eurosicherheit - im Westen nichts Neues ... (SB)




Im letzten Jahr ist die Welt zu nahe an einen großen
zwischenstaatlichen Konflikt gerückt

Wolfgang Ischinger im Vorfeld der Münchner Sicherheitskonferenz [1]

"An den Abgrund - und zurück?" Das Motto der diesjährigen Münchner
Sicherheitskonferenz bringt eine Stimmung weltweit wachsender
Ungewißheit zum Ausdruck, ob sich die Eskalation der Krisen zum großen
Krieg noch aufhalten läßt. Was die Konfrontation der westlichen Mächte
mit Rußland betrifft, zeichnet sich als Schlachtfeld Mitteleuropa ab,
das unter Einsatz konventioneller Waffen verwüstet oder atomar
entvölkert und auf lange Zeit unbewohnbar gemacht würde. Angesichts
dieses apokalyptischen Szenarios muteten jegliche Anstrengungen
unverzichtbar an, einer Deeskalation höchste Priorität einzuräumen und
die gegenseitige Bedrohung zurückzufahren. Obgleich die
Bundesregierung im Interesse der deutschen Bevölkerung an der Spitze
aller Bemühungen um Abrüstung, vertrauensbildende Maßnahmen und
belastbare Abkommen stehen müßte, scheint das Gegenteil der Fall zu
sein: Langgehegte hegemoniale Pläne, auch dem militärischen
Führungsanspruch in Europa Geltung zu verschaffen, werden rigoros
umgesetzt.

Der von der Stiftung Münchner Sicherheitskonferenz herausgegebene
jährliche Munich Security Report gibt einen Überblick über die
wichtigsten sicherheitspolitischen Themen und bietet
Hintergrundsinformationen. Als Impulsgeber für die Konferenz dient er
als Lektüre für die Teilnehmer, wird aber auch der breiten
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Diese Bestandsaufnahme liest
sich düster: Anhaltende Erosion der sogenannten liberalen
internationalen Ordnung, eine unberechenbare US-Außenpolitik, Gefahr
einer nuklearen Konfrontation um Nordkorea, zunehmende Spannungen in
aller Welt, Kriegsrhetorik und steigende Rüstungsausgaben. Im letzten
Jahr sei die Welt viel zu nah an die Schwelle eines großen
zwischenstaatlichen Konfliktes gerückt, und die internationale
Gemeinschaft müsse alles tun, um sich von dieser Schwelle
wegzubewegen. [2]

Unter diesen Umständen hört es sich fast schon plausibel an, wenn
Wolfgang Ischinger als Vorsitzender der Sicherheitskonferenz
hervorhebt, daß es jetzt um so wichtiger sei, den Austausch zwischen
wichtigen Akteuren zu stärken. Die Konferenz sei dafür genau das
richtige Forum, und gäbe es sie nicht, müßte sie bei der momentanen
Weltlage neu erfunden werden. Das Teilnehmerfeld ist in der Tat so
hochrangig besetzt, daß man sich des Eindrucks kaum erwehren kann, die
weltweit bedeutendste Tagung in Sachen Sicherheit sei der maßgebliche
Schauplatz, an dem das Schicksal der Menschheit verhandelt wird.
Zumindest aber gilt sie als Seismograph für die Krisen weltweit und
insbesondere den strategischen Entwurf der westlichen Mächte, das
Blatt zu ihren Gunsten zu wenden.

Jedenfalls lassen die dem aktuellen Sicherheitsbericht vorangestellten
ausgewählten Inhalte keinen Zweifel daran, wo die Feinde verortet
werden und wie man sie in die Knie zu zwingen gedenkt. In
Zusammenarbeit mit einschlägigen Denkfabriken und Forschungsinstituten
wurden exklusive Studien produziert, die den Blick vom europäischen
Feldherrnhügel in den Rang der einzig relevanten Sichtweise erheben.
So steht da zu lesen, daß eine Mehrheit der Europäer ihre Streitkräfte
über die nationalen Grenzen hinaus, vorzugsweise weltweit,
einsatzfähig haben möchte. Vergleiche man die militärische Stärke der
NATO und Rußlands in den baltischen Staaten im Falle einer
unvorhergesehenen Konfrontation, übertreffe Rußland die schnell
einsatzfähigen Kampfeinheiten der NATO in bezug auf Artillerie und
Infanterie bei weitem, während die NATO Luftüberlegenheit besitze.
Weiter heißt es, daß die russischen INF-Raketen wahrscheinlich alle
wichtigen NATO/US-Basen und -Atomwaffenlager in Europa erreichen
könnten. Neue Daten zeigten den signifikanten Ausbau der Infrastruktur
Chinas im Südchinesischen Meer sowie die steigende globale
militärische Präsenz der Chinesen. Genannt werden zudem die Aufrüstung
afrikanischer Länder, das Atomprogramm Nordkoreas und das Abkommen mit
dem Iran sowie die Korrelation zwischen Dürren und Konflikten mit
geringer Intensität.

Kein Wort von der Expansion der NATO bis an die russische Grenze und
dem Vormarsch der EU gen Osten, keine Rede von der Einkreisung Chinas
oder der wirtschaftlichen Ausbeutung der afrikanischen Länder, von der
maßgeblichen Verantwortung für den Klimawandel ganz zu schweigen. Es
geht um die Sicherheit der westlichen, namentlich der europäischen
Mächte, ihre Vorherrschaft fortzuschreiben und die Konkurrenz in die
Schranken zu weisen. Daß die deutschen Interessen dabei nicht zu kurz
kommen, soll erstmals eine geschäftsführende Regierungsdelegation
gewährleisten. Vertreten wird sie durch Sigmar Gabriel, Ursula von der
Leyen, Thomas de Maizière und Gerd Müller, mehr als 30
Bundestagsabgeordnete aller Fraktionen werden bei der Konferenz
erwartet. Wenn diese Abordnung in München aufschlägt, hat sie ihr
jüngstes sicherheitspolitisches Sturmgeschütz bereits in Stellung
gebracht.

So wird das neue NATO-Hauptquartier, das künftig die Verlegung von
Truppen und Material in Europa optimieren soll, in Deutschland
angesiedelt. Die wichtigste Aufgabe dieses Planungs- und
Führungszentrums wird darin bestehen, den schnellen Aufmarsch
westeuropäischer und US-amerikanischer Streitkräfte in unmittelbare
Nähe zur russischen Grenze zu gewährleisten. Unter Federführung der
Bundeswehr sollen die Mängel behoben werden, die in den letzten Jahren
bei Manövern zutage getreten waren. Indem Infrastruktur und
Gesetzgebung an die Erfordernisse der Streitkräfte angepaßt werden,
schreitet die Militarisierung Europas mit eindeutiger Stoßrichtung der
Kriegsvorbereitung voran. [3]

Nachdem die Bundesregierung im vergangenen Jahr ihr Interesse bekundet
hatte, verständigten sich die Bündnisstaaten grundsätzlich darauf, ein
entsprechendes Angebot von Bundesverteidigungsministerin Ursula von
der Leyen anzunehmen, zumal es keine anderen Kandidaten für das
Hauptquartier gab. Standort könnte die Region Köln-Bonn werden, wo
bereits die Streitkräftebasis und das Streitkräfteamt der Bundeswehr
ihren Sitz haben. Ein zweites neues Hauptquartier wird den Planungen
zufolge in den USA aufgebaut. Es soll die Luft- und Seewege zwischen
Nordamerika und Europa über den Atlantik sichern.[4] Als Besonderheit
des neuen Hauptquartiers in Deutschland ist hervorzuheben, daß es
nicht in die bestehende Kommandostruktur der NATO integriert wird. Es
soll vielmehr in deutscher Hoheit betrieben und nur bei Bedarf dem
nordatlantischen Bündnis unterstellt werden. Daher können dort auch
Militäreinsätze außerhalb des Rahmens der NATO wie etwa einer "Armee
der Europäer" geplant und geführt werden. Diese europäische Armee will
die künftige Bundesregierung laut ihres Koalitionsvertrags aufbauen,
und sie könnte sich insbesondere dann als nützlich erweisen, wenn es
zu einem Dissenz mit Washington kommen sollte. Deutschland hat sich
also für ein Hauptquartier stark gemacht, das die gesamte Palette
künftiger deutscher Kriege offenhält.


Fußnoten:

[1] www.securityconference.de/aktivitaeten/munich-security-conference/msc-2018/

[2] www.securityconference.de/debatte/munich-security-report/munich-security-report-2018/

[3] www.jungewelt.de/artikel/326966.für-kriege-der-zukunft.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/sicherheitspolitik-bundeswehr-soll-neues-nato-hauptquartier-in-deutschland-aufbauen-1.3858907
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STELLUNGNAHME/052: Zum Ergebnis der Koalitionsverhandlungen (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) - 8. Februar
2018

Zum Ergebnis der Koalitionsverhandlungen zwischen CDU, CSU und SPD
erklärt Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP:



Die Ergebnisse zeigen, dass man die SPD in der Regierung haben will. Es gab
kleine Zugeständnisse, damit der Mitgliederentscheid in der SPD für die
GroKo-Beteiligung positiv ausgehen kann. Besonders die Ministerien wurden
nach dem Motto, mit Speck fängt man Mäuse, vergeben.

Immer wenn die herrschende Klasse die Sozialdemokraten unbedingt in die
Verwaltung ihres Staates, des "ideellen Gesamtkapitalisten", einbauen
wollte, gab es dramatische Verschärfungen der Aggressivität des deutschen
Imperialismus - nach innen und nach außen. Ich erinnere an die
Wiedererlangung der Fähigkeit Angriffskriege zu führen und an die Agenda
2010. Wer wäre besserer Garant diese Agenda der sozialen Spaltung und damit
die Rechtsentwicklung fortzuschreiben als das neue Dreigestirn der SPD,
Scholz, Schulz und Nahles?

Was Hochrüstung und Kriegspolitik angeht, spricht der Koalitionsvereinigung
eine deutliche Sprache. Die Rüstungsindustrie soll "konsolidiert und
gefördert", die Bundeswehr mit Drohnen ausgerüstet werden. Ebenfalls
vereinbart ist die Erweiterung der Truppenkontingente in Mali und
Afghanistan. Die Weiterführung eines massiven Demokratieabbaus und der
Aufrüstung von Polizei und Geheimdiensten war kein Streitpunkt und wird mit
der Personalie Horst Seehofer (CSU) als Innenminister forciert.

Dass Hochrüstung, Kriegspolitik, Demokratieabbau und der Kurs die
Ausbeutungsverhältnisse innerhalb der EU zugunsten einer
deutsch(-französischen) Dominanz zu zementieren in der öffentlichen
Diskussion keine Rolle spielen ist erschreckend. Das gilt leider auch für
viele Äußerungen aus den Gewerkschaftsapparaten. Offensichtlich wirken hier
kleinste Zuckerbrote, die aber auch nur kleinste Teile der Klasse spüren
werden.

Ohne Druck der Straße, ohne Massenbewegung gegen Hochrüstung, gegen die
Verdopplung des Rüstungshaushalts auf zwei Prozent des BIP nach
NATO-Kriterien, gegen Kriegspolitik, Demokratie- und Sozialabbau sind die
Perspektiven dieser möglichen Neuauflage der Großen Koalition beängstigend.
Diesen Druck zu entwickeln ist dringende Aufgabe aller Demokraten. Für
Sozialdemokraten ist ein Nein bei der Mitgliederbefragung ein erster
Schritt."

Essen, 08.02.2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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KIND/163: "Kinder brauchen Freiräume" - Motto zum Weltkindertag 2018 (Deutsches Kinderhilfswerk)


Deutsches Kinderhilfswerk e.V. - Pressemitteilung vom 9. Februar 2018

"Kinder brauchen Freiräume" - UNICEF und Deutsches Kinderhilfswerk geben
Motto zum Weltkindertag 2018 bekannt



Das Motto des diesjährigen Weltkindertags am 20. September lautet "Kinder
brauchen Freiräume". Damit rufen UNICEF Deutschland und das Deutsche
Kinderhilfswerk Bund, Länder und Kommunen dazu auf, mehr Möglichkeiten zur
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu schaffen. Die
Kinderrechtsorganisationen appellieren an Politikerinnen und Politiker, die
Meinung der nachwachsenden Generation ernst zu nehmen und ihre Belange bei
Entscheidungen, die sie betreffen, durchgehend zu berücksichtigen.

"Kinder und Jugendliche wollen ihren Platz in unserer Gesellschaft
einnehmen. Dafür ist es notwendig, dass wir ihnen Freiräume eröffnen, damit
sie ihre Ideen und Wünsche einbringen und ihr persönliches Potenzial
entfalten können", sagt Christian Schneider, Geschäftsführer von UNICEF
Deutschland. "Es liegt in der Verantwortung der Politik, hierfür die
notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. Nur eine Gesellschaft, in der
Kinder und Jugendliche ernst genommen werden und mitgestalten können, wird
wirklich kinderfreundlich und damit zukunftsfähig."

"Städte und Gemeinden müssen Strukturen und Einrichtungen entwickeln, die
sicherstellen, dass die Kinderinteressen mehr Gewicht bekommen", sagt
Holger Hofmann, Bundesgeschäftsführer des Deutschen Kinderhilfswerkes.
"Kinder und Jugendliche brauchen beispielsweise einen Platz am
Verhandlungstisch, wenn es um die Planung von Spielplätzen oder von
Jugendeinrichtungen geht. Die kommunale Politik muss Freiräume eröffnen, in
denen echte Mitbestimmung und Entfaltung möglich wird."

Kinder und Jugendliche brauchen aber auch in Schule und Freizeit mehr
Freiräume. Ebenso sind Eltern dazu aufgerufen, ihren Kindern die
Möglichkeit zu geben, sich frei zu entwickeln. Dazu gehören vor allem
Freiräume, in denen sie sich eigenständig ihr Umfeld erschließen und ihre
eigene Persönlichkeit ausbilden können.

Die Rechte von Kindern und Jugendlichen auf Meinungsäußerung, Beteiligung
und freie Entfaltung sind in der weltweit gültigen 
UN-Kinderrechtskonvention garantiert, die Deutschland 1992 ratifiziert hat.
Zum Weltkindertag rufen UNICEF Deutschland und das Deutsche Kinderhilfswerk
gemeinsam zum Einsatz für die Verwirklichung der Kinderrechte auf.

Anlässlich des Weltkindertags (20. September) entwickeln bundesweit
zahlreiche Initiativen unter dem gemeinsamen Motto "Kinder brauchen
Freiräume" Aktionen und machen mit Informationsständen auf die Kinderrechte
aufmerksam.

Am Sonntag, den 23. September 2018, finden in Berlin und in Köln unter
demselben Motto die beiden größten Kinderfeste bundesweit statt. Dazu
erwarten UNICEF Deutschland und das Deutsche Kinderhilfswerk jeweils
100.000 Besucherinnen und Besucher rund um den Potsdamer Platz in Berlin
und im Kölner Rheingarten.

 * 

Quelle:

Deutsches Kinderhilfswerk e.V.

Leipziger Straße 116-118, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 30 86 93 - 0, Fax: 030 - 30 86 93 - 93

E-Mail: dkhw@dkhw.de

Internet: www.dkhw.de
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FRAGEN/034: Kommt der große Krach auf den Weltfinanzmärkten? - Interview mit Prof. Dr. Gunther Schnabl (idw)


Universität Leipzig - 08.02.2018

Kommt der große Krach auf den Weltfinanzmärkten? - Interview mit Prof. Dr.
Gunther Schnabl

von Katrin Henneberg



Am Montag (5. Februar 2018) sind in New York (USA) die Aktienpreise stark
gefallen. Der DOW Jones verlor zeitweise über sechs Prozent. Es folgten
Kursstürze in Tokio, Frankfurt und London. Inzwischen haben sich die Kurse
erholt, aber die Nervosität auf den weltweiten Börsen ist groß. Die
Besorgnis wächst, dass nach einer beeindruckenden neunjährigen Rallye eine
schmerzhafte Krise bevorsteht.


Frage: Warum könnte es gerade jetzt zu einer Wende auf den
Finanzmärkten kommen, die Weltkonjunktur läuft doch gut?

Prof. Dr. Gunther Schnabl: Die wirtschaftliche Entwicklung wird immer mehr
von den Finanzmärkten bestimmt. Ist die Stimmung auf den Weltfinanzmärkten
gut, dann wird auch mehr konsumiert und investiert. Das Wachstum
beschleunigt sich, und die Arbeitslosigkeit sinkt. Kommt es zur
Finanzkrise, dann trübt sich schnell die Stimmung ein, und die Bänder
stehen still. Wir haben seit dem Jahr 2009 einen immensen Aufschwung auf
den Aktienmärkten erlebt. Der DOW Jones Industrial ist um 300 Prozent und
der DAX um 270 Prozent gestiegen. Die gute Stimmung auf den Finanzmärkten
wurde von einer zögerlichen wirtschaftlichen Erholung in den
Industrieländern begleitet. Das war alles positiv. Allerdings erhöht der
Aufschwung auch die Wahrscheinlichkeit, dass die großen Zentralbanken -
allen voran die US-amerikanische Federal Reserve Bank (Fed) - die Zinsen
wieder erhöhen. Straffere Geldpolitiken dürften eine große Kurskorrektur
auf den Aktienmärkten auslösen.

Woran machen Sie das fest?

Die Aktienpreise spiegeln unter normalen Umständen die Leistungsfähigkeit
der Unternehmen wider. Allerdings haben sich seit 2009 die
Kurs-Gewinn-Verhältnisse deutlich verschlechtert. Das bedeutet, dass die
Aktienkurse gestiegen sind, ohne dass sich die Gewinne der Unternehmen
entsprechend verbessert haben. Das lag im Wesentlichen an den Zentralbanken,
die in Reaktion auf die globale Finanz- und Schuldenkrise (2007/08) die
Zinsen gegen Null gesenkt und im großem Umfang Staats- und
Unternehmensanleihen gekauft haben. Die von den Zentralbanken geschaffene
Geldschwemme hat nicht nur die Finanzierungskosten der Unternehmen deutlich
gesenkt. Die Anleger wurden auch in die Aktien von Industrieunternehmen
gedrängt, weil der Finanzsektor infolge der Finanzkrise stark reguliert
wurde. Ich gehe deshalb davon aus, dass die Aktienpreise von
Industrieunternehmen künstlich aufgeblasen sind. Das ist gefährlich!

Was würde passieren, wenn diese Blasen platzen?

Es käme zu einer großen Finanz- und Wirtschaftskrise, die die Unternehmen
zwingen würde, Arbeitskräfte zu entlassen und Löhne zu senken. Es würde
dann die Frage gestellt, ob die Politik des billigen Geldes die Ursache
für die neue Krise ist. Ebenso würde man hinterfragen, warum Politik und
Regulierung die Krise im Unternehmenssektor nicht vorhergesehen haben. Ich
gehe deshalb davon aus, dass die Zentralbanken die Zinserhöhungen
rechtzeitig wieder abbrechen werden, um die Weltfinanzmärkte zu
stabilisieren. Die Geldpolitiken von Fed, Europäischer Zentralbank (EZB),
Bank von Japan und Bank von England würden dann auf Dauer sehr locker
bleiben, sodass der große Krach wohl ausbleiben wird.

Das wäre doch sehr positiv. Warum wollen die Zentralbanken überhaupt aus
der Politik des billigen Geldes aussteigen? Die Inflationsraten sind
weltweit gering.

Es gibt zwei große Nachteile. Wie in der DDR vor der Wende lähmt billiges
Geld die Anreize für Unternehmen, ihre Effizienz zu steigern. Die
Aktienkurse steigen ja auch so. Deshalb sind im Verlauf der immer
expansiveren Geldpolitiken die Produktivitätsgewinne weltweit
zurückgegangen. Produktivitätsgewinne sind die Voraussetzung für reale
Lohnerhöhungen und die Sicherung des Sozialstaates. Wenn die Produktivität
fällt, was derzeit wohl schon der Fall ist, müssen auch die Löhne fallen
und die soziale Sicherung zurückgebaut werden. Das bekommen immer größere
Teile der Bevölkerung zu spüren.

Der Kaufkraftverlust äußert sich jedoch nicht bei den offiziell gemessenen
Inflationsraten. Vielmehr steigen die Aktien- und Immobilienpreise, die
Löhnen fallen und es verschlechtert sich - wie in der DDR - die Versorgung
mit öffentlichen Gütern, wie Sicherheit, Straßen, Kindergärten sowie
Alterssicherung. Damit haben die lockeren Geldpolitiken klare
Verteilungseffekte, die vor allem auf Kosten der jungen Menschen gehen.
Ihr Lohnniveau sinkt im Vergleich zu den früheren Generationen. Auch deren
Arbeitsplatzsicherheit und die Rentenansprüche werden ausgehöhlt. Ich
betrachte deshalb den Ausstieg aus den sehr expansiven Geldpolitiken -
auch wenn er mit einer großen Finanzkrise verbunden wird - als eine
zentrale Aufgabe für die Generationengerechtigkeit. Nur wenn das
hemmungslose Gelddrucken aufhört, können wir langfristig wieder wachsen
und die Löhne aller erhöhen.


Zur Person - Hinweis Expertendienst:

Prof. Dr. Gunther Schnabl ist Professor für Wirtschaftspolitik und
internationale Wirtschaftsbeziehungen an der Universität Leipzig, wo er
das Institut für Wirtschaftspolitik leitet. Seine Forschungsschwerpunkte
sind Geldpolitik, Wechselkurse, die japanische Volkswirtschaft sowie das
Werk von Friedrich August von Hayek. Die Forschungsdatenbank IDEAS zählt
ihn zu den drei Prozent forschungsstärksten Wissenschaftlern in Europa. Er
gehört nach dem Ranking der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) zu den
100 einflussreichsten Ökonomen Deutschlands. Er ist einer von mehr als 120
Experten der Universität Leipzig, auf deren Fachwissen Sie mithilfe
unseres Expertendienstes zurückgreifen können.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Katrin Henneberg, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1603: Tarifkommission für den öffentlichen Dienst fordert sechs Prozent (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. Februar 2018

ver.di-Tarifkommission für den öffentlichen Dienst fordert sechs
Prozent, mindestens 200 Euro mehr und 100 Euro mehr für Auszubildende



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert für die
rund 2,3 Millionen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes bei Bund
und Kommunen sechs Prozent mehr Lohn und Gehalt, mindestens aber 200
Euro pro Monat. Gleichzeitig sollen die Ausbildungsvergütungen und
Praktikantenentgelte um 100 Euro pro Monat angehoben werden. Die
Vorschrift, Auszubildende nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung
zu übernehmen, will ver.di wieder in Kraft setzen. Die Laufzeit des
Tarifvertrages soll 12 Monate betragen. Das hat die
Bundestarifkommission der Gewerkschaft heute (8.2.) in Berlin
beschlossen.

"Die Wirtschaft brummt. Die Staatseinnahmen sprudeln. Seit Jahren
haben wir es mit anhaltenden Steuermehreinnahmen zu tun. Daran
sollten auch die Beschäftigten im öffentlichen Dienst teilhaben, umso
mehr, als es einen Rückstand auf die Tariflohnentwicklung in der
Gesamtwirtschaft aufzuholen gilt", sagte der ver.di-Vorsitzende Frank
Bsirske. Der öffentliche Dienst liege bei der Tarifentwicklung
gegenüber dem Durchschnitt der anderen Branchen um rund vier
Prozent-punkte zurück. "Diese Lücke gilt es zu verringern", so
Bsirske. Dies sei auch notwendig, um den öffentlichen Dienst für
dringend notwendiges Fachpersonal attraktiv zu machen. Jahr für Jahr
nehmen Bund, Länder und Gemeinden mehr an Steuern ein. 2017 wurde ein
Rekordüberschuss von über 38 Milliarden Euro erzielt, der weiter
kräftig steigen wird: Wirtschaftsforschungsinstitute sagen 45
Milliarden Euro für 2018 und sogar 54 Milliarden Euro für 2019
vorher.

Den Bund forderte die Gewerkschaft auf, das Verhandlungsergebnis
zeit- und wirkungsgleich auf die 344.000 Beamtinnen und Beamten,
Richterinnen und Richter, Soldatinnen und Soldaten sowie 182.000
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger zu übertragen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INNOVATION/092: Innovationsausgaben der deutschen Wirtschaft erreichen neuen Rekordwert (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 08.02.2018

Innovationsausgaben der deutschen Wirtschaft erreichen neuen Rekordwert



Die Unternehmen in Deutschland haben ihre Innovationsausgaben im Jahr
2016 leicht erhöht und damit einen neuen Rekord aufgestellt. Insgesamt hat
die deutsche Wirtschaft mit 158,8 Milliarden Euro zwei Prozent mehr als im
Vorjahreszeitraum (2015: 157,4 Milliarden Euro) für Innovationsvorhaben
ausgegeben und damit auch mehr als je zuvor. Auch in den Jahren 2017 und
2018 wollen die Unternehmen zum Teil weiter kräftig in Innovationen
investieren. Sowohl die Großunternehmen wie auch die kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) haben ihre Innovationsausgaben im Jahr 2016 erhöht.
Zugleich ist der Anteil der Unternehmen in Deutschland, die Forschung und
Entwicklung (FuE) durchgeführt haben, gesunken.

Zu diesen zentralen Ergebnissen kommt die aktuelle Erhebung des Zentrums
für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, zum
Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft im Auftrag des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF). Die Erhebung wird
seit 1993 in Zusammenarbeit mit dem Institut für Angewandte
Sozialwissenschaft (infas) und dem Fraunhofer-Institut für System- und
Innovationsforschung (ISI) durchgeführt.

Erstmals seit vielen Jahren hat im Jahr 2016 der Anteil der Unternehmen,
die Innovationen eingeführt haben, zugenommen. Die sogenannte
Innovatorenquote - der Anteil der Unternehmen, die Produkt- oder
Prozessinnovationen eingeführt haben - stieg von 35,2 Prozent auf 36,1
Prozent. "Dieser Anstieg ist alleine auf eine verstärkte
Innovationstätigkeit in der Industrie zurückzuführen", erklärt Prof. Dr.
Bettina Peters, stellvertretende Leiterin des ZEW-Forschungsbereichs
"Innovationsökonomik und Unternehmensdynamik".

Mit Blick auf die Innovationsausgaben der einzelnen Sektoren führt der
Fahrzeugbau (52,4 Milliarden Euro) weiterhin die Rangfolge an. Obwohl das
Budget in diesem Sektor nur leicht nach oben geschraubt wurde, stemmte der
Fahrzeugbau somit im Jahr 2016 ein Drittel der gesamten
Innovationsausgaben der deutschen Wirtschaft und mehr als die Hälfte der
Innovationsausgaben in der Industrie. Zuwächse verzeichneten außerdem die
Metallindustrie, der Maschinenbau und die Kunststoffverarbeitung. Die
Elektro- sowie die Chemie- und Pharmaindustrie blieben nahezu unverändert
bei ihren Innovationsbudgets aus dem Vorjahr. Mit einem Zuwachs von 3,9
Prozent im Jahr 2016 legten die Dienstleister überdurchschnittlich stark
zu. Die Industrie gab im Jahr 2016 um 1,5 Prozent mehr für Innovationen
aus.

Für das Jahr 2017 erwarten die Unternehmen hierzulande einen moderaten
Anstieg der Innovationsausgaben insgesamt um 1,1 Prozent auf 160,5
Milliarden Euro. Für das Jahr 2018 ist ein größerer Sprung um 5,9 Prozent
auf 170,0 Milliarden Euro geplant. Mit 2,1 Prozent haben die
Großunternehmen ihre Innovationsausgaben im Jahr 2016 etwas stärker erhöht
als KMU (plus 1,6 Prozent). Bemerkenswert ist, dass KMU für das Jahr 2017
mit minus neun Prozent deutlich weniger in Innovationen investieren
wollen; für das Jahr 2018 planen KMU allenfalls geringe Zuwächse. Die
Großunternehmen schlagen dagegen mit einem Wachstum von drei Prozent für
2017 sowie sieben Prozent für 2018 weiter einen expansiven Kurs ein. "Wenn
diese Planzahlen tatsächlich umgesetzt werden, verschiebt sich das Gewicht
bei den Innovationsausgaben in Richtung Großunternehmen", sagt Bettina
Peters.

Zugleich haben weniger Unternehmen in Deutschland FuE durchgeführt, ihr
Anteil sank von 20,0 Prozent auf 17,4 Prozent. Vor allem KMU zogen sich
aus FuE-Tätigkeiten zurück. "Da FuE für die Wettbewerbsfähigkeit von
besonders großer Bedeutung ist, ist das keine gute Entwicklung. Daher
kommen die Pläne der sich abzeichnenden Großen Koalition, eine steuerliche
Förderung von FuE einzuführen, gerade zur rechten Zeit", sagt Peters.

Bundesforschungsministerin Johanna Wanka sagt anlässlich der
Innovationserhebung: "Die Ergebnisse zeigen, wie wichtig vielfältige
Anreize für Forschung und Innovationen gerade für kleine und mittlere
Unternehmen sind. Mit unserem Zehn-Punkte-Programm 'Vorfahrt für den
Mittelstand' setzen wir genau da an und ermuntern mehr Unternehmen zu
eigenen Innovationsanstrengungen. Zu einer guten Innovationspolitik
gehören die Projektförderung und eine steuerliche Forschungsförderung. Das
sind zwei sich ergänzende Säulen."

Die "Innovationsintensität", das heißt der Anteil der Innovationsausgaben
am Umsatz der deutschen Wirtschaft, bewegte sich im Jahr 2016 nach wie vor
auf dem Spitzenniveau von drei Prozent und blieb sowohl bei den
Großunternehmen als auch bei den KMU unverändert. Die Unternehmen der
deutschen Industrie stellten mit 4,7 Prozent einen neuen Rekord bei der
Innovationsintensität auf, deutlich vor den Dienstleistern (1,3 Prozent).
Die Innovationsintensität ist in der Elektroindustrie mit 10,7 Prozent am
höchsten, gefolgt vom Fahrzeugbau (9,8 Prozent), der Chemie- und
Pharmaindustrie (7,8 Prozent), den technischen Dienstleistungen (7,5
Prozent) und dem Maschinenbau (6,2 Prozent).

Der Anteil der innovationsaktiven Unternehmen, die bei ihren
Innovationsaktivitäten (inkl. FuE-Aktivitäten) vom Staat gefördert wurden,
lag im Jahr 2016 bei 16,5 Prozent, also bei etwas mehr als 21.000
Unternehmen insgesamt. Innovationsaktive Großunternehmen (28 Prozent)
wurden dabei häufiger gefördert als innovationsaktive KMU (15,9 Prozent).
Der Anteil der öffentlich geförderten innovationsaktiven Unternehmen
erreichte im Jahr 2012 mit 18 Prozent einen Höchstwert und geht seither
langsam zurück.


Weitere Informationen unter:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/mip/17/mip_2017.pdf

- Die vollständige ZEW-Innovationserhebung 2017 zum Download

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW),

Gunter Grittmann, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/342: Update Nafta-Verhandlungen - Von den Wahlen verweht? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kanada / Mexiko / USA

Update Nafta-Verhandlungen: Von den Wahlen verweht?

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 29. Januar 2018, npl) - Im Vorfeld wurde mehrfach von
der "kritischen und entscheidenden Verhandlungsrunde" gesprochen. Doch
nachdem in Montreal vom 23. bis zum 29. Januar die drei
Verhandlungsdelegationen aus den USA, Mexiko und Gastgeber Kanada zum
sechsten Mal seit August 2017 über die "Modernisierung" des
Nafta-Abkommens feilschten, weiß eigentlich niemand mehr als zuvor.
Das von Donald Trump zum Dreh- und Angelpunkt seiner Nafta-Attacken
auserkorene Thema Autoindustrie sprachen die drei Chefverhandler in
Montreal nicht einmal wirklich an. Dagegen sickerte durch, eine
endgültige Entscheidung über den Fortbestand des Freihandelsvertrages
könne sogar bis Anfang 2019 vertagt werden. Das hieße, bis nach den
mexikanischen Präsidentschaftswahlen am 1. Juli und dem Amtsantritt
des neuen mexikanischen Präsidenten Anfang Dezember. Und bis nach den
Halbzeitwahlen für das US-Repräsentantenhaus und den US-Senat am 6.
November. Das einzige greifbare Ergebnis der sechsten
Verhandlungsrunde ist eine Einigung über das Nafta-Kapitel
Korruptionsbekämpfung, ohne dass bisher die Einzelheiten
veröffentlicht worden sind. Nun wird vom 26. Februar bis 6. März in
Mexiko-Stadt weiterverhandelt. Der bisher geltende offizielle
Zeitplan, bis März 2018 zu einer Entscheidung über Nafta zu kommen,
fällt demnach stillschweigend unter den Tisch. Es sei denn, Donald
Trump überlegt es sich plötzlich wieder anders.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/update-nafta-verhandlungen-von-den-wahlen-verweht/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/783: Lebensversicherungen - Bestandsverkäufe provozieren Verunsicherung (DIA)


PRESSEINFORMATION - Deutsches Institut für Altersvorsorge GmbH

Bestandsverkäufe provozieren Verunsicherung



Eine Mehrheit der Deutschen ist gegen den Verkauf von bestehenden
Lebensversicherungsverträgen an sogenannte Abwickler. Stattdessen
herrscht überwiegend die Meinung vor, dass die eingegangene
langfristige Vertragsbeziehung mit dem ursprünglichen
Versicherungsunternehmen bis zum Vertragsende aufrechterhalten werden
sollte. Diese Einschätzung ergab eine Meinungsumfrage, die INSA
Consulere im Auftrag des Deutschen Instituts für Altersvorsorge (DIA)
durchführte.

Bei der Ankündigung von Bestandsverkäufen betonen die Versicherer
immer wieder, dass dies auch zum Nutzen und im Interesse der Kunden
sei. Die Verträge würden zu den bisherigen Konditionen weitergeführt.
Der Abwickler, der selbst kein Neugeschäft betreibt, könne die
übernommenen Bestände effizienter verwalten. Dadurch sänken die
Kosten, was sich vorteilhaft für die Rendite der Lebensversicherungen
auswirke.

Diese Botschaft erzielt allerdings nur etwa bei der Hälfte der
Versicherten die beabsichtigte beruhigende Wirkung. Selbst wenn
keinerlei Nachteile entstehen, findet mehr als die Hälfte der
Befragten, dass durch den Verkauf das Vertrauen in die Versicherung
und den Anbieter geschwächt wird. Lediglich 13 Prozent meinen, dass
dies nicht der Fall ist. Ungefähr ein Viertel weiß keine Antwort
darauf. Vor allem Ältere empfinden einen solchen Vertrauensverlust.
Unter den 55-Jährigen und Älteren gaben bis zu 63 Prozent eine solche
Einschätzung ab. Damit dürfte der Vertrauensverlust bei den
Vertragsinhabern der verkauften Bestände sogar noch über dem
Durchschnitt von 51 Prozent liegen, da diese Kundschaft
tendenziell älter ist als die befragte Stichprobe. Zu der gehörten
auch 18- bis 24-Jährige, von denen nur 22 Prozent eine Schwächung des
Vertrauens angaben. Mit zunehmendem Alter ändert sich die Einschätzung
dann allerdings ziemlich deutlich.

An der Befragung, die im Dezember 2017 stattfand, nahmen 2.013
Personen ab 18 Jahren aus ganz Deutschland teil.

 * 

Quelle:

DIA-Presseinformation vom 7. Februar 2018

Herausgeber: Deutsches Institut für Altersvorsorge

Französische Straße 12, 10117 Berlin

Tel: 030 - 201 88 583

E-Mail: info@dia-vorsorge.de

www.dia-vorsorge.de,
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UNTERNEHMEN/2692: Welche Unternehmen berichten am besten über Nachhaltigkeit? (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
08.02.2018

CSR-Reporting: Welche Unternehmen berichten am besten über
Nachhaltigkeit?

• IÖW und Future starten Ranking der Nachhaltigkeitsberichte 2018

• CSR-Reporting für viele Großunternehmen seit diesem Jahr Pflicht

• Kleine und mittlere Unternehmen können bis Juli 2018 Berichte zur
Teilnahme einreichen



Berlin, 8. Februar 2018 - CSR-Reporting erfolgte bislang freiwillig. Das
hat sich geändert: Ab diesem Jahr sind insbesondere große
kapitalmarktorientierte Unternehmen erstmals dazu verpflichtet, darüber zu
informieren, wie sie Umwelt und Klima schützen oder wie sie darauf achten,
dass ihre Zulieferfirmen Menschenrechte einhalten. Viele Unternehmen
veröffentlichen solche Informationen bereits seit Langem in
Nachhaltigkeits- oder CSR-Berichten.

Wie substanziell diese Berichte ausfallen, bewerten das Institut für
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) und die Unternehmensinitiative
Future in einem neuen Durchlauf des Rankings der Nachhaltigkeitsberichte,
der jetzt gestartet ist. Neben den größten deutschen Unternehmen werden
auch die Berichte von kleinen und mittleren Unternehmen bewertet -
allerdings auf freiwilliger Basis: KMU können bis 31. Juli 2018 ihre
Berichte zur Teilnahme einreichen. IÖW und Future führen das Ranking zum
zehnten Mal durch. Es wird unterstützt vom Bundesministerium für Arbeit
und Soziales.

Erstmals wird das Ranking der Nachhaltigkeitsberichte durch ein Monitoring
der CSR-Berichtspflicht ergänzt. IÖW und Future untersuchen dabei, wie
berichtspflichtige Unternehmen, die keinen eigenständigen Nachhaltigkeits-
oder CSR-Bericht veröffentlichen, mit den Anforderungen aus dem
CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz umgehen. Die Ergebnisse zur Umsetzung der
Berichtspflicht sowie das Ranking der besten Nachhaltigkeitsberichte
werden Anfang 2019 präsentiert.

IÖW-Nachhaltigkeitsexperte Thomas Korbun: "CSR-Neuberichterstatter
unterstützen"

"Zum Beispiel einige große Versicherungsunternehmen haben sich in der
Nachhaltigkeitsberichterstattung bisher zurückgehalten", sagte Thomas
Korbun, Nachhaltigkeitsexperte und Wissenschaftlicher Geschäftsführer des
IÖW. "Unternehmen wie Alte Leipziger oder Signal Iduna gaben bisher kaum
Informationen etwa zu den Arbeitsbedingungen in ihren Unternehmen heraus.
Ohne Transparenz geht es für sie ab diesem Jahr nicht mehr. Indem wir
unser bewährtes Ranking mit einem Monitoring der Berichtspflicht
verknüpfen, möchten wir gerade Neuberichterstatter bei qualitativ
hochwertigem Reporting unterstützen." Udo Westermann, Geschäftsführer von
Future, fügt hinzu: "Wir gehen davon aus, dass die CSR-Berichtspflicht
einige Unternehmen dazu motiviert, in eine ambitioniertere
Nachhaltigkeitsberichterstattung einzusteigen, die über die
Mindestanforderungen an Transparenz hinausgeht."

Im Ranking der Nachhaltigkeitsberichte 2018 ermitteln IÖW und Future auf
Basis von wissenschaftlichen Kriterien, welche Unternehmen am besten
Rechenschaft über ihre soziale und ökologische Verantwortung ablegen. Das
Ranking findet in zwei getrennten Wettbewerben statt: Im Ranking für
Großunternehmen werden die Berichte der 100 größten deutschen Unternehmen
geprüft. In das Ranking für KMU werden Berichte von Unternehmen
einbezogen, die nicht mehr als 5000 Mitarbeiter/innen oder nicht mehr als
500 Millionen Euro Jahresumsatz haben.

Die Teilnahmebedingungen für das Ranking sowie alle Termine stehen online
unter www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de.

Über das Ranking:

Das Ranking der Nachhaltigkeitsberichte von IÖW und Future bewertet und
prägt seit 1994 die Berichterstattung deutscher Unternehmen über ihre
sozialen und ökologischen Herausforderungen und Aktivitäten. Es ist eine
der weltweit ersten kriteriengestützten Bewertungen von Berichten, in
denen Unternehmen auf freiwilliger Basis ihre ökologischen und sozialen
Aktivitäten und Leistungen darstellen. Das Ranking der
Nachhaltigkeitsberichte arbeitet unabhängig und wird mit Unterstützung des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales durchgeführt. Derzeit findet
das Ranking zum zehnten Mal statt. Sieger im Ranking 2015 der Berichte von
Großunternehmen waren BMW, Miele und die KfW-Bankengruppe, bei den KMU
standen Lebensbaum, Vaude und Rinn Beton- und Naturstein auf dem
Treppchen.

www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de

Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) ist ein führendes
wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der praxisorientierten
Nachhaltigkeitsforschung. 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erarbeiten
Strategien und Handlungsansätze für ein zukunftsfähiges Wirtschaften - für
eine Ökonomie, die ein gutes Leben ermöglicht und die natürlichen
Grundlagen erhält. Das Institut arbeitet gemeinnützig und ohne öffentliche
Grundförderung.

www.ioew.de

future e. V. - verantwortung unternehmen ist eine Initiative nachhaltig
wirtschaftender Unternehmen, die das Ziel verfolgt, nachhaltige und
zukunftsfähige Strukturen auszubauen und unternehmerisches Denken mit den
Anforderungen nachhaltigen Wirtschaftens zu vereinen.

www.future-ev.de


Weitere Informationen unter:

www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de

http://www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de/data/ranking/user_upload/2018/Ranking_2018_Infoblatt_Grossunternehmen.pdf

- Download Factsheet für Großunternehmen

http://www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de/data/ranking/user_upload/2018/Ranking_2018_Infoblatt_KMU.pdf>
- Download Factsheet für KMU

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig,

Richard Harnisch, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/555: Kein pauschaler Anstieg der Kriminalität durch Flüchtlingszuzug (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 08.02.2018

Kein pauschaler Anstieg der Kriminalität durch Flüchtlingszuzug



Der Flüchtlingszustrom nach Deutschland zwischen den Jahren 2010 und 2015
hat keinen pauschalen Anstieg der Kriminalität zur Folge. Der Zuzug von
Asylbewerbern in einen Kreis erhöht die Kriminalitätsrate mit Ausnahme
migrationsspezifischer Vergehen nicht. Auch die einheimische Bevölkerung
wird nicht häufiger kriminell. Anerkannte Flüchtlinge lassen das
durchschnittliche Kriminalitätsniveau zwar ansteigen, dies aber vor allem
durch gewaltfreie Delikte wie Diebstahl und Betrug. Zu diesem Ergebnis
kommt eine aktuelle RWI-Studie, die erstmals für diesen Zeitraum den
ursächlichen Einfluss von Asylbewerbern und anerkannten Flüchtlingen auf
verschiedene Deliktarten in Deutschland untersucht.

Der starke Flüchtlingszustrom nach Deutschland zwischen den Jahren 2010
und 2015 hat keinen pauschalen Anstieg der Kriminalität zur Folge. Der
Zuzug von Asylbewerbern in einen Kreis erhöht die Kriminalitätsrate mit
Ausnahme migrationsspezifischer Vergehen nicht. Auch die einheimische
Bevölkerung wird nicht häufiger kriminell. Anerkannte Flüchtlinge lassen
das durchschnittliche Kriminalitätsniveau zwar ansteigen, dies aber vor
allem durch gewaltfreie Delikte wie Diebstahl und Betrug. Zu diesem
Ergebnis kommt eine aktuelle RWI-Studie, die Daten der Polizeilichen
Kriminalstatistik und des Ausländerzentralregisters aus den Jahren 2010
bis 2015 auswertet und erstmals für diesen Zeitraum den ursächlichen
Einfluss von Asylbewerbern und anerkannten Flüchtlingen auf verschiedene
Deliktarten in Deutschland untersucht.

Die Zuwanderung von Asylbewerbern hat in Deutschland mit Ausnahme
migrationsspezifischer Vergehen nicht zu mehr Kriminalität geführt. Die
Gruppe anerkannter Flüchtlinge hingegen erhöht das durchschnittliche
Kriminalitätsniveau durch gewaltfreie Delikte wie Diebstahl und Betrug. Zu
diesen Ergebnissen kommt eine aktuelle Studie des RWI - Leibniz-Institut
für Wirtschaftsforschung. Sie untersucht erstmals getrennt den
ursächlichen Einfluss der Zuwanderung von Asylbewerbern und anerkannten
Flüchtlingen auf verschiedene Deliktarten in Deutschland.

Grundlage der Studie sind Informationen der Polizeilichen
Kriminalstatistik und des Ausländerzentralregisters auf Kreisebene aus den
Jahren 2010 bis 2015. In diesem Zeitraum hat sich die Zahl der jährlichen
Asylanträge in Deutschland auf nahezu 477.000 im Jahr 2015 fast
verzehnfacht.

Asylsuchende begehen vor allem Regelverstöße

Eine erste Analyse aller Deliktarten zeigt, dass ein Anstieg des Anteils
von Asylbewerbern in einem Kreis um einen Prozentpunkt den dortigen Anteil
der tatverdächtigen Asylbewerber um ungefähr 0,01 erhöht. Das entspricht
einem tatverdächtigen Asylbewerber pro 100 Einwohner. Die genauere
Betrachtung offenbart jedoch, dass die kriminellen Aktivitäten, die zu
diesem Anstieg führen, vor allem migrationsspezifische Delikte sind, die
von Einheimischen nicht begangen werden können. Hierzu gehören
beispielsweise Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz. Rechnet man diese Art
der Delikte aus der Kriminalstatistik heraus, verändert sich die
Kriminalitätsrate in einem Kreis durch den Zuzug Asylsuchender nicht
signifikant.

Anders sieht es bei der Gruppe der anerkannten Flüchtlinge aus, selbst
wenn man migrationsspezifische Delikte herausrechnet. Steigt der Anteil
der anerkannten Flüchtlinge im Kreis um einen Prozentpunkt, so erhöht dies
den Anteil der tatverdächtigen anerkannten Flüchtlinge um gut 0,4
Tatverdächtige pro 100 Einwohner. Dabei geht es vor allem um gewaltfreie
Delikte wie Diebstahl und Betrug. Mit Blick auf Gewaltverbrechen, Raub
oder Sexualdelikte lässt sich kein signifikanter Anstieg der
Kriminalitätsraten feststellen. Der beobachtete Anstieg von Kriminalität
ist durch diejenigen anerkannten Flüchtlinge getrieben, die in Regionen
ziehen, in denen schon weitere Migranten gleicher Nationalität leben. Dies
betrifft vor allem Großstädte wie Berlin, München, Hamburg und Köln sowie
Regionen wie das Ruhrgebiet und die Rhein-Main-Region. Denn anerkannte
Flüchtlinge sind nach erfolgreichem Asylantrag und Anerkennung ihres
Flüchtlingsstatus nicht mehr in ihrer regionalen Mobilität eingeschränkt
(Residenzpflicht) und dürfen ihren Wohnsitz frei wählen.

Frühere Analysen haben gezeigt, dass insbesondere Einwanderer mit
niedrigem Bildungsniveau einen Wohnort wählen, an dem bereits viele
Mitbürger der eigenen Ethnie leben. Gleichzeitig erhöht ein niedriges
Bildungs- und Qualifikationsniveau die Wahrscheinlichkeit, kriminell zu
werden. Dies könnte den positiven Zusammenhang erklären.

Kein Hinweis auf pauschalen Anstieg der Kriminalität durch
Flüchtlingsmigration

Wie die Studie auch zeigt, ändert sich das Kriminalitätsverhalten der
einheimischen Bevölkerung nicht, wenn sich der Anteil der Asylbewerber
oder Flüchtlinge in ihrem Kreis erhöht.

Die RWI-Studie liefert keine Hinweise darauf, dass die Kriminalität in
Deutschland durch die gestiegene Flüchtlingseinwanderung kurzfristig
pauschal zugenommen hat. Wissenschaftlich fundierte Aussagen zu
langfristigen Auswirkungen sind zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich.
Hierzu sollten weiterhin Daten zu möglichst ausdifferenzierten Gruppen
erhoben und öffentlich zugänglich gemacht werden.



Dieser Pressemitteilung liegt das Ruhr Economic Paper #737 ("The Refugee
Wave to Germany and Its Impact on Crime") zugrunde. Über Auszüge aus der
Studie berichtet die heutige FAZ.


Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/publikationen/ruhr-economic-papers/916/

- Link zum Ruhr Economic Paper 737 "The Refugee Wave to Germany and
Its Impact on Crime"

http://www.rwi-essen.de/publikationen/rwi-impact-notes/

- Link zur Zusammenfassung in der Impact Note "Hat der
Flüchtlingszuzug die Kriminalität erhöht?"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, Jörg Schäfer, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06471: Sternstunde eines jungen Arabers (SB)


Die Araber scheinen sich in den letzten Jahrzehnten wieder mehr und
mehr ihrer Wurzeln im Schachspiel bewußt zu werden. Das Joch der
Osmanenherrschaft und die Mandatsregierungen der Franzosen und
Engländer nach dem Ende des Ersten Weltkrieges hatten verhindert, daß
die arabischen Völkern den Anschluß fanden zu den internationalen
Turnieren, mit denen Europa für das Königliche Spiel eine wesentlich
umfassendere Plattform geschaffen hatte. Nach wie vor vereiteln
politische Wirren in den arabischen Staaten, daß Kunst, Literatur und
Sport in einem Maße aufblühen können, wie es diesen Völkern zu
wünschen wäre. Immerhin, die ersten Schritte wurden getan,
beispielsweise 1983 mit dem 1. Internationalen Schachfestival in
Dubai. Die Vereinigten Arabischen Emirate (UAE) hatten 14
Schachspieler zum Wettkampf eingeladen. Neben arabischen Vertretern
nahmen auch drei deutsche Meister an diesem Turnier teil, übrigens die
einzigen Europäer. Der Deutsche Schachbund genießt in diesen Ländern
ein hohes Ansehen, weswegen Präsident Alfred Kinzel auch zu Gesprächen
eingeladen wurde zur Verbesserung der gesamten Entwicklungsstruktur in
der Golfregion. Nach anfänglichen Schwierigkeiten - das Klima stellte
für die deutschen Akteuren eine regelrechte Zerreißprobe dar - belegte
Kindermann mit deutlichem Vorsprung den ersten Platz vor dem Inder
Thipsay und dem Iraner Sharif. Lobron konnte sich noch auf den vierten
Platz vorkämpfen, während Bischof auf dem geteilten siebten und achten
Rang steckenblieb. Im heutigen Rätsel der Sphinx soll der damals
14jährige Adel Jassem aus Dubai vorgestellt werden. Er erzielte nur
1,5 Punkte, konnte in der fünften Runde jedoch Lobron mit einer
sehenswerten Kombination in die Knie zwingen. Durch ein Figurenopfer
hatte der junge Araber die schwarze Stellung diskreditiert. Nun,
Wanderer, mit welchem abschließenden Opfer vollendete Jassem den
Angriff nun?
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Jassem - Lobron

Dubai 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der finnische Landesmeister Böök hatte bei 1...b4xc3 offenbar nicht
damit gerechnet, daß sich Aljechin nun in eine Art Opferhysterie
hineinsteigerte und mit 2.Td1xd7! Sf6xd7 3.Sf3-e5 Ta8-a7 4.b2xc3 Ke8-
e7 5.e3-e4! Sd7-f6 6.Lc1-g5 Dd8-c7 7.Lg5-f4 Dc7-b6 8.Ta1-d1 g7-g6
9.Lf4-g5! Lf8-g7 10.Se5-d7 Ta7xd7 11.Td1xd7+ Ke7-f8 12.Lg5xf6 Lg7xf6
13.e4-e5! siegreich zu Ende brachte, was augenscheinlich kühn begonnen
hatte. Schwarz gab auf, weil das Damenschach auf f3 die Entscheidung
forciert hätte.



Erstveröffentlichung am 14. Februar 2005

9. Februar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/631: Mainz - Alte Menschen besser vor Gewalt in der häuslichen Pflege schützen, 1.-2.3.2018


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Alte Menschen besser vor Gewalt in der häuslichen Pflege schützen

Internationale Konferenz in Mainz befasst sich am 1. und 2. März mit
der Gewalt in der häuslichen Pflege alter Menschen und möglichen
Schutzkonzepten



Gewalt in der häuslichen Pflege alter Menschen ist kein Einzelfall.
Dieses Problem ist in einer fast unüberschaubaren Anzahl
internationaler Studien dokumentiert. Wie alte Menschen jedoch vor
Gewalt geschützt werden können, wird bislang kaum in Politik und
Wissenschaft thematisiert. Jetzt beschäftigt sich ein Symposium an der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) mit dem Thema. Ziel ist es,
die Aufmerksamkeit auf den Schutz vor Gewalt bei der Pflege alter
Menschen zu lenken und das Thema auf die politische und
wissenschaftliche Agenda zu setzen. "Wir sehen, was in der Kinder- und
Jugendhilfe in den letzten Jahren erreicht wurde und welche Mittel zur
Verfügung stehen, um in Zukunft weitere Verbesserungen für das Wohl
von Kindern und Jugendlichen zu erzielen", erklärt Prof. Dr. Cornelia
Schweppe vom Arbeitsbereich Sozialpädagogik der JGU. "In der Pflege
von alten Menschen haben wir nichts Vergleichbares - nicht im
Geringsten", so Schweppe. Sie hofft, dass die Mainzer Tagung mit
international renommierten Expertinnen und Experten einen Anstoß gibt,
um alte Menschen vor Gewalt in der häuslichen, aber auch stationären
Pflege künftig besser zu schützen. Cornelia Schweppe kam 2002 als
Professorin für Sozialpädagogik ans Institut für
Erziehungswissenschaft der JGU und erhielt 2014 zur Unterstützung
ihrer Forschungsarbeiten ein Fellowship des Gutenberg
Forschungskollegs (GFK).

Bei dem internationalen Symposium "Protection against Violence in Home
Care Settings for Older Adults" werden am 1. und 2. März führende
Expertinnen und Experten im Bereich von Gewaltschutzkonzepten in Mainz
zusammenkommen, um Zukunftsperspektiven zur Sicherung des Altenwohls
zu diskutieren. Insbesondere im deutschen Kontext soll das Symposium
dazu beitragen, eine zukunftsweisende Debatte zur Gewaltprävention und
zur Entwicklung wirkungsvoller Schutzkonzepte in der Pflege
anzustoßen. "Gewalt ist kein Thema, das auf häusliche Pflege begrenzt
ist", erläutert Schweppe. "Auch der stationäre Bereich ist betroffen."
Allerdings überwiegt gerade in Deutschland die häusliche Pflege bei
Weitem. "Die Pflege wird auf die Familien abgeschoben, die damit
häufig sehr überfordert sind", sagt die Sozialpädagogin. "Gewalt
resultiert aus diesen Strukturen und ist nicht ein individuelles oder
rein persönliches Problem."

Auch in Zukunft dürfte sich an der Situation, dass Angehörige
vorrangig zu Hause gepflegt werden, kaum etwas ändern. Eine gewisse
Entlastung für die pflegenden Familienmitglieder bringt vielleicht die
Anstellung von ausländischen Pflegekräften mit sich - oft allerdings
auf Kosten höchst problematischer Arbeitsbedingungen der aus Osteuropa
kommenden Frauen. Mit geschätzt bis zu ca. 300.000 migrantischen
Pflegearbeiterinnen in privaten Haushalten ist diese Pflegeform
derzeit der absolute Boom. Aber auch diese 24-Stunden-Betreuung ist
nicht ohne Problematik.

Vor diesem Hintergrund wird sich das Symposium aus verschiedenen
Perspektiven mit dem Thema befassen und sozialpädagogische,
rechtswissenschaftliche und gerontologische Bezüge zusammenführen. In
die Diskussion werden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie
Akteurinnen und Akteure aus Politik, Zivilgesellschaft und Praxis
eingebunden. Die Veranstaltung wird vom Institut für
Erziehungswissenschaft der JGU und dem Frankfurter Forum für
interdisziplinäre Alternsforschung der Goethe-Universität organisiert.
Sie findet am 1. und 2. März 2018 im Erbacher Hof, Grebenstraße 22-24,
55116 Mainz statt. Alle Vorträge des Symposiums sind öffentlich. Um
Anmeldung bis zum 17. Februar 2018 unter ertl@uni-mainz.de wird
gebeten. Die Tagungssprache ist Englisch.

Weiterführende Links:

http://www.sozialpaedagogik.fb02.uni-mainz.de/1076.php

- AG Sozialpädagogik

http://www.sozialpaedagogik.fb02.uni-mainz.de/1073.php

- Programm des Symposiums

http://www.uni-frankfurt.de/52220650/FFIA?legacy_request=1 

- Frankfurter Forum für interdisziplinäre Alternsforschung

http://www.gfk.uni-mainz.de/ - Gutenberg Forschungskolleg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/320: Lübeck - Die große Rocko-Schamoni-Show am 31. März 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

GASTSPIEL "Die große Rocko-Schamoni-Show"



2017 ist das Jahr der Menschheit. Und was gäbe es Zwingenderes für den
King, als sich ganz diesem Thema zu widmen? In seinen Texten, in
seinen Songs, auf der Bühne und im Publikum: überall wuselt es von
Menschen, ja ist es sogar äußerst menschlich. Überhaupt - die Texte:
Rocko Schamoni liest aus einem Buch, das es noch nicht gibt: »Dummheit
als Weg«. Eine kleine Enzyklopädie der menschlichen Dummheit, ein
Attestieren des Unvermögens an sich selbst und an allen anderen auch
gleich noch. Anhand von vielen Beispielen, Geschichten und Dialogen
wird diagnostiziert und endgültig bewiesen: der Mensch ist alles
Mögliche, aber in erster Linie dumm und an dieser allumfassenden
Dummheit wird die Welt zu Grunde gehen. Das Buch zur Lesung wird
während der Tour laufend weiter geschrieben - so das Publikum denn
Anlass dazu bietet. Dann die Musik: ein Skypekonzert mit dem Orchester
Mirage, das in Hamburg sitzt und via ISDN per Kabel mit dem King
verbunden ist. Und ein Musiker auf der Bühne, der gleichzeitig
Schlagzeug und Gitarre spielt und dazu singt: Tex Matthias Strzoda.
Große vergessene Songs wunderbarer zum Teil ebenfalls vergessener
Künstler werden zum Leben erweckt. Und eigene Songs werden dem
Publikum zum direkten Vergessen übergeben. Außerdem: es wird auf der
Bühne mit Alkohol gearbeitet! Was sich andere Bands wie Amon Duul oder
Shocking Blue kaum noch trauen, gehört hier nach wie vor zum guten Ton
und sich vor laufendem Publikum auf der Bühne sozial selbst zu
derangieren ist vornehmste Pflicht.
Freuen Sie sich auf einen großen Abend mit 14 anspruchsvollen Hälften.

Termin 31/03, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 18 Euro (ermäßigt 14 Euro)

Weitere Infos www.rockoschamoni.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/074: Lübeck - Bürgerbühnen-Projekt "Herstory" am 14., 20. und 21.3.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Herstory

Ein Bürgerbühnen-Projekt mit Lübecker Bürgerinnen

In Kooperation mit »Frauen helfen Frauen e. V.«



Es geht um SIE und das in Variationen: Frauenliebe und Leben von Alten
und Jungen, von Lauten und Leisen, von Müttern und Töchtern, von
Arbeiterinnen und Akademikerinnen, von Künstlerinnen und Kämpferinnen.
Von Frauen, die Karriere machten und Gewalt erfuhren, von
Widerständigen, die das Autonome Frauenhaus gründeten oder dort
landeten, von Entdeckerinnen, deren Träume passten oder platzten.
Anlässlich des 40-jährigen Jubiläums des Autonomen Frauenhauses in
Lübeck werden Bürgerinnen ihre Geschichten entdecken, sie mit Lust und
Mut beleben, um sie kraftvoll auf die Bühne zu bringen.

Inszenierung F. Stahmer Konzept/Ausstattung A. Kock/F. Stahmer

Mit M. Bruhns, M. Bujak, S. Camara, B. M. Duraj, D. Gressing, G.
Hailemicael, F. Hamzehlouei, G. Jannsen, Y. Jin, S. Meyer, T. Wawer

Premiere 14/03, 20.00 Uhr, Junges Studio


Weiterer Termin: 20/03, 21/03, jeweils 20.00 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/811: Bielefeld - NIGHTWASH - Stand-Up Comedy am 16. Mai 2018


NIGHTWASH - Stand-Up Comedy



Nightwash ist Kult. Nightwash ist super. Nightwash kommt eigentlich
aus einem Waschsalon, macht aber manchmal auch Ausflüge. Und eben auch
regelmäßig ins Zweischlingen! Ein Moderator, drei Comedians und los
geht eine rasante Achterbahnfahrt durch alles was man sich im
Comedybereich vorstellen oder auch nicht vorstellen kann. Und nie ist
man sich so ganz sicher, wer diesmal auf der Bühne steht.
Überraschungen sind da programmiert. Immer wieder neu, immer spannend
und oft ausverkauft. Also Karten im Vorverkauf sichern!

Ort: Zweischlingen

Osnabrücker Str. 200, 33649 Bielefeld

Tel. 0521 / 171697, Fax 0521 / 171667

Internet: http://www.nightwash.de

Termin: 16.05.2018, 20:30 Uhr

Karten bestellen - Preise: EUR 21,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/810: Hanau - Kabarett mit Jo van Nelsen am 26. April 2018


Reihe Kult(o)ur präsentiert Kabarett mit Jo van Nelsen 



Den Abschluss der Kleinkunstreihe "Kult(o)ur" vor der Sommerpause
macht Jo van Nelsen am Donnerstag, 26. April, im Café Amadeo mit einem
Abend, der Lust macht auf gute Reime, brilliante Musik und alte
Geschichten. Das langerwartete neue Gesangsprogramm von Chansonnier Jo
van Nelsen steht unter der Überschrift "Solang nicht die Hose am
Kronleuchter hängt..!" Dieses Mal widmet er sich ausschließlich der
Musik aus den 20er Jahren und präsentiert die witzigsten, frivolsten
und absurdesten Schlager und Chansons der Jahre 1919-1933 in furiosen
90 Minuten, am Klavier virtuos begleitet von Pianist Bernd Schmidt.
Garniert wird das Ganze mit Texten der großen Kabarettautoren wie z.B.
Kurt Tucholsky.

Gemeinsam mit seinem Publikum wirft er einen Blick in die Berliner
Kabaretts und Hinterhöfe der Weimarer Repbulik, auf die Parties der
Londoner Snobiety und die Pariser Revuen. Von dort geht es in das
Geburtsland des Jazz, das mit den Modetänzen Charleston und Black
Bottom zum hysterischen "Tanz auf dem Vulkan" aufspielte - und mit dem
Wall Street Crash 1929 endgültig den Rattenfängern auf der ganzen Welt
das Feld überließ.

Alle Veranstaltungen im Café Amadeo und im Café Central beginnen
jeweils um 20.30 Uhr. Im Stein's Tivoli hebt sich der Vorhang bereits
um 20 Uhr. Einlass ist immer ab 19 Uhr. Der Vorverkauf läuft bereits.
Karten zu allen Veranstaltungen der Reihe Kultour gibt es bei
Frankfurt Ticket Rhein-Main, Hanau-Laden, Am Freiheitsplatz, Telefon
069/1340400 www.frankfurt-ticket.de, bei der Volksbühne Hanau:
Nürnberger Straße 2 · 63450 Hanau · Telefon 06181-20144 sowie bei
allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", bei dem neun Veranstaltungen nach Wahl zum Preis
von acht zu haben sind, gibt es nur direkt beim Veranstaltungsbüro.
Informationen und Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092
oder per Email unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Dezember 2017

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/809: Lippstadt - Erwin Grosche hält Abstand am 22.2.2018


Erwin Grosche hält Abstand

Macht aber Annäherungsversuche!



Lippstadt. Am 22. Februar kommt Erwin Grosche mit seinem Programm "Der
Abstandhalter - Annäherungen an Menschen, Tiere und andere Dinge" nach
Lippstadt. Aber Erwin Grosche hält Abstand. "Das kennen Sie doch auch,
dieses Schild bei der Sparkasse: "Bitte Abstand halten". Ich rufe dann
immer, wieso, ich dachte Geld stinkt nicht."

In Finnland ist der Körperabstand bei Gesprächen ca. 80 cm, in
Deutschland ca. 60 cm. Nur der Paderborner Erwin Grosche besteht auf
einen Abstand von einem Meter. "Erst mal gucken, dann mal sehen", sagt
der Ostwestfale. Mehr Abstand, mehr Liebe, mehr Glück.

In seinem neuen Kleinkunstprogramm macht der Neo-Narr Ernst. Neue
Geschichten und Lieder über Annäherungsversuche an Menschen, Tiere und
Dinge. Da wird (endlich) die Symbolik des Streuselkuchens erklärt,
über das Ausgleiten in Dusche und Bad philosophiert, ein Wasserhut
wird vorgestellt und wertvolle Tipps gegeben, wie man ein Leben aus
der Ferne führen kann. Typisch Grosche eben. "Meine Frau und ich sind
seit dreißig Jahren glücklich verheiratet, aber wir sehen uns auch nur
zwei Mal im Monat."

Erwin Grosche wird gerne als "Großmeister der Wortakrobatik" und
"Fantasiefabrikant" beschrieben. In seinen Kabarettprogrammen verrät
er seit 40 Jahren seine ganz eigene Sicht auf die Welt: Es ist der
unverstellte Blick eines Kindes, eine liebenswerte Naivität, aus der
heraus er seine Gedanken entwickelt. Das Kleine wird bei ihm ganz
groß. Und das Große klein. Auf diese Weise verteilt er die
Proportionen der Welt neu. Er rührt an, er bringt zum Lachen, zum
Nachdenken - und all das auf eine wunderbar leichte Art.

Termin: Donnerstag, 22. Februar 2018, 20 Uhr

Ort: Studiobühne im Stadttheater Lippstadt

Preise: Euro 14,- / ermäßigt: Euro 7,- 

Veranstalter: Werner-Bohrer-Kreis - der Förderverein des Hansekollegs

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de,
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Januar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/137: Lübeck - "Liebe geht durch den Magen" am 8. und 20.3.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Liebe geht durch den Magen

Ein Abend mit Musik aus Oper, Operette, Film und Chanson von Imke
Looft und Effi Méndez



Ein Restaurant ist bekanntlich ein Ort für kulinarische Genüsse,
gesellige Unterhaltung und für romantische Begegnungen zu zweit. Man
ahnt jedoch nicht, wie viele Geschichten und Dramen sich hinter all
den besetzten Tischen verbergen. Haben Sie sich eigentlich schon mal
gefragt, wovon die Bardame träumt und welche geheimen Wünsche der
Kellner hat, der Sie gerade bedient? Sind alle Personen im Raum
wirklich sie, die sie vorgeben zu sein? Und wie gestaltet ein Kellner
eigentlich sein erstes Rendezvous?

Der Kellner im italienischen Restaurant »Il Bacio« ist frustriert:
Ständig muss er italienische Opernarien singen, um die Gäste zu
erheitern und deren Appetit anzuregen. Dabei träumt er eigentlich von
der Opernbühne - und von der großen Liebe. Um diese endlich zu finden,
hat er eine Annonce aufgegeben und die Dame zu einem Blinddate direkt
ins Restaurant bestellt. Schließlich möchte er herausfinden, ob die
Liebe bei seiner Zukünftigen tatsächlich durch den Magen geht. Dem
mysteriösen Gast hingegen, der seit geraumer Zeit täglich ins
Restaurant kommt, scheint etwas auf den Magen geschlagen zu haben,
denn er bestellt immer nur ein Glas Wasser. Selbst Lola, die eine
gestandene Barfrau ist, kommt seinem Geheimnis nicht auf die Spur.
Oder liegt das Geheimnis vielleicht ganz woanders?

Das Theaterrestaurant Dülfer ist die Kulisse für diesen unterhaltsamen
Abend mit Musik von Carl Millöcker, Giuseppe Verdi, Ruggero
Leoncavallo, Johann Strauß, Nico Dostal, Georg Kreisler, Adriano
Celentano, Bodo Wartke u.v.a. Mit dem Kauf der Eintrittskarte erhalten
Sie am Abend ein Getränk nach Wahl. Eine Auswahl an italienischen
Köstlichkeiten hält die Restaurantküche nach der Vorstellung für Sie
bereit.

Inszenierung/Ausstattung I. Looft/E. Méndez

Mit I. Looft, A. Stadel; G. Quinn, D. P. Witte Klavier I. Tsepkova

Premiere 08/03, 19.30 Uhr, Theater-Restaurant Dülfer

Weiterer Termin 20/03, 19.30 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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MUSIKTHEATER - OPER/760: Wiesbaden - »Otello« ab 18. Februar wieder im Großen Haus


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Otello« wieder im Großen Haus

Wiederaufnahme am 18. Februar 2018



Ab Sonntag, den 18. Februar 2018, um 19.30 Uhr ist Giuseppe Verdis
Meisterwerk »Otello« wieder im Großen Haus des Hessischen
Staatstheaters Wiesbaden zu sehen.

Chor, Extrachor und Jugendchor des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden
gestalten die großen Massenszenen. Die Titelpartie in der Inszenierung
von Uwe Eric Laufenberg übernimmt Lance Ryan, der zuletzt als
Tannhäuser auf der Wiesbadener Bühne stand. Als Desdemona ist die
russische Sopranistin Olesya Golovneva zu erleben, die bereits bei den
Internationalen Maifestspielen 2015 Violetta sang und aktuell als
Adina (»Der Liebestrank «) auf der Wiesbadener Bühne steht. Sein
Hausdebüt als Jago gibt der russische Bariton Aleksei Isaev. Am Pult
des Hessischen Staatsorchesters steht Daniela Musca.

Musikalische Leitung Daniela Musca

Inszenierung Uwe Eric Laufenberg

Bühne Gisbert Jäkel

Kostüme Jessica Karge

Licht Andreas Frank

Chor Albert Horne

Leitung Jugendchor Dagmar Howe

Dramaturgie Regine Palmai

Chor, Extrachor, Jugendchor & Statisterie des Hessischen
Staatstheaters Wiesbaden

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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SCHAUSPIEL/1144: Lübeck - "Die Blechtrommel" am 21. und 31. März 2018


_T_H_E_AT_E_R_L_Ü_B_E_C_K_

Die Blechtrommel von Günter Grass

nach der Bühnenfassung von Peter Schanz



Wer ist Oskar? Die Frage treibt Regisseur Andreas Nathusius (»Labor
Mutter Courage«, »Joseph und seine Brüder«) um: Oskar Matzerath,
hellhörig und geistig voll entwickelt schon als Säugling, beschließt
an seinem dritten Geburtstag nicht weiter zu wachsen. Ohne Empathie
betrachtet und durchschaut er das Treiben der Großen, Kleinbürger und
Scheinheiligen. Stumm verweigert er sich, nur mit seiner Blechtrommel
kommuniziert er und kommentiert scheinbar unbeteiligt und unschuldig
den Weltenbrand. Sein Schrei lässt Glas zerspringen.

Günter Grass erzählt von unten, aus den Augen Oskar Matzeraths die
Geschichte des 20. Jahrhunderts - beginnend in Danzig vor dem 2.
Weltkrieg bis nach Düsseldorf in die Nachkriegszeit. Oskar, Sohn eines
deutschen Nazimitläufers oder eines Polen - das lässt sich nicht
abschließend klären -, erkennt, wie Einzelne einfach ihren Alltag
leben und beiläufig zusammen Geschichte schreiben. Im Krieg schließt
er sich zwei kleinwüchsigen Künstlern an und tritt zum Amüsement der
Nazis auf. Nach 1945, nach dem Tod seiner Eltern, nach Vertreibung und
Flucht erfindet er sein neues Leben als Künstler.

Eine erstaunliche Wendigkeit hat Grass seinem legendären Schelm
eingeschrieben, die Leser auf der ganzen Welt bis heute beschäftigt.
»Die Blechtrommel« lädt vielfältig ein, an das Autorenleben
anzuknüpfen, ist sie doch Auftakt der »Danziger Trilogie«, in der
Günter Grass seine Biographie und einen Bogen europäischer Geschichte
mit phantastischem Realismus schreibt. So wie Oskar nie vollends als
Wiedergänger des Nobelpreisträgers taugt, spiegelt Grass in seiner
Person ein Deutschland der Widersprüche.

Ausgehend von Peter Schanz' Bühnenfassung des sprachgewaltigen,
sinnlichen Romans sieht Andreas Nathusius in der »Blechtrommel« ein
Kaleidoskop der Geschichte und Geschichten, einen Kosmos in Günter
Grass' Lebenswerk. Oskar Matzerath ist kollektiver Knilch, trommelt
mit und gegen feiges Geschehen-lassen, im Lübeck der Gegenwart, in
unseren Erinnerungen und Vorstellungen.

Inszenierung A. Nathusius Ausstattung A. Breuer Musik F. Huber Video
T. Lippick

Mit N. Boske, A. Färber, S. Höhne; P. Berg, P. Grünig, A. Hutzel, H.
Sembritzki, V. Türpe, W. Workman Musiker H. Hinz, F. Huber

Wiederaufnahme 21/03, 19.30 Uhr, Großes Haus

Weiterer Termin: 31/03

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL/1143: Mainz - "Drei Mal die Welt", Premiere 17.02., weitere Termine bis 5.5.2018


Staatstheater Mainz

DREI MAL DIE WELT (UA)

Eine Stückentwicklung von Jan Neumann und Ensemble

Mainz-Premiere am 17. Februar um 19.30 Uhr im Kleinen Haus



Als die Biologielehrerin Johanna Heyne wieder einmal daran scheitert,
ihren in Smartphones vertieften Schüler*innen die Schönheit des Lebens
zu vermitteln, verliert sie die Geduld - mit sich, mit den
Schüler*innen und mit der Welt. Wie kann man sehenden Auges die
Zerstörung der Grundlagen unseres Daseins hinnehmen, fragt sie empört
und trifft zu Hause auf ihren Vater Michael Heyne, der sich aus Weimar
auf den Weg zu ihr nach Mainz gemacht hat. Auch er findet, dass es so
nicht weitergehen kann, wenngleich aus anderen Gründen. Johannas
Zweizimmerwohnung avanciert zum politischen Debattierklub, zu dem
außerdem Michaels Freund Georg und Johannas Nachbar Thomas stoßen. Und
eines Tages beschließen die Vier: Genug debattiert! Es braucht eine
Tat! Sie begeben sich auf eine Reise, begegnen verschiedenen Menschen,
die ihr Handeln auf die Probe stellen, und landen im EU-Parlament zu
Brüssel - fest entschlossen, sich dort Gehör zu verschaffen. Denn
Demokratie hat mit Einmischung zu tun. Müdigkeit ist in Zeiten wie
unseren nicht erlaubt!

Insgesamt drei Mal hatte Georg Forster, Wissenschaftler,
Schriftsteller und Mitbegründer der Mainzer Republik, als 17jähriger
bei der Weltumsegelung Kapitän Cooks die Erde umkreist. Seine aus
dieser Reise gewonnene Lebensbetrachtung und sein Verhältnis zu
politischem Handeln bilden die Inspiration für die Stückentwicklung
von Jan Neumann und seinem Ensemble. Aus der Beschäftigung mit
Forsters wechselvoller Biografie entsteht in Koproduktion mit dem
Deutschen Nationaltheater Weimar ein Theaterabend, der mit seinen
Fragen ganz auf unsere Gegenwart zielt. "Drei Mal die Welt" feiert am
8. Februar in Weimar seine Uraufführung, bevor die Produktion am 17.
Februar nach Mainz kommt.

Inszenierung: Jan Neumann

Bühne: Matthias Werner

Kostüme: Cary Gayler

Musik: Johannes Winde

Dramaturgie: Beate Seidel, Jörg Vorhaben

Mit: Sebastian Brandes, Mark Ortel, Nadja Robiné, Jonas Schlagowsky,
Dascha Trautwein

Eine Koproduktion mit dem Deutschen Nationaltheater Weimar.

Weitere Spieltermine: 23.2., 11.3., 14.3., 14.4., 23.4. und 5.5.

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Internet: www.staatstheater-mainz.de
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SCHAUSPIEL - DRAMA/083: Lippstadt - "Die Glasmenagerie" am 25. Februar


Die Glasmenagerie

Eine rührende Familiengeschichte mit Anna und Nellie Thalbach



Lippstadt. Lippstadt. Drei Generationen - eine Leidenschaft: Katharina
Thalbach führt Regie und Anna und Nellie Thalbach sind als
Schauspielerinnen auf der Bühne zu erleben.

Nachdem schon Katharina Thalbach mit vier Jahren Theaterluft
schnupperte, wuchs auch ihre Tochter Anna am Theater auf. Folgerichtig
trat mit Nellie Thalbach auch die dritte Generation früh in die
Fußstapfen von Mutter und Großmutter.

Die drei Thalbach-Künstlerinnen haben schon in verschiedenen
Inszenierungen gemeinsam auf der Bühne gestanden. In "Die
Glasmenagerie" am 25. Februar in Lippstadt sind es nun Anna und
Nellie, die auch auf der Bühne Mutter und Tochter verkörpern.

Amerika in den 1930er-Jahren: Es ist die Zeit der Großen Depression.
Amanda Wingfield lebt mit ihren beiden erwachsenen Kindern Tom und
Laura in einer kleinen Wohnung in St. Louis. Seit dem Verschwinden des
Vaters sind die drei ganz auf sich allein gestellt - zurück geblieben
sind nur sein Foto und ein Grammophon. Der Tristesse des ärmlichen
Alltags entflieht jedes Familienmitglied auf seine eigene
traumwandlerische Art und Weise: Mutter Amanda schwärmt von ihrer
Jugend und einer verlorenen Zeit, in der sie gesellschaftlich
anerkannt war. Sohn Tom arbeitet in einer Lagerhalle, verbringt aber
jede freie Minute im Kino und schreibt heimlich Gedichte. Tochter
Laura, die so schüchtern ist, dass sie sich kaum vor die Tür traut,
widmet sich ganz ihrer Sammlung zerbrechlicher Glastiere - ihrer
Glasmenagerie, die sie ihr eigenes Leben vergessen lässt.

Mit Jim O'Connor, Toms Arbeitskollegen, zieht die Realität in das
Leben der Familie ein. Für Mutter Amanda wäre er der ideale
Heiratskandidat für Laura, doch nach anfänglicher Annäherung der
beiden zerbricht nicht nur eines von Lauras geliebten Glastierchen,
sondern auch der Traum, dass alles möglich gewesen wäre ...

Mit dem Familiendrama "Die Glasmenagerie" gelang dem Schriftsteller
Tennessee Williams 1944 der große Durchbruch. Wie viele seiner Werke
enthielt auch "Die Glasmenagerie" starke biographische Züge. Tennessee
Williams, der weitere berühmte Dramen wie "Endstation Sehnsucht" oder
"Die Katze auf dem heißen Blechdach" verfasste, wurde mit zwei
Pulitzer-Preisen ausgezeichnet.

von Tennessee Williams

Regie: Katharina Thalbach

mit Anna Thalbach, Nellie Thalbach u.a.

Komödie am Kurfürstendamm, Berlin

Zu dieser Veranstaltung gibt es eine Stückeinführung mit Linda Keil um
18.15 Uhr im Zuschauerraum

Termin: Sonntag, 25. Februar 2018, 19 Uhr


Ort: Stadttheater Lippstadt


 Preise: Euro 24,- / 22,- / 19,- /

ermäßigt: Euro 12,- / 11,- / 9,50


Dauer: ca. 2,5 Stunden inkl. Pause


Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Januar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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TREFF/428: Lübeck - Mit der Mezzosopranistin Wioletta Hebrowska im Gespräch am 27.3.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Im Gespräch mit... 

Ein Abend mit Wioletta Hebrowska



Die Mezzosopranistin Wioletta Hebrowska ist so unterhaltsam wie
vielseitig und hat in ihrem Theaterleben schon einiges gesehen. Allein
in dieser Spielzeit war bzw. ist sie am Theater Lübeck in so
unterschiedlichen Rollen wie u.a. der Titelpartie in Händels
»Ariodante«, als Hänsel in Humperdincks »Hänsel und Gretel«, als
Kupplerin in Schrekers »Der ferne Klang« oder Rosina in Rossinis
»Barbier von Sevilla« zu erleben. Im März singt sie die weibliche
Hauptrolle in Salvatore Sciarrinos Oper »Luci mie traditrici«, ein
selten an einem Stadttheater aufgeführtes Werk. Aber wie lebt es sich
mit all diesen Herausforderungen und mit so vielen verschiedenen
Persönlichkeiten in sich? Ein Abend, um die Sängerin diesseits der
Bühne im Gespräch zu erleben.

Mit W. Hebrowska

Termin 27/03, 19.00 Uhr, Theater-Restaurant Dülfer

Eintritt 15 Euro (ermäßigt 10 Euro)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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FORSCHUNG/1428: Einfluss steigender Kohlendioxid-Werte auf den Meeresgrund (idw)


Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie - 07.02.2018

Einfluss steigender Kohlendioxid-Werte auf den Meeresgrund



Die Speicherung von Kohlendioxid (CO2) tief unter dem Meeresgrund ist
eine Möglichkeit, der steigenden CO2-Konzentration in der Atmosphäre
entgegenzuwirken. Aber was passiert, wenn solche Speicherstätten
undicht werden und CO2 am Meeresboden austritt? Antworten auf diese
Frage liefert nun eine Studie, die sich mit der Auswirkung von
CO2-Austritten auf die Bewohner sandiger Meeresböden beschäftigt.




[image: Foto: © HYDRA/C. Lott]

Ein Taucher transportiert ein Messgerät für die Wasserchemie zum
Untersuchungsort.

Foto: © HYDRA/C. Lott



Tag für Tag setzen die Menschen fast 100 Millionen Tonnen Kohlendioxid
(CO2) in die Atmosphäre frei. Eine mögliche Maßnahme gegen die stetig
steigenden Treibhausgasmengen ist das sogenannte CCS (Carbon capture
and storage). Dabei wird das CO2, am besten direkt am Kraftwerk,
eingefangen und anschließend tief unten im Boden oder Meeresgrund
gelagert. Diese Methode birgt allerdings das Risiko, dass die
Lagerstätten undicht werden und CO2 aus dem Boden in die Umwelt
entweicht. Das europäische Forschungsprojekt ECO2, koordiniert vom
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, widmet sich der
Frage, wie Ökosysteme im Meer auf solche CO2-Lecks reagieren. Die
Feldstudie einer internationalen ForscherInnengruppe um Massimiliano
Molari vom Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie in Bremen und
Katja Guilini von der Universität Gent in Belgien, nun veröffentlicht
in Science Advances, zeigt, wie sich ein solcher CO2-Austritt auf die
Bewohner des Meeresbodens und ihren Lebensraum auswirkt.




[image: Foto: © HYDRA/C. Lott]

Natürliche CO2-Austritte vor der Küste von Panarea, Italien.

Foto: © HYDRA/C. Lott



Deutliche Veränderungen bei Algen, Tieren und Mikroorganismen

Für ihre Untersuchung besuchten die ForscherInnen natürliche
CO2-Quellen im sandigen Meeresboden vor der Küste Siziliens. Sie
verglichen das dortige Ökosystem mit Standorten, an denen kein Gas
austritt. Zusätzlich versetzten sie Sand zwischen Standorten mit und
ohne CO2-Austritten, um zu sehen, wie die Bodenbewohner reagieren und
inwieweit sie sich anpassen können. Ihr Fazit: Erhöhte
Kohlendioxidwerte verändern das Ökosystem massiv. "Viele der
ansässigen Tiere wurden durch das austretende Kohlendioxid
vertrieben", berichtet Massimiliano Molari. "Auch die Funktion des
Ökosystems war gestört - und zwar dauerhaft. Selbst ein Jahr, nachdem
Sediment von den CO2-Quellen in nicht-beeinflussten Meeresboden
versetzt worden war, hatte sich dessen typische Sandbodengemeinschaft
dort nicht eingestellt."




[image: Foto: © HYDRA/C. Lott]

Der Meeresboden als natürliches Labor: Taucher bei der Arbeit. 

Foto: © HYDRA/C. Lott



Im Detail berichten die ForscherInnen folgendes:


	Gemeinsam mit den aufsteigenden Gasbläschen werden auch Nährstoffe an die Oberfläche transportiert. Das führte dazu, dass kleinste Algen im Boden um ein Vielfaches besser wuchsen.

	Die kleinen und größeren Tiere (wirbellose Meio- bis Makrofauna), die im Sand zuhause sind, trifft ein CO2-Leck besonders: Ihre Anzahl und Vielfalt nahm bei steigenden CO2-Werten deutlich ab. Die Biomasse der Tiere sank auf ein Fünftel, obwohl durch die vielen kleinen Algen eigentlich mehr Nahrung vorhanden war.

	Die Anzahl der Mikroorganismen im Meeresboden blieb trotz des CO2-Anstiegs gleich, aber ihre Zusammensetzung änderte sich substanziell.

	Die veränderte Lebensgemeinschaft im Sand beeinträchtigt das ganze Ökosystem. Die meisten Bewohner können sich nicht langfristig an die neuen Umweltbedingungen anpassen. Stattdessen besiedeln wenige Arten den Sand, die mit erhöhten CO2-Werten besser klarkommen.



"Ein Leck in einem Kohlenstoffspeicher unter dem Meer verändert
grundlegend die Chemie in sandigen Meeresböden und verändert in
weiterer Folge die Funktion des ganzen Ökosystems", fasst Molari
zusammen. "Es besteht also ein beträchtliches Risiko, dass ein
Kohlendioxid-Leck dem Ökosystem vor Ort schadet. Dennoch können solche
Kohlendioxidspeicher global betrachtet die Folgen des Klimawandels
mindern."

Erstmals ein ganzheitlicher Blick

Die nun vorliegende Studie zeigt zum ersten Mal einen "ganzheitlichen"
Blick auf die Auswirkungen steigender CO2-Konzentrationen am
Meeresboden. Sie betrachtet sowohl biologische als auch
biogeochemische Prozesse und verschiedene Niveaus der Nahrungspyramide
von Mikroben bis hin zu großen wirbellosen Tieren. Schon jetzt gibt es
CCS-Anlagen, beispielsweise vor der norwegischen Küste. Innerhalb der
Europäischen Union gilt CCS als eine Schlüsseltechnologie zur
Verminderung von Treibhausgasemissionen. "Unsere Ergebnisse zeigen
deutlich, dass bei der Standortwahl und Planung von
Kohlenstoffspeichern unter dem Meeresboden auch ein genauer Blick auf
die dortigen Bewohner und ihr Ökosystem geworfen werden muss, um
Schäden zu minimieren", betont Studienleiterin Antje Boetius.
"Andererseits gehören zum globalen Meeresschutz auch Maßnahmen gegen
die weiterhin hohen CO2-Emissionen."

Originalveröffentlichung

Massimiliano Molari, Katja Guilini, Christian Lott, Miriam Weber, Dirk
de Beer, Stefanie Meyer, Alban Ramette, Gunter Wegener, Frank
Wenzhöfer, Daniel Martin, Tamara Cibic, Cinzia De Vittor, Ann
Vanreusel, Antje Boetius (2018): CO2 leakage alters biogeochemical and
ecological functions of submarine sands. Sci. Adv. 2018. DOI:
0.1126/sciadv.aao2040




Beteiligte Institute


	HGF-MPG Joint Research Group on Deep Sea Ecology and Technology & Microsensor Group, Max Planck Institute for Marine Microbiology, 28359 Bremen, Germany

	Marine Biology Research Group, Department of Biology, Ghent University, Ghent, Belgium

	HYDRA Institute for Marine Sciences, Elba Field Station, Via del Forno 80, 57034 Campo nell'Elba (LI), Italy

	MARUM, Center for Marine Environmental Sciences, University Bremen, 28359 Bremen, Germany

	HGF-MPG Joint Research Group on Deep Sea Ecology and Technology, Alfred Wegener Institute for Polar and Marine Research, Bremerhaven, Germany

	Centre d'Estudis Avançats de Blanes (CEAB), Consejo Superior de Investigaciones Cientificas (CSIC), Blanes, Girona, Catalunya, Spain Sezione di Oceanografia, Istituto Nazionale di Oceanografia e di Geofisica Sperimentale - OGS, I-34151 Trieste, Italy



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mpi-bremen.de

http://www.eco2-project.eu/home.html

http://www.youtube.com/watch?v=d1L7ZO-NpHc

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news688627

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution536

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie,

Dr. Fanni Aspetsberger, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STADT/461: Winddaten für die Stadtplanung (idw)


Universität Hamburg, Birgit Kruse, 07.02.2018

Winddaten für die Stadtplanung



Extreme Böen von mehr als 40 Kilometern pro Stunde auf Fußgängerniveau
sind in der Hamburger Innenstadt häufig. Dies zeigen Messungen von
Professor Felix Ament und Dr. Sarah Wiesner vom Centrum für
Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN) der Universität Hamburg.
Mit der aktuellen Messkampagne gewinnen sie jetzt Daten für ein
Rechenmodell, mit dem die Windverhältnisse an konkreten Orten bestimmt
werden können - detailliert wie nie zuvor.

Felix Ament und Sarah Wiesner vermessen prototypisch das Gebäude der
Hafencity Universität mit seinen Windverhältnissen. Ihre Ergebnisse
zeigen, dass in der Stadt deutlich mehr und schnellere Windböen
auftreten als am Stadtrand.

Besonders betroffen ist die Umgebung des U-Bahn-Ausgangs HafenCity
Universität: Bei Südwestwind entstehen dort Böen, die 4 Mal schneller
sind als der durchschnittliche Wind. Auf einen Fußgänger mit
Regenschirm wirken dann extreme Kräfte, denn der Winddruck steigt mit
dem Quadrat der Windgeschwindigkeit. "Man braucht bei Böen in der
Stadt die fünffache Kraft, um seinen Schirm festzuhalten", erklärt die
Meteorologin Sarah Wiesner, "kommen die Böen aus Südwest sogar die
sechzehnfache Kraft. Ein so starker Wind kann auch Mülltonnen oder
Aufsteller mitreißen."

Sechs Messmasten vor dem Gebäude stehen im Abstand von rund 20 Metern
zueinander. Sie zeigen deutlich, wie variabel der Wind in der Stadt
weht: Obwohl die Masten nah beieinander stehen, unterscheiden sich die
Ergebnisse in Windstärke und Windrichtung enorm. "Den Wind zu kennen,
ist die Voraussetzung für weitere Parameter", sagt Felix Ament. "Er
bestimmt, wie sich Schadstoffe ausbreiten, wie hoch die
Feinstaubbelastung ist und wo sich im Sommer die Hitze staut - all das
wird durch den Wind gesteuert."

Mit den Daten wird ein Rechenmodell für die Stadtplanung entwickelt,
zum Beispiel für Behörden. "Wir können dann sagen, an welcher Ecke ein
Straßencafé gut aufgehoben ist oder welchen Wind-Effekt ein
achtstöckiger Neubau auf Fußgänger hätte", sagt Sarah Wiesner.
Maßnahmen gegen windige Ecken - wie Bäume oder eine Schutzhecke -
können zunächst im Modell auf ihren tatsächlichen Effekt geprüft
werden.

Im Falle der extremen Böen am U-Bahn-Ausgang könnte das
Universitäts-Gebäude selbst der Auslöser sein. Die neuen Messdaten
weisen darauf hin, dass der Wind womöglich weniger pfeifen würde, wenn
die Planer auf den nordöstlichen Zipfel des Gebäudes verzichtet
hätten. Ganz genau wird dies später das Rechenmodell für die
Stadtplanung zeigen.

Die Messkampagne ist Teil des BMBF-Projekts "Stadtklima im Wandel" mit
Parallel-Messungen zu Temperatur und Feinstaub in Berlin und
Stuttgart.



Visualisierung und Infos zum Download unter:

https://www.cen.uni-hamburg.de/about-cen/news/1-news-2018/2018-02-07-pm-winddaten-stadt.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news688847

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, Birgit Kruse, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





STADT/460: Citizen Science-Projekt "Wilde Nachbarn" (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 08.02.2018

Wilde Nachbarn

Bürger können ihre Beobachtungen von Wildtieren in Städten und Dörfern
Baden-Württembergs in einem Web-Portal melden



Wildtiere haben längst entdeckt, dass menschliche Siedlungen einen
hervorragenden Lebensraum mit konstantem Nahrungsangebot, milderem
Klima, bester Deckung und wenigen Feinden bieten. Dadurch kommt es
immer wieder zu Begegnungen zwischen Mensch und Tier. Wer in
Baden-Württemberg einen Waschbären hinter der Mülltonne entdeckt,
nachts einen Igel auf der Terrasse zu Gast hat oder auf dem Heimweg
einem Fuchs begegnet, hat jetzt die Möglichkeit, seine Beobachtung auf
dem Web-Portal www.bw.wildenachbarn.de zu melden. Wildtiersichtungen,
Spurenfunde, Fuchs-und Dachsbaue sowie Fundorte toter Tiere können
dort in eine Karte eingetragen werden. Wem es gelingt, ein Foto seiner
Beobachtung zu machen, kann dieses hochladen und sich die von anderen
Nutzerinnen und Nutzern eingereichten Bilder anschauen.




[image: Screenshot der Startseite -Quelle: www.bw.wildenachbarn.de]

Quelle: www.bw.wildenachbarn.de



"Wilde Nachbarn" ist Bestandteil des vom Ministerium für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz geförderten Projekts "Wildtiere im
Siedlungsraum Baden-Württembergs" der Professur für Wildtierökologie
und Wildtiermanagement der Universität Freiburg. Das Web-Portal wird
in Zusammenarbeit mit dem Verein StadtNatur betreut. Damit folgt
Baden-Württemberg Städten wie Wien, Zürich und Berlin
(www.berlin.StadtWildTiere.de), in denen solch eine Meldemöglichkeit
schon besteht und von der dortigen Bevölkerung gerne angenommen wird.
Nach dem Prinzip der "Citizen Science" gewinnen Bürgerinnen und Bürger
Daten, die Forscherinnen und Forschern ein Bild von der Verteilung der
einzelnen Tierarten über den Siedlungsraum vermitteln. Dadurch wird es
möglich, Rückschlüsse auf Interaktionshotspots zu ziehen - also Orte,
an denen sich Mensch und Wildtier besonders oft begegnen. Dieses
Wissen kann für das zukünftige Wildtiermanagement, mit dem Konflikten
vorgebeugt werden soll, nützlich sein. Indem Bürger aufgerufen werden,
sich an der wissenschaftlichen Forschung zu beteiligen, werden sie
gleichzeitig für das Thema sensibilisiert und vielleicht sogar
begeistert. Dies ist dem Forschungsteam zufolge in einer Zeit, in der
ein Bezug der Menschen zur Natur schwindet, sehr wichtig.

Neben der Möglichkeit zur Meldung von Sichtungen und Konfliktfällen
bietet die Website auch umfassende Informationen zu diversen Tierarten
sowie Tipps, wie man diese am besten beobachten kann.

www.bw.wildenachbarn.de



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/wilde-nachbarn?set_language=de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news688943

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau,

Rudolf-Werner Dreier, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/611: Ohne Umweltschutz kein Handelsabkommen mit Großbritannien (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.02.2018 / Politik & Recht

EU-Kommission: Ohne Umweltschutz kein Handelsabkommen mit
Großbritannien



Die EU-Kommission will anscheinend als zentrale Bedingung für ein
künftiges Handelsabkommen durchsetzen, dass Großbritannien nach seinem
EU-Austritt europäische Umweltstandards beibehält.

Nach Angaben des Nachrichtendienstes ENDS veröffentlichte die
Kommission am 31. Januar ein Papier über den Rahmen der zukünftigen
Beziehungen zwischen den EU-27 und Großbritannien.

Darin heißt es, dass die Beibehaltung der EU-Umweltstandards auf der
Insel vor allem für faire Wettbewerbsbedingungen sorgen soll. Denn die
Verhandlungsführer auf EU-Seite sehen die Gefahr, dass die britische
Industrie fast fünf Milliarden Euro pro Jahr einsparen könnte, sobald
für sie nicht mehr die gleichen strengen Umweltschutzstandards gelten
wie für die EU-27. Insbesondere bei Industrieemissionen, Luftqualität,
Abwasserbehandlung, Naturschutz und Risikoabschätzungen könnte
Großbritannien die geltenden Regelungen erheblich abschwächen.

Wie ENDS außerdem berichtete, befürchtet die britische
Umweltrechtsgesellschafts (UK Environmental Law Association, UKELA),
dass die britischen Rechtsvorschriften im Umweltbereich nach dem
Brexit "eingefroren" werden könnten. Sollte sich die Regierung in
London dafür entscheiden, eigene nationale Standards zu entwickeln,
fehle dafür bislang ein entsprechendes Gremium, das auch die
Einhaltung der Standards kontrolliere.

Überdies veröffentlicht die EU-Kommission am Mittwoch einen Entwurf
für die Übergangsregelungen, die in das Austrittsabkommen mit
Vereinigten Königreich aufgenommen werden sollen. Die Regeln betreffen
den Verbleib im Binnenmarkt und der Zollunion für einen
Übergangszeitraum bis Ende 2020.

Am Freitag endet die nächste Brexit-Verhandlungsrunde. Der Brexit wird
auch Gegenstand des EU-Gipfeltreffens am 22. und 23. März sein. [aw]



Dokument der EU-Kommission zu Wettbewerbsbedingungen 

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/level_playing_field.pdf

ENDS (kostenpflichtig) zur EU-Kommission 

https://www.endseurope.com/article/51741/ec-seeks-to-safeguard-post-brexit-green-standards

ENDS (kostenpflichtig) zu UKELA 

https://www.endseurope.com/article/51768/lawyers-warn-of-brexit-risk-to-environmental-standards

Analyse von UKELA

https://www.ukela.org/content/doclib/329.pdf

Entwurf der EU-Kommission für den Übergangszeitraum 

https://ec.europa.eu/commission/publications/position-paper-transitional-arrangements-withdrawal-agreement_en

 * 

Quelle:

EU-News, 07.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/610: EU-Gelder fließen in Erdgas-Pipeline (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.02.2018 / Klima & Energie

EU-Gelder fließen in Erdgas-Pipeline



Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat am Dienstag einem Darlehen
in Höhe von 1,5 Milliarden Euro für die umstrittene
Trans-Adria-Pipeline (TAP) zugestimmt.

Das Darlehen ist damit das größte, dass die EIB jemals für ein
Energieprojekt bewilligt hat. Nach Angaben des Nachrichtenportals
EurActiv erklärte EIB-Vizepräsident Andrew McDowell gegenüber der
Nachrichtenagentur Reuters, das TAP-Projekt werde die rückläufige
Erdgasförderung in Europa ausgleichen, die Gasimporte diversifizieren
und die Kohlekraft in Mittel- und Südosteuropa ablösen.

Die Umweltverbände CEE Bankwatch, Counter Balance, Friends of the
Earth Europe und 350.org kritisierten in einer gemeinsamen
Stellungnahme die Entscheidung des EIB-Vorstands. Xavier Sol, Direktor
von Counter Balance, machte seinem Ärger Luft: "Wir sind Zeugen eines
historischen Fehlers der EIB, einem selbsternannten grünen
Finanzchampion, der nun seine wahren Farben zeigt. Die Bank
berücksichtigt die Herausforderungen des Klimawandels nicht und
ignoriert die schwierige Menschenrechtslage in der Türkei und in
Aserbaidschan."

Die Entscheidung über das Darlehen war bereits mehrere Male vertagt
worden, zuletzt im Dezember. 

Die TAP ist Teil des Südlichen Gaskorridors und wird durch
Griechenland, Albanien und die Adria bis nach Süditalien verlaufen.
Laut Schätzungen sollen zehn Milliarden Kubikmeter Erdgas aus dem Shah
Deniz 2 Feld in Aserbaidschan durch die Pipeline nach Europa fließen.
[aw]



Meldung der EIB 

http://www.eib.org/infocentre/press/releases/all/2018/2018-030-eib-backs-eur-6-5-billion-energy-sme-transport-and-urban-investment

Meldung von EurActiv 

https://www.euractiv.de/section/finanzen-und-wirtschaft/news/transadria-pipeline-europaeische-investitionsbank-vergibt-groesstes-darlehen-aller-zeiten/

NGO-Reaktion

http://www.foeeurope.org/Controversial-gas-pipeline-awarded-1.5bn-060218

 * 

Quelle:

EU-News, 07.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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INNOVATION/307: Umweltschutz mit Leichtigkeit (idw)


Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe - 08.02.2018

Umweltschutz mit Leichtigkeit

Ein Team der DHBW Karlsruhe arbeitet derzeit an einem Projekt der
besonderen Art: Ziel ist es Paletten und Ladungsträgersysteme aus
Kunststoff durch einen umweltfreundlicheren Stoff zu ersetzen.



Wer an Transport denkt, dem fällt zunächst die Holzpalette ein, aber
es gibt noch eine Vielzahl anderer Paletten- und Ladungsträgersysteme.
Leider bestehen diese häufig aus erdölbasiertem Kunststoff. Um das zu
ändern, arbeitet ein Forscherteam der DHBW Karlsruhe an einer
neuartigen Palette basierend auf dem nachwachsenden Rohstoff
Polymilchsäure (PLA). Unterstützt werden sie von Projektpartnern aus
Forschung und Industrie. Polymilchsäure wird in einer mehrstufigen
Synthese gewonnen. Als Ausgangsmaterial kann Stärke aus Mais oder auch
Biomasse dienen. Bakterien wandeln den enthaltenen Zucker dann zu
Lactid um. Die entstandenen Lactid-Moleküle lassen sich zu dem
umweltfreundlichen PLA verknüpfen, das sich dann wie ein klassischer
Kunststoff formen und verarbeiten lässt. Angelaufen ist das vom
Fraunhofer ICT koordinierte Projekt erst im September 2017, doch
bereits jetzt sind die Weichen für die Entwicklungsschritte gestellt.
Ziel des Konsortiums und des vierköpfigen Teams an der DHBW ist es,
bis zum Sommer 2019 ein umweltfreundliches, innovatives, kosten- und
energieeffiziente Palettensystem zu realisieren.

Ein Palettensytem nach dem Baukastenprinzip

Da das Gewicht in der Transportbranche eines der wichtigsten Argumente
ist, setzt die neue Palette auf Leichtigkeit. Der Grundkörper soll aus
einem geschäumten PLA bestehen, daher rührt auch der Name des Projekts
"Bio-FLIP" von Bio-Foam LIght Pallet, also der
Bioschaum-Leichtpalette. Zusätzliche Stabilität soll durch eine
Oberflächenverstärkung aus PLA erreicht werden, die mittels
Thermoformen aufgebracht wird. Das Thermoformen ist eines der
Kernthemen der DHBW Karlsruhe. Hierbei wird das zu formende Material
zunächst erwärmt und dann mittels Unterdruck und einer Art Stempel in
Form gezogen. Neben geeigneten PLA basierten Materialien für die
Deckschicht werden an der DHBW vor allem die Parameter zur
Verarbeitung ermittelt und neue Prozess- und Werkzeugtechnologien zu
deren Verarbeitung im Thermoformprozess untersucht. Die neue Palette
soll nicht nur umweltfreundlicher als ihre Kunststoffkonkurrenten
sein, sondern auch weitere Funktionalitäten bieten: Ein modulares
Palettensystem nach dem Baukastenprinzip mit Funktionen wie
Online-Datenerfassung. Damit sollen beispielsweise Temperatur- oder
Positionsbestimmungen möglich sein. Es bleibt spannend - die
Entwicklung ist in vollem Gange und die Projektpartner haben eine
gemeinsame Vision ihrer "BioFLIP-Palette". Im Laufe der nächsten zwei
Jahre wird diese Idee dann in die Tat umgesetzt, es werden
Verbesserungen erarbeitet und eine Leichtbaupalette ganz ohne Erdöl
wird entstehen!




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news688915

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2112

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe, Miriam Zilly, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





GENTECHNIK/200: Daten zu "Golden Rice" nicht ausreichend für Sicherheitsbewertung (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 5. Februar 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Daten zu "Golden Rice": nicht ausreichend für Sicherheitsbewertung,
Nutzen kaum zu erwarten

Testbiotech kommentiert Zulassungsprüfung durch Behörden in Neuseeland
und Australien



5. Februar 2018 / Das International Rice Research Institute (IRRI) hat
2016 in Australien und Neuseeland einen Antrag auf Importzulassung für
den sogenannten "Golden Rice" (GR2) gestellt. Der Reis ist
gentechnisch so verändert, dass er Carotinoide, eine Vorstufe von
Vitamin A, produziert. Deswegen haben die Körner eine gelbliche Farbe.
Der Reis soll vor allem dazu dienen, die Vitamin-A-Mangelkrankheit
(Vitamin A Deficiency, VAD) in Entwicklungsländern zu bekämpfen.

Offensichtlich startete die Gentechnik-Industrie eine
Unterstützungskampagne für die Zulassung: Bei der zuständigen Behörde
Food Standards Australia New Zealand (FSANZ) gingen entsprechende
Briefe von Konzernen wie Bayer, Dow und Syngenta ein.

Nahrungsmittelqualität: Die vorgelegten Daten zeigen, dass die
Reispflanzen auf dem Feld wesentlich geringere Mengen an Carotinoiden
produzieren (3,5µg/g-10.9 µg/g), als aufgrund von bisherigen Daten
angenommen wurde (30 µg/g). Zudem lag der Anteil des besonders
wichtigen Beta-Carotins nur bei 59 Prozent der Gesamt-Carotinoide,
anstatt wie erwartet bei 80 Prozent. Es ist unklar, ob dieser
wesentlich niedrigere Gehalt durch die verwendeten Sorten oder durch
die Reaktion der Pflanzen auf Umweltbedingungen bedingt ist. Weitere
deutliche Verluste an Beta-Carotin treten durch Lagerung, Verarbeitung
und Kochen auf. Insgesamt muss aus den vorgelegten Daten gefolgert
werden, dass die Erwartungen an die Vorteile des "Golden Rice", die
auch durch die Eingaben der Industrie geweckt werden, unter
realistischen Bedingungen nicht erfüllt werden können.

Genetische Stabilität: Aktuelle Publikationen, die deutliche
genetische Instabilitäten von ähnlichen Varianten des
Gentechnik-Reises zeigen, wurden von der FSANZ nicht berücksichtigt,
obwohl diese auch für die Lebensmittelsicherheit relevant sein können.
Auch die vom IRRI vorgelegten Daten zeigen, dass die Aktivität der
zusätzlich eingeführten Gene von den jeweiligen Sorten und
Umweltbedingungen abhängig ist. Um den tatsächlichen Einfluss dieser
Faktoren auf den Reis zu bewerten, müssten wesentlich mehr
Untersuchungen durchgeführt werden. Auf der Grundlage der vorgelegten
Daten können jedoch keine endgültigen Schlussfolgerungen über die
genetische Stabilität des "Golden Rice" gezogen werden.

Analyse der Inhaltsstoffe: Es gibt weitere Gründe, die Aussagekraft
der vom IRRI vorgelegten Daten zu bezweifeln. Erstaunlicherweise wurde
für die Freisetzungsversuche und die Analyse der Inhaltsstoffe
ausgerechnet die Sorte verwendet, welche die geringste Konzentration
an Carotinoiden aufweist. Eine mögliche Erklärung ist, dass man
Pflanzen ausgewählt hat, bei denen der Stoffwechsel möglichst wenig
durch die Aktivität der zusätzlich eingebauten Gene gestört wird.
Dadurch kann das Risiko für ungewollte Veränderungen im Stoffwechsel
und in der Zusammensetzung der Pflanzeninhaltsstoffe gesenkt werden.
Diese Sorten können "sicherer" wirken als Pflanzen mit einer höheren
Aktivität der eingebauten Gene. In der Konsequenz erlauben die
vorgelegten Daten keine Schlüsse über die Sicherheit von
Gentechnik-Reis mit einem höheren Gehalt an Carotinoiden.

Toxikologie: Nach Aussage des IRRI soll der Reis insbesondere kleinen
Kindern und schwangeren Frauen zugutekommen. Es ist offensichtlich,
dass Lebensmittel, zu deren Sicherheit bisher keine Erfahrungen
vorliegen, nach den höchsten Sicherheitsstandards geprüft werden
müssen, bevor diese für den Verzehr durch besonders empfindliche
Bevölkerungsgruppen zugelassen werden.

Überraschenderweise wurden aber keine toxikologischen Studien mit dem
Gentechnik-Reis durchgeführt. Vor dem Hintergrund der öffentlich
behaupteten humanitären Motive des Projektes ist es erstaunlich, dass
der Zulassungsantrag nicht mit einem umfassenden Datensatz untermauert
wird, der die Sicherheit des "Golden Rice" belegt.

Zusammengefasst zeigen die vorgelegten Daten keinen substanziellen
Nutzen. Zudem ist die von FSANZ durchgeführte Risikobewertung nicht
ausreichend, um die Sicherheit von Lebensmitteln zu belegen, die aus
dem "Golden Rice" gewonnen werden.




Weitere Informationen: 

Testbiotech: Stellungnahme zum "Golden Rice"

https://www.testbiotech.org/node/2149

Food Standards Australia New Zealand (FSANZ): Zulassungsantrag "Golden
Rice"

http://www.foodstandards.gov.au/consumer/gmfood/Pages/Golden-Rice-%E2%80%93-Application-A1138-.aspx

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 05.02.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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KATASTROPHEN/158: Ölteppich im Ostchinesischen Meer bedroht Meeresschildkröten (WWF)


WWF Pressemitteilung - 7. Februar 2018

Suppenschildkröte in Öl

Ölteppich von Tanker "Sanchi" breitet sich aus / WWF warnt vor
Kontaminierung wichtiger Habitate stark bedrohter Meeresschildkröten
in Japan



Berlin: Der Ölteppich des Mitte Januar im Ostchinesischen Meer
gesunkenen Tankers "Sanchi" breitet sich weiter aus. Wie der WWF
mitteilte könnte das Gemisch aus Schweröl und Ölkondensat schon bald
wichtige Meeresschildkrötenhabitate in Japan erreichen. Vor wenigen
Tagen hatte die japanische Regierung gemeldet, dass erste ölige
Substanzen nahe der Insel Takarajima identifiziert wurden. Sie liegt
rund 160 Kilometer entfernt von dem Weltnaturerbe Yakushima, die wie
der gesamte Inselstreifen zwischen Taiwan und der japanischen
Hauptinsel als wichtiges Refugium für zahlreiche bedrohte
Meeresschildkröten gilt.

"Wir haben es mit der vielleicht schlimmsten Ölkatastrophe seit Exxon
Valdez zu tun. Die Folgen für die Umwelt sind noch nicht absehbar.
Neben der großflächigen Verschmutzung des Ostchinesischen Meeres droht
nun auch ein herber Schlag für die stark bedrohten Meeresschildkröten.
Besonders dramatisch ist, dass die Eiablage an den Stränden bereits im
Mai beginnt", warnt Dr. Stefan Ziegler vom WWF Deutschland. Nach
Angaben der Umweltschützer sind es vor allem die Grüne
Meeresschildkröte (Chelonia mydas, auch Suppenschildkröte genannt)
sowie die Echte und Unechte Karettschildkröte (Eretmochelys imbricata
und Caretta caretta), die allesamt vom Aussterben bedroht sind und auf
den Inseln im Südwesten Japans ihre Eier ablegen.

Der WWF fordert, alle verfügbare Ausrüstung einzusetzen, um das sich
ausbreitende Öl möglichst einzudämmen und den Schaden für die
Meereslebewesen zu begrenzen. Um ähnliche Katastrophen zukünftig zu
verhindern sprechen sich die Umweltschützer zudem für ein Verbot von
Schweröl in der Schifffahrt, festgelegte Routen und Vermeidungsgebiete
sowie eine bessere Überwachung seitens der Anrainer aus.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 07.02.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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WISSENSCHAFT/043: In Nordfinnland dem Klimawandel auf der Spur (idw)


Hochschule Ostwestfalen-Lippe - 07.02.2018

In Nordfinnland dem Klimawandel auf der Spur



Aus Höxter Richtung Polarkreis: Informatiker der Hochschule OWL nehmen
vom 10. bis 27. Februar an einer Forschungsreise des internationalen
Projektes ISOBAR teil. Auf der Insel Hailuto nahe der finnischen
Universitätsstadt Oulu führen sie Drohnenmessungen durch, die helfen
sollen, Wetterphänomene und Klimaveränderungen besser zu verstehen. In
einem Online-Tagebuch berichten sie regelmäßig von ihren Erlebnissen
vor Ort.

Frost im April, Regen im Sommer, heftige Stürme im Herbst: 2017 war
ein Jahr der Wetterextreme, meldete der Deutsche Wetterdienst in
seiner Jahresbilanz. Um Klimaveränderungen besser einschätzen zu
können, reist ein Team des Fachgebiets Autonome Sensorsysteme der
Hochschule Ostwestfalen-Lippe im Februar aus Höxter in den Norden
Finnlands. Dort treffen die Informatiker auf Wissenschaftler aus
Norwegen, Finnland, Kanada und den USA. Im Gepäck haben sie ihre
selbst entwickelten Multicopter-Drohnen und Sensoren. "Unsere Drohnen
sind dafür ausgelegt, bei schwierigen Wetterbedingungen zu fliegen,
also bei bis zu minus 40 Grad Celsius und Windgeschwindigkeiten bis 70
Kilometer pro Stunde", sagt Professor Burkhard Wrenger, der das
Fachgebiet Autonome Sensorsysteme leitet.

Mit Hilfe der Drohnen messen die Forscher meteorologische Parameter
wie die Temperaturen von Luft und Eis und die Windgeschwindigkeit.
"Ziel des Projektes ist, meteorologische Daten auf einem neuen
Qualitätsniveau zu liefern. Das ist aus unserer Sicht eine
Voraussetzung für die Verbesserung von Wetter- und
Klimavorhersagemodellen", so Wrenger. Im Fokus stehen dabei Flächen,
die mit See-Eis bedeckt sind: "Wir möchten die Entstehung und das
Aufbrechen des See-Eises besser verstehen, da dies ein wichtiger
Prozess für das Klima und für Wettervorhersagemodelle ist. Das Eis
reflektiert viel Wärme, sodass das Klima kälter ist. Wenn das Eis
schmilzt, wird es deshalb wärmer, wodurch dann noch mehr Eis
aufbricht."

Messungen auf unterschiedlichen Eisdecken

Im Dezember 2016 war das Projektteam bereits mit Testmessungen auf der
norwegischen Insel Andoya aktiv. Im Februar 2017 fand die erste
Messperiode ebenfalls in Nordfinnland statt - eigentlich stand für
2018 ein Aufenthalt auf Spitzbergen auf dem Plan. "Wir haben uns
jedoch entschlossen, die Messungen wieder in Finnland durchzuführen.
Dort haben wir optimale Rahmenbedingungen - außerdem besteht auf
Spitzbergen inzwischen eine recht große Gefahr durch Eisbären",
erklärt Wrenger. Hinzu kommt, dass die Wissenschaftler in Finnland
voraussichtlich beide geplanten Messszenarien abdecken können:
Messungen mit geschlossener Eisdecke sowie mit aufbrechendem Eis.
Letztere sollten ursprünglich auf Spitzbergen stattfinden, doch bei
dem Aufenthalt Anfang 2017 hat das Team beobachtet, dass auch im
Norden Finnlands die Eisdecke aufreißen kann: "Wir hoffen nun, dass
wir innerhalb der zweieinhalb Wochen beide Szenarien erleben - anfangs
eine geschlossene Eisdecke, und wenn es gegen Ende Februar etwas
wärmer wird, eine aufreißende."

Premiere für neue Messtechnik

Die Auswertung der in der ersten Messperiode erzielten Daten läuft
noch. Dennoch konnten die Wissenschaftler bereits einige Schlüsse
ziehen, um ihre Messungen weiter zu optimieren. "Wir haben
beispielsweise festgestellt, dass die Oberfläche des Eises deutlich
kälter sein kann als die Lufttemperatur in unmittelbarer Nähe - jedoch
schwankt dieses Phänomen mit der Zeit. Deshalb werden wir dieses Mal
einen weiteren Sensor für die Messung der Oberflächentemperatur des
Eises nutzen, um diesen Ansatz weiter zu untersuchen", so Wrenger.
Auch einen neu entwickelten Windsensor sowie eine Wärmebildkamera
nehmen die Höxteraner Forscher dieses Mal zusätzlich mit auf die
Reise.

Gefördert wird das Projekt ISOBAR von der norwegischen
Forschungsgemeinschaft mit rund einer Million Euro für etwa drei
Jahre. Partner sind die Universität Bergen als Projektleiter, das
Finnische Meteorologische Institut, die Universitäten Tübingen und
Hannover sowie die Hochschule Ostwestfalen-Lippe. Hinzu kommt bei der
aktuellen Forschungsreise ein Team der Universität Oklahoma aus den
USA, das sich mit Drohnen beteiligt, die an die Höxteraner Bauart
angelehnt sind. Mit dem jetzigen Aufenthalt wird die Datenerhebung
abgeschlossen - die Auswertung der gewonnenen Daten läuft planmäßig
bis Mitte 2019.




Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news688795

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution509

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Ostwestfalen-Lippe, Julia Wunderlich, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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CHEMIE/348: Studie weist Schwermetalle in glyphosathaltigen Pestiziden nach (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 26.01.2018

Studie weist Schwermetalle in glyphosathaltigen Pestiziden nach



Der französische Wissenschaftler Gilles-Eric Séralini hat in elf
glyphosathaltigen Pestiziden Schwermetalle wie Arsen, Kobalt, Nickel
und Blei nachgewiesen. Außerdem zeigte seine Studie, die jüngst in der
Zeitschrift 'Toxicology Reports' veröffentlicht wurde, dass Glyphosat
erst in der Mischung mit Zusatzstoffen seine giftige Wirkung entfalten
kann.

Für die Studie verglichen Séralini und sein Team reines Glyphosat,
drei verschiedene glyphosathaltige Pestizide sowie einen wichtigen
Zusatzstoff. Diese Polyoxyethylenamine (POEA) sorgen in den Pestiziden
dafür, dass der Wirkstoff Glyphosat ins Innere der Blätter eindringen
kann.

In einem ersten Versuch besprühten die Forscher einzelne
Tomatenstauden jeweils mit einer der verschiedenen Flüssigkeiten in
der landwirtschaftsüblichen einprozentigen Verdünnung.
Erstaunlicherweise wuchsen die Pflanzen, die mit einer reinen
Glyphosatlösung besprüht wurden, munter weiter. Das liegt daran, dass
Glyphosat stark wasserlöslich ist. Es bleibt an der Oberfläche des
Blattes und tropft ab oder trocknet ein. Um seine Wirkung zu
entfalten, muss es mit Tensiden wie POEA vermischt werden, die es
durch die Schutzschicht der Blätter ins Innere transportieren.
Dementsprechend ließen die drei glyphosathaltigen Pestizide mit POEA
die Tomatenpflanzen welken. Noch zerstörerischer wirkte das in der
Praxis nur als Zusatzstoff verwendete POEA alleine.

Auch bei Toxizitätsversuchen mit menschlichen Zellen zeigte Glyphosat
alleine die geringste Wirkung. Fertige Pestizide und der POEA-Zusatz
waren deutlich giftiger, wobei die Wirkung laut Studie vor allem auf
die Zusatzstoffe zurückging.

Die Messung der hormonellen Aktivität ergab ein entsprechendes
Resultat: Am wenigsten stark reagierte Glyphosat, dann kamen die
Pestizide und die stärkste hormonelle Wirkung hatten die Zusatzstoffe.
Damit zeigt die Studie, dass zelltoxische und hormonelle Wirkungen
glyphosathaltiger Pestizide im Wesentlichen auf deren Zusatzstoffe
zurückzuführen sind.

Überraschend, da nicht auf der Zutatenliste ausgewiesen, waren die
Verunreinigungen mit den Schwermetallen Arsen, Kobalt, Chrom, Nickel
und Blei in den glyphosathaltigen Pestiziden. Die Werte betrugen bis
zu mehreren Hundert Mikrogramm je Kilogramm. Auch andere Pestizide
ohne Glyphosat als Wirkstoff wiesen solche Verunreinigungen mit
Schwermetallen auf. Die Glyphosat-Herbizide seien jedoch am stärksten
belastet gewesen, heißt es in der Studie. Die Frage ist allerdings,
wie bedenklich diese Schwermetallkonzentrationen sind, wenn sie stark
verdünnt als Pestizid auf den Acker ausgebracht werden. Der Hinweis,
dass die gefundenen Konzentrationen etwa bei Arsen weit über den
Grenzwerten der Trinkwasserverordnung liegen, hilft in dem
Zusammenhang wenig. Ein Anhaltspunkt könnten vielleicht eher die
maximalen Schwermetallgehalte im Biokompost sein, der tonnenweise auf
Äcker ausgebracht wird. Sie liegen für Blei bei 100 Milligramm je
Kilogramm, also etwa um den Faktor 1000 höher als die von Séralini
gefundene Belastung in Pestiziden.

Séralini schließt aus seinen Ergebnissen, dass es nicht ausreiche, nur
Langzeitstudien mit dem Wirkstoff Glyphosat zu erstellen. Es müsse
auch das Risiko getestet werden, das bei längerer Anwendung der
Zusatzstoffe für Menschen und Umwelt bestehe. Das sei bisher nicht der
Fall. Der Wissenschaftler fordert, den Einsatz glyphosatbasierter
Spritzmittel ganz zu verbieten, oder zumindest die Schwermetalle mit
zu deklarieren.

All das sollte die deutschen Behörden interessieren, die bald darüber
entscheiden müssen, ob sie glyphosathaltige Spritzmittel in
Deutschland weiter zulassen. Die Bundesländer Thüringen und Bremen
haben bereits kundgetan, dass sie solche Spritzmittel im Haus- und
Kleingartenbereich, an öffentlichen Verkehrsmitteln sowie in
öffentlichen Einrichtungen wie Kindergärten und bei der
Vorerntebehandlung verbieten wollen. Ihren entsprechenden Antrag
hatten sie am 15. Dezember 2017 im Bundesrat vorgestellt. Thüringen
möchte, dass der Bundesrat am Freitag, dem 2. Februar, über den Antrag
abstimmt. Im Dezember hatte die EU-Kommission den Einsatz des
Wirkstoffs Glyphosat in Europa für weitere fünf Jahre erlaubt.
[lf/vef]



Séralini et.al.: Toxicity of formulants and heavy metals in glyphosate-based 
herbicides and other pesticides (25.12.2017)

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S221475001730149X

Bundesgütegemeinschaft Kompost e.V.: Die erlaubten Schwermetallgehalte
in gütegesichertem Bioabfallkompost (Stand 04/2014)

https://www.kompost.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Guetesicherung/Dokumente_Kompost/3.10.3_MB_PUEZ_Kompost_2014.pdf

TOP 27 der Bundesratssitzung vom 2.2.2018: Thüringen und Bremen wollen
Einsatz von Glyphosat einschränken (mit Drucksache)

https://www.bundesrat.de/DE/plenum/plenum-kompakt/18/964/964-pk.html#top-27

Dossier: Gentechnik & Glyphosat ("Roundup")

http://www.keine-gentechnik.de/dossiers/gift-und-gentechnik/glyphosat-roundup-herbizide

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32970/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Schweinepest soll Genome Editing zu mehr Akzeptanz verhelfen,
08.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32997/

Große Koalition für Vorsicht bei CRISPR-Cas, 07.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32996/

Baysanto: Erst die Hälfte der Behörden hat zugestimmt, 05.02.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32993/

Naturschutzamt: schnelles Aus für Glyphosat in Deutschland,
31.01.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32982/

 * 

Quelle:

Nachricht, 26.01.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309
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EUROPA/391: Glyphosatzulassung kommt auf den Prüfstand (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.02.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Glyphosat-Zulassung kommt auf den Prüfstand



Ein neuer Sonderausschuss im Europäischen Parlament soll sich damit
beschäftigen, wie sehr die Agrochemie-Industrie bei
Zulassungsverfahren und Risikobewertungen von Pestiziden in der EU
ihre Finger im Spiel hat.

Eine große Mehrheit der EU-Parlamentarier*innen stimmte am Dienstag
dafür, dass der neue "PEST"-Ausschuss mögliche Fehler bei der
wissenschaftlichen Bewertung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln
sowie Interessenkonflikte im Zulassungsverfahren aufdecken soll. Neben
der Rolle der Kommission im Zulassungsverfahren werden auch die Arbeit
sowie die personelle und finanzielle Ausstattung der Europäischen
Lebensmittelbehörde und der Europäischen Chemikalienagentur überprüft.

Anlass für die Bildung des Ausschusses ist die erneute Zulassung des
Unkrautvernichters Glyphosat im November 2017 (EU-Umweltnews vom
28.11.2017 [1]) trotz einer breiten Ablehnung im Europäischen Parlament
und der europäischen Öffentlichkeit. Jetzt soll der Ausschuss
überprüfen, ob Industrielobbyisten, beispielsweise vom Agrarkonzern
Monsanto, der das Mittel in den 1970er Jahren entwickelt hat, Einfluss
auf die Bewertung und das Genehmigungsverfahren nehmen konnten.

Der Ausschuss wird aus 30 Mitgliedern bestehen und ab März neun Monate
lang die Hintergründe der Glyphosat-Zulassung unter die Lupe nehmen.
[km]



Pressemitteilung des Europäischen Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20180202IPR97027/pesticides-parliament-sets-up-special-committee-on-eu-authorisation-process#

Liste der PEST-Ausschussmitglieder

http://www.europarl.europa.eu/resources/library/media/20180208RES97428/20180208RES97428.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-landwirtschaft-gentechnik/glyphosat-geht-bis-2022-in-die-verlaengerung/

 * 

Quelle:

EU-News, 08.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/124: EU soll gegen Rodung und Waldzerstörung vorgehen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.02.2018 / Naturschutz & Biodiversität

EU soll gegen Rodung und Waldzerstörung vorgehen



Nachdem die EU-Kommissare Frans Timmermans und Jyrki Katainen Mitte
Januar die Zivilgesellschaft informiert hatten, dass die Kommission
ihre Entscheidung über eine mögliche EU-Initiative zur Entwaldung "in
den kommenden Wochen" fällen will, sind nun alle Augen auf die
Kommission gerichtet. Geplant ist die Veröffentlichung einer
Machbarkeitsstudie mit unterschiedlichen Optionen und möglichen
weiteren Schritten auf EU-Ebene.

Ein Bündnis aus Umwelt- und Waldschutzverbänden - darunter der WWF,
Greenpeace und FERN - erwartet, dass diese Studie zu dem Schluss
kommt, dass ein gemeinsames europäisches Handeln sinnvoll, machbar und
notwendig ist. Anderenfalls würden wichtige internationale
Verpflichtungen wie das Ziel, die Entwaldung bis 2020 zu stoppen, das
Klima und die biologische Vielfalt zu schützen und sicherzustellen,
dass die Menschenrechte einschließlich der Rechte der indigenen Völker
respektiert werden, nicht erfüllt. Darüber hinaus verweisen die
Verbände auf eine Entscheidung von Rat und Parlament von 2013, wo im
Rahmen des 7. Umweltaktionsprogramms ein Aktionsplan gegen Entwaldung
und Waldschädigung angeregt wurde. Auch 2015 forderte das Parlament
einen Aktionsplan (EU-News 30.04.2015 [1]).

Laut der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) gingen zwischen 2010 und 2015 jedes Jahr 8,8 Millionen
Hektar natürlichen Waldes verloren. Waldzerstörung sei ein
gravierendes Umweltproblem und beschleunige den Artenverlust und den
Klimawandel. Angesichts dessen fordert das Bündnis sobald wie möglich
einen ehrgeizigen Aktionsplan und entsprechende gesetzgeberische
Maßnahmen.

Nicht nur Nichtregierungsorganisationen, auch mehrere
EU-Mitgliedstaaten - darunter Deutschland - sprechen sich
beispielsweise für entwaldungsfreie Lieferketten in der Landwirtschaft
und beim Import von Lebensmitteln aus (Amsterdamer Erklärung 2015).
[jg]



Pressemitteilung

http://www.greenpeace.org/eu-unit/en/Publications/2018/NGO-statement-on-deforestation/

zum Weiterlesen: Kritischer Agrarbericht 2018 (Kapitel 7: Wald)

http://www.kritischer-agrarbericht.de/2018.382.0.html

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2015-naturschutz-biodiversitaet/eu-parlament-stimmt-fuer-neue-waldstrategie/?L=0
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Quelle:

EU-News, 08.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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MELDUNG/349: Albanien plant Flughafenbau im Schutzgebiet (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 2. Februar 2018

Albanien plant Flughafenbau im Schutzgebiet

++ Neuer internationaler Flughafen soll in der Narta-Lagune entstehen
++ Albanisches Parlament hat dem Bauvorhaben gestern zugestimmt ++
EuroNatur und ihre Partner fordern eine seriöse
Umweltverträglichkeitsprüfung ++



In einem offenen Brief [1] fordert Gabriel Schwaderer [2],
Geschäftsführer der internationalen Naturschutzorganisation EuroNatur,
den albanischen Premierminister Edi Rama auf, eine
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach internationalen Standards
durchzuführen. "Wir sind überzeugt, dass eine seriös durchgeführte
Bewertung nur zu dem Schluss kommen kann, dass der geplante Flughafen
mit dem Schutz des Ökosystems Narta-Vjosa unvereinbar ist", schreibt
Gabriel Schwaderer in dem Brief.

Die 42 kmße Narta-Lagune bildet den südlichen Teil des Vjosa-Deltas
[3]. Einer der letzten unverbauten Wildflüsse Europas (außerhalb
Russlands) mündet hier an einem weitestgehend unberührten
Küstenstreifen in die Adria. Das Gebiet spielt eine zentrale Rolle für
den Vogelzug [4] entlang der Adriaküste und ist ein bedeutender
Nahrungsplatz für die bedrohten Krauskopfpelikane [5].

Obwohl die Narta-Lagune Schutzstatus genießt, plant die albanische
Regierung ausgerechnet in diesem Gebiet einen Flughafen bauen zu
lassen, um den Tourismus im Süden des Landes anzukurbeln. Die Arbeiten
an dem naturzerstörerischen Projekt sollen bereits in diesem Jahr
beginnen. "er Bau des Flughafens an diesem Standort hätte eine
irreversible Schädigung des Ökosystems zur Folge" mahnt Gabriel
Schwaderer.

Hintergrundinformation:

• Adria-Zugweg [6]: Die Wasservögel Mittel-, Nord- und Osteuropas
konzentrieren sich besonders auf den sogenannten "Adriatic Flyway",
der quer über den Balkan, die Adria und Süditalien bis nach Nordafrika
führt.

• Die Vjosa [7] gilt als der letzte große Wildfluss Europas
außerhalb Russlands. Ungestört und völlig unverbaut durchfließt sie
unzugängliche Schluchten und Abschnitte mit riesigen Schotterbänken
und Inseln - über fast 270 Kilometer ohne Staudämme von den
Pindusbergen in Griechenland bis in die albanische Adria.

• Die Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas" [8] hat den Schutz
der wertvollsten Flüsse auf dem Balkan zum Ziel. Sie wird von den NGOs
Riverwatch und EuroNatur koordiniert und gemeinsam mit
Partnerorganisationen aus den Balkanländern durchgeführt.



[1] https://www.euronatur.org/fileadmin/docs/projekte/Balkan_Rivers_Blaues_Herz_Europa/180202_Open_Letter_to_Prime_Minister_Edi_Rama_Narta-Vjosa_Protected_Landscape.docx.pdf

[2] https://www.euronatur.org/ueber-euronatur/ueber-uns/wer-wir-sind/gabriel-schwaderer-geschaeftsfuehrung-euronatur/

[3] http://www.balkanrivers.net/de/schwerpunktgebiete/die-vjosa

[4] https://www.euronatur.org/unsere-themen/artenschutz/zugvoegel/kampagne-tatort-adria/geheimnis-adria-zugroute/

[5] https://www.euronatur.org/unsere-themen/artenschutz/zugvoegel/projekte/krauskopfpelikan/

[6] https://www.euronatur.org/unsere-themen/artenschutz/zugvoegel/projekte/adria-zugroute-adriatic-flyway/

[7] http://www.balkanrivers.net/de/schwerpunktgebiete/die-vjosa

[8] http://balkanrivers.net/de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2018

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)
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RECHT/067: Windräder bedrohen Brutplatz seltener Schwarzstörche in Schwedt (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
8. Februar 2018

NABU zieht vor das Oberverwaltungsgericht

Windräder bedrohen Brutplatz seltener Schwarzstörche in Schwedt/Oder



Der NABU Brandenburg wird zum Schutz der seltenen Schwarzstörche vor
das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg gehen. Nahe des
PCK-Geländes in Schwedt/Oder sind Windräder geplant, die den
Lebensraum der Großvögel bedrohen. Der geplante Standort befindet sich
zudem außerhalb eines Windeignungsgebietes.

Das Verwaltungsgericht Potsdam lehnte in seiner Entscheidung vom
Januar 2018 das Eilverfahren ab. Darin hatte der NABU Brandenburg die
Aufhebung der Genehmigung des Landesamtes für Umwelt (LfU) gefordert,
welches die Errichtung von zwei Windkraftanlagen (WKA) in direkter
Nähe zu einem Horst des Schwarzstorches erlaubt. Begründet wurde dies
allein mit rein wirtschaftlichen Interessen. Die Belange des
Naturschutzes blieben völlig unberücksichtigt.

Der Schwarzstorch, der heimlich und zurückgezogen in ungestörten
Wäldern mit alten Bäumen lebt, reagiert selbst bei kleinsten Störungen
sehr sensibel. Schnell gibt er sein Nest auf und sucht sich erst im
nächsten Jahr einen neuen Brutplatz. Kein Wunder, dass dieser große
Vogel mit seinem schillernd schwarzen Gefieder in Brandenburg extrem
selten ist.

Ein in der Vergangenheit regelmäßig genutzter Brutplatz des
Schwarzstorches befindet sich keine 1.500 Meter von den geplanten WKA
entfernt in einem Laubmischwald bei Schwedt/ Oder. In 2017 wechselte
das Brutpaar den Horst und brütete in unmittelbarer Nähe zu dem alten
Horst, in einem benachbarten Waldstück.

Dabei werden auch mit dem neuen Horststandort die Mindestabstände zu
den geplanten WKA unterschritten. Darüber hinaus befinden sich diese
nun im direkten Flugkorridor zwischen dem neuen Horst und den
Nahrungsgebieten. Schwarzstörche zählen zu den schlaggefährdeten
Arten, welche Windrädern nicht ausweichen, da sie diese nicht als
Gefahr erkennen. Mit dem neuen Brutplatz ist die tödliche Kollision
der Tiere mit den Windrädern nahezu vorhersehbar.

"Bei der Erteilung der Genehmigung durch das Landesamt für Umwelt
wurden diese Aspekte nicht berücksichtigt. Vielmehr ist man davon
ausgegangen, dass die auf dem PCK-Gelände existierenden
Regenwasser-Ableitungsgräben, die reich an Kleinfischen und Amphibien
sind, vom Schwarzstorch nicht aufgesucht werden. Allerdings wird diese
Annahme durch Fotos und Beobachtungen von Ornithologen und
PCK-Mitarbeitern widerlegt", so Manuela Brecht, Naturschutzreferentin
beim NABU Brandenburg.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die geplante Errichtung der zwei
Windkraftanlagen außerhalb festgesetzter Windeignungsgebiete. In einem
aufwendigen und langwierigen Abstimmungsverfahren werden durch die
Regionalplanung Regionen und Flächen in Brandenburg festgelegt, welche
für die Installation von Windkraftanlagen vorgesehen sind. Dies dient
in erster Linie dazu, einen 'Wildwuchs' von WKA zu verhindern und
Räume mit hohem Konfliktpotenzial von vornherein auszuschließen. Die
Errichtung von WKA soll in diesen Windeignungsgebieten konzentriert
werden.

Der NABU Brandenburg befürchtet nun eine Aufweichung dieser Regelung.
"Sollte sich ein solches Vorgehen der Windkraftbetreiber etablieren,
könnte es einen negativen Vorbildcharakter haben und möglicherweise zu
einer ungesteuerten Bebauung mit Windrädern führen", vermutet Brecht.

Daher wird der NABU Brandenburg nun in einem weiteren Verfahren vor
dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg alles daransetzen, ein
Urteil zum Schutz der Schwedter Schwarzstörche zu erwirken.

das Thema im web:

https://brandenburg.nabu.de/news/2018/23897.html

 * 
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STANDPUNKT/981: Verkehrswende von unten angehen statt verkehrspolitische Sackgasse zementieren (Changing-Cities)


Changing-Cities - 07.02.2018

Verkehrswende von unten angehen statt verkehrspolitische Sackgasse
zementieren!



Berlin, 07. Februar 2018. Changing Cities, der Trägerverein des
Volksentscheid Fahrrad aus Berlin, ruft Aktive bundesweit auf, die
dringend gebotene Verkehrswende selbst in die Hand zu nehmen. Der
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD verweigert den Menschen in
Deutschland eine zukunftsgerechte Alternative zu Autostaus und
Abgasgiften. Zugleich steuern die Parteien weiter auf die
Klimakatastrophe zu. Allein bürgerschaftliches Engagement mit Mitteln
der direkten Demokratie kann einen Stillstand für die nächsten Jahre
verhindern.

Angesichts einer sich beschleunigenden Klimaerhitzung hat sich
Deutschland im Pariser Klimaabkommen zu einer drastischen Reduzierung
der CO2-Emissionen verpflichtet. Der Verkehrssektor ist der einzige
Wirtschaftszweig in Deutschland, der seit 1990 seine Emissionen nicht
gesenkt, sondern sogar gesteigert hat. Um die Bewohnbarkeit weiter
Teile der Erde zu sichern, muss eine Verkehrswende hier tiefgreifend
umsteuern.

"Wenn CDU/CSU und SPD, wie im Koalitionsvertrag mehrfach geschehen,
Mobilität vor allem als Problem der Automobilwirtschaft begreifen,
dann verhalten sie sich wie Dinosaurier, die die Gefährdung ihrer
Lebensgrundlage nicht wahrhaben wollen", sagt Michael Schulte,
Vorstand von Changing Cites e.V., dem Trägerverein des Volksentscheid
Fahrrad Berlin.

Als Lösungen für den Straßenverkehr werden im vorgelegten
Arbeitsprogramm allein technische Fahrzeugveränderungen wie
Dieselfilter oder der Wechsel der Antriebstechnologie in den Blick
genommen. Die Investitionen in Straßen und Autobahnen sollen wie
bislang geplant fortgeführt werden. Überlegungen zur Vermeidung von
motorisiertem Verkehr finden sich im Entwurf der
Koalitionsvereinbarung nicht. "Eine umfassende Verkehrswende müsste
dagegen mit klaren Zeithorizonten im Etat und in allen Planungen den
umweltfreundlichen Verkehrsmitteln Vorrang einräumen. Dass dem
Autoverkehr trotz verstopfter Straßen, Abgasmanipulationen und
drohenden Fahrverboten weiterhin der größte Anteil im
Bundesverkehrswegeplan eingeräumt wird, lässt sich nur durch
automobilistischen Extremismus erklären", betont Denis Petri von
Changing Cities.

Dem Radverkehr wird im Arbeitsprogramm der neuen Koalition nur eine
untergeordnete Bedeutung zugemessen. Im Abschnitt zur Verkehrspolitik
werden allein billige "Schutzstreifen für Radfahrer außerorts"
erwähnt. Statt einer Kaufprämie für e-Lastenräder wird weiterhin nur
der Umstieg auf neue e-Autos gefördert. Damit ignorieren die
zukünftigen Koalitionspartner den bereits heute sichtbaren Erfolg
neuer richtungsweisender Konzepte für den Wirtschaftsverkehr. Die
Einordnung des Radverkehrs unter dem Abschnitt "Lebenswerte Städte,
attraktive Regionen und bezahlbares Wohnen" verkennt die Bedeutung,
die dem Alltagsradverkehr, auch dem von Pendler*innen und im
Wirtschaftsverkehr, als Schlüssel für intelligente Mobilität zukommt.

"Wenn Mittel für den Radwegebau weiterhin nur als Testlauf verstanden
werden und die überfällige Neuausrichtung der Straßenverkehrsordnung
nur als Prüfauftrag verstanden wird, dann geht das an der
Lebensrealität vieler Menschen vorbei. Das schöne Ziel der Reduzierung
der Verkehrstoten verkommt ohne entschlossenes Handeln zum Feigenblatt
für Marketing", empört sich Marlene Sattler, die Organisatorin der
Mahnwachen für getötete Radfahrerinnen.

Angesichts des drohenden Stillstands in den nächsten Jahren fordert
Changing Cities engagierte Menschen in ganz Deutschland auf, sich
zusammen zu schließen und von unten für ihre Städte und Regionen eine
konsequente Verkehrswende zu erkämpfen.

"Das Programm des rasenden Stillstands von Union und SPD muss allen
klar machen: ohne bürgerschaftliches Engagement jetzt wird die Politik
die nötigen Schritte weder sehen noch gehen. Mit den erfolgreichen
Radentscheiden in Bamberg und Berlin ebenso wie dem neuen Radentscheid
Darmstadt geben selbstbewusste Bürger der in einer Sackgasse
steckenden Verkehrs- und Flächenpolitik neue Orientierung", ermutigt
Stefan Meißner von Changing Cities.



Über Changing Cities e.V.: Changing Cities e.V. ist am 23. Mai 2017
aus Netzwerk Lebenswerte Stadt e.V. umbenannt worden. Das bislang
größte Projekt des Vereins ist der Volksentscheid Fahrrad in Berlin,
mit dem es gelang, die Berliner Verkehrspolitik zu drehen und das
bundesweit erste Mobilitätsgesetz anzustoßen. Changing Cities e.V.
unterstützt landes-und bundesweit Bürgerinitiativen, die sich im
Bereich nachhaltige Verkehrswende und lebenswerte Städte einsetzen mit
Kampagnenwissen oder stößt solche Initiativen an. Changing Cities ist
als gemeinnützig anerkannt. 

Über die Initiative Volksentscheid Fahrrad: Hinter dem
Volksentscheid stehen Engagierte, Mobilitätsexpert*innen,
Demokratie-Retter*innen und Fahrrad-Enthusiast*innen. Viele Verbände,
Unternehmen und Wissenschaftler*innen unterstützten das Anliegen, das
Radverkehrsgesetz (RadG) schnell in Kraft zu setzen. Ziel ist, dass
wir Berlinerinnen und Berliner sicher und entspannt radfahren können;
dafür hat die Initiative das Berliner Radverkehrsgesetz (RadG)
erarbeitet. Nur mit dem RadG kann der Senat dauerhaft verpflichtet
werden, schnell und aktiv eine gute Radinfrastruktur zu schaffen. Der
10-Punkte-Plan des geplanten Gesetzes benennt konkrete Maßnahmen,
jährliche Zielsetzungen und eine Umsetzungsverpflichtung innerhalb von
acht Jahren. 

Der Volksentscheid Fahrrad ist Berlins schnellster
Volksentscheid: Der Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens wurde
innerhalb von nur dreieinhalb Wochen von 105.425 Berlinern
unterschrieben - 7% der Wählerstimmen. Die neue Koalition hat
zugesagt, alle Ziele und Forderungen zu übernehmen, ein
Mobilitätsgesetz auf Basis des RadGesetzes bis Frühjahr 2017 in Kraft
zu setzen und ab 2018 jährlich mehr als 50 Mio. Euro in die Radwege zu
investieren. Über 100 aktive Mitstreiter*innen organisieren sich
selbst durch Online-Projekttools und durch schnelle,
handlungsorientierte Entscheidungsfindung.




Weiterführende Links:

Entwurfsstand der Koalitionsvereinbarung von CDU, SPD und CSU vom 05.
Februar 2018:

http://www.rp-online.de/polopoly_fs/entwurf-des-koalitionsvertrags-als-pdf-dokument-1.7372625.1517927616!file/1.pdf

Pressemitteilung von Changing Cities zum erfolgreichen Radentscheid in
Bamberg vom 31. Januar 2018:

https://changing-cities.org/presse/artikel/volksentscheid-fahrrad-berlin-gratuliert-bamberg-erster-radentscheid-in-deutschland-erfolgreich-bamberg-wird-fahrradstadt.html

Radgesetz der Initiative Volksentscheid Fahrrad Berlin,
Referentenentwurf und Stellungnahme zum Mobilitätsgesetz von
Changing

Cities e.V.: https://volksentscheid-fahrrad.de/de/gesetz/

Diese Pressemitteilung im Online-Bereich:

https://changing-cities.org/presse.html

Informationen zum Volksentscheid Fahrrad:

https://volksentscheid-fahrrad.de

Informationen zu Changing Cities e.V.:

https://changing-cities.org

 * 

Quelle:

Presemitteilung, 07.02.2018
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STELLUNGNAHME/458: Fluglärm - Fremdbestimmte Belastungszunahme (BAW)


BAW Bürgerinitiative
für Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein (BAW) -
Pressemitteilung, 9. Februar 2018

Zum Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD

Fluglärm: Fremdbestimmte Belastungszunahme

BAW: Fluglärmbetroffene sollten den Koalitionsvertrag ablehnen



Der Sprecher der Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein (BAW), Martin Mosel, kritisiert die Vereinbarungen
zum Luftverkehr und Lärmschutz im Entwurf des Koalitionsvertrages von
CDU/CSU und SPD.

"Mit der vorliegenden Übereinkunft wird der bestehende gravierende
Missstand beim Fluglärmschutz zementiert. Es werden die aktuellen
Erkenntnisse der Fluglärm-Folgenforschung in Gänze ignoriert. Das
Ganze liest sich wie ein Positionspapier der Luftverkehrslobby",
konstatiert Mosel die Aussagen der Koalitionsparteien.

Zu den dringenden Aufgaben der neuen Bundesregierung gehört die
ausstehende Evaluierung des Fluglärmschutzgesetzes. "Die
Erwartungshaltung der Betroffenen ist eindeutig: konsequente Regelungen
für mehr aktiven Fluglärmschutz nach der Maxime vermeiden, vermindern
und begrenzen. Die effektivste Maßnahme der Lärmvermeidung ist eine
Reduzierung der Anzahl an Flugbewegungen. Die Belastungsspirale von
Passagierrekorden und Dumping-Ticketpreisen muss durchbrochen werden.
Jeglicher Nachhaltigkeitsansatz bedingt, dass Fliegen einen
verursachergerechten Preis hat. Flugpassagiere müssen sich an den
durch ihr Konsumverhalten entstandenen Lärm- und Klimakosten angemessen
beteiligen. Die Luftverkehrswirtschaft weiter durch Steuerprivilegien
und staatlichen Kostenübernahmen über Gebühr zu entlasten, bewirkt
jedoch genau das Gegenteil. Der Gleichbehandlungsgrundsatz gegenüber
anderen Verkehrsträgern wird auf diese Weise grob verletzt", so Mosel
weiter.

Das Umweltbundesamt hat mit seinem jüngsten Fluglärmbericht dringende
Empfehlungen für besseren Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem
Fluglärm ausgesprochen und in diesem Zusammenhang die konsequente
Umsetzung eines echten Nachtflugverbots von 22 bis 6 Uhr gefordert.
"Zwar sollen die bestehenden wenigen Nachtflugverbote bzw.
Nachtflugbeschränkungen auch unter der neuen Regierung erhalten
bleiben, dieser minimale Schutz reicht nach den heutigen Erkenntnissen
jedoch nicht mehr aus. An den großen Flughafenstandorten in
Deutschland - so auch in Hamburg - sorgen die systematischen Verstöße
gegen die Schutzbestimmungen für immer mehr Flugbewegungen außerhalb
der genehmigten Betriebszeiten. Profiteure dieser Regelverstöße sind
die Fluggesellschaften und die Flughafenbetreiber. Die bestehenden
Entgeltstrukturen entfalten keine hinreichende Schutzwirkung. Außerdem
fließen die Mehreinnahmen in die Portemonnaies der kommerziellen
Betreibergesellschaften. Unsere Forderung ist daher, dass sich die
neue Bundesregierung mit der Umsetzung eines konsequenten
Nachtflugverbotes während der gesetzlich besonders geschützten
Nachtruhe von 22 Uhr bis 6 Uhr befasst. Wirtschaftliche
Partikularinteressen und das bloße Mobilitätsinteresse müssen dem
Anspruch der Bevölkerung auf einen gesunden Schlaf in auskömmlicher
Dauer nachgeordnet werden", fordert Mosel.

Fliegen ist etwa fünf bis sechs Mal so klimaschädlich, wie die Bahn
oder der Bus. Selbst eine Reise mit dem privaten Auto schneidet noch
deutlich besser ab. Mit einem einzigen Hin- und Rückflug nach Mallorca
verbraucht ein Reisender aus Norddeutschland fast sein gesamtes
Jahresbudget an CO2.

"Mit freiwilligen Selbstverpflichtungen und umfassenden Ausnahme- und
Übergangsregelungen wird der erforderliche Beitrag des Luftverkehrs
zum Klimaschutz stark verwässert. Die Klimavereinbarung CORSIA der
Internationalen Zivilluftfahrt Organisation (ICAO) reicht bei Weitem
nicht aus, um den immer weiter zunehmenden Anteil des Luftverkehrs am
Klimawandel abzubremsen. Insofern ist es vorrangige Aufgabe der
Luftverkehrswirtschaft die Entwicklung für klimaverträgliches Fluggerät
mit deutlich lärmärmerer Technologie voranzutreiben und dafür große
Teile ihrer hohen Milliardengewinne einzusetzen. Die Modernisierung der
Flugzeugflotten geht zu langsam voran. Beispielsweise beträgt in
Hamburg - dem angeblichen Innovationszentrum der
Luftverkehrswirtschaft in Deutschland - der Anteil moderner etwas
weniger lauter Flugzeuge wie dem Airbus-Neo oder der
Boeing-Max-Generation weniger als 1 Prozent", gibt Mosel zu bedenken.

Die Koalitionsparteien wollen zwar die Bevölkerung durch
Dialogprozesse über die Entwicklung und Planung an den
Flughafenstandorten informieren. Die echten Beteiligungsrechte der
Betroffenen sollen jedoch stark beschnitten werden. Das bestehende
Verbandsklagerecht soll beschränkt, die Präklusion wiedereingeführt und
zur Verfahrensbeschleunigung das Instrument der einfachen
Plangenehmigung zunehmend genutzt werden.

"Bereits im Jahr 2014 hat der Sachverständigenrat für Umweltfragen
(SRU) in seinem Sondergutachten "Fluglärm reduzieren: Reformbedarf bei
der Planung von Flughäfen und Flugrouten" empfohlen, dass für die
Festlegung von Flugrouten eine grundsätzliche Pflicht zur
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) eingeführt werden sollte. Die
Koalitionsparteien lassen außer Acht, dass bereits heute ein Großteil
der flughafenseitigen Erweiterungen im Wege der einfachen
Plangenehmigungen stattfinden oder stattgefunden haben. Viele der in
der Zukunft vorgesehenen Erweiterungen sind sogar in jahrzehntealten
Planfeststellungen enthalten, deren Basis ein zwischenzeitlich
überholtes Umweltverständnis und veraltetes Umweltrecht ist. So werden
zum Beispiel am Hamburger Verkehrsflughafen mittlerweile 20 Jahre alte
Planfeststellungen aktuell im Wege der einfachen Baugenehmigung
freigegeben und umgesetzt. Dialogprozesse ersetzen nicht die
Beteiligungs- und Einwendungsrechte der Bevölkerung", kritisiert Mosel.

"Bereits heute ist der Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm im
geltenden Luftverkehrsrecht völlig unzureichend geregelt. Der
Sachverständigenrat für Umweltfragen konstatiert in dem angesprochenen
Gutachten zutreffend, dass der "Flugverkehr und Fluglärm vom geltenden
Recht in nicht mehr zeitgemäßer Weise privilegiert" werden und die
"gesetzliche Regelung der Fluglärmproblematik im Luftverkehrsrecht
unterentwickelt" ist. Mit dem nunmehr der Öffentlichkeit vorgelegtem
Koalitionsvertrag dokumentieren die Parteien eindrucksvoll, dass
CDU/CSU und SPD nicht an einer substanziellen Verbesserung des
Fluglärmschutzes interessiert sind. Ich kann daher jedem
fluglärmbetroffenen SPD-Mitglied nur dringend empfehlen bei der
anstehenden Mitgliederbefragung diesen Koalitionsvertrag abzulehnen",
resümiert Mosel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.02.2018

BAW Bürgerinitiative für Fluglärmschutz
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STELLUNGNAHME/457: BUND-Kommentar zum 12-Punkte-Plan gegen die Afrikanische Schweinepest (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 9. Februar 2018

BUND-Kommentar

zur Pressemitteilung des Ministerium für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz

zum 12-Punkte-Plan gegen die Afrikanische Schweinepest

Bestand von Schwarzwild zu reduzieren ist notwendig |
Lebensmitteleinfuhrwege müssen systematisch kontrolliert werden



'Die Afrikanische Schweinegrippe muss aufgehalten werden', so Brigitte
Dahlbender, Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. 'Um eine
Ausbreitung der Seuche zu verhindern, ist es richtig, den
Schwarzwildbestand zu reduzieren. Doch der BUND ist nicht mit allen
Maßnahmen im 12-Punkte-Plan einverstanden.'

Sehr kritisch sieht die BUND-Landeschefin, dass die Schonzeit im März
und April aufgehoben werden soll. 'Die Einführung der Schonzeit im
neuen Jagd- und Wildtiermanagement-Gesetz 2015 war ein großer Erfolg
für den Naturschutz', so Dahlbender. Die Jagdruhe wurde vom
Landesjagdverband und der CDU jedoch immer abgelehnt. 'Nun wird die
Afrikanische Schweinepest vorgeschoben, um die Schonzeit wieder
abzuschaffen. Doch viele Tiere im Wald profitieren von ihr, nicht nur
die Bachen und ihre Frischlinge. Auch Rehe brauchen die Ruhe. Viele
Waldvögel haben im März und April Balz- und Brutzeit. Schon vor 2015
ist der Wildschweinbestand kontinuierlich gestiegen, obwohl es die
Jagdruhe noch nicht gab. Die Abschaffung der Schonzeit wird nicht
weiterhelfen und anderen Tieren im Wald schaden.'

Schutz anderer Tiere im Wald nicht opfern

Auch lehnt es Dahlbender strikt ab, die Jagd in Naturschutzgebieten
grundsätzlich zu erlauben. 'Die Naturschutzgebiete machen nicht einmal
drei Prozent der Fläche Baden-Württembergs aus. Diese kleinen Gebiete
werden sicher nicht zum Einfallstor für die Afrikanische
Schweinepest', so Dahlbender. 'In vielen Schutzgebieten ist die Jagd
ohnehin schon erlaubt. Wo nicht, ist das zum Schutz von besonders
störungsempfindlichen Vogelarten, wie Schwarzstorch und Waldschnepfe.
Diesen Schutz müssen wir bewahren und nicht aus angeblicher Prävention
opfern', so Brigitte Dahlbender.

Maisfelder am Waldrand bieten reichgedeckten Tisch

Dass es den Wildschweinen in Baden-Württemberg so gut geht, hängt auch
mit dem Maisanbau zusammen, der oft bis an den Waldrand heranreicht.
'Die Maisfelder bieten den Wildschweinen einen reichhaltig gedeckten
Tisch. Dadurch vermehren sich die Wildscheine schneller. Daher wäre
ein Mindestabstand von zwanzig Metern zwischen Maisfeld und Waldrand
angebracht', so Brigitte Dahlbender.

Kontrolle der Lebensmitteleinfuhrwege

Damit die Schweinepest erst gar nicht nach Baden-Württemberg kommt,
müssen viel grundlegendere Maßnahmen ergriffen werden. 'Dass
Logistikunternehmen und die Landwirtschaft über die
Einschleppungsgefahr aufgeklärt werden, ist gut', so Dahlbender. 'Was
dem 12-Punkte-Plan von Minister Hauk bislang fehlt, ist ein Konzept
zur frühzeitigen Kontrolle der Lebensmitteleinfuhrwege. Das ist zwar
zeit- und kostenaufwendig, aber das einzige Mittel, damit die
Afrikanische Schweinegrippe erst gar nicht nach Baden-Württemberg
kommt.'

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.02.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/456: Bundesregierung zeigt tödliches Desinteresse an Rechten indigener Völker (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 9. Januar 2018

Naturschutz: Bundesregierung zeigt tödliches Desinteresse an
Rechten indigener Völker

Reaktion der Regierung als "irreführend" und "skandalös" kritisiert



Survival International kritisiert eine Antwort der deutschen
Bundesregierung an den Bundestag als "irreführend" und Ausdruck einer
"skandalösen" Missachtung international anerkannter Menschenrechte.

Die deutsche Regierung hatte angesichts systematischer
Rechtsverletzungen in Naturschutzgebieten im Kongo-Becken Stellung zu
ihrer Beteiligung an dortigen Naturschutzvorhaben nehmen müssen.

Probleme in den Schutzgebieten sind der deutschen Regierung seit
Jahrzehnten bekannt. Dennoch wird in der Antwort der Bundesregierung
nur auf Kenntnisse eines Berichtes von Anfang 2017 verwiesen. Schon
1996 wies Survival International die damalige Entwicklungsbehörde GTZ
auf Rechtsverletzungen in Naturschutzgebieten hin. Ein Bericht der GTZ
von 2006 schilderte detailliert, wie die Gewalt und Vertreibung, die
mit einem Schutzgebiet in Zusammenhang stehen, indigene Völker an der
Rand der Zerstörung drängen. Entwicklungsminister Müller besuchte 2014
einen der betroffenen Parks in der Zentralafrikanischen Republik.

Auf die Frage, wie das für das Bundesentwicklungsministerium (BMZ)
seit 2011 verbindliche Menschenrechts-Konzept umgesetzt wird, wird
lediglich darauf verwiesen, dass die Mehrzahl der Gebiete schon älter
ist und für die anderen Gebiete ein weiteres Konzept entwickelt werden
soll. In Übereinstimmung mit international akzeptierten Standards und
dem Menschenrechts-Konzept müsste das BMZ aber bereits seit Jahren
sicherstellen, dass weitere Unterstützung für die Schutzgebiete an
durchsetzbare Garantien gebunden ist, die Rechte der indigenen
Bevölkerung zu respektieren.

Die Regierung erklärt weiter, dass indigene Völker in Afrika "massiv
diskriminiert" werden, zieht daraus aber den Schluss, dass
"öffentliche Forderungen" nach Umsetzung ihrer Rechte zu Konflikten
führen könnten. Diese Ansicht widerspricht auf skandalöse Weise
internationalen Standards aus der UN-Erklärung zu den Rechten
indigener Völker und der Afrikanischen Charta.

Aus der Antwort der Bundesregierung an die Abgeordnete Eva-Maria
Schreiber und die Fraktion Die Linke geht hervor, dass Deutschland
Schutzgebiete in der Region seit 2005 mit fast einer halbe Milliarde
Euro unterstützt hat. Geld wurde unter anderem für die Erstellung von
Managementplänen der Schutzgebiete und die Gehälter von Parkpersonal
gezahlt.

Experten*innen kritisieren, dass indigene Völker ohne ihre Zustimmung
und unrechtmäßig aus diesen Gebieten vertrieben werden. Ihnen drohen
zudem Misshandlungen durch Parkwächter. Zuletzt hatte die Erschießung
eines Teenagers im Nationalpark Kahuzi-Biega durch Parkwächter für
Schlagzeilen gesorgt.

Stephen Corry, Direktor von Survival International, sagte heute: "Es
reicht nicht sich hinter der Entschuldigung zu verstecken, dass man
machtlos sei, Missbrauch zu stoppen, wenn man Naturschutzprojekte
finanziert, die indigene Rechte verletzen. Die deutsche Regierung
bricht - so wie viele große Naturschutzorganisationen - ihre eigenen
Menschenrechtsrichtlinien, indem sie den Diebstahl von indigenen
Gebieten finanziert, der zu Festnahmen, Schlägen, Folter und dem Tod
von Indigenen führt."

Survival International setzt sich gegen Misshandlungen an indigenen
Völkern im Namen des Naturschutzes ein - für indigene Völker, für die
Natur, für unsere gesamte Menschheit.



Survival International ist die globale Bewegung für die Rechte
indigener Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu
verteidigen, ihr Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu
bestimmen.

Seit 1969 | Büros in Berlin, London, Madrid, Mailand, Paris, San
Francisco

Unterstützer*innen in über 100 Ländern | Alternativer Nobelpreis
1989

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

• Deutschland hat Schutzgebiete im Kongo-Becken seit 2005 mit
fast einer halbe Milliarde Euro unterstützt. Expert*innen kritisieren
Rechtsverletzungen an indigenen Völkern.
(Survival International)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.02.2018

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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STELLUNGNAHME/455: Deutsche Umwelthilfe befürchtet 4 Jahre Stillstand im Umwelt- und Verbraucherschutz (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 7. Februar 2018

Deutsche Umwelthilfe befürchtet vierjährigen Stillstand im Umwelt-
und Verbraucherschutz

Deutsche Umwelthilfe analysiert Koalitionsvertrag auf seine Wirkung
für Umwelt und Klimaschutz: Koalitionspartner zementieren den
umweltpolitischen Stillstand / Die "Saubere Luft" und der Klimaschutz
im Verkehrsbereich werden einer weiteren Förderung von
Dieselfahrzeugen geopfert / GroKo knickt vor den Interessen der
Müll-Lobby ein und verzichtet auf Abfallvermeidung / Rechte von
Verbänden sollen begrenzt und Bürgerbeteiligung zurückgedreht werden



Berlin, 7.2.2018: Mit großer Besorgnis nimmt die Deutsche Umwelthilfe
(DUH) zur Kenntnis, dass die in den letzten Legislaturperioden bereits
nur noch im Schneckentempo verlaufende Umwelt- und
Verbraucherschutzpolitik unter der neuen Koalition droht, endgültig
zum Stillstand zu kommen. Nachdem das Klimaschutzziel 2020 offiziell
begraben wurde, wird auch das Ziel für 2030 mit den vorgesehenen
Maßnahmen nicht zu erreichen sein. Als einen "Offenbarungseid" sieht
die DUH insbesondere das komplette Fehlen ordnungsrechtlicher
Vorschriften im Verkehrsbereich, um die Automobilindustrie zum Verkauf
von spritsparenden und im realen Leben sauberen Fahrzeugen mit
Verbrennungsmotoren zu bewegen. Während der deutsche Steuerzahler viel
Geld für den Schutz der Biologischen Vielfalt in Entwicklungsländern
ausgibt, wird in Deutschland der streng geschützte Wolf zum Abschuss
freigegeben.

"Der gesamte Koalitionsvertrag ist vom mangelhaftem Anspruchsniveau im
Bereich Umwelt- und Verbraucherschutz gekennzeichnet", resümiert
Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH. "Das gesamte
Papier basiert auf Prüfaufträgen und Finanzierungsvorbehalten, mit
denen die notwendigen Entscheidungen zum Klima-, Ressourcen- und
Naturschutz auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben werden", so
Müller-Kraenner weiter. "Der Umweltpolitik in Deutschland drohen vier
weitere bleierne Jahre."

CDU, CSU und SPD scheiterten in ihrem Verhandlungsmarathon daran, sich
auf konkrete Maßnahmen für den Klimaschutz, wie den Kohleausstieg,
mehr Gebäudeeffizienz und CO2-Einsparung im Verkehrssektor zu einigen.
Stattdessen wird die Verantwortung auf Kommissionen ausgelagert. Diese
Verschiebung politischer Entscheidungen in außerparlamentarische
Kommissionen wird aus Sicht der DUH dazu führen, dass über die
kommenden Monate bis Jahre das gesetzliche Handeln im Klimaschutz
weiter auf Eis liegen wird.

"Zum Thema Luftreinhaltung fällt den möglichen Koalitionären nicht
mehr ein, als dass sie keine Fahrverbote wollen. Wo ist die rechtliche
Verpflichtung, für die seit 20 Jahren betrügerisch agierende
Automobilindustrie, die neun Millionen Euro 5 + 6 Betrugs-Diesel mit
einer auch in den Städten funktionierenden Abgasreinigungsanlage auf
Harnstoffbasis nachzurüsten? Und warum lässt die beim Klimaziel 2020
wortbrüchige Große Koalition zu, dass die Autobauer unsere Städte mit
schmutzigen SUVs und neuerdings Edel-Pritschenwagen überfluten? Das
Verkehrskapitel im Koalitionsvertrag zeigt eindrucksvoll, wie BMW,
Daimler und Volkswagen auch weiterhin durchregieren", sagt Jürgen
Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH.

Für äußerst bedenklich hält der Umwelt- und Verbraucherschutzverband,
dass das Thema Abfallvermeidung im Koalitionsvertrag praktisch nicht
stattfindet. Dabei ist Deutschland Europameister beim
Verpackungsabfall. Anstatt das Plastikmüllproblem bereits im Entstehen
durch eine klare Förderung von Mehrwegsystemen, höhere Entgelte und
Abgaben zu lösen, fehlt ein klares Bekenntnis zur Abfallvermeidung und
Mehrwegschutz.

Mit der Vorgabe, europäisches Recht zukünftig nur noch eins zu eins
umzusetzen, verabschieden sich die zukünftigen Koalitionspartner von
der sogenannten deutschen Vorreiterrolle in der Umweltpolitik. Diese
nun auch schriftlich dokumentierte Haltung der Bundesregierung passt
zu den Meldungen der vergangenen Wochen, dass Deutschland seine
europäischen Ziele beim Klimaschutz, beim Ausbau der erneuerbaren
Energien und bei der Verbesserung der Energieeffizienz bis 2020 reißen
wird. Aber nicht einmal eine Eins-zu-eins-Umsetzung des Europarechts
ist sichergestellt. Gegen keinen EU-Mitgliedstaat laufen aktuell so
viele Vertragsverletzungsverfahren wegen Falsch-Umsetzung von
EU-Vorschriften wie gegen Deutschland. Die DUH mahnt an, dass die
nationale Klima- und Ressourcenschutzpolitik weitaus ambitionierter
sein muss, als die europäischen Umweltvorschriften, die häufig nur
einen unzureichenden Kompromiss darstellen. "Die Bundesregierung
kündigt mit dem Koalitionsvertrag schwarz auf weiß und unumwunden an,
dass sie nur noch das Nötigste machen und nicht mehr das Notwendige
vorantreiben wird", so Müller-Kraenner.

"Der Koalitionsvertrag setzt auf unmündige Bürger und möchte
Beteiligungsrechte wie die Verbandsklage weiter beschneiden", moniert
Barbara Metz, Stellvertretende Bundesgeschäftsführerin der DUH. So
soll die Planung und der Bau großer Infrastrukturvorhaben in den
Bereichen Verkehr und Energie durch Einschränkungen des
Verbandsklagerechtes vorangetrieben werden. Die DUH kündet schon jetzt
an, diesen Verstoß gegen die europaweit gültige Arhus-Konvention zum
Informationszugang und der Öffentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren, rechtlich überprüfen zu lassen.

Auch im Natur- und Artenschutz läuft die Bundesregierung offenen Auges
in ihr nächstes europäisches Vertragsverletzungsverfahren. Die
vorgesehene 'letale Entnahme' des europaweit geschützten Wolfes ist
und bleibt ein Verstoß gegen europäisches Artenschutzrecht. "In den
vergangenen hundertsiebzig Jahren kam kein einziger Mensch in
Deutschland außerhalb der Märchenwelt durch einen Wolf körperlich zu
Schaden", sagt Müller-Kraenner.

In den kommenden vier Jahren wird es mehr denn je darauf ankommen,
dass eine wache Zivilgesellschaft den Druck auf die politischen
Entscheidungsträger, im Umwelt- und Klimaschutz endlich zu handeln,
aufrechterhält. Wo die Bundesregierung sich weiterhin weigert,
geltendes nationales und europäisches Recht umzusetzen, bleibt
weiterhin nur der Weg über die Gerichte.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 07.02.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





RESSOURCEN/210: Umwelt - Versorgung und Überleben ... (SB)




Kein Land der Erde ermöglicht seinen Bürgerinnen und Bürgern ein
gesundes, langes und glückliches Leben innerhalb der planetaren
Grenzen. Entweder ist der Ressourcenverbrauch übermäßig oder aber die
Grundbedürfnisse der Menschen werden nicht erfüllt. Das fand eine
Forschergruppe unter anderem von der Universität Leeds bei der
vergleichenden Analyse von 151 Ländern heraus.

Das Vereinigte Königreich oder die USA, die ihren Bevölkerungen ein
gutes Leben böten, müßten den Ressourcenverbrauch zur Befriedigung
der menschlichen Grundbedürfnisse um den Faktor 2 bis 6 reduzieren,
heißt es in der Studie, an der auch das in Berlin ansässige Mercator
Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
beteiligt ist. Auf der anderen Seite verbrauche ein Land wie Sri
Lanka zwar nicht mehr Ressourcen, als der Planet hergebe, aber es
könne wiederum die Grundbedürfnisse der Bevölkerung nicht ausreichend
decken. Die an der Studie Beteiligten, die eine Nähe zu
Postwachstumsideen erkennen lassen, sprechen sich dafür aus, daß
beides zusammenkommt und allen Menschen ein nachhaltiges und sozial
zufriedenstellendes Leben geboten wird.

Als global nachhaltig gilt der Ressourcenverbrauch (oder auch die
Inanspruchnahme von Ressourcen wie die Atmosphäre, in der die
CO2-Emissionen landen) eines Staates dann, wenn alle anderen Staaten
den gleichen Verbrauch haben könnten, ohne daß die Ressourcen der
Erde in absehbarer Zeit erschöpft werden und eine Notlage entsteht.

Bei der im Journal Nature Sustainability [1] veröffentlichten Studie
u. a. von Dr. Daniel O'Neill und Dr. Andrew Fanning, beide vom
Sustainability Research Institute der Universität Leeds, wurden die
Staaten nach sieben Umwelt- und elf Sozialindikatoren untersucht und
in Beziehung zu ihrem Ressourcenverbrauch (abzüglich der Effekte des
internationalen Handels) gesetzt. Erstere bauen auf den "planetaren
Grenzen" (Klimawandel, Landnutzungsänderungen, Trinkwasserverbrauch,
u. a.) auf, die das Stockholm Resilience Centre beschrieben hat und
die besagen, daß ein dauerhaftes Überschreiten einer solchen Grenze
einen katastrophalen Wandel nach sich ziehen würde. Die verwendeten
sozialen Indikatoren (wie Höhe der Lebenserwartung, Zugang zu
Energie, demokratische Mitbestimmung, Zufriedenheit der Bevölkerung,
gesundes Leben bis 65 Jahre und Beseitigung der Armut unterhalb von
1,90 US-Dollar pro Tag) orientieren sich an den 17
UN-Nachhaltigkeitszielen. Den übergreifenden Rahmen der Studie, bei
der planetare Grenzen und soziale Schwellen zusammen untersucht
werden, geht auf die Ökonomin Kate Raworth zurück, die ihren Ansatz
in dem Buch Doughnut Economics (2017) beschrieben hat.

Der ernüchternde Befund: Kein Land kommt auch nur in die Nähe eines
umwelt- und sozialverträglichen Lebens. Die größte Annäherung an das
Ideal stellte die Forschergruppe bei Vietnam fest, das sechs der elf
Sozialindikatoren erfüllt und nur eine der sieben sogenannten
biophysikalischen Grenzen überschreitet, nämlich die CO2-Emissionen.
Auf einer interaktiven Website sind die Daten zu den einzelnen
Ländern abrufbar. [2]

Wenn die mehr als sieben Milliarden Menschen ein gutes Leben
innerhalb der Grenzen unseren Planeten haben sollen, sind "radikale
Veränderungen" notwendig, schreibt Leitautor O'Neill in The
Conversation [3] und führt näher aus: Das mindeste wäre, die
Einkommensungleichheit dramatisch zu verringern und so schnell wie
möglich von fossilen Brennstoffen auf erneuerbare Energien zu
wechseln. Am wichtigsten aber wäre es, wenn reiche Länder wie die USA
und das Vereinigte Königreich ihr Streben nach Wirtschaftswachstum
überwinden, da das nicht länger das Leben der Menschen innerhalb
dieser Länder verbessert, sondern die Menschheit immer näher an die
globale Umweltkatastrophe heranbringt.

Theoretisch gibt die Erde genügend her, damit die Grundbedürfnisse
aller Menschen befriedigt werden könnten, glauben die Autoren. Doch
gelte das nicht mehr für andere soziale Ziele jenseits der
Grundbedürfnisse. Als Beispiele werden Sekundarschulbildung und
gehobener Lebensstil genannt.

In der Untersuchung wird unausgesprochen vorausgesetzt, daß alle
Menschen gleich sind und folglich den gleichen Anspruch an
Überlebenssicherheit und Lebensqualität haben. Nicht berücksichtigt
wird, daß manche Menschen gleicher sind. So sind in Deutschland, dem
Vereinigten Königreich und insbesondere den USA keineswegs die
Grundbedürfnisse aller Einwohnerinnen und Einwohner gedeckt. Rein
rechnerisch wird die Armut innerhalb der reichen Länder unkenntlich
gemacht, weil in ihnen der Wohlstand und das Wohlbefinden
vergleichsweise hoch ist und für statistischen Ausgleich sorgt.

Die Vorstellung, daß allen Menschen ein nachhaltiges und sozial
gesichertes Leben beschert werden könnte, hat etwas Sympathisches.
Jedoch birgt der Versuch, eine offenkundig schlechte Weltgesellschaft
zu verbessern, die Gefahr, daß dabei das Abzulehnende eher noch
verstärkt wird. Berechnungen zum Ressourcenverbrauch eines jeden
Menschen könnten beispielsweise Bestandteil einer gesellschaftlichen
Zuteilungsadministration werden und zum genauen Gegenteil dessen
pervertiert werden, was mit der Studie beabsichtigt wird, nämlich den
Entzug des Zugangs zu bestimmten Ressourcen begründen. Um eine solche
Entwicklung zu verhindern müßte der geforderte "radikale Wandel" wohl
um einiges tiefer greifen, als es eine am Staatsmodell orientierte
Studie zu leisten vermag.


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41893-018-0021-4

[2] https://goodlife.leeds.ac.uk/

[3] https://theconversation.com/is-it-possible-for-everyone-to-live-a-good-life-within-our-planets-limits-91421
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TOUR/7142: Mönchengladbach - Stadt-Touren im Februar 2018


Stadt-Touren im Februar



Auch im neuen Jahr bietet die MGMG wieder eine breite Palette an
Stadt-Touren an. Ob per Bus, per Fahrrad, per Planwagen oder zu Fuß -
ob Thementouren oder Sondertouren zu Karneval, Ostern, zum
Weltkindertag und zu Halloween - für jeden ist die richtige dabei.

Einen ersten Ausblick auf das weit über die Stadtgrenzen hinaus
beliebte Ritterfest Schloss Rheydt, das vom 10. bis 12. August 2018
kleine und große Mittelalterfans wieder zur spannenden Zeitreise
einlädt, bietet die Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und
Diebesgesindel" am Sonntag, dem 18. Februar 2018, die um 15 Uhr
startet. Treffpunkt ist am Parkplatz Geroweiher/Schild "Stadt-Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Beim beliebten Mönchs-Spaziergang, einer Geschichtsstunde der ganz
besonderen Art, führt am Mittwoch, dem 21. Februar 2018 der
geheimnisvolle Mönch wieder durch die abendliche Altstadt und erzählt
dabei von Sagen und Legenden. Der etwa 1,5-stündige Spaziergang
startet um 17 Uhr, Treffpunkt ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild
"Stadt-Touren".

Preise:

Mittelalter-Tour (Erwachsene 8 Euro, Kinder 4 Euro)

Mönchs-Spaziergang (Erwachsene 8 Euro, Kinder 4 Euro)

Alle Preise zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung.

Buchungen:

Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-82 09 80,
www.haupts-reisen.de, Mo-Fr 9-18.30 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Ticket und Info-Service FIRST Reisebüro, Bismarckstraße 23-27, Tel.:
02161-27 41 61, Mo-Fr 9.30 -18.30 Uhr, Sa 10-14 Uhr sowie online unter
 www.stadttouren-mg.de

Alle Touren sind auch individuell zu Wunschterminen buchbar.
Informationen erteilt die Touristikabteilung der Marketing
Gesellschaft Mönchengladbach unter Tel.: 02161-25 24 11.

Einen Überblick über die Stadt-Touren im Jahr 2018 bietet der Flyer
"Auf Touren". Er kann bei der MGMG unter Tel. 02161-25 52411
angefordert oder im Internet unter www.stadttouren-mg.de als pdf
heruntergeladen werden. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Januar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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